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230. Sitzung 

Bonn, Donnerstag, den 23. April 1998 

Beginn: 9.00 Uhr 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Meine Damen und 
Herren, ich eröffne die Sitzung und begrüße Sie alle 
ganz herzlich. 

Gestatten Sie mir, zu sagen: Ich freue mich gerade 
im Hinblick auf den Gegenstand unserer Debatte, 
daß heute ein so schöner Sonnentag ist. Heute ist ein 
guter und wichtiger Tag für Europa und für uns. Ich 
hoffe, wir kommen zu besten Ergebnissen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der F.D.P.) 

Herzlich gratulieren möchte ich unserer Kollegin 
Renate Diemers, die am 8. April ihren 60. Geburtstag 
feierte, 

(Beifall) 

und dem Kollegen Eckart  Kuhlwein, der am 11. April 
ebenfalls seinen 60. Geburtstag beging. Herzlichen 
Glückwunsch von uns allen. 

(Beifall) 

Interfraktionell ist vereinbart worden, die verbun-
dene Tagesordnung um die Ihnen mit einer Zusatz-
punktliste vorgelegten Punkte zu erweitern: 

1. Aktuelle Stunde auf Verlangen der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN 

Haltung der Bundesregierung zu Forderungen, den Soli-
daritätszuschlag vollständig abzuschaffen (In der 229. Sit-
zung bereits erledigt) 

2. Weitere Überweisung im vereinfachten Verfahren (Ergän-
zung zu TOP 14) 

a) Erste Beratung des von der Bundesregierung einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem Protokoll vom 
27. September 1996 zum Übereinkommen über den 
Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen 
Gemeinschaften (EU -Bestechungsgesetz - EUBestG) 
- Drucksache 13/10424- 

b) Erste Beratung des von der Bundesregierung einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem Überein-
kommen vom 16. Juli 1995 über den Schutz der finan-
ziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften 
(EG -Finanzschutzgesetz - EGFinSchG) - Drucksache 
13/10425 - 

c) Erste Beratung des von der Bundesregierung einge-
brachten Entwurf eines Gesetzes zu dem Übereinkom-
men vom 31. Januar 1995 über den unerlaubten Ver

-

kehr auf See zur Durchführung des Artikels 17 des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen den 
unerlaubten Verkehr mit Suchtstoffen und psychotro-
pen Stoffen - Drucksache 13/10426- 

d) Erste Beratung des von der Bundesregierung einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem Übereinkom-
men vom 27. September 1996 über die Auslieferung 
zwischen den Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
- Drucksache 13/10427- 

e) Erste Beratung des von der Bundesregierung einge-
brachten Entwurfs eines Gesetzes zu dem Übereinkom-
men vom 17. Dezember 1997 über die Bekämpfung der 
Bestechung ausländischer Amtsträger im internationalen 
Geschäftsverkehr (Gesetz zur Bekämpfung internatio-
naler Bestechung - IntBestG) - Drucksache 13/10428 - 

f) Erste Beratung des von der Bundesregierung einge-
brachten Entwurfs eines Zweiten Gesetzes zur Ände-
rung schadensersatzrechtlicher Vorschriften (Zweites 
Schadensersatzrechtsänderungsgesetz - 2. SchadÄndG) 
- Drucksache 13/10435- 

g) Beratung des Antrags der Abgeordneten Winfried 
Nachtwei, Angelika Beer, Ch ristian Sterzing, Annelie 
Buntenbach und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN: Traditionspflege der Bundeswehr - Drucksache 
13/10279 - 

3. Aktuelle Stunde auf Verlangen der Fraktion der SPD: Hal-
tung der Bundesregierung zum Abrechnungsverhalten von 
Vertragszahnärzten 

4. Beratung des Antrags der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P.: Attraktivität deutscher Hochschulen für ausländi-
sche Studierende - Drucksache 13/10451- 

Von der Frist für den Beginn der Beratung soll - so-
weit erforderlich - abgewichen werden. 

Außerdem mache ich auf eine nachträgliche Aus-
schußüberweisung im Anhang zur Zusatzpunktliste 
aufmerksam: 

Der in der 219. Sitzung des Deutschen Bundesta-
ges überwiesene nachfolgende Antrag soll dem Aus-
schuß für die Angelegenheiten der Europäischen 
Union zur Mitberatung überwiesen werden. 

Antrag der Abgeordneten E rika Steinbach, Dr. Klaus-Dieter 
Uelhoff, Dr. Rupert Scholz, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der CDU/CSU sowie der Abgeordneten Ina 
Albowitz, Uwe Lühr, Cornelia Schmalz-Jacobsen, weiterer 
Abgeordneter und der Fraktion der F.D.P. 
Innerstaatliche Kulturpolitik - Drucksache 13/8625 - 

Sind  Sie damit einverstanden? - Das ist der Fa ll . 
Dann verfahren wir so. 
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Ich rufe den Tagesordnungspunkt 3 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 

- zu der Unterrichtung durch die Bundes-
regierung 

Beschluß der Bundesregierung zur Festle-
gung des Teilnehmerkreises an der Dritten 
Stufe der Europäischen Wirtschafts- und 
Währungsunion 

und 

Ersuchen der Bundesregierung 
- zu der Unterrichtung durch die Bundes-

regierung 

Zweiter Bericht des Arbeitsstabes Euro-
päische Wirtschafts- und Währungsunion 
des Bundesministeriums der Finanzen und 
der Bundesministerien (AS WWU) vom 
27. März 1998 

Einführung des Euro in Gesetzgebung und 
öffentlicher Verwaltung 

-Drucksachen 13/10250, 13/10251, 13/10450 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Friedrich Merz 
Reinhard Schultz (Everswinkel) 
Kristin Heyne 
Gisela Frick 
Dr. Barbara Höll 

Es liegen Entschließungsanträge der Fraktionen 
der SPD und Bündnis 90/Die Grünen sowie der 
Gruppe der PDS vor. 

Ich weise darauf hin, daß wir im Anschluß an die 
Aussprache über die Beschlußempfehlung nament-
lich abstimmen werden. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung sind 
für die Aussprache sieben Stunden vorgesehen. - 
Dazu höre ich keinen Widerspruch. Wir verfahren so. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat der Bun-
desminister der Finanzen, Dr. Theodor Waigel. 

Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der Finanzen: 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine Damen und 
Herren! Mit der Abstimmung über den gemeinsamen 
Entschließungsantrag der Fraktionen zum Übergang 
zur Dritten Stufe der Wirtschafts- und Währungs-
union trifft der Deutsche Bundestag heute eine rich-
tungsweisende Entscheidung. Sie ist von geschichtli-
cher Bedeutung, zweifellos die wichtigste in dieser 
Legislaturpe riode. Es ist eine Entscheidung, die weit 
in die Zukunft unseres Landes und Europas hinein-
reicht. 

Die Einführung einer gemeinsamen europäischen 
Währung ist nicht nur ein wichtiger Schritt zur Voll-
endung des Binnenmarktes; sie ist nicht nur eine 
Notwendigkeit im Zeichen der Globalisierung und 
zunehmender internationaler Standortkonkurrenz. 
Sie ist eine Entscheidung, die über das rein Wirt

-schaftliche und Monetäre hinausgeht. Sie ist vor 
allem Ausdruck gemeinsamer wi rtschaftlicher und 

politischer Überzeugung und damit auch ein Symbol 
für gemeinsame kulturelle Wurzeln. 

Eine Idee, die fast so alt wie die Europäische Ge-
meinschaft selbst ist, wird jetzt Wirk lichkeit. Vor 
mehr als 40 Jahren, bei der Gründung der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft, war sie nur eine 
Hoffnung von wenigen. Diese Hoffnung wird heute 
wahr. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Seit dem 25. März 1998 liegen mit den Konver-
genzberichten der Europäischen Kommission und 
des Europäischen Währungsinstituts die nach dem 
Vertrag vorgesehenen Entscheidungsgrundlagen auf 
dem Tisch. Am 27. März hat die Deutsche Bundes-
bank ihre Stellungnahme zur Konvergenzentwick-
lung veröffentlicht. Die Kommission empfiehlt dem 
Rat, zu bestätigen, daß elf Mitgliedstaaten die Vor-
aussetzungen für die Einführung des Euro erfüllen. 
Die Ausnahmen sind Griechenland, Großbritannien, 
Schweden und Dänemark. Die drei letztgenannten 
Länder haben politisch entschieden, der Währungs-
union zunächst noch nicht beizutreten. 

Auf Basis dieser Analysen und ihrer eigenen Be-
wertung beabsichtigt die Bundesregierung, bei der 
endgültigen Entscheidung Anfang Mai den Empfeh-
lungen der Kommission zu folgen, und zwar unter 
Würdigung des Berichts des Europäischen Wäh-
rungsinstituts und der Stellungnahme der Deutschen 
Bundesbank. In ihrem Beschluß hierzu hat die Bun-
desregierung nochmals erklärt, sie werde weiterhin 
die vom Vertrag von Maastricht geforderte Nachhal-
tigkeit der erreichten Konvergenz nachdrücklich ver-
treten und ihr besondere Aufmerksamkeit widmen. 
Diese Dokumente sind in den letzten Tagen und Wo-
chen ausführlich und intensiv in den parlamentari-
schen Gremien beraten worden. Jetzt muß die Ent-
scheidung getroffen werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Der diesem Hohen Hause heute zur Abstimmung 
vorliegende Entschließungsantrag der Fraktionen 
befürwortet den Übergang zur Dritten Stufe der Wi rt

-schafts- und Währungsunion. Ich hoffe, daß dieser 
Antrag mit einer großen Mehrheit angenommen wird 
und der Bundesrat morgen ebenfalls seine volle Zu-
stimmung gibt. 

Die vorgelegten Konvergenzberichte bestätigen: In 
Europa hat sich eine breite Stabilitätskultur entwik-
kelt. Der Preisanstieg ist auf einen historischen Tief-
stand gesunken. Die durchschnittliche Inflationsrate 
in der Europäischen Union lag im letzten Jahr bei nur 
noch 1,6 Prozent. Zu Beginn der 80er Jahre waren es 
noch rund 13 Prozent. Damit ist nach Ansicht vieler 
Experten praktisch Preisstabilität erreicht. Viele Kriti-
ker, auch auf wissenschaftlicher Seite, haben dies 
noch vor einigen Jahren für unmöglich gehalten. Ich 
denke hier zum Beispiel an die Stellungnahme von 
60 Wirtschaftswissenschaftlern vom Juni 1992. Sie 
haben damals den Stabilitätswillen in der Europäi-
schen Union völlig unterschätzt. 

Die auf Preisstabilität gerichtete Geldpolitik der 
europäischen Notenbanken, aber auch die Fo rt- 
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schritte bei der Haushaltskonsolidierung haben auf 
den Kapitalmärkten zu historisch niedrigen Zinsen 
geführt. Die Finanzierung von Investitionen - uner-
läßlich für mehr Wachstum und Beschäftigung - wird 
dadurch erheblich erleichtert. Zahlreiche - auch 
selbsternannte - Experten haben im Vorfeld der 
Währungsunion dramatisch steigende Zinsen erwar-
tet. Das Gegenteil ist der Fall: Wir haben die niedrig-
sten Zinsen seit Bestehen der Bundesrepublik 
Deutschland. Was an der Preisfront und im Zinsbe-
reich erreicht wurde, ist eine großartige Erfolgsge-
schichte deutscher Finanzpolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Der Euro hat damit schon heute auch das wichtig-
ste Plus der D-Mark, nämlich das Vertrauen der 
Märkte. Dies wird auch in Zukunft so sein. Dafür ste-
hen wir ein. Umgekehrt ist nicht auszuschließen, daß 
Länder, die nicht an der Stabilitätszone teilnehmen, 
an den Kapitalmärkten höhere Zinsen bezahlen wer-
den, weil sich das Wechselkursrisiko in einem Zins-
zuschlag niederschlägt. 

Die Währungen aller elf Teilnehmerkandidaten 
sind im Wechselkursmechanismus des EWS stabil 
aneinander gebunden. Das gilt auch für die Finn-
mark und die Lira, obwohl diese beiden Währungen 
dem Wechselkursmechanismus nicht volle zwei 
Jahre angehörten. 

Trotz der Spannungen an den Finanzmärkten auf 
Grund der Asien-Krise wurde die Stabilität im EWS 
nicht beeinträchtigt. Was hat man alles für das erste 
Halbjahr 1998 und für die Tage und Wochen vor den 
Entscheidungen vorausgesagt! 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Wohl 
wahr!) 

Nichts dergleichen ist eingetreten, im Gegenteil: 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Sehr 
richtig!) 

Wir erleben eine Stabilität und eine großartige Ent-
wicklung, wie wir sie noch nie in Europa und in 
Deutschland hatten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Entscheidende Erfolge sind auch beim Abbau der 
Haushaltsdefizite erzielt worden. Den Referenzwert 
für das öffentliche Haushaltsdefizit in Höhe von 3 Pro-
zent des Bruttoinlandsprodukts hat 1997 mit Aus-
nahme von Griechenland kein Mitgliedstaat über-
schritten. Im EU-Durchschnitt fiel die Neuverschul-
dung von 6,12 Prozent 1993 über 4,2 Prozent 1996 
auf 2,4 Prozent im letzten Jahr. In Luxemburg, erst-
mals in Dänemark und in Irland waren sogar Haus-
haltsüberschüsse zu verzeichnen. In Deutschland 
konnte das öffentliche Defizit 1997 auf 2,7 Prozent 
des BIP zurückgeführt werden, und das trotz Zusatz-
belastungen allein für den Bund in einer Größenord-
nung von 30 Milliarden DM. 1996 lag es noch bei 
3,4 Prozent. Dieser Erfolg der deutschen Finanzpoli-
tik wird inzwischen auch von Kritikern anerkannt. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Wie die Prognosen der Kommission für die öffentli-
che Neuverschuldung 1998 und 1999 zeigen, wird 
der Konsolidierungskurs in Europa weiter fortgesetzt. 
Für Deutschland rechnen wir und die Kommission 
mit einem Defizit von 2,5 Prozent des BIP. Kommis-
sion, EWI und Bundesbank weisen mit Recht in ihren 
Analysen kritisch auch auf die Rolle der sogenannten 
Einmalmaßnahmen bei der Haushaltskonsolidierung 
im Jahr 1997 hin. Auch in dem vorliegenden Ent-
schließungsantrag wird darauf Bezug genommen. 

Erlauben Sie mir deshalb die folgenden Anmer-
kungen. Einmalmaßnahmen sind unter ordnungspo-
litischen Gesichtspunkten oftmals ausdrücklich er-
wünscht und notwendig. Sie sind ein Teil einer nor-
malen, sparsamen Haushaltsführung. Hierzu zähle 
ich zum Beispiel Grundstücksverkäufe, die wir be-
reits seit 15 Jahren tätigen und natürlich auch weiter-
hin tätigen werden. Es ist sicherlich besser, ein 
Grundstück, das der Bund oder eine Gemeinde nicht 
benötigt, abzugeben, um zum Beispiel die Ansied-
lung eines Unternehmens und damit die Schaffung 
von Arbeitsplätzen zu ermöglichen. Deswegen gibt 
es daran überhaupt nichts Kritikwürdiges. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Es ist aber auch richtig: Eine dauerhafte Senkung 
des Staatsdefizits erfordert in erster Linie strukturelle 
Reformen. Einmalmaßnahmen sind aber manchmal 
eine notwendige finanzpolitische Brücke, bis diese 
Reformen greifen. Die nicht erst im Jahre 1997, son-
dern bereits seit einigen Jahren zu beobachtende 
Rückführung der öffentlichen Neuverschuldung 
zeigt: Insgesamt kann an der Dauerhaftigkeit der 
Konvergenzanstrengungen kein Zweifel bestehen. 

Während die Erfolge beim Defizitabbau unbestreit-
bar sind, läßt sich dies vom Schuldenstand nur mit 
Einschränkungen sagen. Der Referenzwert in Höhe 
von 60 Prozent des BIP wurde im letzten Jahr nur von 
Finnland, Frankreich, Großbritannien und Luxem-
burg unterschritten. In einigen anderen Ländern lag 
die Schuldenstandsquote zwischen 60 und 70 Pro-
zent. In Deutschland war die Überschreitung mit 
61,3 Prozent am geringsten. Kommission und EWI er-
kennen ausdrücklich an: In der deutschen Schulden

-

quote von 61,3 Prozent schlagen sich insbesondere 
die erheblichen Sonderbelastungen durch die deut-
sche Wiedervereinigung in den letzten Jahren nie-
der. So hat sich allein die Schuldenübernahme des 
Erblastentilgungsfonds mit rund 10 zusätzlichen Pro-
zentpunkten ausgewirkt. Weitere knapp 3 Prozent-
punkte sind auf Schuldenerleichterungen zugunsten 
unserer östlichen Nachbarländer und auf die Über-
nahme von Verbindlichkeiten in Zusammenhang mit 
der Privatisierung der Deutschen Bundesbahn zu-
rückzuführen. Ohne diese Sondermaßnahmen lägen 
wir unter 50 Prozent. 

Besonders unbefriedigend sind nach Ansicht des 
EWI und der Bundesbank die nach wie vor hohen 
Schuldenstände in Italien und Belgien von jeweils 
rund 122 Prozent. Die Bundesregierung nimmt diese 
Besorgnisse ernst. Sie hat dies in ihrem Konvergenz-
bericht klar und deutlich gesagt; nichts wurde be-
schönigt. Sie hat auch festgestellt: Die Konsolidie-
rungspolitik muß generell in den meisten Mitglieds- 
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ländern fortgesetzt und in Ländern mit hohem Schul-
denstand intensiviert werden. 

Mit dem von mir vorgeschlagenen Stabilitäts - und 
Wachstumspakt haben wir hierfür einen verläßli-
chen, rechtlich verbindlichen Rahmen geschaffen. 
Die Mitgliedstaaten haben sich verpflichtet, übermä-
ßige Defizite zu vermeiden und mittelfristig nahezu 
ausgeglichene Haushalte oder Haushaltsüberschüsse 
zu erzielen. Das ist keine Illusion, wie das Beispiel ei-
niger Länder bereits heute zeigt. Im Jahre 1998 wer-
den es fünf Länder sein, die einen Haushaltsüber-
schuß vorweisen können. 

Die Konsolidierungsfortschritte werden im Rahmen 
von Stabilitätsprogrammen überwacht, die jedes 
Land gemäß Stabilitätspakt jährlich vorzulegen hat. 
In diesen Programmen muß die Haushaltsentwick-
lung der kommenden Jahre offengelegt werden. Wo 
nötig, wird der Rat Empfehlungen aussprechen oder 
als letztes, aber notfalls schnell einzusetzendes Mittel 
fühlbare Sanktionen zur Korrektur etwaiger Fehlent-
wicklungen verhängen. 

Zur Bekräftigung dieses finanzpolitischen Kurses 
habe ich beim informellen Ecofin am 21. März 1998 
in York meinen Finanzministerkollegen eine beson-
dere Erklärung zur Fortsetzung der Haushaltskonso-
lidierung in der Währungsunion vorgeschlagen. 
Dazu gehören folgende Ansätze: Die Haushaltsent-
wicklungen im Jahre 1998 sollten streng überprüft 
werden. Ungünstigere Haushaltsentwicklungen wer-
den umgehend korrigiert. Die Haushaltsentwürfe für 
1999 sollten frühzeitig auf Gemeinschaftsebene ge-
prüft werden, um sicherzustellen, daß sie mit den 
Konvergenzprogrammen und dem Stabilitäts- und 
Wachstumspakt vereinbar sind. Die Teilnehmer an 
der Wirtschafts- und Währungsunion verhalten sich 
ab sofort so, als wäre der Stabilitäts- und Wachstums-
pakt bereits wirksam. Länder mit sehr hohem Schul-
denstand müssen verstärkte Anstrengungen unter-
nehmen, um den Schuldenstand schnell auf ein trag-
fähiges Niveau zurückzuführen. 

(Beifall des Abg. Dr. Peter Ramsauer [CDU/ 
CSU]) 

Dies erfordert frühzeitig einen ausgeglichenen Haus-
halt oder Haushaltsüberschüsse. Der Anteil der kurz-
fristigen Schulden an der Gesamtverschuldung 
sollte, wo erforderlich, reduziert werden. 

In diesem Zusammenhang habe ich gleichzeitig 
noch einmal klargestellt: Jedes Land haftet allein für 
seine Schulden. Es wird in der Währungsunion keine 
zusätzlichen Finanztransfers geben. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Haftungsübernahmen seitens der Gemeinschaft oder 
anderer Teilnehmerländer sind ausgeschlossen. 

Diese Vorschläge sind von vielen Mitgliedstaaten 
und vom Kommissionspräsidenten Santer positiv auf-
genommen worden. In der Tat sind gesunde Staatsfi-
nanzen kein ausschließlich deutsches Anliegen; der 
Konsolidierungswille in allen europäischen Ländern 
zeugt davon und legt davon ein beredtes Zeugnis ab. 
Darin liegt auch keine zusätzliche Beschneidung des 

Budgetrechts der nationalen Parlamente. Vielmehr 
geht es um die Bekräftigung der bestehenden ge-
meinschaftsrechtlichen Verpflichtungen aus dem 
Maastricht-Vertrag und dem Stabilitäts- und Wachs-
tumspakt. 

All dies, meine Damen und Herren, liegt im ureige-
nen Interesse aller Mitgliedstaaten, die den Euro ein-
führen. In Verbindung mit den notwendigen Struk-
turreformen auf den Güter-, Arbeits- und Kapital-
märkten sind gesunde Staatsfinanzen eine wichtige 
Voraussetzung für mehr Wachstum und Beschäfti-
gung. Es gibt keinen Widerspruch zwischen finanz-
politischer Stabilität und wirtschaftlichem Wachstum. 
Ich bin zuversichtlich, daß wir bis zur Festlegung des 
Teilnehmerkreises Anfang Mai eine entsprechende 
Erklärung verabschieden können. 

Die besonders angesprochenen Länder wissen, 
was auf dem Spiel steht, und sie sind sich ihrer Ver-
antwortung bewußt. Belgien hat sich im Rahmen sei-
nes Konvergenzprogramms verpflichtet, in seinem 
Haushalt einen Primärüberschuß, das heißt einen 
Überschuß, der sich im Haushalt ohne Zinszahlun-
gen ergeben würde, in Höhe von 6 Prozent des BIP 
auf mittlere Sicht aufrechtzuerhalten, um den Schul-
denstand auf den Referenzwert von 60 Prozent zu-
rückzuführen. Die Aufrechterhaltung eines Primär-
überschusses von 6 Prozent bedeutet dauerhaft er-
hebliche Konsolidierungsanstrengungen. Das wird 
klar, wenn man sich den Primärüberschuß des öffent-
lichen Gesamthaushalts in Deutschland anschaut. Er 
liegt mit 1,1 Prozent auch unter Berücksichtigung 
unseres geringeren Schuldenstandes deutlich niedri-
ger. 

Die italienische Regierung hat am 17. April 1998 
ihre mittelfristige Finanzplanung von 1999 bis zum 
Jahre 2001 verabschiedet. Die Haushaltsausschüsse 
beider Kammern des Parlaments werden voraussicht-
lich am 29. und 30. April 1998 die Grundzüge dieser 
Planung billigen. Danach soll bereits innerhalb der 
nächsten drei Jahre, also bis 2001, das Haushaltsdefi-
zit schrittweise auf 1 Prozent des BIP und der Schul-
denstand auf 107 Prozent des BIP zurückgeführt wer-
den. Die italienische Regierung hat angekündigt, 
sich zu verpflichten, im Jahr 2003 den Schuldenstand 
auf unter 100 Prozent des BIP zurückzuführen. Dies 
sind sehr ernst zu nehmende Absichten, die ich sehr 
begrüße und zu denen ich Ministerpräsident Prodi 
und Schatzminister Ciampi nur ermutigen und be-
glückwünschen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, der Euro ist kein Aben-
teuer; aber in jedem Projekt stecken Risiken. Wir ha-
ben sie von Anfang an gekannt, und wir haben ent-
sprechend gehandelt. Die Risiken sind beherrschbar. 
Das weiß jeder, der den Vertrag von Maast richt liest 
und die ergänzenden Beschlüsse dazu kennt, insbe-
sondere den Stabilitäts- und Wachstumspakt. Ich 
empfehle allen dringend nochmals die Lektüre des 
Vertrages und der ihn konkretisierenden Regelun-
gen. 
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In seinem Urteil vom Oktober 1993 zum Vertrag 
von Maastricht hat das Bundesverfassungsgericht 
ausdrücklich anerkannt: 

Die Währungsunion ist als Stabilitätsgemein-
schaft konzipiert, die vorrangig die Preisstabilität 
zu gewährleisten hat. 

Es hat mich deshalb auch nicht überrascht, daß das 
Bundesverfassungsgericht kürzlich die Verfassungs-
beschwerde von vier Kritikern einstimmig als „offen-
sichtlich unbegründet" zurückgewiesen hat. Feh-
lende Substanz kann auch mit großem publizisti-
schen Aufwand nicht ersetzt oder hergestellt wer-
den. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und 
der SPD) 

Im Vertrag von Maastricht konnten wir die Unab-
hängigkeit der Europäischen Zentralbank völker-
rechtlich verankern. Das gleiche gilt für ihren Auf-
trag. Die EZB ist vorrangig der Sicherung der Preis-
stabilität verpflichtet. Deshalb ist ihr auch die Ge-
währung von Krediten zur Finanzierung von Haus-
haltsdefiziten ausdrücklich untersagt. In der Wäh-
rungsunion bestimmt allein die EZB über die Knapp-
heit und damit über den Wert des neuen Geldes. Mit 
dem Haushaltsüberwachungsverfahren nach 
Art. 104 c des EG-Vertrages und dem darauf aufbau-
enden Stabilitäts- und Wachstumspakt wird die Sta-
bilität des Euro auch von der finanzpolitischen Seite 
her wirksam abgesichert. 

Die Vorrangigkeit der Stabilität wird auch durch 
das neue Beschäftigungskapitel des Vertrages von 
Amsterdam nicht in Frage gestellt. Der neue Titel 
„Beschäftigung" zielt auf die Festlegung beschäfti-
gungspolitischer Leitlinien. Diese müssen mit den so-
genannten Grundzügen der Wirtschaftspolitik ver-
einbar sein. In deren Mittelpunkt stehen aber Stabili-
tät, gesunde Staatsfinanzen und Strukturreformen 
auf Güter- und Arbeitsmärkten. 

Ich wiederhole: Es besteht kein inhaltlicher Kon-
flikt mit dem Stabilitäts- und Wachstumspakt. Der 
Pakt wird gerade durch Sicherstellung gesunder 
Staatsfinanzen mehr Wachstum und Beschäftigung 
ermöglichen. Dieser positive Zusammenhang zwi-
schen Abbau des Staatsdefizits, verbunden mit 
Strukturreformen, und Abbau der Arbeitslosigkeit, 
wird im Konvergenzbericht des EWI eindrucksvoll 
durch Zahlen untermauert. 

So hat zum Beispiel Dänemark das öffentliche De-
fizit von 2,8 Prozent des BIP im Jahr 1994 kontinuier-
lich abgebaut bis hin zu einem Überschuß von 
0,7 Prozent im Jahre 1997. Gleichzeitig fiel während 
dieses Zeitraums die Arbeitslosenquote von 12,2 Pro-
zent auf 7,8 Prozent. Ähnliche Entwicklungen sind 
zum Beispiel auch für Großbritannien, Irland und die 
Niederlande zu verzeichnen. 

Damit ist empirisch die These vieler widerlegt, 
strikte Haushaltskonsolidierung und Abbau der Ar-
beitslosigkeit schlössen sich aus. Die permanente Be-
hauptung, durch Konsolidierung entstünden keine 

Arbeitsplätze, Konsolidierung verhindere Arbeits-
plätze, ist definitiv und empirisch falsch. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Im übrigen ist das Ziel gesunder öffentlicher Finan-
zen im Vertrag eindeutig ausformuliert. In Art. 104 c 
Abs. 1 heißt es ausdrücklich: „Die Mitgliedstaaten 
vermeiden übermäßige öffentliche Defizite. " Dies 
wird durch den Pakt in rechtlich verbindlicher Form 
weiter konkretisiert. Die Ausnahmen von der 3-Pro-
zent-Defizit-Regel werden dabei klar definie rt . Der 
Pakt kann deshalb weder durch beschäftigungspoli-
tische Maßnahmen noch durch andere ausgabewirk-
same Initiativen unterlaufen werden. 

Auch in der Währungsunion bleiben entsprechend 
dem Subsidiaritätsprinzip die einzelnen Mitglied-
staaten für Wachstum und Beschäftigung selber ver-
antwortlich. In diesem Zusammenhang möchte ich 
klarstellen: Wer sich für die Teilnahme an der Wäh-
rungsunion qualifiziert, kann nicht mit fortgesetzten 
Transfers aus dem Kohäsionsfonds rechnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P. und der SPD) 

Die Bundesregierung wird diese Auffassung im Rah-
men der anstehenden Beratungen klar zum Aus-
druck bringen. 

Insgesamt lautet daher mein Fazit: Der Eintritt in 
die Währungsunion mit den vorgeschlagenen elf Mit-
gliedstaaten ist stabilitätspolitisch vertretbar. Mehr 
noch: Es ist der richtige Schritt zum richtigen Zeit-
punkt. Die Währungsunion ist die Brücke zum 
21. Jahrhundert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das ist übrigens nicht nur die Meinung der Euro-
päer. Beim kürzlichen Treffen der  G -7-Finanzmini-
ster in Washington hat sich gezeigt: Auch in den Ver-
einigten Staaten und in anderen wichtigen Ländern 
wird der Euro heute positiv eingeschätzt. Erstmals 
kommt im G-7-Kommuniqué die Erwartung einer 
stabilen europäischen Währungsunion deutlich zum 
Ausdruck. 

Wir können und müssen deshalb den Schritt in die 
Währungsunion um unserer eigenen Zukunft willen 
jetzt tun. Die Zeit für die Währungsunion ist reif. Sie 
ist keine „kränkelnde Frühgeburt", wie Gerhard 
Schröder behauptet - übrigens im Gegensatz zu vie-
len Genossen in seiner eigenen Partei. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Wir geben die D-Mark nicht auf, sondern setzen 
ihre Erfolgsgeschichte auf der europäischen Ebene 
fort . Das Projekt Währungsunion wurde über viele 
Jahre unter maßgeblichem deutschen Einfluß sorg-
fältig vorbereitet. Was viele noch vor wenigen Jahren 
als Illusion abgetan haben, ist uns gelungen. Wir ha-
ben unsere Philosophie der Geld-, Wirtschafts- und 
Finanzpolitik in Europa verankert. Der Euro wird so 
zur historischen Chance, die Vorteile der D-Mark un-
ter den Bedingungen des 21. Jahrhunderts für uns zu 
erhalten. 
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Jetzt müssen wir das in der Währungsunion lie-
gende Potential für mehr Flexibilität, mehr Wachs-
tum und Beschäftigung entschlossen nutzen. Dies 
gilt gerade für ein stark exportorientiertes Land, wie 
wir es sind. Ein Viertel unseres Sozialprodukts ent-
steht im Export . Jeder vierte Arbeitsplatz in Deutsch-
land hängt vom Export ab. 60 Prozent unseres Au-
ßenhandels wickeln wir mit unseren Nachbarn in der 
EU ab. 

Aus dem Wegfall des Wechselkursrisikos werden 
nicht nur Großunternehmen Vorteile schöpfen. Ins-
besondere unserer mittelständischen Wirtschaft wird 
die einheitliche Währung helfen, Europa als Absatz-  
und Beschaffungsmarkt zu erschließen. Mittelständi-
sche Firmen werden aber auch als Zulieferer großer 
Unternehmen gewinnen. 

Mit der Währungsunion entsteht zugleich einer der 
größten Finanzmärkte der Welt. Für Anleger und 
Investoren wird sich das Angebot an Anlage- und 
Finanzierungsmöglichkeiten verbessern und trans-
parenter darstellen. Dies eröffnet Potential für wei-
tere Zinsrückgänge. Die Finanzierung von Investitio-
nen wird dadurch erleichtert. 

Außenwirtschaftliche Störeinflüsse wie Wechsel-
kursverwerfungen werden an Bedeutung verlieren, 
weil die Außenhandelsintensität des Euro-Raumes 
deutlich geringer sein wird. Schließlich kann Lohn-
moderation nicht mehr - wie in Deutschland noch vor 
wenigen Jahren - durch Aufwertungen der D-Mark 
konterkariert werden. 

Meine Damen und Herren, die Chancen, die wir in 
der Währungsunion sehen, bestehen genauso für un-
sere europäischen Nachbarn. Um sie voll auszu-
schöpfen, sind aber Strukturreformen notwendig. 
Politik und Tarifparteien müssen mehr Flexibilität auf 
den Güter- und Arbeitsmärkten schaffen. 

Internationale Organisationen wie die OECD und 
der Internationale Währungsfonds stellen unmißver-
ständlich fest: Die hohe Arbeitslosigkeit insbeson-
dere in Kontinentaleuropa ist primär auf strukturelle 
Ursachen zurückzuführen. Ausgabewirksame Be-
schäftigungsprogramme können deshalb auch nicht 
die Lösung sein. Notwendig sind vielmehr Konsoli-
dierung, Modernisierung der Sozialversicherungen 
und ein leistungs- und investitionsfördernder Umbau 
des Steuersystems. Diese Themen bleiben ganz oben 
auf der Agenda - bei uns und in Europa. 

Das haben wir beim letzten Europäischen Rat in 
Luxemburg im Dezember 1997 im Rahmen der „en-
geren Koordinierung der Wirtschaftspolitik" verein-
bart. In der entsprechenden Entschließung haben wir 
aber auch nochmals bekräftigt, daß die Wirtschafts-
politik in nationaler Verantwortung bleibt. Jeder muß 
seine Hausaufgaben selbst machen. 

Eine weitreichende Harmonisierung der Sozial-, 
Einkommens- und Steuerpolitik, wie sie von vielen in 
der Opposition gefordert wird, würde dem wider-
sprechen. Eine Sozial-, Lohn- und Steuerunion 
würde die Entwicklung zur Transferunion vorpro-
grammieren. Sie würde die nationalen Verantwort-
lichkeiten verwischen und das Subsidiaritätsprinzip 
verletzen. Sie wäre das Gegenteil von dem, was wir 

wollen, nämlich ein Europa, in dem Bürgerinnen und 
Bürger, Unternehmen und Regierungen ihre eigenen 
Aufgaben selbstverantwortlich in die Hand nehmen. 

Meine Damen und Herren, in der Öffentlichkeit 
bei uns, aber auch in anderen Ländern wird immer 
wieder gesagt, wegen des Euro müßten so viele Ein-
schränkungen, Konsolidierungsanstrengungen und 
auch Beschneidungen von Ansprüchen stattfinden. 
Dazu sage ich: Das ist falsch. Alles, was jetzt bei uns 
und in anderen Ländern geschieht, müßten wir in un-
serem ureigenen nationalen Interesse selbst anpak-
ken und durchsetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Auch ohne Währungsunion müßten wir die Moderni-
sierung unserer Volkswirtschaften rasch in Angriff 
nehmen, will Europa seine Wettbewerbsfähigkeit im 
Zeitalter der Globalisierung erhalten. 

Der Euro ist zwar nicht die Lösung der vorhande-
nen Strukturprobleme. Er wird aber ihre Lösung er-
heblich beschleunigen. Er wird einen frischen Wind 
der Modernisierung nach Europa bringen. Wenn wir 
jetzt ja zur Währungsunion sagen, dann stellen wir 
damit auch unsere Reformbereitschaft und unsere 
Zukunftsfähigkeit unter Beweis. Mit der Währungs-
union stellt sich Deutschland, stellt sich Europa den 
ökonomischen Herausforderungen des 21. Jahrhun-
derts. 

Mit der Umsetzung der Verträge von Maastricht 
schaffen wir einen gemeinsamen Wirtschaftsraum 
mit einer einheitlichen Währung und damit die Vor-
aussetzung, daß Europa im nächsten Jahrhundert 
sein ökonomisches und politisches Gewicht in der 
Konkurrenz mit den anderen wirtschaftlichen Zen-
tren der Welt aufrechterhalten kann. 

Aber: Die Europäische Währungsunion bedeutet 
mehr als Mark und Märkte, mehr als Wi rtschaft und 
Währung. Die Wirtschafts- und Währungsunion ist 
zentraler Bestandteil der mit Maastricht geschaffe-
nen europäischen politischen Union. Maast richt ist 
letztendlich die politische Antwort auf die Irrwege 
des 20. Jahrhunderts. Politischer Kern von Maast richt 
ist die Schaffung einer dauerhaften Friedensordnung 
für Europa. Nach zwei verheerenden und schmerz-
haften Weltkriegen eröffnet das Projekt Europa unse-
ren Kindern und Enkeln Chancen, von denen unsere 
Väter und Mütter, unsere Vorfahren nicht zu träumen 
gewagt hätten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie des Abg. Joseph Fischer [Frankfu rt ] 

[BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Die heutige Entscheidung ist eine Entscheidung 
mit historischer Tragweite und schicksalhafter Be-
deutung. Ich habe damals gemeinsam mit dem da-
maligen Außenminister Hans-Dietrich Genscher die-
sen Vertrag unterzeichnet. Ich glaube, Herr Kollege 
Genscher - Sie werden heute Ihre letzte große Rede 
im Bundestag halten -: Wir können gemeinsam mit 
allen, die dazu beigetragen haben, stolz auf das sein, 
was wir damals getan haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Meine Damen und Herren, alle deutschen Bundes-
kanzler seit 1949 haben die deutsche Einheit und die 
europäische Integration angestrebt: Konrad 
Adenauer, Ludwig Erhard, Kurt Georg Kiesinger, 
Willy Brandt und Helmut Schmidt. Helmut Kohl hat 
die deutsche Einheit herbeigeführt und Europa ent-
scheidend vorangebracht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Diese Regierung und diese Koalition haben ihn dabei 
unterstützt und getragen. 

Es war der richtige Weg. Es ist heute die richtige 
Entscheidung. Es ist das richtige Konzept für 
Deutschlands Zukunft in der Welt. Auf diesem Weg 
und mit dieser Zukunftsvision wird diese Regierung 
den Weg Deutschlands in eine europäische Zukunft 
mutig beschreiten. 

Ich danke Ihnen. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort  in der 
Debatte nimmt jetzt die Kollegin Ing rid Matthäus-
Maier. 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es steht 
jetzt fest: Die gemeinsame europäische Währung 
kommt. Dies ist von Vorteil für alle Teilnehmerländer, 
aber auch gerade für uns Deutsche. Die von Gegnern 
des Euro eifrig verbreitete Meinung, wir Deutsche 
gäben praktisch die Deutsche Mark auf und bekä-
men dafür nichts, ist eindeutig falsch. Gerade auch 
wir Deutsche profitieren von einer einheitlichen, sta-
bilen europäischen Währung. 

Es stellt sich aber die Frage, warum sich trotzdem 
so viele Bürgerinnen und Bürger mit dem Euro 
schwertun und skeptisch sind. Nach meiner Über-
zeugung ist ein Grund sicher, daß die Menschen 
sehen: In anderen Ländern, wie in Frankreich und 
Dänemark, gab es eine Volksabstimmung über den 
Maastricht-Vertrag - in Deutschland nicht. Das ist 
schlecht. 

(Dr. Peter Ramsauer [CDU/CSU]: Populi

-

stisch!) 

Ich darf daran erinnern: Nach der deutschen Ein-
heit hat die SPD beantragt, die Möglichkeit der 
Volksabstimmung in das Grundgesetz einzuführen. 
Es waren die CDU/CSU und die F.D.P., die das abge-
lehnt haben. Daß die Bürgerinnen und Bürger in 
Deutschland damals nicht die Möglichkeit hatten, 
über den Maastricht-Vertrag im Rahmen einer Volks-
abstimmung zu entscheiden, ist einzig und allein die 
Schuld dieser Koalition. Das ist bedauerlich. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich bin fest davon überzeugt: Wenn es das damals 
gegeben hätte, wäre sehr viel früher, sehr viel ver-
ständlicher und sehr viel volksnäher über den Euro 
aufgeklärt worden. Wenn Gegner des Euro heute be-

haupten, der Maastricht-Vertrag sei von heute auf 
morgen über dieses Land gestülpt worden und man 
hätte nicht diskutiert, ist das falsch. Auf der Fach-
ebene in Europa, in der Wirtschaftspolitik, in der 
europäischen Diskussion wurde mindestens schon 
20 Jahre über die gemeinsame europäische Währung 
diskutiert. Doch es fehlte über Jahre die Bürgernähe 
dieser Diskussion. So haben wir uns angewöhnt zu 
sagen: Als exportorientiertes Land haben wir ein In-
teresse daran, daß es keine Währungsschwankungen 
gibt. Dieser Satz ist richtig. Aber ich frage Sie, meine 
Kolleginnen und Kollegen aus allen Fraktionen: 
Warum erklären wir das nicht bürgèrnäher durch 
Beispiele aus unseren Wahlkreisen, wo wir doch 
überall gesehen haben, daß Währungsturbulenzen 
zum Abbau von Arbeitsplätzen führen? 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

- Ich weiß gar nicht, warum Sie hier schreien, meine 
Damen und Herren. Die Aufforderung, daß wir und 
vor allen Dingen auch Sie das hätten besser erklären 
können, können wir doch alle nur gemeinsam anneh-
men. 

Ich erinnere mich zum Beispiel an einen Vorgang 
in meinem Wahlkreis im Herbst 1994. Dort besuchte 
ich zufällig zehn Tage nach der Abwertung der Lira 
das Stahlwerk Klöckner-Mannstaedt. Do rt  war die 
Stimmung miserabel. Wir müssen Leute entlassen, 
hieß es. Darauf sagte ich: Wieso, was ist denn los? Es 
ist doch alles in Ordnung! - Man sagte: Die Lira ist in 
den Keller gegangen. Darauf sagte ich: Das ist doch 
erst zehn Tage her! Das könnt ihr doch nicht schon 
jetzt spüren! - Wohl, sagten sie. Schon nach fünf Ta-
gen hatten Italiener Aufträge an dieses deutsche 
Stahlwerk storniert, weil sie durch die Abwertung 
der Lira die deutsche Rechnung in Mark mit sehr viel 
mehr Lire bezahlen mußten als vorher. Dann haben 
sie die Aufträge in andere Länder vergeben. 

Meine Damen und Herren, solche konkreten Bei-
spiele zeigen, daß Währungsturbulenzen gerade für 
unser Land verheerend waren und sind. Deswegen 
ist der Euro gerade auch für uns gut, meine Damen 
und Herren. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Kristin 
Heyne [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Das ist übrigens auch der Grund, weshalb sowohl die 
deutsche Wirtschaft ganz überwiegend als auch die 
Gewerkschaften für eine stabile europäische Wäh-
rung sind. 

Die gemeinsame europäische Währung ist auch 
gut gegen Währungsspekulationen. Nach diesen 
Währungsspekulationen wurde einmal der Oberspe-
kulant dieser Welt, George Soros, gefragt: Was ist 
Ihrer Ansicht nach das beste Mittel gegen Währungs-
spekulation? Er hat geantwortet: Möglichst bald eine 
stabile europäische Währung. 

Haben wir denn vergessen, daß die Bundesbank 
schon mal zweistellige Milliardenbeträge in Mark in 
die Finanzmärkte gepumpt hat, um Währungsturbu-
lenzen zu verhindern? Diese Bürde der Ankerwäh-
rung würde in Zukunft nicht mehr allein von der 
Mark und der Bundesbank getragen, sondern von 
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breiteren Schultern, nämlich dem Euro und der Euro-
päischen Zentralbank. Das ist in Ordnung. 

Aber, meine Damen und Herren, zu der Skepsis, 
zu den Ängsten der Menschen haben ganz sicher 
auch Sie, Herr Bundesfinanzminister, beigetragen. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie wissen, ich habe Respekt davor, daß Sie trotz 
Gauweiler und Stoiber im Nacken immer zum Euro 
gestanden haben. Alles andere wäre ja auch seltsam; 
Sie haben schließlich den Vertrag unterschrieben. 
Aber erinnern Sie sich noch an Ihr schreckliches 
Interview im März 1997? 

(Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: So ist 
es!) 

Dort  hatten Sie angekündigt, man werde im Zweifel 
die Sozialhilfe kürzen, um die Konvergenzkriterien 
einzuhalten. 

Wer kann denn erwarten, daß sich die Menschen 
Europa zuwenden, wenn Sie Sozialabbau hinter dem 
Euro verstecken, meine Damen und Herren? 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich sage sehr klar: Bei den kleinen Leuten abzu-
kassieren, aber die private Vermögensteuer für stein-
reiche Leute abzuschaffen hatte nie etwas mit dem 
Euro zu tun. Das ist allein die Politik dieser Bundes-
regierung, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN - 
Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Was die Konvergenzkriterien angeht - speziell das 
Defizitkriterium und das Schuldenstandskriterium - , 

für die Sie die Sozialhilfe kürzen wollten: Mit diesen 
Kriterien - das sage ich Ihnen sehr deutlich - hätten 
Sie nie Probleme gehabt, wenn Sie die deutsche Ein-
heit solide über einen Lastenausgleich statt über eine 
massive neue Staatsverschuldung finanziert hätten, 
wie wir es vorgeschlagen hatten. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abgeordne

-

ten Kristin Heyne [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]) 

Sie hätten auch keine Schwierigkeiten gehabt, wenn 
Sie lange vorher begonnen hätten, aktiv die Arbeits-
losigkeit zu bekämpfen; denn die ist der Hauptgrund 
für die enormen Staatsschulden, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Hunderttausend Arbeitslose kosten die öffentlichen 
Haushalte nun einmal 4 Milliarden DM. Aber nein, 
Sie haben aus ideologischen Gründen immer wieder 
eine aktive Beschäftigungspolitik hintertrieben und 
dies gerade auch auf europäischer Ebene. 

Wer seinen Wirtschaftsminister ungestraft den Un-
sinn erzählen läßt, Wirtschaftspolitik werde in der 

Wirtschaft gemacht, der darf sich nicht wundern, daß 
die Arbeitslosenzahlen immer weiter steigen, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abgeordne

-

ten Kristin Heyne [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]) 

Weil wir alle so vergeßlich sind, Herr Bundeskanz-
ler, darf ich Sie an den Herbst 1982 erinnern. Ich war 
damals dabei. Da hat der Präsident der Bundesanstalt 
für Arbeit 1,7 Millionen Arbeitslose bekanntgegeben. 
Sie sind, damals als Oppositionsführer, in den Deut-
schen Bundestag gegangen und haben Helmut 
Schmidt angesichts dieser 1,7 Millionen Arbeitslosen 
entgegengerufen: Sie sind der Kanzler der Arbeitslo-
sen. Treten Sie zurück! 

Danach hat der jeweilige Präsident der Bundesan-
stalt für Arbeit sage und schreibe hundertsiebenund-
achtzigmal sehr viel höhere Arbeitslosenzahlen, bis 
zu 5 Millionen, bekanntgegeben. Nach Ihrem dama-
ligen Ausspruch, Herr Bundeskanzler, hätten Sie 
hundertsiebenundachtzigmal zurücktreten müssen. 
Einmal hätte uns aber schon gereicht. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, es ist Ihre Achillesferse 
auf europäischer Ebene, daß Sie sich bis heute wei-
gern, auch auf europäischer Ebene die Wirtschafts-  
und Finanzpolitik zu koordinieren und endlich die 
Arbeitslosigkeit zu bekämpfen. 

(Beifall bei der SPD - Zuruf von der CDU/ 
CSU: Also daher weht der Wind!) 

Das ist der Unterschied zwischen Ihnen und uns. Wir 
sagen ja zu einer stabilen europäischen Währung. 
Wir sagen aber nein zu einer Politik des „Weiter so!" 

 mit immer mehr Arbeitslosen. 

(Beifall bei der SPD) 

Deswegen brauchen wir hier mehr europäische Ko-
ordination. 

Sie sprechen immer von der Stabilität des Geldes. 
Dies ist wichtig, dies ist richtig, und da haben wir viel 
erreicht. Aber das reicht nicht aus. 18 Millionen Ar-
beitslose in Europa, 5 Millionen Arbeitslose in 
Deutschland - ich sage Ihnen: Wer nicht zu mehr Sta-
bilität auf den Arbeitsmärkten kommt, der wird am 
Ende auch die Stabilität des Geldes in Gefahr brin-
gen. Und das wollen wir nicht. 

(Beifall bei der SPD) 

Deswegen brauchen wir zusätzlich zum Euro eine 
aktive Beschäftigungspolitik auf europäischer 
Ebene. Der Amsterdamer Vertrag enthält doch in 
dem dort  genannten Beschäftigungskapitel die Mög-
lichkeit und die Verpflichtung dazu. Aber erinnern 
wir uns doch: Sie haben Jahre gegen dieses Beschäf-
tigungskapitel gekämpft. Erst als in Frankreich Lio-
nel Jospin und in Großbritannien Tony Blair gewählt 
wurden und Sie auf europäischer Ebene gedrängt 
haben, haben Sie Ihren Widerstand gegen ein euro-
päisches Beschäftigungskapitel aufgegeben. Sie 
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machen auf diesem Gebiete nie etwas freiwillig, alles 
nur unter Zwang. Sie müssen durch die europäische 
Sozialdemokratie gezwungen werden, endlich ein 
Beschäftigungskapitel einzuführen. 

Durch den Wähler müssen Sie gezwungen werden, 
endlich etwas gegen die Arbeitslosigkeit zu tun, 
meine Damen und Herren. Es ist doch pure Angst vor 
dem Wähler, daß Sie gestern so ein Miniprogramm 
vorgelegt haben. Ich brauche gar nicht zu sagen, was 
die SPD dazu meint. Lesen Sie die Zeitungen! Da 
steht: „unzureichend" , „weiße Salbe", „Feigenblatt", 
„dürftig", „nichts Neues". Das ist es. In einer Zeitung 
steht: „lieblos". „Lieblos" ist eigentlich ein Wo rt, das 
wir in der Wirtschaftspolitik nicht benutzen. Aber ich 
glaube, das Wort  paßt diesmal sehr gut. Denn Sie ha-
ben Beschäftigungspolitik nie aus tiefer Überzeu-
gung gemacht. Wir brauchen endlich eine neue Bun-
desregierung, die die Bekämpfung der Arbeitslosig-
keit nicht als lästiges Übel empfindet, sondern als 
Kernaufgabe auf nationaler und auf europäischer 
Ebene. Das tun wir Sozialdemokraten. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Deswegen müssen wir, wenn wir in der politischen 
Union weiterkommen wollen, auch zur Harmonisie-
rung und Koordinierung der Steuerpolitik kommen, 
meine Damen und Herren. 

(Joachim Hörster [CDU/CSU]: Armselig, 
Frau Matthäus-Maier!) 

Es ist doch kein Zustand, daß es in Europa Steuer-
oasen, Steuerflucht, Steuerhinterziehung und Steuer-
dumping in großem Umfang gibt. Ich erinnere mich 
gut, Herr Waigel: Im Herbst 1996 haben wir gemein-
sam darüber diskutiert. Als damals Oskar Lafontaine 
und ich gesagt haben, „Wir brauchen eine Koordinie-
rung in dieser Frage in Europa" , haben Sie uns mit 
Hohn und Spott überzogen. Mittlerweile haben Sie 
das ein bißchen geändert. 

Ich begrüße ausdrücklich den Verhaltenskodex auf 
europäischer Ebene. Er reicht aber nicht aus, meine 
Damen und Herren. Er ist unverbindlich; bis jetzt 
geht der Steuersenkungswettlauf immer weiter, der 
überhaupt niemandem nützt. Lassen Sie mich das an 
einem Beispiel klarmachen: Wenn ein Land seine 
Unternehmensteuern senkt, damit Investitionen in 
das Land kommen, dann wird das Nachbarland sa-
gen: „Ach du liebe Güte, jetzt muß ich etwas tun" 
und unter die Steuersätze des ersten Landes gehen. 
Darauf sagt das dritte Land: Das kann ja wohl nicht 
sein. Ich gehe noch etwas tiefer. - So gibt es einen 
Wettlauf nach unten, der am Schluß überhaupt kei-
nem nützt. 

Manche sagen, das sei ein Nullsummenspiel. Das 
ginge ja noch. 

(Christian Schmidt [Fü rth] [CDU/CSU]: 
Sagen Sie mal etwas zum Jäger 90!) 

Es ist aber kein Nullsummenspiel; es ist viel schlim-
mer. Das ist wie im Kino: Da sitzen die Leute und 
gucken. Dann kommen einige auf die Idee, sich zu 
stellen, weil sie besser sehen wollen. Nach zehn Mi

-

nuten stehen alle, mit der Folge, daß die Situation ge-
nauso ist wie vorher, aber mit einem Unterschied: 
Stehen ist viel ungemütlicher als sitzen, meine Da-
men und Herren. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

So ist es dann mit dem Steuerdumping. Dann haben 
Sie vielleicht die Unternehmensteuern herunterge-
dumpt, aber irgend jemand muß es bezahlen. Und 
wer ist das? Es sind die Arbeitnehmer und die klei-
nen und mittleren Unternehmen; denn sie können 
nicht weglaufen und müssen immer höhere Steuern 
und Sozialabgaben zahlen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Unser Ja zum Euro heute steht in der Kontinuität 
sozialdemokratischer Wirtschafts-, Finanz- und Euro-
papolitik. 

(Jochen Feilke [CDU/CSU]: Auweia!) 

Es war Helmut Schmidt, der vor 20 Jahren zusammen 
mit Giscard d'Estaing das Europäische Währungssy-
stem eingeführt hat, den Vorläufer der heutigen 
Europäischen Währungsunion. Ohne das Europäi-
sche Währungssystem gäbe es die Währungsunion 
überhaupt nicht. 

Wenn Sie sich das Verhalten der damaligen Oppo-
sition zu Helmut Schmidts Europäischem Währungs-
system anschauen und mit unserem Verhalten heute 
vergleichen, dann sehen Sie genau den Unterschied, 
meine Damen und Herren. Helmut Kohl hat damals 
als Oppositionsführer dem Europäischen Währungs-
system aus parteipolitischer Kleinmünzerei nicht zu-
gestimmt. Ich habe mir den Antrag vom Herbst 1978 
noch einmal herausgeholt: „Antrag der Abgeordne-
ten Strauß, Dr. Häfele, Dr. Sprung" . Dort heißt es 
wörtlich: 

Gerade wer es mit der europäischen Einigung 
ernst meint, muß jedoch dem Vorhaben eines 
neuen europäischen Währungssystems, das be-
reits zum 1. Januar 1979 in Kraft treten soll, äu-
ßerst mißtrauisch gegenüberstehen. 

(Zurufe von der SPD: Ah!) 

Unterschrift: „Dr. Kohl, Dr. Zimmermann und Frak-
tion". 

(Beifall der Abg. Dr. Cornelie Sonntag-Wol

-

gast [SPD] - Zurufe von der SPD: Oh!) 

Das ist der Unterschied zu uns, meine Damen und 
Herren. 

(Lachen bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Joachim  Hörster [CDU/CSU]: Da lachen ja 

die Hühner!) 

Wir sind als verantwortungsbewußte Opposition für 
den Euro, und deswegen brauchen Sie hier gar nicht 
Gerhard Schröder anzugreifen. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 
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Er stimmt im Bundesrat zu; Ihr Herr Biedenkopf 
stimmt mit Nein. Er hat bei Ihnen, Herr Kohl, als Ge-
neralsekretär gelernt, daß Parteipolitik wichtiger ist 
als Sachpolitik. 

(Beifall bei der SPD) 

Gerade heute, wenn wir mit Ja zum Euro stimmen, 
erlauben wir uns, darauf aufmerksam zu machen, 
daß wir die politische Union dringend brauchen. Die 
Harmonisierung der Steuern, die Koordinierung der 
Wirtschafts- und Finanzpolitik, ein aktives, gemein-
sames, auch europäisches Vorgehen gegen die Ar-
beitslosigkeit und eine aktive Anstrengung gegen 
Steuerdumping und Steuerflucht - das sind die 
Hausaufgaben, die Sie hätten machen müssen. Das 
können Sie nicht. Dazu haben Sie nicht die Kraft. 
Das wird eine sozialdemokratisch geführte Regie-
rung nach dem 27. September machen. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD - Bundes

-

minister Dr. Theodor Waigel: Das war nicht 
toll!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Nun spricht der 
Kollege Friedrich Merz. 

Friedrich Merz (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Frau Mat-
thäus-Maier, ich finde, Sie haben die Chance vertan, 

(Lachen bei der SPD) 

dem Tag angemessen über den Euro zu sprechen 
und keine billige Wahlkampfrede zu halten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Hans-Peter  Repnik [CDU/CSU]: Eine jäm

-

merliche Rede war das!) 

Ich finde, es ist dem Tag und der Bedeutung dieser 
Entscheidung angemessen, daß wir zunächst einmal 
Ihnen, Herr Bundeskanzler, Ihnen, Herr Bundes-
finanzminister und Ihnen, Herr Bundesaußenmini-
ster, ein herzliches Wort des Dankes und der Aner-
kennung sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Heute haben wir die sicher ganz seltene Gelegen-
heit, eine historische Entscheidung im Deutschen 
Bundestag zu treffen. Dafür gebührt Ihnen unser 
Dank. 

Das Votum, das wir heute abzugeben haben, ist 
keine reine Formalität. Wir treffen heute die letzte in-
nerstaatliche, politisch verbindliche Entscheidung 
über den Eintritt in die dritte Stufe der Wirtschafts-
und Währungsunion. Der Deutsche Bundestag hat 
sich dieses Votum in seiner Entschließung vom 2. De-
zember 1992 vorbehalten und die Bundesregierung 
aufgefordert, ihr Stimmrecht im Rat nicht ohne zu-
stimmendes Votum des Parlamentes auszuüben. 

Frau Matthäus-Maier, lassen Sie mich etwas zu Ih-
rer Forderung nach einer Volksabstimmung sagen. 
Das Bundesverfassungsgericht hat diesen parlamen-
tarischen Vorbehalt in seiner Entscheidung vorn 
12. Oktober 1993 ausdrücklich gebilligt und die Bun-
desregierung verpflichtet, unser Votum im Rahmen 

der Organtreue zu beachten. Es entspricht unserer 
parlamentarischen repräsentativen Demokratie, daß 
die Entscheidung nicht in einer Volksabstimmung 
fällt, sondern daß wir, die Abgeordneten des Deut-
schen Bundestages, die Verantwortung für diese Ent-
scheidung im Rat übernehmen und diese Entschei-
dung auch akzeptieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich sage dazu: Es hat in dieser Legislaturpe riode 
keine Entscheidung gegeben - viele ältere Kollegen, 
die dem Deutschen Bundestag länger angehören als 
ich, haben in den letzten Tagen gesagt, sie könnten 
sich an überhaupt keine Entscheidung in Bonn erin-
nern -, die so gründlich vorbereitet worden ist wie 
die Entscheidung, die wir heute zu treffen haben. 
Wir, Frau Matthäus-Maier, sind berufen, die Verant-
wortung dafür zu übernehmen. Der Ruf nach einer 
Volksabstimmung ist in Wahrheit der Versuch, aus 
dieser Verantwortung zu flüchten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, es ist ein großartiger Er-
folg, daß wir heute die Chance haben, dem Eintritt in 
die Europäische Wirtschafts- und Währungsunion 
zuzustimmen, die einen stabilen Euro bringen wird. 

Ich sage Ihnen ganz offen: Ich habe 1992, als die 
Entscheidungen auf europäischer Ebene getroffen 
worden sind, dem Europäischen Parlament angehört. 
Damals habe ich es nicht für möglich gehalten, daß 
es im Jahre 1998 gelingen könnte, eine solche Ent-
scheidung - bei niedrigsten Inflationsraten, bei Geld-
wertstabilität, bei niedrigen Zinsen - in einem so gro-
ßen Teilnehmerkreis zu treffen. Daß dies möglich ge-
worden ist, hat etwas damit zu tun, daß es uns, der 
Bundesrepublik Deutschland, gelungen ist, wesentli-
che Elemente der deutschen Geldverfassung auf die 
europäische Ebene zu übertragen. 

Den vielen Bürgerinnen und Bürgern, die uns 
heute in dieser Debatte auch kritisch begleiten, 
möchte ich von dieser Stelle aus sagen: Vertrauen Sie 
dem Rat von Fachleuten in Ihrer Bank, 

(Zuruf von der PDS) 

in der Sparkasse, in der Volksbank, die Ihnen sagen: 
Die Bezeichnung ändert sich, aber der Wert von Er-
sparnissen, Renten und Versicherungen bleibt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vertrauen Sie nicht diesen Scharlatanen, die in ganz-
seitigen Anzeigen nicht das Geld des Bürgers schüt-
zen wollen, sondern in Wahrheit nur den eigenen 
Geldbeutel! 

Die Bundesbank hat in ihrer Stellungnahme für die 
Bundesregierung einige Sorgen angesprochen. Diese 
Sorgen haben auch uns in den parlamentarischen 
Beratungen beschäftigt. Uns besorgt, daß es zwei 
Mitgliedstaaten gibt, die das Schuldenkriterium nach 
wie vor deutlich verfehlen. Deswegen halten auch 
wir zusätzliche verbindliche, substantielle Ver-
pflichtungen beider Länder für notwendig, um den 
Schuldenstand dauerhaft auf unter 60 Prozent zu be-
grenzen. 
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Öffentliche Haushalte in den Mitgliedstaaten der 
Währungsunion zu beurteilen stellt ab heute keine 
Einmischung in die inneren Angelegenheiten ande-
rer Länder dar; denn die öffentlichen Haushalte der 
Teilnehmerstaaten sind eben keine inneren Angele-
genheiten mehr. Deswegen werden Sie in der SPD 
Schwierigkeiten haben, eine Politik fortzusetzen, wie 
Sie sie offensichtlich im Herbst fortsetzen wollen, 
nämlich mit öffentlichen Schulden, mit Defizitpro-
grammen Arbeitsmarktpolitik zu machen. Dies wird 
nach dem Eintritt in die dritte Stufe der Wirtschafts-  
und Währungsunion nicht mehr funktionieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Währungsunion ist die konsequente Vollen-
dung des europäischen Binnenmarktes. Der Binnen-
markt bliebe nicht nur unvollendet. Die Erfolge, die 
er bis heute bereits deutlich zeigt, nämlich die Frei-
heit des Warenverkehrs, die Freiheit des Dienstlei-
stungsverkehrs und die Freiheit des Personenver-
kehrs, wären ohne die Europäische Wirtschafts- und 
Währungsunion auf Dauer gefährdet. 

Wer uns nicht zutraut und wer skeptisch ist, daß 
eine solche Währungsunion zu einem Raum ohne 
Binnengrenzen dazugehört, den mag ein Blick in die 
deutsche Geschichte eines Besseren belehren. Es ge-
hört doch zu den historischen Erfahrungen unseres 
Landes, daß der Deutsche Zollverein, der 1814 ge-
gründet wurde, seine Funktionsfähigkeit erst dann 
wirklich entfalten konnte, als in einem zersplitterten 
deutschen Staatsgebiet mit 39 Fürstenstaaten und 
reichsfreien Städten Währungszusammenschlüsse 
ermöglicht wurden. 

Herr Bundesfinanzminister, für Sie muß es zu den 
späten, aber sehr dankbaren Rechtfertigungen gehö-
ren, daß nun ausgerechnet die Süddeutschen 1837 
die ersten waren, die mit der Münchener Konvention 
einen solchen Währungszusammenschluß gemacht 
haben, übrigens unmittelbar gefolgt von den Sach-
sen, die mit der Dresdener Münzkonvention 1838 
den Zusammenschluß auch der norddeutschen 
Städte ermöglicht haben. 

Die Währungsunion wird einen erheblichen 
Wachstumsschub für Europa bringen. Wir werden 
Wettbewerbsfähigkeit gegenüber den Vereinigten 
Staaten von Amerika, der sich do rt  entwickelnden 
Freihandelszone, bestehend aus Amerika, Kanada 
und Mexiko, aber auch und besonders gegenüber 
den asiatischen Staaten zurückgewinnen. Sie wird 
einen erheblichen Schub auf den Weltmärkten für 
uns auslösen. Die Währungsunion gibt uns die 
Chance, auf Grund verbesserter Wettbewerbsfähig-
keit auf den Weltmärkten neue Arbeitsplätze in der 
Europäischen Union zu schaffen. Die Antwort auf die 
Frage allerdings, ob diese neuen Arbeitsplätze in 
Deutschland entstehen oder ob sie in anderen Teil-
nehmerstaaten der Wirtschafts- und Währungsunion 
entstehen, hängt ganz maßgeblich vom Handeln im 
eigenen Land ab. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Richtig ist, Frau Matthäus-Maier, daß in den EG-
Vertrag eine neue Zielbestimmung aufgenommen 
worden ist, derzufolge die Union ein hohes Beschäfti

-

gungsniveau fördert. Die Mitgliedstaaten und die 
Gemeinschaft sollen gemeinsam auf die Entwicklung 
einer koordinierten Beschäftigungsstrategie hinar-
beiten. Die Mitgliedstaaten betrachten die Förderung 
von Beschäftigung als eine Angelegenheit von ge-
meinsamem Interesse. Sie stimmen ihre diesbezügli-
chen Tätigkeiten miteinander ab. Die EU fördert aber 
eben nur diese Zusammenarbeit, unterstützt die 
Maßnahmen der Mitgliedstaaten und ergänzt sie. 
Diese fast wörtlichen Formulierungen des Vertrages 
machen aber auch eines klar: Die Zuständigkeit für 
die Beschäftigungspolitik bleibt grundsätzlich bei 
den Mitgliedstaaten. Die Gemeinschaft hat nur eine 
koordinierende und unterstützende Funktion. 

Nun stellen wir uns einmal vor, es gäbe eine weit-
gehend harmonisierte Wirtschafts-, Finanz- und So-
zialpolitik in der Europäischen Union, wie Sie sie for-
dern. Glauben Sie denn im E rnst, daß sich eine Re-
gierung in der Europäischen Union, daß sich auch 
nur ein sozialdemokratisch geführter Mitgliedstaat in 
der Europäischen Union auf die Steuerpolitik einlas-
sen würde, die Sie gemäß Ihrem Parteiprogramm in 
der Bundesrepublik Deutschland nach dem 27. Sep-
tember umsetzen wollen? Glauben Sie das denn im 
Ernst? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Glauben Sie denn im Ernst, daß irgendeine sozialde-
mokratische Regierung in Europa bei Bestehen einer 
koordinierten Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitik 
in der Europäischen Union fordern würde, die Fort-
schritte, die wir bei der Reform des Sozialstaates in 
Deutschland erzielt haben, 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Wo denn das?) 

wieder rückgängig zu machen? Glauben Sie das im 
Ernst? Nein, Sie flüchten sich in die Forderung nach 
einer europäischen Arbeitsmarktpolitik, weil Sie in 
Wahrheit nicht den Mut aufbringen, sich den be-
stehenden und unabwendbaren ökonomischen Her-
ausforderungen hier im eigenen Land wirklich zu 
stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ihnen ist auch völlig klar, daß die Währungsunion 
nur dann auf Dauer erfolgreich sein kann, wenn die 
in allen Mitgliedstaaten vorhandenen Zwänge zu 
staatlicher Sparsamkeit beachtet und wenn zugleich 
grundlegende Reformen der Arbeitsmarktverfas-
sung und der Sozialsysteme durchgesetzt werden. 
Einen Teil davon haben wir erreicht. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Bei der Arbeits

-

losigkeit!) 

Mehr hätten wir erreichen können. 

Herrn Ministerpräsident Schröder, der wie vor drei 
Wochen wieder einmal nicht im Saal ist, 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Reden Sie mit Stoiber und 

Biedenkopf!) 
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hätte ich herzlich gerne für die Bestätigung gedankt, 
die er uns gibt. 

(Zurufe von der SPD) 

- Die Tatsache, daß Schröder nicht im Saal ist, scheint 
Sie nervöser zu machen als uns, meine Damen und 
Herren. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Schröder bestätigt uns heute in großen Anzeigen in 
deutschen Tageszeitungen 

(Joseph Fischer [Frankfurt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Groß ist übertrieben!) 

mannhaft unter einem Foto: 

Es herrscht Aufbruchstimmung ... In Deutschland 
setzen die ersten wieder auf Zukunft und  Wachs

-

tum.  

(Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: Wir 
danken Ihnen für die Verbreitung dieser 
Anzeige in der Debatte des Deutschen Bun

-

destages!) 

Und dann kommt etwas später: 

Wir brauchen einen Aufschwung, der Kontinuität 
und Richtung hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Das stand heute in den Anzeigen von Gerhard Schrö-
der. Meine Damen und Herren, wir stimmen ihm zu. 
Wir brauchen einen Aufschwung, der Kontinuität 
und Richtung hat. Deswegen dürfen die Reformen in 
Deutschland nicht zurückgedreht werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Für den Fall, daß Sie uns dies nicht glauben, will 
ich von dieser Stelle noch einmal eine bemerkens-
werte Rede zitieren, die unser gemeinsamer Vizeprä-
sident Klose - langjähriger Bürgermeister von Ham-
burg, SPD-Abgeordneter des Deutschen Bundesta-
ges - vor etwas mehr als einem Jahr gehalten hat: 

Ein radikaler Umbau des Sozialstaates ist erfor-
derlich. Die jetzige Rentenformel ist so nicht halt-
bar. Die Entlastung von versicherungsfremden 
Leistungen reicht nicht aus. 

Meine Damen und Herren, verdummen Sie doch die 
deutsche Öffentlichkeit nicht, indem Sie glauben ma-
chen, man könne mit zurückgedrehten Reformen ei-
nen Aufschwung in Deutschland dauerhaft sichern! 
Das geht nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Wirtschafts- und Währungsunion hat nicht nur 
eine ökonomische Seite. Sie ist das feste ökonomi-
sche Fundament für eine weitere politische Integra-
tion der Europäischen Union. Wir hatten bis vor we-
nigen Wochen gehofft, daß es wenigstens in dieser 
zentralen politischen Frage unseres Landes einen 
weitestgehenden Konsens zwischen den großen Par-
teien gibt. Ich bin mir nicht mehr ganz so sicher, daß 
dies zutrifft, nachdem wir vor drei Wochen in einer 
großen Boulevardzeitung ein Interview mit Gerhard 
Schröder lesen konnten. Dies wurde übrigens stilvoll  

am gleichen Tag veröffentlicht, an dem hier im Hause 
ohne ihn die erste große Debatte über den Euro statt-
gefunden hat. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Der „stihlpolitische" Spre

-

cher der Union! Von Stihl zu Henkel!) 

Schröder stellte wörtlich am 2. April 1998 fest: 

Helmut Kohl vertritt die Meinung: Wir müssen 
Deutschland in Europa einbinden. Meine Mei-
nung 

- so Schröder - 

ist: Wir müssen nicht; aber wir wollen. 

Ich hätte ihn gerne gefragt, ob dies eine weitere 
seiner flapsigen Redensarten ist, 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Fragen Sie!) 

ob dies ein Teil der politischen Beliebigkeit ist, die je-
dem etwas Nettes anbietet - jeder kann darunter al-
les verstehen; viele verstehen darunter gar nichts 
mehr -, oder ob eines Tages mit der Formulierung 
„Wir müssen nicht; aber wir wollen" der bisherige 
Konsens in Frage gestellt wird, nämlich, daß die Ein-
bindung der Bundesrepublik Deutschland in die 
Europäische Union bei uns zur Staatsräson geworden 
ist. Ich hätte ihn gerne danach gefragt. Vielleicht gibt 
er im späteren Verlauf dieser Debatte darauf noch 
eine Antwort. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Der Bundeskanzler kann 

ihn ja fragen!) 

Meine Damen und Herren, der Bundeskanzler hat 
ziemlich zu Beginn der vertraglichen Festlegung 
über den Eintritt in die dritte Stufe der Wirtschafts-  
und Währungsunion gesagt - er hat es mehrfach wie-
derholt -, die Frage der Wirtschafts- und Währungs-
union sei eine Frage von Krieg und Frieden. Herr 
Bundeskanzler, ich will ganz offen eingestehen, daß 
ich das, als Sie das das erste Mal gesagt haben, als 
etwas sehr weit gegriffen, vielleicht sogar als etwas 
pathetisch angesehen habe. 

(Zurufe von der SPD: Oh! - Joseph Fischer 
[Frankfurt] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Oh, öffentliche Kritik am Denkmal! Das ist 
ja unglaublich! Ein junger Wilder! Ein Ber

-

serker!)  

- Herr Fischer, Ihnen scheint völlig unbekannt zu 
sein, daß man bei grundlegenden Fragen auch ein-
mal eigene Gedanken entwickeln kann. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Lachen bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 

DIE GRÜNEN) 

Daß Sie hier versuchen, mich von Anfang an zu stö-
ren, belästigt mich nicht sonderlich. Aber ich finde, 
daß die Art und Weise, wie diese Debatte hier heute 
geführt wird, auch für die deutsche Öffentlichkeit et- 
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was darüber aussagt, wie ernsthaft wir mit den wirk-
lich wichtigen Fragen unseres Landes umgehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Deswegen sage ich noch einmal - ich stehe ja hier 
nicht als Angestellter des Bundeskanzlers; ich bin ein 
frei gewählter Abgeordneter -: Ich habe diese For-
mulierung als sehr kühn, als vielleicht zu pathetisch 
empfunden, weil ich die Wirtschafts- und Währungs-
union zu Beginn ihres Entstehens als eine im wesent-
lichen ökonomische Fortsetzung der Integration der 
Europäischen Gemeinschaft betrachtet habe. Die 
politische Dimension, die mit der Wirtschafts- und 
Währungsunion verbunden ist, ist mir, offen gestan-
den, erst in den letzten Monaten in aller Klarheit 
deutlich geworden. Dieses Europa, diese Bundesre-
publik Deutschland stehen in den nächsten Tagen 
vor einem Quantensprung ihrer Geschichte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl: Ja, da hat 

er recht!) 

Deswegen ist der Euro mehr als nur eine logische 
Fortsetzung des Binnenmarktprogramms. Der Euro 
ist das Symbol dafür, wie wir alle, die wir hier sitzen, 
unseren Kindern die Zukunft unseres Landes und 
dieser Europäischen Gemeinschaft im 21. Jahrhun-
dert sichern. 

Deshalb glaube ich, daß wir der deutschen Öffent-
lichkeit heute mit der gebotenen Nüchternheit, aber 
auch mit dem gebotenen Blick nach vorn sagen müs-
sen: Wir wissen wirklich, um welche Dimension es 
bei der heutigen Entscheidung geht. Wir wollen die 
dauerhafte Festigung einer europäischen Friedens-  
und Freiheitsordnung, die Herr Schröder nicht zu 
beliebigen parteipolitischen, wahlkampftaktischen 
Spielchen mißbrauchen darf. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der F.D.P.) 

Die Bürger haben Anspruch darauf, zu wissen, daß 
wir in der Bundesrepublik Deutschland vor einer 
grundlegenden Entscheidung stehen und daß wir die 
Wirtschafts- und Währungsunion - ich sage es noch 
einmal - auf einem festen ökonomischen Fundament, 
verantwortbar, vor unserem Gewissen vertretbar, als 
den Anfang einer weiteren politischen Integration 
dieser Europäischen Union begreifen. 

Meine Damen und Herren, im ersten Halbjahr 
1999 steht die nächste deutsche Ratspräsidentschaft 
an - mit außergewöhnlich schwierigen Entscheidun-
gen: im Hinblick auf die Osterweiterung der Europäi-
schen Union, 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sagen Sie mal was zur 

Agenda 2000!) 

im Hinblick auf die gesamte Reform der finanziellen 
Grundlagen dieser Europäischen Union, im Hinblick 
auf große, auch innenpolitische Herausforderungen 
der Bundesrepublik Deutschland und vieler anderer 
Staaten in Europa. 

Viele stellen uns die Frage, ob es überhaupt mög-
lich sei, diese gewaltige politische Herausforderung, 

vor der wir stehen, angesichts einer immer schnelle-
ren Veränderung fast aller politischen und ökonomi-
schen Koordinaten zu bewältigen, an die wir uns im 
letzten Halbjahr dieses Jahrhunderts so sehr ge-
wöhnt haben. 

Ich sage Ihnen: Die Probleme der Zukunft - nicht 
nur unseres Landes, sondern auch Europas - sind lös-
bar. Wir trauen uns dies zu. 

Herzlichen Dank. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Das Wort  hat jetzt 
die Abgeordnete Kristin Heyne. 

Kristin Heyne (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Wir ent-
scheiden heute über ein Projekt, das einen langen 
Anlauf genommen hat. Seit dem Werner-Plan im 
Jahre 1970 werden über 30 Jahre vergangen sein, 
wenn im Jahre 2002 die europäische Bevölkerung 
den wahrhaftigen Euro in der Hand halten wird. 

Über Vorteile, Bedenken und weitergehende Wün-
sche für eine politische Union ist in den vergangenen 
Debatten viel gesprochen worden. Aus der langen 
Debatte ist ein breit getragenes Ja in diesem Haus 
geworden. Das ist gut so und notwendig. 

Die zahlreichen Ausschußberatungen der vergan-
genen Tage hatten bisweilen sogar amüsante Züge. 
So konnten wir einen bemerkenswerten Rollentausch 
erleben: Dem Bundesrat war es in der vergangenen 
Woche in seinen Ausschußberatungen mit Mühe und 
Not gelungen, Sachsen und Bayern zu einer Enthal-
tung zur gemeinsamen Entschließung zu bewegen. 
Von seiten Sachsens ist diese Haltung ja schon wie-
der in Frage gestellt worden. 

Im Bundestag war es in dieser Woche ausgerech-
net die Fraktion von CDU und CSU, die emsig be-
müht war, die Passagen, die Sachsen und Bayern in 
die Vorlage des Bundesrates hineingebracht hatten, 
seitens des Bundestages wieder herauszunehmen. Es 
waren die Oppositionsfraktionen des Bundestages, 
die die Bedenken Bayerns und Sachsens in die For-
mulierung der gemeinsamen Entschließung mit ein-
gebracht haben - vertauschte Rollen, allerdings nicht 
ohne Grund: Denn die von Baye rn  und Sachsen auf 
Italien zielenden Kritikpunkte, nämlich der Vorwurf, 
daß nur durch eine gewisse Haushaltskosmetik - 
durch Einmalmaßnahmen - in den Haushalten für 
das Jahr 1997 die Maastricht-Hürde übersprungen 
wurde, trifft natürlich auch den bundesdeutschen 
Finanzminister, der bekanntlich Parteivorsitzender 
der CSU ist. Soviel zur Einigkeit in der Union. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Ingrid Matthäus-Maier 
[SPD] - Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: 

Unsinn! So ein Quatsch! Blödsinn!) 

Sehr viel weniger amüsant war allerdings die un-
sinnige und völlig überflüssige 3,0-Prozent-Debatte, 
die die gesamte Bundesrepublik im vergangenen 
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Jahr führen mußte. Dabei ging es um das populisti-
sche Versprechen der Bayerischen Landesregierung, 
ihrer Bevölkerung den superstabilen Euro zu garan-
tieren oder sie vor einer gemeinsamen europäischen 
Währung zu bewahren. Nur mit dem Verweis auf die 
Stellungnahmen der Bundesbank hat der Bayerische 
Ministerpräsident jetzt in letzter Sekunde noch die 
Kurve gekriegt und seine Zustimmung zum Euro an-
gekündigt. Das Vertrauen in der Bevölkerung hat un-
ter dem Zickzackkurs der Union aber erheblich gelit-
ten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Während sich diese Bundesrepublik am Ende des 
20. Jahrhunderts mit durchaus beachtlichen Schrit-
ten auf den Weg in ein gemeinsames Europa macht, 
ist diese Union oder zumindest die bayerische 
Schwesterpartei noch immer mit den Fragen des 
19. Jahrhunderts beschäftigt. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Was? Na, so 
was!)  

Die bayerischen Belange und die bayerische Identi-
tät haben ganz eindeutig Vorrang vor bundesdeut-
schen Belangen und bundesdeutscher Identität. Ich 
frage Sie: Wie soll es ausgerechnet dieser Union ge-
lingen, Verständnis für europäische Belange zu ge-
winnen sowie Interesse und Freude an europäischer 
Identität zu wecken? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Sie sind doch noch nicht einmal vollständig in dieser 
Bundesrepublik angekommen! Herr Merz, wenn Ih-
nen erst in den letzten Monaten die politische Bedeu-
tung dieses heutigen Schrittes bewußt geworden ist, 
dann kann ich mich einfach nur wundern. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS
-SES 90/DIE GRÜNEN sowie des Abg. Volker 

Kröning [SPD]) 

Das Hin-und-Her-Gezerre um weitere Verpflich-
tungen einzelner Länder, das wir jetzt noch einmal 
erleben, und der Versuch, auf den Stabilitätspakt 
neue Forderungen draufzusatteln, wie wir es in den 
letzten Tagen vor dem Jawort zum Euro erlebt haben, 
wird das Vertrauen in der Bevölkerung nicht verstär-
ken. 

Wichtiger für die anhaltende Skepsis in der Bevöl-
kerung ist nach meiner Ansicht die Tatsache, daß die 
öffentliche Debatte in der Bundesrepublik erst ge-
führt wurde, nachdem 1992 in Maast richt Fakten ge-
schaffen worden waren; denn die Entscheidung für 
oder gegen den Euro ist 1992 gegenüber den ande-
ren EU-Ländern verbindlich getroffen worden. 

Sicher, es gab in den Jahren 1991 und 1992 drän-
gende Fragen in der neu zusammenwachsenden 
Bundesrepublik zu klären. Die Frage der gemeinsa-
men europäischen Währung ist von dieser Entwick-
lung aber doch nicht zu trennen. Es wäre für die Be-
völkerung naheliegender und auch leichter nachvoll-
ziehbar gewesen, sich zum damaligen Zeitpunkt 
eine eigene Meinung darüber zu bilden, wie dieses 
neu zusammenkommende Deutschland von den an-
deren europäischen Staaten wahrgenommen wird, 

und sich bewußt zu machen, daß der Wunsch der an-
deren europäischen Länder besteht, dieses neue 
große Deutschland in der Mitte Europas in eine euro-
päische Politik fest eingebunden zu sehen. 

Wir haben jetzt - über Parteigrenzen hinweg - in 
zahlreichen Veranstaltungen die Erfahrung gemacht, 
wie schwierig es ist, eine bereits von oben getroffene 
Entscheidung im nachhinein zu erklären und im 
nachhinein für Akzeptanz zu werben. Wir befinden 
uns heute in der mißlichen Lage, zwar in diesem 
Haus der demokratisch gewählten Vertreter eine 
breite, überzeugende Mehrheit zu haben, aber fest-
stellen zu müssen, daß diese in der Bevölkerung ins-
gesamt nicht vorhanden ist. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - 
Joseph  Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Esperanto-Geld! - Dr. Wolf

-

gang Schäuble [CDU/CSU]: Solange man 
von „kränkelnder Frühgeburt" spricht, über

-

zeugt man die Leute nicht!) 

Aus den Erfahrungen mit dem Verlauf dieser Euro-
padebatte sollten wir endlich die Konsequenz ziehen, 
der Bevölkerung das Recht einzuräumen, in solchen 
Fragen - die zum Beispiel die Änderung einer Währ-
ung betreffen - mitzuentscheiden. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN sowie der Abg. Hei

-

demarie Wieczorek-Zeul [SPD]) 

Die Bevölkerung muß gefragt werden, und das sollte 
wie in Frankreich - übrigens auch wie in Irland und 
in Dänemark, Frau Kollegin - rechtzeitig geschehen. 
Auch wenn wir in bezug auf den Euro dieses Ver-
säumnis nicht mehr korrigieren können, sollten wir 
aus dieser Erfahrung die Konsequenz ziehen, und 
wir sollten für die Zukunft auch auf Bundesebene 
Möglichkeiten zur Volksbefragung und zum Volks-
entscheid gesetzlich verankern. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Es ist richtig - in den Gesprächen im Vorfeld haben 
wir auch über diese Frage gesprochen, Herr Bundes-
kanzler -, daß diese Bundesrepublik ihre Demokratie 
nicht selbst erkämpft hat; sie hat sie von den Alliier-
ten quasi geschenkt bekommen. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Inhaltlich 
wie menschlich!) 

Aber wenn wir 50 Jahren demokratischer Entwick-
lung vertrauen, dann sollten wir jetzt auch den näch-
sten Schritt tun und sollten bei wichtigen Entschei-
dungen und Fragen die Bevölkerung direkt einbezie-
hen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Die Einstellung der deutschen Bevölkerung hat 
aber ja auch wesentlich damit zu tun, welche Erfah-
rungen auf dem Weg zum Euro bisher gesammelt 
wurden. Die Länder der Europäischen Union haben 
sich für eine gemeinsame Währung auf eine Konsoli-
dierung der Haushalte geeinigt; das war notwendig. 
Konsolidierung kann aber auf verschiedene Weise er- 
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reicht werden. Denn Verschuldung entsteht nicht nur 
durch zu hohe Ausgaben, sondern auch durch zu ge-
ringe Einnahmen. Die Bundesregierung hat den 
Schwerpunkt ihrer Konsolidierungspolitik im Ausga-
benbereich gesetzt; sie hat in wesentlichen Berei-
chen gespart, gerade bei den Menschen, die auf die 
Solidarität der Gesellschaft angewiesen sind. Die Be-
völkerung hat also die Erfahrung gemacht, daß mit 
dem Euro ein einschneidender Sozialabbau verbun-
den war. 

In bezug auf den zweiten Faktor, der die Verschul-
dungshöhe beeinflußt, die Steuereinnahmen, hat 
diese Bundesregierung es zugelassen, daß trotz deut-
lich steigender Gewinne der Unternehmen die Höhe 
der Steuerzahlungen zurückging. Daimler-Benz hat 
trotz eines Gewinns in Milliardenhöhe überhaupt 
keine Steuern mehr gezahlt. Im Gegensatz dazu 
steigt die Belastung der Lohneinkommen ständig. 
Obwohl die Summe der Lohneinkommen seit 1994 
beträchtlich sinkt, steigt das Lohnsteueraufkommen 
noch immer. Das bedeutet, daß die Haushaltskonsoli-
dierung im Zusammenhang mit der Vorbereitung der 
Europäischen Währungsunion für Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer in der Bundesrepublik eine 
ständig wachsende Steuerbelastung mit sich ge-
bracht hat. 

Die Bundesregierung hat sich bei der Festlegung 
von sehr anspruchsvollen Stabilitätskriterien durch-
aus durchsetzungsfähig und erfolgreich gezeigt, aber 
im Bereich der Unternehmensteuern hat sie viel zu 
lange zugeschaut, wie sich innerhalb von Europa der 
Steuersenkungswettbewerb verschärft hat, in dessen 
Folge es zu speziellen Bedingungen für ausländische 
Unternehmen in verschiedenen Ländern kam. Da-
durch flossen zunehmend Steuerzahlungen deut-
scher Unternehmen in europäische Steuerparadiese. 
Jetzt macht die Bundesregierung mit der Einführung 
des Verhaltenskodex gegen schädlichen Steuerwett-
bewerb zwar einen ersten kleinen Schritt, aber dieser 
Verhaltenskodex wird nicht sanktionsfähig sein. Mit 
einfachen Benimmregeln à la Knigge werden wir das 
Steuerdumping in Europa nicht in den Griff bekom-
men können. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Der Weg zur gemeinsamen europäischen Währung 
ist für breite Teile der deutschen Bevölkerung mit er-
heblichen sozialen Einbußen verbunden. Diese Ent-
wicklung ist aber zum großen Teil hausgemacht und 
hat nichts mit dem Projekt der gemeinsamen euro-
päischen Währung zu tun. Im Gegenteil: Als die EU

-

Kommission eine Harmonisierung der Unterneh-
mensbesteuerung vorgeschlagen hat, war es doch 
gerade diese Bundesregierung, die diese Pläne abge-
lehnt hat. 

Wenn Sie es tatsächlich ernst mit der Europäischen 
Gemeinschaft und mit der politischen Union in Eu-
ropa meinen, dann kommen Sie aus dem Bremser-
häuschen in Fragen der Steuerpolitik und vor allen 
Dingen der Entlastung der Arbeit heraus! Eine sta-
bile Währung ist wichtig. Sie finden dafür unsere Zu-
stimmung wie auch die Zustimmung in anderen 
europäischen Ländern. Aber eine stabile Währung 

allein genügt nicht. Wir brauchen eine gemeinsame 
europäische Beschäftigungspolitik; wir brauchen 
vor allem aber einen beschäftigungsfördernden 
Strukturwandel, wie es ihn in vielen europäischen 
Ländern schon gibt. Herr Merz, diese Bundesregie-
rung hat das bisher versäumt. Beschäftigungspolitik 
bedeutet nicht nur Ausgabenprogramme, sondern 
bedeutet vor allen Dingen sinnvollen Strukturwan-
del. Wir können diesen notwendigen Strukturwandel 
mit einer Schonung der Ressourcen, mit der Bewah-
rung der Umwelt auch für die nachfolgenden Gene-
rationen verbinden. 

Meine Damen und Herren von der Union, Sie ha-
ben es der Bevölkerung wirklich nicht leichtgemacht, 
dem Euro zuzustimmen. Sie haben verbindliche Zu-
sagen gemacht, ohne vorher eine öffentliche Diskus-
sion zu führen. Sie haben einen Weg zur gemeinsa-
men Währung gewählt, der gerade die Schwächeren 
in der Gesellschaft belastet hat. Jetzt sind Sie im Be-
griff, bei der praktischen Einführung des Euro wie-
derum die Interessen der Bevölkerung gegenüber 
den Interessen der Unternehmen hintanzustellen. 

Die Reaktionen, die von der CSU zum Vorschlag 
der EU-Kommission, bei der praktischen Einführung 
des Euro möglichst eine doppelte Preisauszeichnung 
umzusetzen und diese nötigenfalls auch per Gesetz 
durchzusetzen, zu vernehmen waren, kann man 
schon als schrill bezeichnen. Kaum wagte es die EU

-

Kommission, eine Position zu vertreten, die von na-
hezu der Hälfte dieses Hauses geteilt wird - nur von 
der Koalition nicht -, schon werden ihre Mitglieder 
als Eurokraten beschimpft. 

Die Einzelhandelsverbände haben bisher keine an-
nehmbaren Vorschläge zur Preisauszeichnung vor-
gelegt. Eine Einigung mit den Verbraucherverbän-
den ist im Gegensatz zu allem, was das Wirtschafts-
ministerium behauptet, bisher nicht in Sicht. Statt 
dessen werden auch von seiten der CSU längst wi-
derlegte Argumente hoher Kosten vorgebracht. 

Frau Wöhrl spricht wiederum von der Notwendig-
keit, die Kassensysteme auf zwei Währungen umzu-
stellen. Frau Wöhrl, ist es Ihnen nicht möglich, zwi-
schen doppelter Preisauszeichnung und parallelem 
Währungsumlauf zu unterscheiden? Die doppelte 
Preisauszeichnung ist notwendig, die Parallelwäh-
rung dagegen ist überhaupt nicht notwendig; denn 
die Bevölkerung hat nichts davon, zwei Währungen 
im Portemonnaie zu haben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Wir sollten den Zeitraum der Währungsumstellung 
so kurz wie möglich halten, die Währungsumstellung 
möglichst mit einem Big Bang. Zwei Kassen sind also 
nicht notwendig. Die Preise sollten jedoch rechtzeitig 
vor der Umstellung und vor allem auch noch eine 
Weile, nachdem die Währung umgestellt worden ist, 
in beiden Währungen ausgezeichnet werden. Denn 
gerade dann, wenn die Leute von heute auf morgen 
das neue Geld in der Hand haben, sollte eine Orien-
tierung an den alten Preisen möglich sein; schließlich 
ist dies ein sensibler Moment. In diesem Moment 
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darf keine Verunsicherung durch mangelnde Preis-
transparenz in der Bevölkerung eintreten. 

Wir begrüßen die Initiative der EU-Kommission 
ausdrücklich und fordern die Bundesregierung, vor 
allen Dingen das Wirtschaftsministe rium, auf, bei der 
praktischen Einführung des Euro nicht die Interessen 
und Bedürfnisse der Bevölkerung außer acht zu las-
sen. 

Wenn der Euro ein Erfolg werden soll, dann 
braucht er nicht nur das Vertrauen der Märkte - das 
hat er ganz offensichtlich -, er braucht auch das Ver-
trauen der Menschen. Wir fordern Sie auf, dafür end-
lich Sorge zu tragen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich rufe jetzt unse-
ren Kollegen Hans-Dietrich Genscher auf, dem ich 
schon im vorhinein - ich denke, im Namen aller - sa-
gen möchte - es ist seine letzte außen- und europa-
politische Rede -: Wir verdanken ihm entscheidende 
Beiträge zu unseren heutigen Beschlüssen. Ich 
glaube, das dürfen wir auch alle zum Ausdruck brin-
gen. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Hans-Dietrich Genscher (F.D.P.): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Zusam-
men mit den Verträgen von Maastricht ist die heutige 
Entscheidung zur Währungsunion der wichtigste In-
tegrationsschritt seit Gründung der Europäischen 
Gemeinschaften vor über 40 Jahren. Zum erstenmal 
aber wird eine Entscheidung von dieser Tragweite 
von einem Bundestag getroffen, in dem die frei ge-
wählten Abgeordneten aus ganz Deutschland vertre-
ten sind. Damit tun wir diesen historischen Schritt als 
Deutsche gemeinsam in eine bessere europäische 
Zukunft. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Der Kreis schließt sich. Die Einheit Deutschlands 
ist untrennbar mit der europäischen Einigung ver-
bunden. Nationalistische Verblendung und verbre-
cherischer Vernichtungswille gegen andere Völker 
zerstörten die staatliche Einheit Deutschlands. Als 
Demokraten und gute Europäer haben wir sie 1990 
wiedererlangen können. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie der Abg. Ingrid Matthäus-Maier 

[SPD]) 

Wir wurden als das europäische Deutschland, so 
wie es Thomas Mann schon im Jahre 1953 gefordert 
hat, als geeintes Land von unseren Nachbarn in der 
Europäischen Gemeinschaft empfangen. An der Ei-
nigung Europas mitzuwirken und dem Frieden in der 
Welt zu dienen, das gehört zu den Verfassungsgebo-
ten unseres Grundgesetzes. Deshalb sind europäi-
scher Einigungswille und Bündnisfähigkeit im west-
lichen Bündnis entscheidende Voraussetzungen für 
eine glückliche Zukunft unseres Volkes. Darauf 

gründen die Berechenbarkeit und die Verläßlichkeit 
deutscher Außenpolitik. 

Die Einigung Europas und die Bewahrung des 
Friedens sind für unseren demokratischen Staat ge-
nauso konstitutiv wie die Wahrung der Menschen-
würde, die Verpflichtung auf den freiheitlichen 
Rechtsstaat und die Verpflichtung auf den sozialen 
Rechtsstaat. Keines dieser Kernelemente unserer 
staatlichen Existenz darf populistischer Beliebigkeit 
anheimfallen. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU, der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

An diesem Tage muß daran erinnert werden, daß 
die Europäische Gemeinschaft in den langen Jahren 
des kalten Krieges und der deutschen Teilung mit 
uns zusammen am Ziel der deutschen Einheit festge-
halten hat. Die damalige DDR war durch Einbezie-
hung des innerdeutschen Handels eine A rt  indirek-
tes Mitglied der Europäischen Gemeinschaft. Meine 
Damen und Herren, Westberlin gehörte ohne jede 
Einschränkung zur Europäischen Gemeinschaft, und 
das war eine der unverzichtbaren Voraussetzungen 
für die Überlebensfähigkeit der Stadt in schwerster 
Zeit. Als die Menschen in der DDR 1989 das Tor zur 
deutschen Einheit aufstießen, hat der damalige Kom-
missionspräsident Jacques Delors ohne Zögern die 
Erstreckung der europäischen Verträge auf die 
neuen Bundesländer auf den Weg gebracht, und seit-
dem unterstützt die Europäische Union nachhaltig 
die neuen Bundesländer. 

In der Agenda 2000, in der manche bei uns nur Ne-
gatives zu finden vermögen, werden die neuen Bun-
desländer weiterhin als Ziel-1-Fördergebiet der ge-
meinsamen Strukturpolitik ausgewiesen. Ich denke, 
diese europäische Solidarität sollte auch Richtschnur 
sein, wenn in Deutschland über den Länderfinanz-
ausgleich diskutiert wird. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU, der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, der heutige Tag ist für 
meine politischen Freunde und für mich von beson-
derer Bedeutung. Mit der Zustimmung zur Europäi-
schen Währungsunion tun wir einen großen Schritt 
auf dem Wege zur europäischen Verankerung 
Deutschlands, den mein Vorgänger als Parteivorsit-
zender und als Außenminister, Walter Scheel, vorge-
zeichnet hat. Walter Scheel hat die liberale Europa-
politik geprägt. Für uns ist die Verankerung Deutsch-
lands in der westlichen Wertegemeinschaft durch 
Mitwirkung bei der europäischen Einigung und im 
Atlantischen Bündnis mit den Vereinigten Staaten 
eine bleibende Grundlage deutscher Politik. Sie ist 
im Grunde eine unumkehrbare Standortbestimmung 
unseres Landes. Das leitet uns auch, wenn wir heute 
dem Beschluß zur Währungsunion unsere Zustim-
mung geben, und das bestimmt uns, wenn wir für die 
Ausweitung der Europäischen Union nach Osten und 
nach Süden eintreten und wenn wir den Ausbau der 
Partnerschaft mit Rußland und mit den anderen 
Nachfolgestaaten der früheren Sowjetunion wollen. 

Mein Nachfolger, Klaus Kinkel, kann sich bei die-
ser Politik der ungeteilten Unterstützung durch seine 
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Partei sicher sein. Aus der Erfahrung sage ich Ihnen, 
meine Damen und Herren: Das ist unverzichtbar, 
wenn der Außenminister in seinem verantwortungs-
vollen Amt die Interessen des Landes dem Auftrag 
der Verfassung entsprechend vertreten will. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU und der Abg. Dr. Antje 
Vollmer [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Ich habe mich bei meinen politischen Freunden dafür 
zu bedanken, daß ich stets auch in schweren Zeiten 
auf diese Unterstützung rechnen konnte. 

Meine Damen und Herren, wir treffen heute nicht 
nur eine währungspolitische Entscheidung. Wir tref-
fen eine Entscheidung, die in die historische Dimen-
sion der europäischen Einigung gehört. Diese euro-
päische Einigung war nicht, wie manche heute 
fälschlich behaupten, eine Antwort auf die Bedro-
hung aus dem Osten. Diese Antwort haben wir durch 
die Gründung des westlichen Bündnisses gegeben. 
Nein, diese europäische Einigung wird eine Antwort 
auf die europäischen Bruderkriege, auf die Irrwege 
der deutschen und der europäischen Geschichte. Sie 
ist die bleibende Antwort auf zwei schreckliche Welt-
kriege in diesem Jahrhundert. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU, der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Diese Begründung wird immer gültig bleiben. 
Aber die Herausforderung der Globalisierung ist hin-
zugetreten. Es ist meine feste Überzeugung: Nur ver-
eint werden die Völker Europas diese Herausforde-
rung bestehen können. Nur vereint werden wir als 
Europäer in der Welt des 21. Jahrhunderts unseren 
Platz einnehmen können: in einer Welt, in der Gren-
zen immer mehr an Bedeutung verlieren, in der neue 
regionale Kraftzentren entstehen und in der Multi-
polarität bestimmend sein wird. 

Die Vollendung der Währungsunion ist deshalb 
auch die Antwort Europas auf die Herausforderun-
gen des neuen globalen Zeitalters. Die Erkenntnis 
sich abzeichnender globaler Veränderungen war 
auch der Grund für die deutsche Initiative in den 
Jahren 1987/88 für eine Europäische Währungs-
union. So ist die Währungsunion keineswegs der 
Preis für unsere Vergangenheit, wie uns manche ein-
reden wollen. Aber sie ist der Schlüssel zu unserer 
Zukunft. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU, der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das festzuhalten gebietet die historische Wahrheit. 
Die Legende, die deutsche Zustimmung zur Wäh-
rungsunion sei der Preis für die Zustimmung insbe-
sondere Frankreichs zur deutschen Einheit gewesen, 
ist Gift für die künftige Entwicklung in unserem ge-
meinsamen Europa. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Die Entstehungsgeschichte der Währungsunion ist 
eine andere. 

Als ich im März 1987, also zweieinhalb Jahre vor 
dem Fall der Berliner Mauer, vor den EG-Botschaf-
tern dazu aufrief, das Europäische Währungssystem 

fortzuentwickeln, war ich davon überzeugt, der ge-
meinsame Binnenmarkt werde ohne eine gemein-
same Währung keinen Bestand haben. Ich war über-
zeugt, daß die sich abzeichnenden Veränderungen 
gar keine Alternativen ließen. Auch das EWS wäre 
langfristig nicht zu halten gewesen, wenn man die 
Perspektive der Währungsunion aus den Augen ver-
loren hätte. 

Das im Februar 1988 vorgelegte Memorandum für 
die Schaffung eines europäischen Währungsraumes 
und einer Europäischen Zentralbank forde rte eine 
Magna Charta europäischer Stabilitätspolitik als 
Grundgesetz des europäischen Währungsraumes. Es 
forde rte eine von den Regierungen unabhängige 
Europäische Zentralbank, die nicht zur Finanzierung 
nationaler oder gemeinschaftlicher Defizite verpflich-
tet werden kann. Das haben wir erreicht. 

Schon im Juni 1988 beschloß der Europäische Rat 
in Hannover - Herr Ministerpräsident Schröder, Han-
nover verpflichtet! - unter deutscher Präsidentschaft 
die Einsetzung eines Ausschusses unter Leitung des 
Kommissionspräsidenten Jacques Delors. Dieser 
Ausschuß hatte den Auftrag, Vorschläge zur Ver-
wirklichung der Wirtschafts- und Währungsunion zu 
erarbeiten. 

Das war vor zehn Jahren. Mir ist kein europäisches 
Vertragswerk in Erinnerung, dessen konkrete und 
schrittweise Vorbereitung und Verwirklichung einen 
so langen Zeitraum in Anspruch genommen hat. Es 
ist deshalb wirklich unangemessen, von Überha-
stung zu sprechen, und eine Frühgeburt ist es auch 
nicht. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei 

Abgeordneten der SPD) 

Wir müssen unsere Worte gerade in einer so emp-
findlichen Frage genau wiegen. Es geht darum, Ver-
trauen zu schaffen, weil dieses Vertrauen auch ge-
rechtfertigt ist. Nach den Erfahrungen der deutschen 
Geschichte hat die Währungsstabilität eine große Be-
deutung. Das erklärt die Sorgen vieler Bürgerinnen 
und Bürger. Deshalb muß verantwortliche Politik um 
Vertrauen werben. 

Mit der unbestreitbar neuen Stabilitätskultur in 
der Europäischen Union ist der Schritt zur Wäh-
rungsunion durchaus keine kränkelnde Geste, son-
dern ein kräftiger Impuls für den gemeinsamen Bin-
nenmarkt. Mein Kollege Dr. Haussmann hat das in 
seiner Rede in der ersten Lesung eindrucksvoll dar-
gelegt. 

Meine Damen und Herren, die Grundlage für diese 
neue Stabilitätskultur wurde mit den Verträgen von 
Maastricht gelegt. Den Tag der Unterzeichnung am 
7. Februar 1992 werde ich ebenso wie Sie, Herr Kol-
lege Waigel, nicht vergessen. 

Der Bundesregierung, insbesondere Ihnen, Herr 
Bundeskanzler, Ihnen, Herr Bundesminister des Aus-
wärtigen, und Ihnen, Herr Bundesminister der Finan-
zen, gebühren heute der Dank und die Anerkennung 
des ganzen Hauses für ihre erfolgreichen Bemühun- 
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gen um die Sicherung nachhaltiger Stabilität für 
diese europäische Währung. 

(Lebhafter Beifall bei der F.D.P. und der 
CDU/CSU) 

Erlauben Sie mir dazu als ehemaligem Außenmi-
nister noch eine zusätzliche Bemerkung: Ich bin der 
Meinung, daß dieser unbestreitbare Erfolg der Bun-
desregierung ganz sicher auch das Ergebnis der be-
währten Zuständigkeitsregelungen für die Europa-
politik in der Bundesregierung ist. 

(Heiterkeit und Beifall bei der F.D.P. sowie 
bei Abgeordneten der CDU/CSU - Lachen 
bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN) 

Herr Kollege, vielleicht können Sie das in München 
berichten. 

Meine Damen und Herren, die Einführung der ge-
meinsamen Währung vervollständigt den gemeinsa-
men europäischen Binnenmarkt. Es wird möglich 
sein, das gesamte Wachstumspotential des Gemein-
samen Marktes zu nutzen. Die Einführung des Euro 
ist deshalb eine entscheidende Voraussetzung für die 
Schaffung neuer und sicherer Arbeitsplätze. Es ist 
gewiß richtig, daß die Europäische Währungsunion 
nicht aus sich heraus neue Arbeitsplätze schaffen 
kann. Aber es ist ebenso richtig, daß es ohne diesen 
mutigen Schritt in die Zukunft schwerer, wenn nicht 
unmöglich sein wird, die Arbeitslosigkeit bei uns ab-
zubauen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

In jedem Fall aber ist es mit und ohne Währungs-
union - da haben Sie völlig recht, Herr Kollege Wai-
gel - erforderlich, unser Land für den globalen 
Standortwettbewerb fit zu machen. Die Globalisie-
rung ist eine Realität, und niemand kann ihr entflie-
hen. Niemand sollte annehmen, es läge in unserer 
Hand, zu entscheiden, ob wir teilnehmen oder nicht. 
Nein, unsere Verantwortung ist es, unser Land dazu 
zu befähigen, daß wir die Chancen der Globalisie-
rung nutzen können. Nicht die Verteufelung der Glo-
balisierung, sondern ihre Gestaltung ist die Aufgabe, 
der wir uns jetzt stellen müssen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Das bedeutet Modernisierung unseres Landes durch 
Deregulierung und Flexibilität. Es verlangt eine 
große Steuerreform, die Wachstum und Arbeitsplätze 
fördert. Es verlangt, unsere sozialen Sicherungssy-
steme durch Reform zukunftsfähig zu machen. Vor 
dieser Aufgabe wird sich auch der nächste Bundes-
tag sehen. 

Meine Damen und Herren, die Globalisierung der 
Finanzmärkte erlaubt nicht, noch länger an dem 
Anachronismus festzuhalten, daß wir in der Europäi-
schen Union 14 verschiedene Währungen haben. 
Nur mit einer gemeinsamen Währung können wir 
auf den globalen Finanzmärkten bestehen. Es ist 
eine Illusion, zu glauben, der Gemeinsame Markt 

könne auf Dauer mit 14 verschiedenen Währungen 
und den dadurch ausgelösten Spannungen funktio-
nieren. Wie oft haben wir solche Spannungen erlebt, 
und immer gingen sie übrigens zum Nachteil unserer 
Exportwirtschaft aus. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und 
der SPD sowie bei Abgeordneten des 

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Der Euro wird größere Kalkulationssicherheit für 
Bürger und Unternehmen in der Europäischen Union 
und für unsere Partner weltweit schaffen. Die ge-
meinsame Währung wird auch Einfluß auf die Welt-
wirtschaft haben, und zwar zu unseren Gunsten. Der 
Euro wird zu einer dem Dollar ebenbürtigen Weltre-
servewährung werden. Viele Länder warten ge-
radezu auf die Möglichkeit der Diversifikation. 

Diese Währungsunion als Stabilitätsunion wird 
auch zum Nukleus eines großen, eines gesamteuro-
päischen Wirtschafts- und Wachstumsraumes wer-
den. Die Verschiebung der Währungsunion würde 
den europäischen Binnenmarkt und damit die Zu-
kunftsfähigkeit Europas im Zeitalter der Globalisie-
rung gefährden. Sie würde die neue, die gemein-
same Stabilitätskultur aufs Spiel setzen. 

Die Märkte und unsere Partner haben sich welt-
weit längst auf den Euro eingestellt. Die jetzt vor uns 
liegenden Herausforderungen erlauben deshalb zur 
Währungsunion keine „Ja, aber"-Politik. Sie erlau-
ben kein der Entscheidung ausweichendes „Nicht 
jetzt" und „Nicht so". Jetzt heißt es, hier und heute 
klar ja oder nein zu sagen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 
Abg. Dr. Antje Vollmer [BÜNDNIS 90/DIE 

GRÜNEN]) 

In einer solchen Frage ist niemandem Halbherzigkeit 
erlaubt. Rechthaberei ist ein recht schlechter Ratge-
ber. Gefordert ist die Kraft, ja zu sagen zu einer Poli-
tik, die unserem Volk auch in Zukunft ein menschen-
würdiges Leben in Freiheit und in sozialer Gerechtig-
keit garantieren soll. 

(Beifall des Abg. Dr. Guido Westerwelle 
[F.D.P.]) 

Die Konvergenzberichte des Europäischen Wäh-
rungsinstituts, der Europäischen Kommission und 
der Bundesbank haben bestätigt, daß bis auf ein 
Land alle beitrittsfähigen Länder die Voraussetzun-
gen für die Währungsunion erfüllen. Schon heute 
herrscht in der EU dank der Konvergenzkriterien des 
Maastrichter Vertrages eine einzigartige Stabilitäts-  
und Konvergenzkultur. Nie zuvor in der europäi-
schen Nachkriegsgeschichte waren die Inflationsra-
ten so niedrig wie heute. Dazu haben die beharrli-
chen Anstrengungen aller Mitgliedstaaten beigetra-
gen. 

Ich empfinde großen Respekt vor den enormen An-
strengungen, die gerade diejenigen Mitgliedsländer 
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unternommen haben, die den weitesten Weg zur 
neuen Stabilitätskultur zurücklegen mußten. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU, der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Weil sich mancher überhebliche Diskussionsbeitrag 
bei uns vor allen Dingen auf Südeuropa richtet, 
möchte ich hier mit besonderem Respekt dem mit 
uns eng verbundenen und befreundeten Italien 
meine Hochachtung aussprechen. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU, der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Zu dem neuen Europa gehört auch eine Kultur der 
gegenseitigen Achtung. Das dürfen wir in keiner 
Phase der Diskussion vergessen. Dazu paßt nicht 
schulmeisterliches Gehabe, mit dem bei uns gele-
gentlich die Diskussion über die Währungsunion ge-
führt wird. 

Ungeachtet dessen, was uns manche Euro-Skepti-
ker glauben machen wollen, wird dieser Euro eine 
stabile Währung sein. Die Europäische Zentralbank 
steht der Bundesbank an Unabhängigkeit nicht 
nach. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Im Gegenteil!) 

Sie wird die Stabilität des Euro so gewährleisten, wie 
dies die Bundesbank jetzt für die D-Mark tut. Die An-
forderungen an die Stabilität des Euro sind allerdings 
strenger als die, die die geltenden deutschen Gesetze 
hinsichtlich der D-Mark verlangen. Das wollen wir 
nicht vergessen. Diese Anforderungen sichern Nach-
haltigkeit in den Bemühungen um monetäre und um 
haushaltspolitische Stabilität. Diese Europäische 
Zentralbank verdient Vertrauen. Dieses Vertrauen 
darf auch bei der Entscheidung über den Präsidenten 
und die Mitglieder des Direktoriums nicht aufs Spiel 
gesetzt werden. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU, der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

- Rudolf Scharping [SPD]: Sehr wahr!) 

Quälende Personaldiskussionen in der Öffentlichkeit 
können den Start  nur erschweren und Vertrauen be-
schädigen. Ich wünsche der Bundesregierung eine 
glückliche Hand bei der Bewältigung dieser schwie-
rigen Aufgabe. 

Der Präsident und die Mitglieder des Direktoriums 
der Europäischen Zentralbank müssen durch ihre 
Kompetenz, durch ihre Unabhängigkeit und durch 
das Vertrauen, das sie genießen, die Rolle der Zen-
tralbank als Hüterin der Stabilität in Europa vor je-
dem Zweifel bewahren. Diese Währungsunion muß 
zur Initialzündung für eine umfassende Modernisie-
rung von Wirtschaft und Gesellschaft in den Mit-
gliedstaaten der Europäischen Union werden. Wir 
müssen dabei die Kräfte einer modernen und offenen 
Bürgergesellschaft aktivieren. Wir müssen uns be-
wußt sein, daß wir die Zukunft nicht bewältigen wer-
den, wenn wir in der Veränderung das größere Risiko 
und nicht die Chance sehen, wenn wir glauben, daß 

Beharrung für uns die größte Sicherheit bieten 
könnte. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, die Erfahrung der 
Menschheitsgeschichte spricht eine andere Sprache. 
Deshalb erlaubt uns die Globalisierung keine Atem-
pause. Sie schafft nicht, wie ihre Gegner behaupten, 
die Strukturprobleme, aber sie legt sie offen. Sie legt 
offen, wo wir mehr Reformen, mehr Flexibilität und 
mehr Innovation brauchen. Die gleichen Wirkungen 
hat übrigens auch die Währungsunion. 

Wer die mit jedem Schritt von historischer Trag-
weite verbundenen Unwägbarkeiten in den Mittel-
punkt seiner Betrachtungen stellt, wird blind für die 
unabsehbaren Auswirkungen, die von einer Ver-
schiebung oder gar einem Scheitern der Währungs-
union ausgehen würden. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Die Vollendung der Währungsunion ist ein entschei-
dender Beitrag zur immer engeren Union der Völker 
Europas. Dieses Europa beruht auf der gleichberech-
tigten Zusammenarbeit großer und kleiner Völker. 
Sie beruht auf Solidarität und Toleranz. 

Dieses Europa, unser Europa, findet seine Identität 
in der unveräußerlichen Würde eines jeden Men-
schen. Wird diese Würde des Menschen geachtet, 
dann können auch die Völker Europas ohne Angst 
voreinander leben. Die Europäische Union ist der 
Rahmen, in dem diese neue Kultur europäischen Zu-
sammenlebens Wirklichkeit geworden ist. Sie beruht 
auf der Einsicht, daß der Erfolg der Union auch der 
Erfolg eines jeden Mitgliedstaates ist. 

Dieses neue Denken unterscheidet das neue Eu-
ropa von alter Macht- und Rivalitätspolitik. Nichts 
wäre deshalb verhängnisvoller, als wenn gerade jetzt 
ein Gegensatz zwischen deutschen und europäi-
schen Interessen konstruiert würde. 

(Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl: Sehr gut!)  

Das ist altes Denken, das lange Zeit das Klima in Eu-
ropa vergiftet hat. 

Die Geschichte der europäischen Integration zeigt: 
Jeder Fortschritt bei der Einigung Europas gereicht 
allen zum Nutzen, auch uns Deutschen. Ich kann Ih-
nen aus langer Erfahrung sagen: manchmal uns 
mehr als den anderen. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei 
Abgeordneten der SPD - Bundeskanzler 

Dr. Helmut Kohl: Sehr gut!) 

Daran möchte ich auch erinnern, wenn die soge-
nannte Nettozahler-Diskussion geführt wird. Sprache 
und Argumente können dabei vieles, was mühsam 
aufgebaut wurde, beschädigen, vor allem Vertrauen. 

Wenn es darum geht, die Ausgabenstruktur der 
EU - sie ist es ja, die uns Probleme bereitet - zu über-
prüfen, dann sind allerdings auch wir gefordert, Prio- 
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ritäten zu bestimmen. Wer alles zur Priorität erklärt, 
schafft keine Prioritäten. 

(Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: Wenn 
man dann noch mit völlig unterschiedlichen 

Zungen spricht!) 

Deshalb muß das Gewicht auf Zukunftsinvestitionen 
gelegt werden. Wer dabei forde rt , auf den Tisch zu 
hauen, der wird nichts erreichen, aber er wird alles 
aufs Spiel setzen. 

Meine Damen und Herren, unser europäisches En-
gagement und unsere europäische Verantwortung 
sind auch bei der jetzt bevorstehenden Erweiterung 
der Europäischen Union gefordert. Nach der Vollen-
dung der Währungsunion liegt in der Ausweitung 
der Stabilitätszone Europäische Union die Herausf or-
derung der kommenden Jahre. Für mich ist es nicht 
vorstellbar, auf Dauer ein Europa zu haben, zu dem 
unsere östlichen Nachbarn nicht gehören. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU, der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir wollen nie vergessen, daß es die Arbeiter in 
Polen waren, die mutig und friedlich einen großen 
Schritt getan haben, um Europa neu zusammenzu-
führen. 

Wir als Deutsche haben allen Anlaß, uns daran zu 
erinnern, daß es das tapfere ungarische Volk war, das 
als erstes den Eisernen Vorhang geöffnet hat. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU, der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wenn wir sehen, wie heute Deutsche und Tsche-
chen gemeinsam in der Bitte für eine Genesung von 
Präsident Vaclav Havel zusammenkommen, dann 
zeigt das, was sich auch hier verändert hat. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU, der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie des Abg. Dr. Gregor Gysi [PDS]) 

Meine Damen und Herren, wenn wir über das 
ganze Europa blicken, ist es auch wichtig, die umfas-
sende Partnerschaft mit Rußland, mit der Ukraine 
und den anderen Nachfolgestaaten der früheren So-
wjetunion im Auge zu haben. Deshalb brauchen wir 
eine gesamteuropäische Infrastruktur und eine ge-
samteuropäische Freihandelszone. Wir müssen auch 
diese Herausforderungen als historische Chance be-
greifen, damit wir in ganz Europa Frieden, Demokra-
tie und Wohlstand sichern können. Niemand soll sich 
täuschen: Das verlangt Mut, das verlangt weiterhin 
einen langen Atem, und es wird zum Nulltarif nicht 
zu haben sein. 

Meine Damen und Herren, am Ende dieses Jahr-
hunderts der Gewalt und der Ideologien steht Europa 
heute wirklich an einem Wendepunkt seiner Ge-
schichte. Und die Währungsunion ist ein Meilenstein 
auf dem Weg zur Einigung unseres leidgeprüften 
Kontinents. Sie wird unumkehrbar machen, was bis-
her erreicht ist, nicht durch Zwang, sondern durch 
Einsicht und eine immer stärkere Verbindung unse-
rer gemeinsamen Interessen. Aber sie ist nicht der 
Schlußstein des Hauses Europa. Deshalb muß die 

Währungsunion zur Initialzündung für die Vollen-
dung der politischen Union werden. 

Der Vertrag von Amsterdam war ein wichtiger 
Schritt auf dem Wege zur politischen Union. Er darf 
aber nicht der letzte bleiben. Wir sollten nie verges-
sen: Die Geschichte pflegt ihre Angebote nicht zu 
wiederholen. 

Ganz sicher ist auch, daß Europa mehr sein muß 
als ein Markt mit einer Währung. Erst das Bewußt-
sein unserer gemeinsamen Werte und erst die kultu-
relle Dimension Europas geben unserem Kontinent 
und unserer Gemeinschaft die Identität. Nur als 
Markt würden wir nicht in der Lage sein, Stabilitäts-
pfeiler einer neuen multipolaren Weltordnung zu 
sein. 

Europa aber hat im Zeitalter der Globalisierung 
viel zu geben. In seiner neuen Kultur des Zusammen-
lebens kann es Vorbild sein für andere Weltregionen. 
Es kann einen unverwechselbaren Beitrag leisten zu 
einer Weltordnung, die auf Kooperation und nicht 
mehr auf Konfrontation, auch nicht der ökonomi-
schen, beruht. 

Meine Damen und Herren, aber nur wenn sich die 
Europäer als politische Gemeinschaft begreifen, wer-
den sie zu gemeinsamem Handeln finden, wird Eu-
ropa den ihm gebührenden Platz in der multipolaren 
Welt des 21. Jahrhunderts einnehmen. An der 
Schwelle zum nächsten Jahrhundert hat unser Eu-
ropa, für das wir mit den Grundwerten unserer Ver-
fassung eintreten, noch einmal die Chance, seine 
Einheit friedlich zu vollenden. Hier liegt die europäi-
sche Verantwortung der Deutschen, eine Verantwor-
tung, die wir kennen und die wir wahrnehmen. 

Ich finde, unverände rt  gilt das, was wenige Wo-
chen, nachdem die Waffen schwiegen, 1945 der fran-
zösische Diplomat und Schriftsteller Paul Claudel an 
die Deutschen schrieb. Er sagte damals: 

Deutschland ist nicht dazu da, die Völker zu spal-
ten, sondern sie um sich zu versammeln. Seine 
Rolle ist es, Übereinstimmung zu schaffen, all die 
unterschiedlichen Nationen, die es umgeben, 
spüren zu lassen, daß sie ohneeinander nicht le-
ben können. 

Ich denke, dieser Franzose hat besser, als man das 
sonst tun könnte, das formuliert, was unsere Verant-
wortung ist, was ich als die europäische Berufung der 
Deutschen bezeichne. Meine Damen und Herren, er 
hat das in einer Zeit geschrieben - diejenigen, die 
sich bewußt an die Zeit erinnern wie ich, wissen es -, 
als wir in Deutschland nicht die Hoffnung haben 
konnten, daß man uns in diesem Jahrhundert noch 
einmal befragen würde, wenn es um die Zukunft Eu-
ropas ging. Dieses Vertrauensvorschusses, den uns 
die Völker damals gegeben haben, nach allem, was 
war, müssen wir uns auch heute würdig erweisen. 

(Beifall bei der F.D.P., der CDU/CSU, der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie des Abg. Dr. Gregor Gysi [PDS]) 

Meine Damen und Herren, so sind es geschichtli-
che Verantwortung und Zukunftsverantwortung, die 
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unsere Haltung bei der heute zu treffenden Entschei-
dung bestimmen müssen. Die Bundestagsfraktion 
der F.D.P. wird dem Beschlußvorschlag für die Teil-
nahme an der Europäischen Währungsunion zustim-
men. 

Mir bleibt, meine Damen und Herren, meine Dank-
barkeit auch vor dem Hohen Haus dafür auszuspre-
chen, daß ich in meiner Zeit als Abgeordneter auch 
an diesem Einigungswerk, diesmal der europäischen 
Einigung, mitwirken durfte, und auch dafür, daß ich 
die Ehre hatte, in meiner Zeit als Mitglied der Bun-
desregierung mit drei Bundeskanzlern zusammenar-
beiten zu dürfen, denen die europäische Einigung 
eine Herzenssache war. Ich empfinde diese Dankbar-
keit auch gegenüber den Kolleginnen und Kollegen 
meiner Fraktion, aber auch gegenüber denjenigen in 
anderen Fraktionen, mit denen ich zahlreiche Begeg-
nungen hatte, die ich nicht missen möchte. 

Als ich am 6. Mai 1992 meine letzte Rede als Bun-
desminister des Auswärtigen gehalten habe, habe 
ich am Schluß gesagt - erlauben Sie mir hier die Wie-
derholung -: Beharrlichkeit und Solidarität - nur so 
wird das neue Europa entstehen können, nur so wer-
den wir den Menschen in der dritten Welt gerecht 
werden. Beharrlichkeit, Brüderlichkeit und Solidari-
tät, Menschlichkeit und Verständnis - wir werden sie 
auch brauchen, wenn wir Deutschen nach der staat-
lichen Vereinigung auch zu unserer inneren Einheit 
finden wollen. 

Meine Damen und Herren, auch wenn ich im 
Herbst nach 33 Jahren Zugehörigkeit aus dem Deut-
schen Bundestag ausscheide, sehe ich mich auch für 
die Zukunft in dieser Verantwortung. 

Ich danke Ihnen. 

(Anhaltender Beifall bei allen Fraktionen - 
Die  Abgeordneten der F.D.P. und der CDU/ 
CSU sowie Abgeordnete der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN erheben 

sich von ihren Plätzen) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Danke, lieber Kol-
lege Genscher, für diese große Rede, für dieses euro-
päische Manifest, von dem wir uns alle wünschen, 
daß nicht nur wir in diesem Saal es gehört haben, 
sondern viele Menschen draußen und in ganz Eu-
ropa. Ich glaube, daß hier deutlich geworden ist: 
Geldwertstabilität ist das eine, unsere politische Zu-
kunft und die Zukunft unserer Menschen ist das Aus-
schlaggebende. 

Noch einmal unser aller Dank, nicht nur für den 
heutigen Tag. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD, der 
F.D.P. und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

sowie bei Abgeordneten der PDS) 

Jetzt hat der Kollege Dr. Gregor Gysi das Wort. 

Dr. Gregor Gysi (PDS): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Zunächst noch ein Wort an den 
Abgeordneten Hans-Dietrich Genscher: Sicherlich 
sind die politischen Unterschiede zwischen uns bei-

den, aber vor allem auch zwischen der Gruppe der 
PDS und der Fraktion der F.D.P. und den dahinterste-
henden Parteien gewaltig, insbesondere wenn ich an 
die Wirtschafts- und Finanzpolitik denke. Das ändert 
aber nichts daran, daß wir diese Gelegenheit Ihrer 
Abschiedsrede im Bundestag nutzen möchten, um 
Ihnen unseren Respekt für Ihre Arbeit in den vergan-
genen Jahrzehnten sowohl im Bundestag als auch in 
der Bundesregierung zum Ausdruck zu bringen. 

(Beifall bei der PDS) 

Es war hier viel die Rede von europäischer Inte-
gration. Zweifellos ist die Einigung Europas ein gro-
ßes politisches Ziel. Ich erinnere mich an die Tage, 
als die Mauer fiel, als die Diskussion um die Herstel-
lung der deutschen Einheit begann und als die bange 
Frage gestellt wurde: Was wird das nun? Wird das 
ein deutsches Europa, oder wird es ein europäisches 
Deutschland? Diese Frage hat damals nicht nur die 
Außenpolitikerinnen und Außenpolitiker in diesem 
Land und in anderen Ländern bewegt, sondern viele 
Menschen. 

Die Frage, die sich bei der heutigen Debatte ergibt, 
ist meines Erachtens eine andere: Wie kommt man zu 
einer europäischen Integration? Kommt man tatsäch-
lich zu einer europäischen Integration, indem man 
ein Europa der Banken schafft? Oder käme man nicht 
viel eher zu einer europäischen Integration, wenn 
man über den Weg der Kultur, wenn man über den 
Weg der Chancengleichheit in den Gesellschaften, 

(Beifall bei der PDS) 

wenn man über den Weg der Angleichungsprozesse 
und das Ziel der sozialen Gerechtigkeit ein solches 
Europa integ riert? 

Das ist unsere grundsätzliche Kritik an dem Vorha-
ben, über das es heute zu beschließen gilt. Man kann 
einen Kontinent nicht über Geld einen. Das hat in 
der Geschichte noch niemals funktioniert, und das 
wird auch hier nicht funktionieren. 

Sie, Herr Genscher, haben vor allem davor ge-
warnt, daß es schlimme Folgen hätte, wenn die Euro-
päische Währungsunion scheiterte. Ich behaupte, sie 
kann auch scheitern, wenn man sie einführt, nämlich 
dann, wenn die Voraussetzungen nicht stimmen. 

(Beifall bei der PDS) 

Darüber müßte nachgedacht und, 'wie ich finde, auch 
länger diskutiert werden. 

Ich sage: Im Augenblick wird das ein Europa für 
erfolgreiche Rüstungs- und Exportkonzerne, für Ban-
ken, vielleicht noch für große Versicherungen. Es 
wird kein Europa für kleine und mittelständische Un-
ternehmen, kein Europa für Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer, kein Europa für Gewerkschaftsbewe-
gungen und auch kein Europa für die sozial 
Schwächsten in den Gesellschaften der Teilnehmer-
länder. 

Wie verhält sich denn Deutschland zu diesem 
wirklichen europäischen Integrationsprozeß? Ist es 
nicht so, daß es die Union - auch unter Kritik der 
F.D.P. - vor kurzem abgelehnt hat, auch nur den  Kin

-dern von Eltern, die seit Jahrzehnten in Deutschland 
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leben und die noch eine andere Staatsangehörigkeit 
haben, die deutsche Staatsangehörigkeit zu gewäh-
ren? 

(Beifall bei der PDS) 

Wer dazu nein sagt, will doch gar keine Integra-
tion, zumindest nicht auf dieser kulturellen, auf die-
ser menschlichen Ebene, auf die es in diesem Zusam-
menhang ankäme. 

Ich weise darauf hin, daß die Bundesregierung den 
Euro vehement gefordert und gefördert hat, es aber 
gleichzeitig abgelehnt hat, die Arbeitslosigkeit euro-
papolitisch anzugehen. Von dem, der die Arbeitslo-
sigkeit nicht europäisch bekämpfen will, behaupte 
ich, daß dessen Integrationswille nur auf einer 
Strecke ausgebildet ist, und zwar im Hinblick auf das 
Geld, aber nicht bezüglich der sozialen Frage, bei 
der dies wichtig wäre. 

(Beifall bei der PDS) 

Wir alle wissen, daß wir es mit sehr ernstzuneh-
menden, auch rechtsextremistischen Erscheinungen 
in unserer Gesellschaft zu tun haben, daß Rassismus 
zunimmt, daß zum Beispiel in einem Land wie Sach-
sen-Anhalt das Ansehen rechtsextremistischer Par-
teien leider zunimmt. Das alles macht uns große Sor-
gen. Ich sage: Da ist eine richtige, eine die Menschen 
mitnehmende, an ihre sozialen Interessen anknüp-
fende europäische Integrationspolitik entscheidend. 
Wenn man sie unter falschen Voraussetzungen be-
treibt, dann wird sie der Keim zu einem neuen Natio-
nalismus und damit auch zu steigendem Rassismus 
sein. Das ist unsere große Sorge, die wir hier formu-
lieren wollen. 

(Beifall bei der PDS) 

Hier ist gesagt worden, daß es in Europa ohne Euro 
keinen Abbau von Arbeitslosigkeit geben werde. 
Das verstehe ich überhaupt nicht. Täglich wird uns 
erzählt, daß in bestimmten europäischen Ländern Ar-
beitslosigkeit durch verschiedenste Maßnahmen er-
folgreich abgebaut wurde, ohne daß es den Euro 
gab. Ich halte es immer für gefährlich, wenn schein-
bar zwingende Zusammenhänge hergestellt werden, 
die in Wirklichkeit nicht existieren, nur um ein ande-
res Ziel damit begründen und erreichen zu können. 

(Beifall bei der PDS) 

Im Gegenteil, der Euro birgt auch sehr viele Gefah-
ren für Arbeitsplätze, und es bringt uns gar nichts, 
auf diese nicht einzugehen. 

Der Bundeskanzler ist heute mehrmals historisch 
gewürdigt worden. Ich werde mich an dieser Würdi-
gung zu Ihrem Wohle nicht beteiligen, Herr Bundes-
kanzler. 

(Hans Michelbach [CDU/CSU]: Das wollen 
wir auch nicht! Das wäre völlig falsch!) 

Ich würde mich an Ihrer Stelle nicht so sehr in der 
Vergangenheit definieren lassen. Das birgt ja auch 
Probleme. Man kann natürlich leicht den Euro ein-
führen, wenn man sagt: Es wird eine andere Regie- 

rung sein, die ihn auszubaden hat. Das ist natürlich 
auch ein Problem, vor dem wir hier stehen. 

(Beifall bei der PDS - Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

- Ja, unterhalten wir uns über die Voraussetzungen. 
Fangen wir mit den Demokratiedefiziten an, die es in 
Europa gibt. So haben zum Beispiel sehr viele Juri-
sten erklärt, ob wir heute im Bundestag ja oder nein 
zum Euro sagten, ob der Bundesrat morgen ja oder 
nein zum Euro sagen werde, sei unerheblich. Er 
werde in jedem Falle kommen, weil dies nämlich 
längst mit dem Vertrag von Maastricht ratifiziert sei 
und im Grunde genommen kein Weg daran vorbei-
führe. 

(Beifall bei der PDS) 

Am 2. Mai tagt das Europäische Parlament. Hat es 
in der Frage der Einführung des Euro, in der Frage 
der Herstellung der Währungsunion etwas zu ent-
scheiden? Es hat nichts zu entscheiden. Es hat nur 
mitzuberaten. Selbst wenn do rt  eine große Mehrheit 
nein sagen würde, würde das an der Einführung des 
Euro zum 1. Januar 1999 nichts mehr ändern. Da 
wird das gesamte Defizit deutlich, das dieser Vertrag 
in Fragen der Demokratie mit sich bringt. 

Wir schaffen eine europäische Währung, haben 
aber keinen europäischen Gesetzgeber, keine euro-
päische Verfassung, keine garantierten europäischen 
Rechte und verlagern die Funktionen vom Parlament 
auf die Exekutive in Brüssel. Das heißt, wir heben die 
Gewaltenteilung in der Gesellschaft schrittweise auf, 

(Beifall bei der PDS) 

damit sich dann die jeweilige Bundesregierung und 
auch die Regierungen der anderen Länder und deren 
Parlamente auf Brüssel herausreden und sagen kön-
nen: Wir können in diesen Fragen gar keine natio-
nale Politik mehr machen, weil uns die Möglichkei-
ten genommen sind. Aber wir haben eben kein de-
mokratisches europäisches Äquivalent. Das ist ein 
Hauptmangel der Verträge von Maastricht und Am-
sterdam. 

Ich behaupte, der Euro kann auch spalten; denn er 
macht die Kluft zwischen den Mitgliedsländern der 
Europäischen Union und jenen, die nicht Mitglieder 
der Europäischen Union sind, nicht kleiner, sondern 
größer. Der Weg gerade für die osteuropäischen Län-
der, für die sich Herr Genscher so eingesetzt hat, in 
die Europäische Union wird dadurch nicht leichter, 
sondern schwieriger werden. 

(Beifall bei der PDS) 

Er unterscheidet innerhalb der Mitgliedsländer der 
EU zwischen jenen, die an der Währungsunion teil-
nehmen, und jenen, die daran nicht teilnehmen. Das 
ist das erste Mal eine ökonomische und finanzpoliti-
sche Spaltung zwischen den Mitgliedsländern der 
Europäischen Union. 

Er unterscheidet aber auch und stärker die Euro

-

Länder. Ob Frau Matthäus-Maier, ob die Spreche rin 
der Grünen, ob CDU/CSU oder F.D.P., alle würdigen 
am Euro, daß sich die Exportchancen Deutschlands 
erhöhen würden. Wenn das dann so ist, dann müssen 
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doch andere Produktionsunternehmen in anderen 
Ländern darunter leiden. Anders ginge es doch gar 
nicht. 

(Beifall bei der PDS) 

Das heißt, wir wollen den Export Deutschlands er-
höhen und damit die Industrie in Portugal, Spanien 
und anderen Ländern schwächen. Die werden ver-
ostdeutscht, weil sie diesem Export nicht standhalten 
können. Das ist eines der Probleme, das zu einer wei-
teren Spaltung innerhalb Europas führt. 

(Beifall bei der PDS) 

Das zweite ist: Es geht selbst innerhalb der ver-
schiedenen Länder um unterschiedliche Regionen. 
Es haben doch nur die Regionen etwas davon, die in 
erster Linie vom Export leben. Was ist denn mit jenen 
Regionen auch in Deutschland, die kaum exportie-
ren? Sie wissen, daß der Exportanteil der ostdeut-
schen Wirtschaft fast null ist. Sie hat überhaupt nichts 
davon. Im Gegenteil, die Binnenmarktstrukturen 
werden durch Billigprodukte und Billiglöhne syste-
matisch zerstört werden. 

(Beifall bei der PDS) 

Deshalb sage ich: Es ist ein Euro der Banken und 
der Exportkonzerne, nicht der kleinen und mittel-
ständischen Unternehmen, die auf den Binnenmarkt 
angewiesen sind, nicht der Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer. 

Wir haben es mit einem weiteren Problem zu tun, 
nämlich dem, daß der Reichtum in diesem Europa 
wachsen wird, aber in immer weniger Händen liegen 
wird. Dafür ist Deutschland ein lebendiges Beispiel. 
Lassen Sie mich nur eine Zahl nennen. 

1990, nach der Herstellung der deutschen Einheit, 
hatten wir in der Bundesrepublik Deutschland ein 
Sparvermögen von etwas über 3 Billionen DM. Das 
sind 3000 Milliarden DM. Ende 1996 hatten wir ein 
privates Sparvermögen von 5 Billionen DM, das 
heißt, von 5000 Milliarden DM. 

Im Durchschnitt hat jeder Haushalt in der Bundes-
republik Deutschland ein Sparguthaben von 135 000 
DM. Nun können sich die Bürgerinnen und Bürger 
einmal ausrechnen, wie weit sie unter diesem Durch-
schnitt liegen. Dieser Durchschnitt kommt dadurch 
zustande, daß in 10 Prozent der Haushalte der Reich-
tum so gewachsen ist. 

Da sagt doch der Herr Merz von der CDU/CSU, 
daß es die größte Katastrophe wäre, wenn nach ei-
nem Regierungswechsel die Reformen rückgängig 
gemacht würden. Was heißt denn das? Wollen Sie ein 
Europa, einen Euro mit immer mehr Kürzungen des 
Rentenniveaus? Wollen Sie ein Europa mit immer 
mehr Zuzahlungen für Kranke bei Medikamenten 
und bei ärztlichen Behandlungen? Das waren doch 
Ihre Reformen. Wollen Sie ein Europa, in dem 10 Pro-
zent der Bevölkerung sinnlos immer reicher werden 
und andere immer mehr draufzahlen müssen? Das ist 
das Ziel Ihrer Politik. Ich finde, diese Reformen müs-
sen unbedingt rückgängig gemacht werden. 

(Beifall bei der PDS) 

Was hat denn die Vermehrung des p rivaten Vermö-
gens bei 10 Prozent der Bevölkerung um 2000 Mil-
liarden DM in sechs Jahren - das muß man sich ein-
mal überlegen - der Wirtschaft gebracht? Welche In-
vestitionen sind denn davon getätigt worden? Wel-
che Arbeitsplätze wurden denn geschaffen? Weder 
im Osten noch im Westen hat es etwas gebracht. Der 
wachsende Reichtum hat nur zu noch mehr Arbeits-
losen geführt. Deshalb ist das der falsche Weg nach 
Europa. 

(Beifall bei der PDS) 

Mit der Demokratiefrage hängt übrigens auch zu-
sammen, daß Finanz- und Geldpolitik kaum noch 
möglich sein werden. Die Zuständigkeit hierfür wird 
an die Europäische Zentralbank abgegeben. Sie 
wird dadurch anonymisiert. Damit wird erreicht, daß 
sich die Regierungen herausreden können, indem sie 
es auf die Bank schieben, und erklären können, daß 
sie keine politischen Spielräume haben, weil die 
Europäische Zentralbank bestimmte Vorgaben ge-
macht hat. Wer so eine Politik einleitet, zerstört De-
mokratie, denn Auswahl haben die Menschen nur in 
der Politik und nicht bei der Bank. Da haben sie nicht 
zu entscheiden. Das ist die Realität in dieser Gesell-
schaft und auch in anderen europäischen Gesell-
schaften. 

(Beifall bei der PDS) 

Unsere größte Kritik richtet sich aber auf einen an-
deren Punkt; das ist das Wichtigste: Wer europäische 
Integration will, muß europäische Angleichungspro-
zesse einleiten. Dazu würde gehören, die Steuern zu 
harmonisieren, die Löhne und Preise anzugleichen 
und auch soziale, ökologische und juristische Stan-
dards anzugleichen. Es macht ökonomisch einen gro-
ßen Unterschied, ob es gegen irgend etwas ein Ein-
spruchsrecht gibt oder nicht. In dem einen Fa ll  ist es 
nämlich teurer als in dem anderen Fall. 

Wenn Sie das alles politisch nicht leisten und statt 
dessen sagen, wir führen eine Einheitswährung ein, 
um die Angleichungsprozesse zu erzwingen, dann 
sagen Sie damit doch nichts anderes, als daß Sie 
ganz bewußt Lohnwettbewerb, also in Wirklichkeit 
Lohndumping und Kostendumping, organisieren 
wollen. 

(Beifall bei der PDS) 

Den größten Vorteil hat immer derjenige mit den 
niedrigsten Steuern, den niedrigsten Löhnen, den 
niedrigsten Preisen und den niedrigsten ökologi-
schen, juristischen und sozialen Standards; dieser 
wird sich durchsetzen. Das führt zu einem Europa 
des Dumpings, des Abbaus nach unten. Wer so etwas 
organisiert, der - das behaupte ich - organisiert nicht 
nur Sozial- und Lohnabbau, sondern er organisiert 
auch zunehmenden Rassismus. Das mag nicht be-
wußt geschehen, aber es wird die Folge sein. Heute 
erleben wir das schon auf den Baustellen in Deutsch-
land und in anderen Ländern. 

(Beifall bei der PDS) 

Deshalb sagen wir: Das ist der falsche Weg. Wir 
hätten hier einen anderen einschlagen müssen. Erst 
wenn wir die Angleichungsprozesse politisch gemei-
stert hätten, hätte man am Schluß der Entwicklung 
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als Krönung eine Einheitswährung einführen kön-
nen. Wer aber die Angleichung über die Währung er-
zwingt, der erzwingt eine Angleichung nach unten 
mit all ihren katastrophalen sozialen Folgen. Alle 
Fraktionen, die heute zustimmen, haften dann auch 
für die Folgen, die dadurch eintreten, unabhängig 
davon, welche Motive sie dabei haben. 

(Beifall bei der PDS) 

Es ist davon gesprochen worden, daß eine Wäh-
rung Frieden herstellen kann. Ich glaube das nicht. 
Das gilt nur, wenn die Voraussetzungen dafür stim-
men. Nämlich nur dann, wenn es gelingt, Spannun-
gen abzubauen, ist eine Währung friedenssichernd. 
Wenn aber dadurch neue Spannungen entstehen, 
kann auch eine gegenteilige Wirkung erzielt wer-
den. Das wissen Sie. Sie wissen, daß die einheitli-
che Währung in Jugoslawien keinen Krieg verhin-
dert hat. Er war einer der schlimmsten der letzten 
Jahre. 

Lassen Sie mich als letztes sagen: Der Hauptmakel 
dieser Währungsunion wird bleiben, daß Sie die 
deutsche Bevölkerung nicht gefragt haben. Sie hät-
ten in dieser entscheidenden Frage einen Volksent-
scheid durchführen müssen. Dann hätten Sie auch 
Ihrer Aufklärungspflicht nachkommen müssen. Das 
widerspricht, Herr Kollege Merz, nicht parlamentari-
scher Demokratie. Auch Frankreich, Dänemark und 
Irland sind parlamentarische Demokratien und ha-
ben dennoch einen Volksentscheid durchgeführt. 
Nein, man kann das Volk nicht nur wählen lassen. In 
wichtigen Sachfragen muß man es auch zu Entschei-
dungen und zum Mitmachen aufrufen. Anders wird 
man Integration in Europa nicht erreichen. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort  dem Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl. 

Dr. Helmut Kohl, Bundeskanzler: Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Erlauben 
Sie mir, daß ich zu Beginn meiner Rede ein sehr per-
sönliches Wort  des Dankes an Hans-Dietrich Gen-
scher sage. 

(Die Abgeordneten der PDS stellen Schilder 
mit dem Aufdruck „Euro, so nicht! PDS" auf 
ihre Plätze - Zurufe von der CDU/CSU: 
Herr Präsident! - Pfui! - Stasi raus! - Eine 

Schande für Deutschland!)  

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich bitte, diese 
Schilder zu entfernen. Sie entsprechen nicht der 
Ordnung unseres Hauses. Bitte nehmen Sie die 
Schilder weg. - Darf ich Sie noch einmal auffor-
dern, die Schilder wegzunehmen. Ich rufe Sie zur 
Ordnung! - Bitte veranlassen Sie, daß die Schilder 
entfernt werden. 

(Saaldiener entfernen die Schilder) 

Dr. Helmut Kohl, Bundeskanzler: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich schlage vor, daß wir 
uns unserem Thema zuwenden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Sie erlauben mir bitte, daß ich zunächst ein persönli-
ches Wort  an Hans-Dietrich Genscher richte. Ich wi ll 

 mich bei ihm für seine Rede und natürlich auch für 
das bedanken, was er für unser Land getan hat. Ich 
will mich für die Rede bedanken, weil hier, wie ich 
denke, in einer ungewöhnlich eindrucksvollen Weise 
ein Zeitzeuge gesprochen hat, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

einer, der im Auf und Ab seines Lebens eine wichtige 
Spanne der Geschichte unseres Landes miterfahren 
und mitgestaltet hat. Wenn man ihn auch heute wie-
der über Deutschland und Europa sprechen hört - ich 
war in diesen Tagen in seiner Heimatstadt Halle -, 
dann spürt man, daß die deutsche Teilung auch sein 
Leben und vor allem seine europäische Überzeugung 
geprägt hat. Ich will ihm als Bundeskanzler für seine 
Arbeit in den Bundesregierungen und natürlich nicht 
zuletzt - das ist vor allem mein Auftrag - für die ge-
meinsame Zeit in den Jahren von 1982 bis 1992 dan-
ken. 

Wir haben die Rede eines leidenschaftlichen Pa-
trioten gehört. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Er ist einer, der dabei war, der Geschichte am eige-
nen Leib erlebt hat und deswegen in einer Weise dar-
über reden kann, ja reden muß, damit - auch im Blick 
auf kommende Zeiten und Generationen - Erfahrun-
gen der Geschichte nicht untergehen. Hans-Dietrich, 
du hast Thomas Mann zitiert. Du selbst bist - das war 
heute lebendig spürbar - ein deutscher Europäer und 
ein europäischer Deutscher. Dafür ganz herzlichen 
Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und 
der SPD sowie bei Abgeordneten des 

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, es war gut - wenn ich 
mir erlauben darf, das so zu sagen -, daß Hans-Diet-
rich Genscher zu diesem Zeitpunkt der Debatte ge-
sprochen hat, weil damit die Bedeutung dieses heuti-
gen Tages und des morgigen Tages im Bundesrat an-
gesprochen worden ist. Dies hier heute ist nicht ir-
gendeine Debatte und nicht irgendeine Entschei-
dung. In der Politik gerät man häufig in die Versu-
chung, von säkularen Ereignissen, von Jahrhundert-
ereignissen zu sprechen. Dies ist ein solches Ereig-
nis. 

Bei allem Für und Wider, bei allen Notwendigkei-
ten, über viele wichtige Details zu sprechen, möchte 
ich allen raten, darüber nachzudenken, was diese 
Entscheidung über die Wirtschafts- und Währungs-
union auch für die politische Union, für die Ge-
schichte unseres Volkes, für die Geschichte der Völ-
ker Europas, für den Zusammenhalt von Millionen 
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Europäern in dem in wenigen Jahren beginnenden 
neuen Jahrhundert bedeutet. 

Vielleicht kann man sich das an Hand eines Bildes 
ganz einfach klarmachen. Hier im Saal sind viele, die 
noch den Sommer 1948 und die Einführung der D-
Mark in Erinnerung haben. In ein paar Wochen wird 
die D-Mark 50 Jahre alt. Diese Jahre haben unser Le-
ben in Deutschland mehr geprägt als vieles andere. 
Die D-Mark - beinahe in der Stunde Null unseres 
Landes entstanden - ist damals nicht mit großen Er-
wartungen auf die Welt gekommen: Die „Gurus" der 
damaligen Zeit waren voller Zweifel, ob aus dieser 
Sache etwas werden könnte. 

Es waren die Arbeit und die Leistung von Genera-
tionen, vor allem auch der Gründergeneration, die 
die D-Mark zu dem gemacht haben, was sie heute 
ist. Deswegen ist es doch verständlich, daß in unse-
rem Land jetzt so viele Fragen stellen, daß Ängste 
aufkommen vor diesem großen entscheidenden 
Schritt in eine andere Währung, in ein viel größeres 
und umfassenderes Währungsgebiet. 

Dennoch - das wage ich zu behaupten - wird, aus-
gehend von den Entscheidungen in diesen Tagen, 
die heute geborene Generation mit dem Euro ge-
nauso leben wie wir mit der D-Mark. Sie wird sich in 
wenigen Jahren, wenn sie erwachsen ist, gar nicht 
mehr vorstellen können, daß es einmal anders war. 
Es entsteht so etwas wie ein Gemeinschaftsgefühl 
der Europäer, wenn in den Ländern der Europäi-
schen Union eine Generation lebt, für die ganz 
selbstverständlich der Euro ein Zahlungsmittel ist, 
das in Rom genauso wie in Dublin, hier in Bonn bzw. 
in Berlin gilt und sicher in kurzer Zeit auch in Lon-
don, in Warschau und in den Ländern Nordeuropas 
gültig sein wird. 

Währungen sind viel mehr als ein Zahlungsmittel. 
Sie haben auch etwas mit der sozialen Befindlichkeit 
der Menschen, mit ihrem Lebensschicksal zu tun. Sie 
haben aber auch etwas mit ihrer kulturellen Identität 
zu tun und sind Gradmesser politischer Stabilität. 
Deswegen sprach ich von den Emotionen. Deshalb 
ist es richtig, daß der Deutsche Bundestag, der Bun-
desrat, die Bundesregierung, die Deutsche Bundes-
bank, alle, die bei diesem Thema besonders enga-
giert sind, darüber so ausführlich sprechen. Ich bin 
Hans-Dietrich Genscher dankbar, daß er die Arbeit 
an diesem Thema in all den Jahren noch einmal so 
deutlich analysiert hat. 

Die Zeitgenossen, die aus ganz anderen Gründen 
durch das Land ziehen und den Euro verteufeln, wol-
len uns einreden, der Euro sei sozusagen über Nacht 
gekommen, er sei ein Husarenstück. Keine Spur da-
von: Es gibt wenige Entscheidungen der jüngeren 
deutschen Geschichte, die in Politik und Gesellschaft 
so intensiv diskutiert wurden, deren Vor- und Nach-
teile so hin und her gewendet wurden wie das 
Thema der Wirtschafts- und Währungsunion. Deswe-
gen widerspreche ich nachdrücklich all denen, die 
den Eindruck erwecken wollen, da werde etwas über 
unser Volk gestülpt, was das Volk gar nicht will. Ich 
bin sicher, daß sich die meisten in wenigen Jahren 
gar nicht mehr vorstellen können - wie seinerzeit bei 
der D-Mark -, daß es den Euro einmal nicht gab. 

Ich sage noch etwas: Ich bin ganz sicher - wie wir 
es schon bei anderen geschichtlichen Ereignissen er-
lebt haben -, daß diejenigen, die heute Nein zum 
Euro sagen, schon in wenigen Jahren leugnen wer-
den, daß sie je eine solche Meinung vertreten haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Verwirklichung der Europäischen Wirtschafts-  
und Währungsunion ist hinsichtlich ihrer Konse-
quenzen für uns Deutsche wie auch für die Europäer 
die wichtigste und bedeutendste Entscheidung seit 
der Wiedervereinigung Deutschlands. Ich glaube, 
daß sie - auf lange Sicht - eine der wichtigsten Ent-
scheidungen des ganzen Jahrhunderts ist. Mit all ih-
ren Wirkungen auf andere Teile der Welt stellt sie die 
tiefgreifendste Veränderung auf unserem Kontinent 
dar. Sie ist zugleich der wichtigste Meilenstein im 
europäischen Einigungsprozeß seit der Gründung 
der Montanunion 1951 und seit der Gründung der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 1957. 

Wahr ist, daß dieser Gedanke einer gemeinsamen 
Währung damals noch eine Vision war und daß 
kaum jemand geglaubt hat, daß diese Vision noch in 
diesem Jahrhundert Wirklichkeit wird. Wenn Sie bei 
Jean Monnet und bei vielen anderen nachlesen, was 
sie gedacht und vielleicht auch nur geträumt haben, 
dann haben Sie auch eine Vorstellung davon, wie 
schnell - trotz all der Jahre, die seitdem vergangen 
sind - diese Vision Wirklichkeit geworden ist. 

In diesem Augenblick erinnere ich mich an den 
Zeitpunkt, als François Mitterrand die sterblichen 
Überreste von Jean Monnet nach vielen Jahren ins 
Pantheon überführen ließ. Ich erinnere daran, wie 
bei dieser Gelegenheit gesagt wurde, welche Vision 
die Gründergeneration damals gehabt hat. Folgen-
des möchte ich manchem Skeptiker mit auf den Weg 
geben: Die Visionäre von damals sind die Realisten 
von heute. Wir sollten das niemals vergessen! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Am Ende dieses Jahrhunderts trifft auch der Satz 
zu, daß die europäische Einigung für Europa insge-
samt und vor allem für uns Deutsche ein Glücksfall 
der Geschichte ist. 

Sie können es drehen und wenden, wie Sie wollen: 
Für Europa insgesamt und vor allem für uns Deut-
sche ist die europäische Einigung die entscheidende 
Voraussetzung für ein dauerhaftes Zusammenleben 
in Frieden, Freiheit und Wohlstand. 

Wir Deutsche sollten uns jeden Tag daran erinnern, 
daß die deutsche Einheit ohne den Prozeß der euro-
päischen Einigung nie möglich gewesen wäre. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir sind jetzt auf einem guten Weg, das europäi-
sche Haus zu bauen. Der Euro stärkt die Europäische 
Union als Garanten für Frieden und Freiheit. Er 
bringt die Teilnehmerstaaten noch enger zusammen. 
Damit ist zugleich die Herausforderung verbunden, 
daß Europa und damit auch unser Land, Deutsch-
land, den Aufbruch in die Zukunft schafft. Auch an-
gesichts dramatischer Veränderungen in der Welt 
gibt es nicht den geringsten Grund, daran zu zwei- 
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fein, daß wir, die Deutschen und die Europäer, dies 
schaffen können, wenn wir es nur wollen und wenn 
wir es gemeinsam tun. Von der heutigen Entschei-
dung - ich meine das nicht pathetisch - hängt es we-
sentlich ab, ob künftige Generationen in Deutsch-
land und in Europa in Frieden und Freiheit, in sozia-
ler Stabilität und auch in Wohlstand leben können. 

Die Europäische Kommission empfiehlt dem Rat 
der europäischen Staats- und Regierungschefs elf 
Mitgliedstaaten für die Teilnahme am Beginn des 
Euro am 1. Januar 1999. Das Europäische Währungs-
institut und die Deutsche Bundesbank haben in ihren 
Stellungnahmen bestätigt, daß die Vorschläge der 
Kommission stabilitätspolitisch vertretbar sind. Die 
Bundesregierung beabsichtigt - hierzu bitte ich um 
Ihre Zustimmung -, beim Rat der europäischen 
Staats- und Regierungschefs am 2. Mai 1998 in Brüs-
sel für die Vorschläge der Kommission zu stimmen. 

Ich behaupte: Die Voraussetzungen für eine stabile 
europäische Währung waren noch nie so gut wie 
heute. Die Konvergenzberichte der Europäischen 
Kommission und des Europäischen Währungsinsti-
tuts machen ebenso wie die Stellungnahme der 
Deutschen Bundesbank übereinstimmend deutlich: 
Europa ist bereits im Vorfeld der Währungsunion zu 
einer Stabilitätsgemeinschaft zusammengewachsen. 

Theo Waigel sprach davon - aber man muß es im-
mer wiederholen, weil es leicht übersehen wird; von 
manchen aus Leichtfertigkeit, von anderen mit Ab-
sicht -: Die Preissteigerungsraten und Zinsen in den 
Mitgliedsländern sind auf einem historischen Tief-
stand. Der durchschnittliche Preisanstieg in der EU 
liegt heute bei 1,5 Prozent; die langfristigen Zinsen 
liegen bei 5 Prozent. Ich sage das gerne noch einmal 
laut und deutlich, weil so viele noch vor wenigen 
Jahren dies alles als gänzlich unmöglich angesehen 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Konsolidierung der öffentlichen Haushalte 
hat wesentliche Fortschritte gemacht. In 14 EU-Mit-
gliedsstaaten lag das Haushaltsdefizit 1997 unter 
oder bei 3 Prozent des Bruttoinlandsprodukts. Auch 
wir, die Deutschen, haben auf diesem Weg entschei-
dende Fortschritte gemacht. Deutschland hat 
1997 das Defizitkriterium von 3 Prozent mit 2,7 Pro-
zent deutlich unterschritten. Das ist das Ergebnis 
auch einer konsequenten Reformpolitik, für die die 
Koalition und die Bundesregierung stehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, wenn ich mich an jene 
Debatte erinnere, die vor weniger als sechs Monaten 
in diesem Saal stattfand, finde ich, daß es schon an 
der Zeit wäre, daß der eine oder andere wenigstens 
sagte - das zu tun ist ja menschlich -: Ich habe mich 
geirrt; ihr habt einen guten Job gemacht - um es in 
der Sprache junger Leute zu sagen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

In bezug auf das Schuldenstandkriterium liegen 
wir für 1997 mit 61,3 Prozent - das ist wahr - leicht 
über dem im Maastricht-Vertrag vorgesehenen Refe-
renzwert von 60 Prozent. Aber wenn ich mit auslän

-

dischen Kollegen über dieses Thema rede, brauche 
ich keine Minute für eine Begründung. Vielmehr gibt 
es dort  eine allgemeine Bewunderung dafür, daß wir 
trotz der Belastungen - der von uns gern getragenen 
Belastungen; füge ich hinzu - durch die deutsche 
Einheit dieses Ziel erreicht haben. Sowohl die Euro-
päische Kommission als auch das Europäische Wäh-
rungsinstitut haben zu Recht hervorgehoben, daß 
hier die Erblast, die wir von der früheren DDR über-
nommen haben, ihren Niederschlag gefunden hat. 

Die Einführung des Euro liegt im ureigensten wirt-
schaftlichen Interesse auch und nicht zuletzt der 
Deutschen. Die Wirtschafts- und Währungsunion ist 
eine notwendige Antwort Europas auf einen immer 
schärferen weltweiten Standortwettbewerb zwischen 
den Ländern und Regionen. Daß in diesen Wochen 
auf dem amerikanischen Kontinent - das gilt für 
Südamerika, für Mittelamerika und für Nordamerika 
- eine Diskussion darüber stattfindet, ob in absehba-
rer Zeit eine Gemeinschaft gebildet werden könnte, 
in der man in Fragen der wirtschaftlichen Entwick-
lung zusammenarbeitet, zeigt doch, daß die Dinge in 
Bewegung gekommen sind. 

Als wir - die Vertreter der europäischen Staaten 
und der EU - kurz vor Ostern mit Vertretern der 
ASEAN-Länder in London zusammentrafen, war klar 
zu erkennen, daß in diesem Teil der Welt eine gewal-
tige Bewegung entstanden ist. Die Dinge entwickeln 
sich dramatisch. Nicht diejenigen werden die Her-
ausforderung bestehen, die heute bei ihren Zweifeln, 
so verständlich diese sind, stehenbleiben, sondern 
diejenigen, die Entscheidungen treffen, mit denen 
man die Zukunft gewinnen kann. Darum geht es 
letztlich in diesem Augenblick. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die gemeinsame europäische Währung wird Eu-
ropa als Raum wirtschaftlichen Wohlstands und mo-
netärer wie sozialer Stabilität festigen. Die Ge-
schichte der Vereinigten Staaten ist ein eindrucksvol-
les Beispiel dafür, wie sich Wachstumskräfte in einem 
großen Raum entwickeln können. 

Mit der Euro-Zone - man darf das nicht vergessen 
- entsteht ein einheitlicher Markt mit gemeinsamer 
Währung von 300 Millionen Menschen mit einem 
Anteil von rund 20 Prozent am Welteinkommen. Das 
ist vergleichbar dem Prozentsatz der Vereinigten 
Staaten von Amerika. Das hat nichts mit mißverstan-
dener europäischer Großmannssucht zu tun, es hat 
aber damit zu tun, daß wir in eine Situation kommen, 
die in einer Welt im Zeichen der Globalisierung zu 
Recht gewaltige Wirkungen entfalten wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die gemeinsame Währung wird das Klima für die 
wirtschaftliche Entwicklung in Deutschland und Eu-
ropa nachhaltig verbessern. Der IWF hat in der letz-
ten Woche auf seiner Frühjahrstagung in Washington 
die Einführung des Euros als historische Entschei-
dung ausdrücklich begrüßt. 

Meine Damen und Herren, wenn man sich das, 
was Hans-Dietrich Genscher gesagt hat - man muß 
sich an die Zeit vor zehn Jahren zurückerinnern, als 
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auch manche unserer amerikanischen Freunde die-
sen Weg zum Euro beinahe onkelhaft betrachtet 
haben und in der Wall Street vieles dazu gesagt und 
geschrieben wurde -, vor Augen führt, kann man 
erkennen, wie groß der Erfolg ist, den wir erreicht 
haben. 

Der Wegfall des Wechselkursrisikos für Unterneh-
men in den Euro-Ländern ermöglicht jährliche Ein-
sparungen in zweistelliger Milliardenhöhe; denn mit 
der Einführung des Euros entfallen teure Absiche-
rungen gegen Wechselkursschwankungen. Während 
meiner Amtszeit bin ich Zeitzeuge der Probleme ge-
worden, die wir beispielsweise zwischen Franzosen 
und Deutschen mit diesem Thema hatten. 

Es ist natürlich wahr - ich habe niemanden gehört, 
der seriös die gegenteilige Meinung vertreten hat; 
trotzdem muß man es aussprechen -, daß der Euro 
kein Patentrezept ist, um die Arbeitsmarktprobleme 
in Europa oder in Deutschland zu lösen. Andere 
wichtige Entscheidungen müssen hinzukommen, 
etwa strukturelle Reformen, die überfällig sind, eine 
moderate Lohnpolitik und vieles andere mehr. 

Der IWF hat auch darauf nachdrücklich hingewie-
sen: Je flexibler die Märkte, insbesondere der Ar-
beitsmarkt, sind, desto größer ist die Chance für 
mehr Beschäftigung. Das hat auch die Deutsche 
Bundesbank mit klarer Sprache in ihrer Stellung-
nahme gesagt. 

Ich will noch einmal das aufnehmen, was in der 
Debatte bereits gesagt wurde, am Anfang von Theo 
Waigel. Alle Reformen sind völlig unabhängig von 
der Wirtschafts- und Währungsunion dringend not-
wendig. Der Euro aber macht Defizite deutlicher und 
verstärkt den überfälligen Handlungszwang. Inso-
fern ist er auch von großer psychologischer Bedeu-
tung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Jeder fünfte Arbeitsplatz bei uns in Deutschland 
hängt vom Export ab. Mehr als 40 Prozent unserer 
Ausfuhren gehen in die Länder, die jetzt der Euro

-

Zone beitreten werden. Wir haben gegenüber diesen 
Ländern - das muß man sich klarmachen - künftig 
keine Wechselkursrisiken mehr. Weniger Risiken 
sind vor allem eine gute Botschaft für exportabhän-
gige Arbeitsplätze in Deutschland. 

Die Frau Kollegin von der SPD hat heute an einem 
Beispiel nachgewiesen, wie sich das auswirken wird. 
Wir sollten in der Tat mehr darüber sprechen, und 
zwar nicht nur in globalen Betrachtungen, sondern 
ganz konkret, wie sich das auf die Städte und Regio-
nen unseres Landes auswirken wird; denn gerade 
die Beschäftigten deutscher Unternehmen waren in 
der Vergangenheit oft Leidtragende, wenn die D-
Mark gegenüber anderen europäischen Währungen 
massiv aufgewertet wurde. Das heißt, der Euro eröff-
net große Chancen für neue wi rtschaftliche Dyna-
mik, für dauerhaftes Wachstum und dringend benö-
tigte zukunftssichere Arbeitsplätze im 21. Jahrhun-
dert. 

Meine Damen und Herren, der Euro und die Euro-
päische Währungsunion sind in gar keiner Weise ein 

unkalkulierbares Risiko. Von der Unterzeichnung 
des Vertrags von Maastricht am 7. Februar 1992 bis 
zur Einführung des Euro am 1. Januar 1999 gibt es ei-
nen siebenjährigen Vorbereitungsprozeß. Wir haben 
alle notwendigen Voraussetzungen für dauerhafte 
Stabilität getroffen. Die Bundesregierung hat ge-
meinsam mit ihren Partnern - sie hat dabei eine we-
sentliche Rolle gespielt - im Vertrag von Maast richt 
durchgesetzt, daß die Europäische Zentralbank in 
Frankfurt  so unabhängig ist wie die Deutsche Bun-
desbank und zuallererst der Stabilität der Währung 
verpflichtet ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

In jener entscheidenden Sitzung war es auch eine 
Botschaft der Staats- und Regierungschefs unserer 
Partnerländer, als sie zustimmten - und das ist man-
chen nicht leichtgefallen -, daß diese neue Europäi-
sche Zentralbank ihren Sitz in Frankfu rt  haben soll. 
Das hatte auch einen symbolischen Charakter. Es 
war im übrigen eine Reverenz an die Deutschen und 
ihre Währungspolitik in fünf Jahrzehnten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Auch das gehört ja zum Bild. Es war - das kann ich 
schon beurteilen -, für manchen zähneknirschend, 
auch eine Reverenz gegenüber der Geldpolitik der 
Deutschen Bundesbank. Auch das gehört zur Ent-
wicklung dieser Jahre. 

Meine Damen und Herren, lesen Sie nur einmal 
nach - es liegt ja alles jetzt ein paar Jahre zurück -, 
was an Kommentaren in Paris - ich nenne jetzt Pa ris, 
könnte aber auch andere Hauptstädte nennen - ge-
schrieben wurde bei dem Gedanken, daß die Noten-
bank völlig unabhängig und nur der Stabilität der 
Währung verpflichtet ist: Das haben viele als einen 
Anschlag auf die Tradition ihres eigenen Landes ver-
standen, als einen Anschlag auf die Souveränität. 
Und das waren nicht nur irgendwelche Stimmen, das 
waren wesentliche Stimmen der europäischen Poli-
tik. 

Sie hören davon jetzt nichts mehr. Diese Entschei-
dung ist inzwischen akzeptiert. Dafür sollten wir 
dankbar sein und den Menschen überall in Deutsch-
land sagen, daß dies, was hier geregelt und entschie-
den wurde, in ihrem Sinne ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Bundesregierung hat mit ihrem konsequenten 
Eintreten erreicht, daß die Stabilitätskriterien des 
Vertrags von Maastricht strikt eingehalten werden. 
Mit diesem Argument, natürlich ohne Bezugnahme 
auf die Bundesregierung, wird heute in allen euro-
päischen Parlamenten für den Euro geworben. Die 
Meinung hat sich hier völlig verändert. Es sind Pro-
zesse eingetreten, die eine Annäherung im Denken 
und im Handeln zeigen, für die wir eigentlich nur 
dankbar sein können. 

Ganz persönlich will ich dafür auch Theo Waigel 
danken, denn er hat mit einer unglaublichen Energie 



21054 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 230. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 23. April 1998 

Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl 

und Unverdrossenheit, auch im eigenen Lande nicht 
immer verstanden 

(Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast [SPD]: Vor 
allem in  Bayern!)  

- das gehört auch zur Wahrheit in dieser Zeit -, in 
einer großartigen Weise diese Politik durchgesetzt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

- Frau Kollegin, ich weiß nicht, warum Sie jetzt 
„Bayern" dazwischenrufen. Baye rn  gehört zu Deutsch-
land. 

(Lachen bei der SPD) 

Bayern ist ein Land, das bei der Bevölkerungswande-
rung innerhalb Deutschlands die allergrößten Ge-
winne macht. Ich kenne so viele Nichtbayern, deren 
Traum darin besteht, in München oder an den baye-
rischen Seen zu leben, womöglich noch in bayeri-
schen Lederhosen herumzulaufen. Das ist doch eine 
nicht zu übersehende Wahrheit. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Ich verstehe überhaupt nicht, Frau Kollegin, warum 
Sie das Geschäft Ihrer Kollegin, die dort Landesvor-
sitzende ist und für das Amt der Ministerpräsidentin 
kandidiert, so erschweren. 

(Erneute Heiterkeit bei der CDU/CSU und 
der F.D.P. - Zurufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren, nach der vertraglichen 
Regelung gibt es keine Haftung der Gemeinschaft 
für Verbindlichkeiten der Mitgliedstaaten und keine 
zusätzlichen Finanztransfers. Heute hat einer unse-
rer Kollegen von seiner Erfahrung im Europäischen 
Parlament berichtet. Wenn Sie quer durch alle Par-
teien mit den Kollegen im Europäischen Parlament 
reden, wissen Sie, daß dieser Satz einen Moment des 
Innehaltens verdient: 

Nach den vertraglichen Regelungen gibt es keine 
Haftung der Gemeinschaft für Verbindlichkeiten 
der Mitgliedstaaten und keine zusätzlichen Fi-
nanztransfers. 

Man muß doch einmal ehrlich sagen, was wir mit 
dieser Entscheidung anderen zugemutet haben; 
denn auch andere haben bestimmte Lebensgewohn-
heiten. Unterschiede gibt es nicht nur bei uns in 
Deutschland im Verhältnis der Bundesländer unterei-
nander; diese gibt es auch im Verhältnis der europäi-
schen Staaten untereinander. Trotzdem gilt dieser 
Satz, der eine große Bedeutung hat; denn damit ist 
im Vorfeld bereits viel für die Funktionsfähigkeit und 
die Stabilität der Währungsunion erreicht worden. 

Wichtig ist nun, daß das Erreichte gesichert und 
die Nachhaltigkeit der Konvergenz gewährleistet 
wird. Die Bundesregierung hat in ihrem Beschluß am 
27. März 1998 zu dem Thema des Teilnehmerkreises 
der Wirtschafts- und Währungsunion ausdrücklich 
festgestellt - ich zitiere -: 

... auch weiterhin die vom Maastricht-Vertrag ge

-

forderte Nachhaltigkeit der erreichten Konver

-

genz nachdrücklich zu vertreten und ihr beson-
dere Aufmerksamkeit zu widmen. 

Wir erwarten - lassen Sie mich das hier klar ausspre-
chen - in diesem Zusammenhang, daß diejenigen un-
serer Partnerstaaten, die noch eine besonders hohe 
Gesamtverschuldung aufweisen, ihre Politik einer wei-
teren Konsolidierung der Staatsfinanzen beharrlich 
fortsetzen und daß die Zusagen eingehalten werden. 

Meine Damen und Herren, ich empfinde es als 
nicht sehr geschickt und nicht sehr klug, wenn man 
angesichts der Leistung anderer Länder in den letz-
ten Jahren - ich beziehe mich hier besonders gerne 
auf Italien - in einer Weise über andere redet, die für 
mich unerträglich ist. 

Ich kann nur sagen: Das, was gegenwärtig in Ita-
lien geschieht, was mit der Finanzplanung eingelei-
tet wurde, die das Kabinett am 17. April 1998 be-
schlossen hat, getragen von einer breiten Mehrheit 
der politischen Kräfte dieses Landes, übrigens auch 
einer breiten Unterstützung der Bevölkerung dieses 
Landes - es ist hier viel von der Akzeptanz in der Be-
völkerung gesprochen worden -, verdient Respekt 
und Vertrauen: nämlich Rückführung des Haushalts-
defizits und der Kampf gegen den Schuldenstand. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P. und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie bei 

Abgeordneten der SPD) 

Ich bin ganz sicher, daß sich ungeachtet der partei-
politischen Grundeinstellung die wesentlichen politi-
schen Kräfte Italiens, übrigens genauso wie in Bel-
gien, sehr wohl bewußt sind, daß dies eine Heraus-
forderung ist, die vernünftig bewältigt werden muß. 
Ich habe das Vertrauen, daß es so sein wird. Ich will 
es hier ganz klar aussprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich erwähne dies alles nicht aus irgendwelchen 
beckmesse rischen Gründen, sondern weil wir Deut-
sche aus Erfahrung wissen, daß die nachhaltige Kon-
solidierung der Staatsfinanzen für eine dauerhafte 
Stabilität und für ein reibungsloses Funktionieren 
der Wirtschafts- und Währungsunion elementar ist; 
denn der gemeinsame Währungsraum bedeutet 
grundlegend neue wirtschaftliche und wirtschafts-
politische Entwicklungen. 

Es ist nicht zu verbergen, und es muß klar sein: Die 
geldpolitische Zuständigkeit liegt künftig auf der 
europäischen Ebene. Es ist keine eigenständige natio-
nale Wechselkurspolitik mehr möglich. Das heißt für 
viele Staaten im Raum der Währungsunion, daß sie ihr 
Verhalten anpassen müssen, auch weil mehr Trans-
parenz im gemeinsamen Währungsraum besteht. 

Deshalb muß auch die Haushaltspolitik intensiver 
überwacht und die Wirtschaftspolitik der Teilneh-
merstaaten sorgfältiger abgestimmt werden. Dazu 
wurden die notwendigen Voraussetzungen beim 
Europäischen Rat in Dublin und in Amsterdam ge-
schaffen. Trotz einer engeren Koordination und trotz 
gewisser Harmonisierungsnotwendigkeiten, etwa 
beim Erfassen von Kapitaleinkünften - in Sachen 
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Steueroasen sind wir mit Sicherheit nicht ausein-
ander -, darf kein Mißverständnis aufkommen: Die 
Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik bleibt in na-
tionaler Verantwortung. Ich habe in diesen Tagen mit 
großem Interesse gelesen, daß sich auch mein Amts-
vorgänger genau in diesem Sinne geäußert hat. 

Uns nimmt niemand unsere Hausaufgaben ab. Wer 
jetzt nicht die notwendigen Reformen vorantreibt, 
sondern in ein Gerede über europäische und interna-
tionale Absprachen flüchtet, der wird keinen Fort-
schritt bewirken und das Ziel nicht erreichen. Wer 
heute etwa überstürzt hohe, europaweite Standards 
im Sozialbereich forde rt , der muß mir die Antwort ge-
ben, wie er das mit der These verbindet, daß die 
Transferunion abzulehnen sei. Er provoziert sie mit 
einer solchen These geradezu. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Im übrigen habe ich in dieser Frage trotz Wahl-
kampfzeiten die volle Unterstützung des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes. Die Gewerkschaften wissen 
schon, was damit auf den Weg kommen könnte. 

Ich bin überzeugt, daß die Erfolgsgeschichte der 
D-Mark in unserem Land mit einer Erfolgsgeschichte 
des Euro weitergeht. Die Vorzüge, die wir mit der D-
Mark erarbeitet haben und an der D-Mark - zu Recht 
- schätzen, gehen nicht verloren. Sie werden in ein 
größeres Ganzes zum Vorteil Deutschlands und zum 
Vorteil Europas eingebracht. 

Meine Damen und Herren, die Zukunft unseres 
Landes ist gerade in dieser Zeit nur mit Mut, Grund-
satztreue und Weitsicht zu gewinnen. Mit dem Op-
portunismus des Tages kann man vielleicht auf eine 
kurze Frist Geschäfte machen. Auf die Dauer gelingt 
dies nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Der Zusammenhang ist eindeutig: Die Verwirkli-
chung der Wirtschafts- und Währungsunion ist die 
konsequente Fortentwicklung des europäischen Ei-
nigungswerkes. Dieses Einigungswerk hatte von An-
fang an immer ganz klar eine politische Priorität und 
Dimension. Was bisher wirtschaftlich erreicht wurde 
und was weiterhin erreicht werden kann, ist auf die 
Dauer nur zu bewahren, wenn es auch politisch ab-
gesichert ist. In vielen streitigen Diskussionen mit ei-
ner früheren Kollegin im Europäischen Rat haben wir 
dieses Thema immer wieder erörtert. 

Die weitere Ausgestaltung der politischen Union 
ist notwendigerweise ebenso unser Ziel wie jetzt die 
Verwirklichung der Wirtschafts- und Währungs-
union. Beides, meine Damen und Herren, muß 
Schritt für Schritt umgesetzt werden, und beides bil-
det einen Zusammenhang. Gerade die Erfahrungen 
der deutschen Geschichte, nicht zuletzt der des 
19. Jahrhunderts, zeigen doch, daß gemeinsame 
Währungen eine Katalysatorfunktion in wichtigen 
Bereichen der Politik haben können. Für den Bau des 
Hauses Europa müssen wir die Chance nutzen, die 
sich jetzt bietet. Niemand soll glauben, daß diese 
Chance automatisch wiederkommt, wenn wir sie 
jetzt nicht nutzen. Sie kommt nicht wieder! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wer an eine völlige Vollendung der politischen Union 
glaubt und meint, zuvor solle man ein Vorhaben wie 
die Einführung des Euro nicht verwirklichen - so 
wird es in diesen Tagen immer wieder gesagt -, der 
wird erleben, daß am Ende gar nichts erreicht wird. 
Ich habe - lassen Sie mich das offen aussprechen - 
mich aufmerksam im Land umgehört und Land und 
Leute beobachtet. Gelegentlich habe ich schon den 
Eindruck, daß manche ihre Gegnerschaft zur Wäh-
rungsunion vorschieben, weil sie in Wirklichkeit die 
politische Union gar nicht wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich habe für die Bundesregierung schon im Sep-
tember 1992 im Bundestag klar formuliert, wie die 
Handlungsfelder der europäischen Einigung in der 
Zeit nach Maastricht auszusehen haben. 

Erstens: Schaffung der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion. Das tun wir jetzt. 

Zweitens: Entwicklung einer Gemeinsamen Au

-ß

en- und Sicherheitspolitik. Das spricht sich unend-
lich leicht aus. Aber sehr viel schwieriger ist es - das 
erkennt jeder -, diese Politik Schritt für Schritt voran-
zubringen. Denn auf diesem konkreten Feld zeigen 
sich die Folgen der Geschichte bis hin zu ganz einfa-
chen Fragen: Was leisten wir etwa an Hilfe für die 
Dritte Welt im Rahmen der Europäischen Union? Da 
spielt es eben eine enorme Rolle - das ist doch die 
Wahrheit! -, ob man bis zuletzt Kolonialmacht war 
und bestimmte Verpflichtungen eingegangen ist; 
oder ob man zuletzt, wie die Deutschen - nicht aus 
eigener Einsicht, sondern durch den Zwang der Ge-
schichte -, nicht mehr Kolonialmacht war. 

Bei den Problemen, die jetzt im früheren Jugosla-
wien in ihrer ganzen Bitterkeit vorhanden sind, spielt 
es eben eine Rolle, welche früheren Bündnisse, Pakte 
und Sonderbeziehungen es gab. Wir können doch 
die Geschichte in einer solchen Frage nicht einfach 
beiseite schieben. Sie bleibt bestehen mit all dem, 
was sie in diesem Bereich an Blut und Tränen als 
Spuren hinterlassen hat. 

Drittens: Ausbau der Zusammenarbeit im Bereich 
der inneren Sicherheit. Für mich ist das - ich kann es 
nicht leidenschaftlich genug sagen - eine der wich-
tigsten Fragen der europäischen Entwicklung; denn 
die Bürger in allen europäischen Ländern zahlen vor 
allem aus zwei Gründen viel - bei uns: zuviel - Steu-
ern: Die äußere und die innere Sicherheit ihres Lan-
des soll gewährleistet sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir müssen endlich begreifen, daß die internationale 
Kriminalität heute ganz andere Ausmaße angenom-
men hat, als das noch vor einigen Jahren der Fall 
war. Wenn ich das sage, dann ist das kein Mißtrauen 
und schon gar keine Kritik an der Arbeit der Polizei-
organe und der Polizeibeamtinnen und -beamten in 
unserem Lande, auch keine Kritik an all den son-
stigen Einrichtungen, die für die Sicherheit verant-
wortlich sind. 

Jacques Delors ist vorhin zu Recht mehrmals er-
wähnt worden. In einer seiner letzten Reden als Prä-
sident der Europäischen Kommission hat er auf dra- 
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matische Weise auf die Gefahr der Internationalisie-
rung der Kriminalität, also etwa auf die Drogenmafia 
und auf die internationale Geldwäsche, hingewiesen. 
Es soll doch niemand glauben, daß wir diesen Her-
ausforderungen mit den Mitteln begegnen können, 
die es zu Beginn dieses Jahrhunderts gab. Die Welt 
hat sich verändert, und der Bürger erwartet zu Recht, 
daß sein Staat etwas tut. Wenn dauernd von der Ak-
zeptanz Europas gesprochen wird, so muß ich sagen, 
daß eine wichtige Frage von vielen Bürgern lautet: 
Wird dieses Europa - diese EU - die innere Sicherheit 
gewährleisten können? 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

In bezug auf die Stärkung der demokratischen 
Verankerung der Europäischen Union, insbeson-
dere mit Blick auf das Europäische Parlament, haben 
wir erhebliche Fortschritte gemacht. Man muß aber 
in einer solchen Stunde fairerweise auch berücksich-
tigen, daß die Spielregeln dort  ganz andere sind. Es 
gibt viele - übrigens auch in diesem Hause -, die 
Maßstäbe an dieses Parlament anlegen, die es nicht 
erfüllen kann, weil die normale Auseinandersetzung 
zwischen Regierung und Opposition in ihm nicht 
stattfindet. Aber dennoch hat das Europäische Parla-
ment in den zurückliegenden Jahrzehnten entschei-
dend zur Einigung Europas und zum Verständnis un-
tereinander beigetragen: zwischen den einzelnen 
Gruppierungen und nationalen Parteien und zwi-
schen den Bruder- und Schwesterparteien in Europa. 
Wir wollen diese Bemühungen nicht geringachten, 
das Parlament weiterhin unterstützen und auf diesem 
Weg vorangehen. 

Ich habe schon mit einem kurzen Satz auf die Fort-
entwicklung der Institutionen hingewiesen. Natür-
lich haben wir in diesem Bereich erhebliche Fo rt

-schritte gemacht. Aber es ist doch ganz selbstver-
ständlich, daß mit diesen Institutionen eine Menge 
an nationalen Besonderheiten verbunden ist. So 
kann man etwa über die Aufgabe des Einstimmig-
keitsprinzips sehr viel leichter reden, wenn man ein 
bestimmtes Problem im eigenen Land nicht hat. In 
der entscheidenden Nacht von Amsterdam haben 
wir im Hinblick auf eine wichtige Entscheidung im 
Asylrecht das Einstimmigkeitsprinzip nicht aufgege-
ben, weil die Problemlage in Deutschland völlig an-
ders ist als in anderen europäischen Ländern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

1996 hatten wir in Deutschland allein 116 000 neue 
Asylbewerber, während es in der übrigen EU zusam-
men nur 110000 waren. Ich habe meinen Kollegen 
aus gutem Grund und leidenschaftlich gesagt: Unter 
normalen Verhältnissen ist das eine Sache, die viel 
Sinn macht. Aber man kann nicht etwa in Dublin dar-
über entscheiden, wie die Asylsituation in Deutsch-
land zu sein hat. Das ist doch eine Frage, die etwas 
mit Akzeptanz zu tun hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich spreche hier ganz bewußt das Thema an, das 
mir von allen Themen im Augenblick die meisten 
Sorgen macht: die Handhabung eines recht verstan-
denen Subsidiaritätsprinzips im Rahmen der Weiter-
entwicklung der Europäischen Union. Das hat nichts 

- um es klar auszusprechen - mit dem Willen zur Re-
nationalisierung zu tun. Ich finde, dieses Schlagwort 
ist völlig fehl am Platz. Aber ich vermisse in bestimm-
ten Bereichen in Brüssel - ich sage das einmal so 
pauschal - ein Verständnis dafür, daß Europa nur 
dann eine gute Entwicklung nimmt, wenn es ein fö-
deral gegliedertes Europa ist. Wir jedenfalls wollen 
nicht Kompetenzen an Brüssel abgeben, die do rt 

 nicht hingehören. 

(Zuruf von der F.D.P.: Richtig!) 

Unser Wunsch in Europa war immer - das ist eine 
gute Erfahrung aus der Geschichte der Bundesrepu-
blik -, so mühsam der Umgang mit Föderalismus im 
Alltag ist, so unterschiedlich die föderalen Betrach-
tungsweisen sind - je nach Standort, den man gerade 
einnimmt, je nach Funktion oder Position: Entschei-
dungen müssen bürgernah getroffen werden; Ver-
antwortlichen vor Ort dürfen keine Entscheidungen 
weggnommen werden, die diese besser treffen kön-
nen als alle anderen, weil sie mit den Problemen am 
besten vertraut sind. Das ist unser Verständnis von 
Subsidiarität. 

Man kann sich über dieses oder jenes im Umgang 
mit Bundesländern ärgern - ich kenne das inzwi-
schen von zwei Seiten -, aber, meine Damen und 
Herren, unsere gegenwärtige bundesstaatliche Ord-
nung hat auch damit zu tun, daß die Väter und Müt-
ter des Grundgesetzes kluge Leute waren, die etwas 
von der Geschichte verstanden haben, die nicht 
kurzfristige Entscheidungen getroffen, sondern et-
was geschaffen haben, was 50 Jahre Stabilität in der 
Bundesrepublik Deutschland ermöglicht hat. Das ist 
doch wahr! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Deshalb sind wir keine Störenfriede, wenn wir darauf 
hinweisen, daß es unterschiedliche geschichtliche 
Modelle gibt, daß die klassischen romanischen Staa-
ten Europas, die sehr früh zum Nationalstaat gefun-
den haben, im Gegensatz zu den Deutschen eine völ-
lig andere Tradition haben. In Pa ris wird zum Beispiel 
viel mehr auf zentraler Ebene entschieden als bei 
uns. Wir wollen die unterschiedlichen kulturellen 
Entwicklungen in den Ländern Europas - ebenso wie 
in Deutschland - bewahren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir wollen keinen Zentralstaat, sondern eine föde-
rale Europäische Union. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Zur Erweiterung der EU: Meine Damen und Her-
ren, mir mißfällt, daß die Diskussion in Europa zum 
Teil so geführt wird - natürlich geht es dabei immer 
auch um Geld; das ist richtig -, als hätten wir die Zeit 
vor 1990 völlig vergessen. Hans-Dietrich Genscher 
war es, der heute daran erinnert hat, was die Ungarn 
und Polen für uns getan haben. Meine Damen und 
Herren, die Solidarno ść  ist zu einem Zeitpunkt auf-
gestanden, als viele in Europa noch nicht im Traum 
daran dachten, daß dieser Monolith des Kommunis-
mus zusammenbrechen könnte. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Wenn wir jetzt, da wir über die Erweiterung der EU 
diskutieren - ich will  es einmal personalisieren -, 
dem polnischen Ministerpräsidenten begegnen - ei-
nem Mann, der lange Zeit im Untergrund lebte, um 
für die Freiheit und für die Solidarno ść  zu kämpfen -, 
kann ich ihm dann sagen: „Hör' mal, es ist noch Zeit, 
ihr müßt noch warten, wir müssen noch unsere eige-
nen Angelegenheiten in Ordnung bringen" ? Wir ha-
ben doch den Polen, den Ungarn und anderen ge-
sagt: Wenn ihr nur das Joch des Kommunismus ab-
schüttelt, seid ihr herzlich willkommen. Dies gilt 
heute ebenso wie vor zehn Jahren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN und der SPD) 

Seit dem Inkrafttreten des Maastricht-Vertrages 
sind wir bei der Vollendung des Binnenmarktes und 
mit dem Beitritt Österreichs, Schwedens und Finn-
lands ganz wesentlich vorangekommen. Immer 
wenn ich über dieses Thema nachdenke, bedauere 
ich zutiefst, daß die Kurzsichtigkeit von Europäern in 
der Union mit dazu geführt hat, daß Norwegen sei-
nen Beitritt noch nicht erreicht hat. Ich wünsche mir, 
daß das trotz alledem bald nachgeholt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich nenne im Gefolge des Maastricht-Vertrages 
insbesondere auch den Vertrag von Amsterdam, 
dem der Deutsche Bundestag erst vor wenigen Wo-
chen mit überwältigender Mehrheit zugestimmt hat. 
Wahr ist - all diese Einwände kenne ich -, daß in Am-
sterdam nicht alles erreicht wurde, was wünschens-
wert war. Wer solche Verhandlungen führt, weiß, daß 
man immer wieder an einen bestimmten Punkt an-
kommt an dem man sagen muß - übrigens genauso 
wie in der nationalen Politik -: Dies geht heute nicht; 
das müssen wir uns für die Zukunft aufbewahren. - 
Aber  ich bin ganz sicher, daß wir vor allem in den 
Fragen der inneren Sicherheit und der Außen- und 
Sicherheitspolitik wichtige Schritte getan haben. Die 
Integration des Schengener Übereinkommens in das 
europäische Vertragswerk und der Aufbau von Euro-
pol sind ein ganz entscheidender Impuls. 

Auch will  ich, meine Damen und Herren, noch ein-
mal erwähnen, daß die in Amsterdam niedergelegten 
Reformschritte bei den Institutionen, vor allem beim 
Europäischen Parlament, auf eine gute Entwicklung 
der Zukunft deuten und daß vor allem die Erweite-
rung der EU um die Länder Mittel- und Osteuropas 
ganz entscheidend ist. Wir sind dabei nicht stehenge-
blieben. Kurze Zeit danach - vor wenigen Wochen ist 
der Erweiterungsprozeß offiziell eröffnet worden  - 
hat  die EU die Verhandlungen über den Beitritt von 
Polen, der Tschechischen Republik, von Ungarn, Slo-
wenien, Estland und Zypern aufgenommen. 

Ich bin dankbar dafür, daß der Bundestag und der 
Bundesrat auch dem Beitritt Polens, der Tschechi-
schen Republik und Ungarns zur NATO zugestimmt 
haben. Die Tatsache, daß Polen, die Tschechische Re-
publik und Ungarn jetzt Teil der NATO werden, ist in 
der Hektik des politischen Alltags in unserem Lande 
fast untergegangen. 

Meine Damen und Herren, es war heute viel von 
der Zeit vor zehn Jahren die Rede. Daß die Ereignisse 
der letzten Jahre natürlich nicht mit großer Freude, 
aber doch mit einer, wenn Sie es so wollen, dulden-
den Hinnahme Rußlands unter Führung von Präsi-
dent Jelzin geschehen sind, ist auch wahr. Es ist ge-
rade für uns Deutsche ein riesiger Erfolg, daß sich 
hier ein Sicherheitssystem entwickelt und Rußland - 
es  ist unser wichtigster und mächtigster Nachbar im 
Osten, und die Nachbarschaft der Ukraine gehört in 
diese Betrachtungsweise mit hinein - sich mit auf 
diesen Weg begeben hat. 

Wenn Sie hier das Fazit ziehen, stellen Sie fest: Der 
europäische Integrationsprozeß hat innerhalb weni-
ger Jahre eine beachtliche Wegstrecke zurückgelegt. 
Ich weiß auch, daß uns noch ganz wichtige Ab-
schnitte bevorstehen, nicht zuletzt auch mit Blick auf 
die Akzeptanz der Bürger unseres Landes. 

Die Europäische Kommission wird im November 
dieses Jahres einen Entwurf der künftigen Finanz-
ausstattung der EU vorlegen. Ich plädiere dafür, daß 
wir über diese Frage genauso ernsthaft und gelassen 
miteinander diskutieren, wie wir die Diskussion mit 
den Bundesländern über einen Stabilitätspakt ge-
führt haben. Ich kann nicht verstehen, warum wir in 
Europa mit anderen Denkkategorien an die Sache 
herangehen sollten. Fair ist, daß man darüber redet, 
was der einzelne gerechterweise beiträgt und beitra-
gen kann. 

Im Rahmen der Agenda 2000 - der Begriff ver-
schleiert etwas die Probleme - sind enorme Entwick-
lungen im Bereich der Strukturpolitik der Gemein-
schaft, der Fortentwicklung der Agrarpolitik und vie-
les andere angesprochen. Stichwort Strukturpolitik: 
Ich kann überhaupt nicht verstehen, daß wir ein 
System aufgeben sollen, das über 45 Jahre in der 
Bundesrepublik funktioniert hat, das zu einem 
gewissen Wettbewerb, auch mit positiven Ergebnis-
sen für die Bürger, geführt hat. Das soll jetzt an eine 
zentrale Stelle in Europa abgegeben werden. Das 
werden wir nicht tun. Das entspricht nicht unseren 
Vorstellungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Zur Entscheidung über die künftige Finanzausstat-
tung will ich nur ganz einfach sagen: Sie muß sich an 
den Grundsätzen der Solidarität und der Lastentei-
lung orientieren. Ein solches System muß ehrlicher-
weise auch erfolgreiche Entwicklungen einbeziehen. 
Es gibt eine Reihe von Ländern in der Europäischen 
Union, die im Blick auf ihren finanziellen Status und 
ihre wirtschaftliche Kraft - nicht zuletzt wegen ihrer 
Mitgliedschaft in der Europäischen Union - heute po-
sitiver darstehen als noch vor 10 oder 15 Jahren. Des-
wegen kann man nicht sagen: Was einmal so gewe-
sen ist, muß auch so bleiben. Eine faire Lastenteilung 
heißt vielmehr auch, einen fairen Status der wirkli-
chen Lage zu erstellen. 

Wir werden dabei unsere vitalen Interessen wah-
ren. Es gibt auch keinen Grund, daß wir uns dauernd 
dafür entschuldigen, meine Damen und Herren. Im 
Gegenteil: Wenn wir unsere vitalen Interessen nicht 
anmelden und nicht vertreten, gewinnen wir nicht 
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mehr Sympathie und Achtung, sondern das genaue 
Gegenteil. Jedermann erwartet, daß auch wir unsere 
Interessen vertreten. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Das ist unsere Aufgabe. Denken wir nur an die 
Herausforderung angesichts der besonders schwieri-
gen Lage der deutschen Landwirtschaft. Es ist ver-
ständlich, daß wir uns hier besonders als Sachwalter 
betätigen. Deutsche Interessen zu vertreten heißt im-
mer auch, deutsche Interessen in die europäischen 
Interessen einzuordnen. Wer glaubt, er könne deut-
sche Interessen radikal zu Lasten des übrigen Europa 
vertreten, denkt kurzsichtig und falsch. Beides ge-
hört zusammen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, es ist wahr, daß es sich 
nach dem Kalender so ergibt, daß die deutsche Präsi-
dentschaft vom 1. Januar des kommendes Jahres bis 
zum Sommer eine ganz wichtige Funktion wahr-
nimmt. Nicht, daß ich glaube, wir könnten allein die 
Zukunft gestalten, aber die deutsche Präsidentschaft 
stellt hier sozusagen einen Eckpfeiler dar. Deswegen 
ist es verständlich, daß wir, die Bundesregierung und 
die Koalition, das klare Ziel haben, daß wir, die wir 
besonders bewährt, erfahren und erprobt sind, diese 
Präsidentschaft gut führen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zurufe von der SPD) 

- Jetzt warten Sie doch mit Demutsgebärde das 
Wahlergebnis ab. Sie haben Ihre Hoffnungen, wir 
haben die unseren, warten wir es ab. 

(Zuruf von der SPD: Und tschüs!) 

Meine Damen und Herren, wir werden schon in 
wenigen Wochen beim Europäischen Rat in Cardiff 
im Juni beginnen, das vorzubereiten, was ich gerade 
angedeutet habe. Wir werden dabei sehr schwierige 
Diskussionen haben, etwa im institutionellen Be-
reich, wenn es um Größe und Struktur der Kommis-
sion geht - das ist nicht irgendein Thema; das hat 
viel mit nationalem Prestige zu tun - wenn es um die 
Arbeitsweise des Rates, die Stimmengewichtung und 
auch die Ausweitung von Mehrheitsentscheidungen 
geht. 

Über das Subsidaritätsprinzip habe ich gespro-
chen. Das wird ein zentraler Punkt der Tagung in 
Cardiff sein, weil wir jetzt klar Schiff machen müs-
sen, ob wir an diesem Punkt Irrwege, die ich sehe 
und die ich kritisiere, weitergehen - das wird mit mir 
nicht zu machen sein - oder ob wir uns zu einem ver-
nünftigen Miteinander auch mit manchen in der 
Kommission zusammenfinden. Wir wollen keinen 
europäischen Zentralstaat, keinen europäischen 
Überstaat. Wir wollen die Europäische Union so, wie 
sie bei ihrer Gründung gedacht war. 

Meine Damen und Herren, wir, die Deutschen, ha-
ben mehr Gründe zum Bau des Hauses Europa als 
alle unsere Nachbarn. Wir haben die längsten Gren-
zen, wir haben die meisten Nachbarn. Wir haben un-
sere eigene Geschichte, mit großartigen und mit 

schlimmen Kapiteln. Vor allem die schlimmen Kapitel 
sind in der Erinnerung der Menschen geblieben. 
Deswegen möchte ich uns allen raten, bei den Ent-
scheidungen, die wir jetzt treffen, immer daran zu 
denken, daß in unseren europäischen Nachbarlän-
dern noch eine Generation lebt, die eine sehr kon-
krete Erinnerung an diese Kapitel hat, die Schlim-
mes im Umgang mit Deutschen erfahren hat. Es ist 
doch eine großartige Sache, daß die allermeisten von 
ihnen inzwischen von einem anderen Deutschland 
sprechen. Das ist unser Deutschland. Es ist, so denke 
ich, unser gemeinsames Verdienst, daß es sich so ent-
wickelt hat. 

In einer Konferenz im Dezember 1989 fiel jener un

-

vergeßliche Satz: Zweimal haben wir sie geschlagen, 
und sie sind wieder da. - Dieser Satz gehört zur Ge-
schichte, aber nicht mehr zur Gegenwart und - wie 
wir gemeinsam hoffen - auch nicht zur Zukunft. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Deswegen tragen wir, die Deutschen, in dem Pro-
zeß der europäischen Einigung eine besondere Ver-
antwortung. Wir tragen sie auch aus anderen Grün-
den, die unübersehbar sind: Wir sind mit 80 Millionen 
Menschen mit Abstand der bevölkerungsreichste 
Staat Europas. Wir sind trotz all unserer Probleme 
wirtschaftlich eines der stärksten Länder. In der Ge-
samtschau sind wir ein Land, das auf Zukunft ausge-
richtet ist. Viele schauen auf uns. 

In einigen Jahren werden wir ein neues Jahrhun-
dert beginnen. Nachdem das Zeitalter der Hegemo-
niepolitik endgültig vorbei ist, muß dies ein Jahrhun-
dert des Miteinander, der Pa rtnerschaft und der Ge-
meinschaft sein. Deswegen ist es wichtig, diese Ent-
scheidung heute im Bundestag und morgen im Bun-
desrat zu treffen. 

Ich habe in dieser Stunde vielen zu danken, die 
uns auf diesem Weg begleitet bzw. ihn aktiv mitge-
staltet haben. Wie Theo Waigel habe ich vor allem 
alle meine Amtsvorgänger zu erwähnen: von Konrad 
Adenauer über Ludwig Erhard, Kurt Georg Kiesinger 
und Willy Brandt bis hin zu Helmut Schmidt. Ganz 
herzlich danke ich - vor allem für die letzten zehn 
Jahre - Hans-Dietrich Genscher, Klaus Kinkel, der 
dessen Nachfolge angetreten hat, und vor allem auch 
Theo Waigel, der in seinem Amt besondere Verant-
wortung übernommen und getragen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, lassen 
Sie uns diese Chance, die eine wahrhaft historische 
Chance ist, für den Frieden und die Freiheit, für den 
Wohlstand und für die soziale Stabilität in Europa 
und in Deutschland nutzen. Die Europäische Kom-
mission hat am 25. März vorgeschlagen, die dritte 
Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion am 1. Ja-
nuar 1999 mit elf Mitgliedstaaten zu beginnen. Die 
Bundesregierung beabsichtigt, dieser Empfehlung 
zu folgen. Sie bittet den Deutschen Bundestag und - 
morgen - den Bundesrat, dies zustimmend zur 
Kenntnis zu nehmen. 

(Langanhaltender Beifall bei der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 
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Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe nun 
als Mitglied des Bundesrates dem Ministerpräsiden-
ten des Landes Niedersachsen, Gerhard Schröder, 
das Wort . 

Ministerpräsident Gerhard Schröder (Niedersach-
sen) (von der SPD mit Beifall begrüßt): Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ver-
ehrter Herr Bundeskanzler, ich habe natürlich sehr 
aufmerksam zur Kenntnis genommen, was Ihre Ziele 
am 27. September sind. Ich glaube Ihnen, daß Sie ge-
winnen wollen. Die Frage indessen, die nicht nur ich 
mir in diesen Tagen stelle, ist die: Wie bringen Sie 
das Ihrer Partei bei? 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD - Hans 
Michelbach [CDU/CSU]: Billig! - Weitere 

Zurufe von der CDU/CSU) 

- Das mag ja sein. Aber sie ist richtig! 

Ich fand es bemerkenswe rt , was Herr Bundesmi-
nister a.D. Hans-Dietrich Genscher hier an Leiden-
schaft hat erkennen lassen, wenn es ihm und ande-
ren um das europäische Einigungswerk geht. Ich 
denke, jeder, der die jüngere deutsche Geschichte 
ein wenig kennt, wird ihm in Person und anderen 
diese Leidenschaft, die politische Einigung Europas 
voranzubringen, auch abnehmen. 

Gleichwohl, verehrter Herr Genscher, kann man, 
denke ich, nicht darüber hinwegsehen, daß unab-
hängig von dem, was in diesem Hause über die poli-
tische Einigung Europas geredet, gedacht und for-
muliert wird, bezogen auf die Entscheidungen, die 
vor uns liegen, nämlich die Europäische Wirtschafts- 
und Währungsunion zum 1. Januar 1999 einzufüh-
ren, beim deutschen Volk ein Legitimationsproblem 
besteht. Anders ausgedrückt: Es gibt einen Unter-
schied zwischen der Zustimmung der Menschen zum 
politischen Einigungswerk und der Zustimmung der 
Menschen in Deutschland zur Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion. 

Wir dürfen über das darin deutlich werdende Legi-
timationsproblem nicht hinwegreden und es nicht 
verdrängen - mit welch interessanten und richtigen 
Worten auch immer; wir müssen uns vielmehr ernst-
haft mit ihm auseinandersetzen, sonst werden wir 
dieses Problem nicht wegbekommen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dann versuchen 
Sie es doch mal!)  

- Ich bin gerade dabei. - 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie schüren es!) 

Die Frage ist: Was ist eigentlich der Kern dieses 
Legitimationsproblems? Der Ke rn  ist eine Erfahrung, 
die die Deutschen gemacht haben. Für die Deut-
schen ist die D-Mark nicht nur irgendein Zahlungs-
mittel. Für die Deutschen im Westen ist die D-Mark 
das Symbol für den Wiederaufstieg des Landes aus 
den Trümmern des Zweiten Weltkrieges. Für die 
Menschen im Osten unseres Landes ist die D-Mark 
das Symbol für die Teilhabe an Freiheit und an Wohl-
stand, jedenfalls für die Chance dazu. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich glaube, da liegt das eigentliche Problem, das 
viele Menschen mit der Abschaffung der D-Mark 
haben. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Was sagt uns 
das für das nächste Jahrhundert?) 

Es wäre fatal, wenn in diesem Hohen Hause für die 
Ängste, die sich damit verbinden, kein oder nur we-
nig Verständnis aufgebracht würde. 

(Beifall bei der SPD) 

Anders formuliert: Wer die D-Mark durch eine ge-
meinsame europäische Währung ersetzen will, der 
braucht verdammt gute Gründe dafür. Er braucht sie 
nicht nur; er muß sie auch vermitteln können. Mein 
Eindruck ist, daß es diese Gründe gibt. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

- Machen Sie ruhig weiter so! Wenn Sie weiterhin so 
über die Interessen der Menschen in Deutschland 
hinwegreden, dann muß man sich überhaupt nicht 
darüber wundern, wo Sie jetzt stehen. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. 
Dr. Christa Luft [PDS] - Widerspruch bei 

der CDU/CSU) 

Das ist doch der Kern des Problems, das die Men-
schen in Deutschland mit Ihnen von der Union ha-
ben. Sie haben doch überhaupt nicht mehr das Ge-
fühl, daß Sie in dieser oder auch in anderen Fragen 
ihre Sorgen, ihre Nöte und ihre Interessen ernst neh-
men. Deswegen stehen Sie politisch da, wo Sie hin-
gehören. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Einführung der Wirtschafts- und Währungs-
union zum 1. Januar 1999 ist richtig; dafür gibt es 
gute Gründe. Aber es ist nicht sinnvoll, bei dieser in 
der Tat historischen Entscheidung nur über die 
Chancen zu reden; man darf vielmehr die Probleme, 
die damit verbunden sind, nicht verschweigen. 

(Christian Schmidt [Fürth] [CDU/CSU]: Vor 
allem muß man Antworten geben!) 

Im übrigen, meine Damen und Herren, müssen Sie 
niemanden in der sozialdemokratischen Partei dar-
über belehren, wie notwendig es ist, Europäer zu 
sein und europäisch zu denken. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber im Unterschied zu manch anderem wollen wir 
die Währungsunion, weil wir vorhaben, die wirt-
schaftlichen Interessen und Möglichkeiten, die sich 
damit eröffnen, mit den sozialen Notwendigkeiten, 
die sich daraus ergeben, zu verbinden. 

(Beifall bei der SPD) 

Theo Waigel hat in der Debatte am 2. April hier ge-
sagt, der Euro beinhalte ein großes Modernisierungs-
programm. Das mag so sein, wenn auch vor der An-
sicht zu warnen ist, daß man über den mit dem Euro 
entfalteten Druck auf europäischer Ebene durchset- 
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zen könne, was man national nicht bewerkstel ligen 
konnte. 

(Beifall bei der SPD und des Abg. Manfred 
Müller [Berlin] [PDS]) 

Wenn wir es nicht schaffen, die Modernisierungs-
möglichkeiten, die in der gemeinsamen Wirtschafts- 
und Währungsunion enthalten sind, mit sozialer Ver-
antwortung zu verbinden, dann werden wir das Legi

-

timationsproblem nie lösen können. 

Was heißt das im einzelnen? Ich denke, zunächst 
einmal ist es bedeutsam, daß derjenige, der sich für 
die Einführung der Wirtschafts- und Währungsunion 
ausspricht, zugleich begreifen muß, daß es in Zu-
kunft nicht nur darum gehen kann, über die Europäi-
sche Zentralbank und in Respekt vor ihrer Unabhän-
gigkeit nur die Geldpolitik europäisch zu koordinie-
ren. Das wird nicht reichen, wenn der Euro ein Erfolg 
werden soll. Vielmehr wird es darauf ankommen, 
alle, aber auch wirklich alle Vorbehalte gegen eine 
verstärkte europäische, aber auch inte rnationale Zu-
sammenarbeit auf wirtschafts- und finanzpolitischem 
Gebiet einzustellen. 

Ich will  es deutlich sagen: Zwei Dinge passen nicht 
zueinander. Man kann nicht für die Wirtschafts- und 
Währungsunion eintreten und dann jedes Bemühen, 
etwa aus der sozialdemokratischen Fraktion, in Eu-
ropa und weltweit die Koordination von Finanzpolitik 
zu verstärken, politisch diffamieren. Das paßt nicht 
zusammen. 

(Beifall bei der SPD) 

Das paßt deshalb nicht zusammen, weil die Ge-
schichte anders verlaufen ist. Es ist nicht nur richtig, 
darauf zu verweisen, daß es Bundeskanzler Helmut 
Schmidt war, der das EWS mit anderen zusammen 
geschaffen hat und damit eine Bedingung geschaffen 
hat, um den Schritt, der heute vor uns liegt, über-
haupt tun zu können; nein, noch viel mehr muß dar-
auf verwiesen werden, daß er es gewesen ist, der 
nach zwei Ölkrisen und nach dem Zusammenbruch 
des Weltwährungssystems als erster die Notwendig-
keit erkannte, die Koordination der Wi rtschaftspolitik 
nicht nur europaweit, sondern auch auf Ebene der G-  
7-Staaten wirklich in Gang zu bringen. Sie profitie-
ren heute noch davon. Meine Damen und Herren, 
dies zeigt, daß es falsch ist, den deutschen Sozialde-
mokraten vorzuwerfen, sie dächten nicht global oder 
zu wenig europäisch. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber eines ist auch klar: Wir scheuen uns vor dem 
Hintergrund unserer europäischen Einbindung eben 
nicht, auch die nationalen Interessen der Deutschen 
als selbstbewußte und gleichberechtigte Pa rtner zu 
vertreten. Wo immer wir in der Lage sind, die Interes-
sen der arbeitenden Menschen im nationalen Rah-
men optimal zu vertreten, werden wir das tun und 
dies auch in Europa sehr selbstbewußt unseren Pa rt

-nern gegenüber sagen. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, was sind die Chancen 
der Wirtschafts- und Währungsunion? Ich denke, 
hier gibt es wenig Unterschiede. Die gemeinschaftli

-

che Währung in der Europäischen Union - da gebe 
ich sowohl Herrn Genscher als auch dem Bundes-
kanzler recht - kann die Position der Europäischen 
Union im globalen Wettbewerb mit anderen Wirt

-schaftsregionen stärken. Das hat etwas mit der Größe 
und der Bedeutung der neuen Währung zu tun; das 
ist eine der Möglichkeiten, die wir haben. Sie kann 
uns mehr Einfluß auf die Spielregeln der Weltwirt-
schaft verschaffen und kann damit einen Beitrag zu 
einem überschaubaren Weltfinanz- und -handels-
system leisten. 

Aber auch hier gilt: Diese Gemeinsamkeit kommt 
nicht von alleine. Die muß man politisch schaffen 
wollen. Wer das diffamiert, wird das nie können. 

(Beifall bei der SPD) 

Deshalb plädiere ich dafür: Geben Sie die Polemik 
gegenüber den Forderungen nach mehr weltwirt-
schaftlicher Zusammenarbeit und nicht weniger, die 
Oskar Lafontaine, aber auch andere in den letzten 
Jahren erhoben haben, auf. Denn die Forderungen 
sind richtig; die Polemik aber ist es nicht. 

(Beifall bei der SPD) 

Man kann und soll ruhig darauf auch hinweisen, 
daß es Chancen gibt, die dadurch entstehen, daß in 
Zukunft durch die gemeinsame Währung in Europa 
Transaktionskosten nicht mehr notwendig sind. Daß 
das entlastende Funktionen hat, kann doch über-
haupt nicht ernsthaft bestritten werden. 

Genausowenig indes - damit werden wir uns in 
Zukunft auseinandersetzen - kann bestritten wer-
den, daß es Risiken gibt. Ich habe die Debatte von 
früher noch in den Ohren. Es ist ja versucht worden, 
die Notwendigkeit einer gemeinsamen Währung da-
mit zu begründen, daß sie uns aktuell und rasch Ent-
lastungen auf dem Arbeitsmarkt bringe. Dies ist ein 
genauso großer Irrglaube wie jener, der hinter dem 
Versprechen steht, blühende Landschaften in nur 
vier Jahren zu schaffen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Das Problem, mit dem wir es zu tun haben werden, 
ist, daß die Einführung einer gemeinsamen europäi-
schen Währung kurzfristig eher zusätzlichen Druck 
auf dem Arbeitsmarkt entfalten wird. Das kann man 
ganz einfach erklären: Mit einer gemeinsamen Wäh-
rung werden die Preise innerhalb Europas total ver-
gleichbar. Sondergewinne in Nischen und in be-
stimmten Ländern zu realisieren wird in Zukunft un-
möglich werden. Wo aber die Preise vergleichbar 
werden, werden auch die dahinterliegenden Stan-
dards, und zwar alle Standards, vergleichbar. Das 
schafft angesichts der hohen Standards, die wir Gott 
sei Dank in Deutschland haben und die wir behalten 
wollen, natürlich einen weiteren Druck, der ökono-
misch nur durch zusätzliche Produktivität und deren 
Entfaltung aufgefangen werden kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber, meine Damen und Herren, zusätzliche Pro-
duktivität und deren Entfaltung bedeuten ganz 
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schlicht mehr Güter und Dienstleistungen in kürzerer 
Zeit mit weniger Menschen. Da liegt das Problem. 
Dieses Problems werden wir nicht Herr, indem wir 
einfach auf die heilsamen Wirkungen des Euro im 
Export vertrauen. Dieses Problems werden wir nur 
Herr, wenn wir in Deutschland, aber auch in Europa 
die Arbeitsmarktpolitik in den Mittelpunkt der Politik 
überhaupt stellen. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Ma ri

e-

luise Beck [Bremen] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]) 

Was das heißt, werde ich später erläutern. 

Der Bundeskanzler hat sehr stark und - wie ich 
fand - zu Recht gemahnt, gegenüber den südeuro-
päischen Ländern zurückhaltend mit dem erhobe-
nen Zeigefinger zu sein. Ich wiederhole: Er hat zu 
Recht darauf hingewiesen. Aber über eines muß 
man sich im klaren sein: Wenn es uns gelingt - 
nach meiner Auffassung wird es uns gelingen -, 
jene Produktivität zu entfalten, die wir brauchen, 
um die Standards, die wir haben, halten zu können, 
dann wird das Auswirkungen auf die Wirtschaften 
der europäischen Pa rtner haben. Diese verglichen 
mit Deutschland schwächeren Wirtschaften werden 
auf Grund der fehlenden Möglichkeit der Abwer-
tung, mit der sie ihre Schwäche ausgleichen könn-
ten, Probleme bekommen. Deren Möglichkeiten, 
darauf mit der Senkung ihrer Standards oder mit 
verstärkter Produktivität zu antworten, sind ange-
sichts ihrer Wirtschaften begrenzt. Es gibt nur zwei 
Alternativen: Entweder erleben wir Wanderungsbe-
wegungen, die aber an den kulturellen und an den 
tatsächlichen Möglichkeiten der europäischen Län-
der scheitern, oder das Verlangen nach Transfers 
von den starken in die schwachen Länder wird 
übermächtig werden. 

Der Bundeskanzler und andere haben hier deutlich 
gemacht, daß die Europäische Union mit den Haus-
haltsmitteln wird auskommen müssen, die sie gegen-
wärtig hat. Ich habe zur Kenntnis genommen, daß 
gesagt wurde, die Nettozahlerposition der Deut-
schen dürfe sich nicht weiter verschlechtern. Ich 
glaube im übrigen nicht, daß wir - anders, als ich es 
gelegentlich lese, auch vom Bundesfinanzminister - 
in  diesem Falle eine Senkung unserer Zahlungen in 
kurzer Zeit erreichen werden. Aber ich habe zur 
Kenntnis genommen, daß sich die Bundesregierung 
dafür verbürgt, daß es die Transfers, die die Lei-
stungsfähigkeit auch der deutschen Volkswirtschaft 
übersteigen würden, nicht geben wird. 

Das wird Auswirkungen auf die vor uns liegen-
den Entscheidungen haben müssen, insbesondere 
was die Strukturfonds angeht, aber auch was an-
dere Entscheidungen betrifft. Wir werden sehen, ob 
die Bundesregierung in der Lage ist, wenigstens 
hier das zu tun, was sie bei der Realisierung der 
Versprechen von Amsterdam und Luxemburg bis-
lang nicht getan hat. Die Bundesregierung war - 
wie auch andere europäische Regierungen - aufge-
fordert worden, deutlich zu machen, was sie in der 
letzten Zeit auf dem Sektor der Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit zuwege gebracht hat, jener zentra

-

len Aufgabe, der sich jede deutsche Politik vor al-
len Dingen zu stellen hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir mußten, Herr Bundeskanzler, ganz entgegen 
dem, was uns zur europäischen Zuverlässigkeit mit-
geteilt wird, leider zur Kenntnis nehmen, daß die 
Bundesregierung ihre Hausaufgaben nicht und, 
wenn doch, zu spät und unzureichend gemacht hat. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich denke, das ist kein guter Einstieg in die Diskus-
sion, die wir miteinander führen müssen. 

Übrigens, verehrter Herr Genscher, fand ich das, 
was Sie über den Grund für die europäische Wäh-
rung gesagt haben, zustimmungsfähig. Sie ist gele-
gentlich mit dem Hinweis legitimie rt  worden, bei die-
ser Währung gehe es um eine Frage von Krieg und 
Frieden. Sie haben recht: Sie ist mit dem Hinweis le-
gitimiert worden - aber nicht von uns -, dies sei der 
Preis für die Vergangenheit. Ich stimme Ihnen aus-
drücklich zu, wenn Sie sagen: Der Euro ist nicht der 
Preis für die Vergangenheit, sondern eine Option für 
die Zukunft. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Die Frage, wie wir damit umgehen und was wir 
tun müssen, um den Euro stabil zu machen, aber 
auch eine Währung zu gestalten, auf deren Basis wir 
Arbeitslosigkeit in Europa besser bekämpfen kön-
nen, wird im Mittelpunkt deutscher wie europäischer 
Politik stehen müssen. 

Was das und auch was die internationalen Stel-
lungnahmen angeht, haben wir in der Tat wenig 
Grund, mit dem Zeigefinger auf andere zu zeigen; 
denn es ist schlicht und ergreifend wahr, daß uns 
Weltbank und IWF auch ins Stammbuch geschrieben 
haben, wir müßten neben der Beachtung von Stabili-
tät mehr auf dem Arbeitsmarkt tun. Der Internatio-
nale Währungsfonds weist - um das sehr deutlich zu 
machen - in diesem Monat darauf hin, daß die hohe 
und dauerhafte Arbeitslosigkeit in Deutschland eine 
mindestens ebenso große Bedrohung für die Stabili-
tät der gemeinschaftlichen Währung werden kann 
wie die Probleme, die mit der Staatsschuld etwa in 
Belgien oder Italien verbunden sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Auch deshalb gilt, daß nur diejenigen politischen 
Kräfte, die es sich angelegen sein lassen, im nationa-
len Maßstab die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit in 
den Mittelpunkt ihrer Politik zu stellen, auch diejeni-
gen sein können und sein werden, die neue Arbeits-
plätze in Europa zuwege bringen und die dann die 
Bedingungen für einen wirklich erfolgreichen Euro 
schaffen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich denke, daß zwei Probleme wichtig sind: Wenn 
wir es nicht schaffen, in der Frage der Harmonisie-
rung der Unternehmensbesteuerung endlich zu 
mehr Gemeinsamkeiten in Europa zu kommen - hier 
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liegt das größte Fehlverhalten der Bundesregierung -, 
dann werden wir Probleme mit dem Euro bekommen. 

(Dr. Theodor Waigel, Bundesminister der 
Finanzen: It's not your day!) 

Es kann ja nicht richtig sein, daß es üblich wird, daß 
in Amsterdam - um diese Stadt nur beispielhaft zu 
nennen - eine Unternehmensbesteuerung in Konkur-
renz beispielsweise zu Düsseldorf bet rieben wird, die 
internationalen Unternehmen das Wechseln erleich-
tert und derentwegen es einen Abwerbungswettbe-
werb auf europäischer und internationaler Ebene 
gibt. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Warum 
habt ihr bei der Steuerreform blockiert?) 

Aus diesem Grunde wird es notwendig sein - 
wenn man einen wirklich erfolgreichen Euro will -, 
nicht nur über die Steuerharmonisierung zu reden 
oder sie gar als Internationalismus zu diffamieren, 
sondern sie zu schaffen. Das haben Sie versäumt. 

(Beifall bei der SPD - Widerspruch bei der 
CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wie wollen Sie darüber hinaus eigentlich eine er-
folgreiche Währung in Europa einführen, wenn Sie 
nicht in der Lage sind, neben der Koordination der 
Geldpolitik in Europa - mehr als Sie es in der Ver-
gangenheit getan haben - für eine wirklich gemein-
same Finanz - und Wirtschaftspolitik in Europa ein-
zutreten? 

(Beifall bei der SPD - Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

In all den Jahren, in denen Sie die Gelegenheit dazu 
hatten, haben Sie das jedenfalls nicht getan. 

Ich kann Ihre Versuche, hier ein wenig störend auf-
zutreten, gut verstehen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Doch machen Sie sich gar nichts vor! Eines bleibt 
wahr: Auch das, was Sie nicht verstehen wollen, ver-
stehen die Menschen, die uns jetzt zuschauen ganz 
genau. Machen Sie sich da mal gar keine Illusionen! 

(Beifall bei der SPD) 

Und wenn Sie ganz allein sind, dann gestehen Sie 
sich das ja auch selbst ein. Das wissen Sie ganz ge-
nau. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Zusätzlich zu den Möglichkeiten, über die EZB 
Geldpolitik in Europa zu betreiben, müssen in den 
wichtigsten Bereichen der Wirtschafts- und Finanz-
politik Koordinationsmöglichkeiten geschaffen wer-
den, die weit über die Möglichkeiten hinausgehen, 
die wir bislang haben. Es ist klar, daß es natürlich 
nicht zu einer Angleichung beispielsweise aller so-
zialen Standards in Europa kommen kann; aber es 
muß doch deutlich werden, daß wir an die Aufgabe 
herangehen und versuchen, Mindeststandards in Eu-
ropa zu vereinbaren, damit Sozialdumping ein 
Fremdwort in der europäischen Politik wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Ein zweiter Problemkreis, auf den ich abschließend 
hinweisen will, ist folgender: Herr Bundeskanzler, 
Sie haben im November 1991 hier im Bundestag 
wörtlich ausgeführt - ich zitiere Sie -: 

Man kann dies nicht oft genug sagen. Die Politi-
sche Union ist das unerläßliche Gegenstück zur 
Wirtschafts- und Währungsunion. Die jüngere 
Geschichte... lehrt uns, daß die Vorstellung, man 
könne eine Wirtschafts- und Währungsunion 
ohne Politische Union auf Dauer erhalten, abwe-
gig ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Dies ist erstens richtig und ist zweitens der Grund, 
warum wir jetzt nüchtern und mit Entschiedenheit 
darangehen müssen, zu bewerkstelligen, daß über 
eine gemeinsame Geldpolitik hinaus in den Politik-
bereichen, die ich genannt habe - seien es die Sozial-
politik, die Wirtschaftspolitik oder die Finanzpolitik -, 
weit mehr europäische Zusammenarbeit auf die Ta-
gesordnung kommt, als das in der Vergangenheit der 
Fall war. 

(Beifall bei der SPD) 

Insofern schließt sich der Kreis natürlich. Es wird jetzt 
darum gehen, die Rahmenbedingungen, die für ei-
nen Erfolg des Euro notwendig sind und die noch 
nicht hergestellt sind, wirklich herzustellen. Es wird 
jetzt darum gehen - neben der Notwendigkeit, das in 
den Mittelpunkt von Wirtschafts- und Finanzpolitik 
im nationalen Maßstab zu stellen -, auch in Europa 
die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, der Jugendar-
beitslosigkeit zumal, in den Mittelpunkt jeglicher 
Politik zu stellen. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies ist nicht nur ein Gebot sozialer Gerechtigkeit; 
es ist auch ein Gebot ökonomischer Vernunft. Denn 
auf Dauer sind weder im nationalen Maßstab noch in 
Europa Zustände, die man als vernünftig beschrei-
ben kann, aufrechtzuerhalten oder neu zu schaffen, 
wenn es uns nicht gelingt, mit den Kräften, über die 
wir im nationalen Maßstab verfügen, aber auch mit 
denen, die wir in Europa mobilisieren müssen, die 
Arbeitslosigkeit in Europa, die 18 Millionen Men-
schen betrifft, wirklich ernsthaft zu bekämpfen und 
an ihrer Reduzierung ernsthaft zu arbeiten. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Wirtschafts- und Währungsunion kann mittel- 
und langfristig einen Beitrag zu diesem Kampf lei-
sten. Aber das wird uns dann und nur dann gelingen, 
wenn wir nicht glauben, daß die Europäische Zen-
tralbank allein in der Lage wäre, für die Stabilität 
des neuen Geldes zu sorgen. Die Stabilität des neuen 
Geldes hat auch etwas mit stabilen ökonomischen 
und sozialen Verhältnissen in Deutschland und in 
Europa zu tun. Um diese Verhältnisse zu schaffen, 
haben sich andere - ich füge hinzu: sozialdemokra-
tisch geführte - Regierungen in Dänemark, in Eng-
land, in Frankreich längst auf den Weg gemacht. Zu 
erreichen, daß die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
in den Mittelpunkt der europäischen Politik gestellt 
wird, haben sich die deutschen Sozialdemokraten 
mit ihren Partnern in Europa zusammen vorgenom- 
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men. Das werden sie ab dem 27. September diesen 
Jahres auch in die Tat umsetzen. 

Danke für die Aufmerksamkeit. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD - Michael 
Glos [CDU/CSU]: Das kann doch nicht alles 

gewesen sein!) 

Dr. Burkhard Hirsch (F.D.P.): Ich erteile das Wo rt 
 dem Vorsitzenden der CDU/CSU-Fraktion, 

Dr. Wolfgang Schäuble. 

Dr. Wolfgang Schäuble (CDU/CSU) (von der CDU/ 
CSU mit Beifall begrüßt): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr Ministerpräsi-
dent Schröder, Sie haben sich in Ihrer Rede an einer 
Stelle beklagt, daß es in meiner Fraktion ein bißchen 
unruhig gewesen sei. Das tut mir leid. 

(Zuruf von der SPD: Nicht beklagt!) 

- Na gut, ich sage es trotzdem: Es tut mir leid, aber 
die meiste Zeit während Ihrer Rede war meine Frak-
tion so ruhig wie Ihre eigene. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Im übrigen kam die Unruhe an der Stelle auf - jetzt 
bitte ich Sie um Verständnis -, als Sie sagten, man 
müsse, wenn man die Chancen, die die Europäische 
Währungsunion biete, nutzen wolle, zur Steuerhar-
monisierung kommen. Da Sie zur Zeit Präsident des 
Bundesrates sind, will ich Ihnen dann doch sagen: 
Der Deutsche Bundestag hat die notwendige Steuer-
reform am 30. Juli 1997 verabschiedet. Nur, der Bun-
desrat hat sie blockiert. Das ist doch die Wahrheit. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Und wenn es ganz am Anfang ein bißchen unruhig 
gewesen ist- - 

(Dr.  Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Wir wollten eigentlich harmonisieren!) 

- Ja natürlich; das ist doch völlig klar. 

Wenn wir diese Welt betrachten - das hat ja nicht 
nur etwas mit dem Euro zu tun; Hans-Dietrich Gen-
scher hat ganz zu Recht gesagt, ich komme darauf 
noch zu sprechen: Der Euro ist die richtige und not-
wendige Antwort auf die Probleme, die sich aus der 
Globalisierung ergeben -, dann stellen wir fest, daß 
wir auch in einem Wettbewerb der Steuersysteme 
stehen, von den Substanzsteuern bis hin zu den Ein-
kommen- und Körperschaftsteuern. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Sehr richtig!) 

Das wird durch den Euro nicht anders. 

(Vorsitz : Vizepräsidentin Michaela Geiger) 

Das muß man mit und ohne Euro tun. Deswegen 
müssen wir eine Steuerreform machen, die uns in 
bezug auf das Steuersystem wieder international 
wettbewerbsfähig macht. Sie ist bis jetzt leider nicht 
zustande gekommen, weil der von allen Sachverstän

-

digen in Deutschland inzwischen als richtig erkann-
ten Steuerreform, die die Koalition mit ihren Stimmen 
im Deutschen Bundestag beschlossen hat, der Bun-
desrat seine notwendige Zustimmung noch nicht er-
teilt hat. Sie haben es blockiert. 

Deswegen war es an der Stelle so ähnlich unruhig 
wie an der Stelle am Anfang, als Sie - wissen Sie, da 
muß man sich schon wirklich beherrschen, ganz höf-
lich und freundlich zu bleiben -, von der Sehnsucht 
der Menschen in den neuen Bundesländern, in der 
damaligen DDR, gesprochen haben, die D-Mark zu 
bekommen. Da fiel mir ein: Wer hat denn dagegen 
gestimmt? - Niedersachsen und das Saarland, Sie 
und Herr Lafontaine! 

(Lebhafter anhaltender Beifall bei der CDU/ 
CSU und der F.D.P.) 

Wissen Sie, es fällt ein wenig schwer, so ganz ein-
fach zu ertragen, wie man in einer Rede dafür und 
dagegen sein kann, und zwar für das genaue Gegen-
teil, und wenn der Vorwurf, den man anderen macht, 
in so diametralem Gegensatz zu dem steht, was man 
selber gemacht hat. 

Sie sprechen davon - das ist ja richtig; es war ja un-
sere Politik, und es ist ja ein Erfolg der Bundesregie-
rung, des Bundeskanzlers, des Bundesfinanzmi-
nisters, von uns allen -, daß diese europäische Wäh-
rung stabil sein wird, daß das aber mit dem Stabili-
tätspakt fortgesetzt werden muß. Dann aber müssen 
wir dazu natürlich in Deutschland unseren Beitrag 
leisten. Sie haben Sie ja auch gesagt, wie notwendig 
und richtig es ist, in Europa ganz streng auf Stabilität 
zu achten. Wenn man dann weiß - und leider wissen 
wir es halt -, wie Niedersachsen sich in der Frage ei-
nes nationalen Stabilitätspaktes verhält, wo Sie sich 
ausschließlich darauf beschränken, zu sagen: Es 
müssen unverbindliche Empfehlungen sein!, dann 
steht das, was Sie hier geredet haben, in einem so 
fürchterlichen Gegensatz dazu, daß es schwerfällt, 
ruhig zu bleiben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Taten und Worte müssen irgendwo noch in einer er-
reichbaren Entfernung zueinander sein, sonst geht es 
nun wirklich zu sehr auseinander. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Und das will ich dann doch auch noch sagen: Ich 
habe mir während Ihrer Rede noch einmal den vor-
läufigen Ablaufplan Ihres außerordentlichen Partei-
tages am 17. April in Leipzig angeschaut. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Der hat Ihnen 
wehgetan, ja, ja!) 

- Ich sage es doch gleich. Ich kann Sie inzwischen 
gut verstehen. Sie wissen doch alle: 

Winken bis zum Ende der Musik 

Gerhard Schröder betritt das Rednerpult 

Die Rede ist do rt  abgelegt 
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verstanden: Ohne Musik, ohne Scheinwerfer ist es 
ziemlich dünn. 

(Große Heiterkeit und Beifall bei der CDU/ 
CSU und der F.D.P.) 

Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kolle-
gen! Herr Schröder hat dazu herausgeforde rt , einlei-
tend ein paar Sätze dazu zu sagen. Aber nun möchte 
ich gern zum Thema des heutigen Tages kommen, 
und das ist die europäische Währung. 

(Zurufe von der SPD) 

- Jetzt hören Sie mal zu! Wenn Sie das nehmen, was 
er gesagt hat, dann war meine Antwort an der Unter-
grenze dessen, was man darauf sagen kann, und sie 
war so freundlich und nett, wie man sie überhaupt 
nur machen kann. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Sie alle haben es doch selber so empfunden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Entscheidung für die Europäische Währungs-
union ist notwendig. Theo Waigel, der Bundesfinanz-
minister, hat es in seiner Rede gesagt; Hans-Dietrich 
Genscher hat es in seiner Rede gesagt. Ich möchte 
die Gelegenheit nutzen, hier, nicht nur unter vier Au-
gen, sondern vor dem Forum der Nation, Ihnen, Herr 
Genscher, nicht nur für Ihre Rede, sondern auch für 
Ihr politisches Wirken über Jahrzehnte und für die 
gute Zusammenarbeit zu danken. Sie haben uns mit 
Ihrer Rede heute noch einmal gut in die historische 
Bedeutung dieser Entscheidung, die wir zu treffen 
haben, hineingestellt. Auch dafür gebührt Ihnen un-
ser Respekt und unser Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich habe gestern aus einem familiären Anlaß an 
die Zeit vor 65 Jahren zurückgedacht, an den April 
1933. Wenn man so in der Spanne eines Familienle-
bens diese Zeit mit heute vergleicht, dann muß man 
schon ein Herz aus Stein haben, wenn man nicht 
empfindet, wie ungeheuer schicksalsträchtig es ist, 
daß wir jetzt dabei sind, in diesem Europa, das in die-
sem Jahrhundert durch Kriege und Diktaturen so un-
glaublich geschunden war, jetzt durch eine gemein-
same Währung den Prozeß der wirtschaftlichen und 
politischen Einigung wirklich unumkehrbar zu ma-
chen. Wer noch einen Sinn für die Dimension dieser 
Entscheidung hat, der weiß, daß das wirklich das ist, 
worum es heute geht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Es wird so oft - Sie konnten es sich auch nicht ver-
kneifen; das mag verständlich sein - die Äußerung 
unseres Bundeskanzlers noch einmal - mißverständ-
lich - wiedergegeben, daß es letzten Endes um eine 
Frage von Krieg und Frieden gehe. Natürlich ist es 
nicht eine Frage von Krieg und Frieden - das hat Hel-
mut Kohl nie gesagt -, ob die dritte Stufe der Wäh-
rungsunion 1999 oder 2002 beginnt. Aber daß die 

Frage, ob die europäische Einigung gelingt, in die-
sem zu Ende gehenden Jahrhundert eine Frage von 
Krieg und Frieden war und im nächsten eine Frage 
von Krieg und Frieden sein wird, daran kann doch 
kein Zweifel sein. Und das ist unsere gemeinsame 
Verantwortung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das andere ist auch wahr - auch das ist gesagt wor-
den: vom Bundeskanzler, von F riedrich Merz, von 
Theo Waigel, von Hans-Dietrich Genscher, auch von 
den Sprechern der Opposition -: Die Europäische 
Währungsunion ist die richtige, notwendige, ange-
messene Antwort auf die Prozesse der Globalisie-
rung - übrigens auch der technischen und technolo-
gischen Revolution -, die stattfinden und die die 
Menschen ängstigen. 

Es ist doch wahr, daß wir heute, und zwar im bana-
len Alltag, in ganz einfachen Alltagsfragen damit 
konfrontiert sind, daß Entfernungen geschrumpft 
sind, daß Informationen in Sekundenschnelle rund 
um den Erdball wandern, daß Grenzen nicht mehr 
trennen und abschotten, was gut ist, aber eben auch 
Folgen hat. Wir stehen um jeden Arbeitsplatz in einer 
Wettbewerbsherausforderung, weil andere in einer 
Welt voller globaler Spannungen ihre Arbeitskraft zu 
ganz anderen Preisen anbieten. Daß dies die alltägli-
chen wirtschaftlichen Verhältnisse und den Arbeits-
markt geradezu revolutionie rt , ist doch klar. 

Das ist eine Entwicklung, bei der Zusammenhänge 
übrigens viel komplizierter sind, als wir sie in den 
Debatten des Alltags häufig darlegen. Ich rate dazu - 
übrigens auch in den bevorstehenden Monaten bis 
zur Bundestagswahl im September -, den Menschen 
die Zusammenhänge nicht einfacher darzustellen, 
als sie in Wahrheit sind. Wir betreiben am Ende nur 
das Geschäft der Demagogen, wenn wir die Wirk-
lichkeit einfacher beschreiben, als sie in Wahrheit ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Dieser Prozeß der Globalisierung, der übrigens 
nicht neu ist - Karl Marx hat ihn schon im 19. Jahr-
hundert vorhergesagt - 

(Joseph  Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Aha!) 

- ja, natürlich -, führt dazu, daß Entfernungen eine 
immer geringere Bedeutung spielen. Dies hat natür-
lich zur Folge, daß wir mit Menschen in einem unmit-
telbaren Wettbewerb stehen, die in völlig anderen 
Verhältnissen leben. Die Ungleichzeitigkeit von Ent-
wicklungen - das können Sie an jedem Thema fest-
machen; ich nehme einmal ein alltägliches - zeigt 
sich zum Beispiel daran, daß heute 14 Tage Urlaub in 
der Karibik billiger sind als im Schwarzwald. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Vorsicht! Vorsicht!) 

- Ich weiß, Sie wollen das rationieren. Sie wollen Be-
zugsscheine einführen. Aber das ist nicht unsere Vor-
stellung gewesen. 

(Heiterkeit und Beifall bei CDU/CSU und 
F.D.P.) 
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Herr Fischer, bei dem Zwischenruf muß ich natürlich 
darauf zu sprechen kommen. Das ist doch klar. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU - Zuruf des 
Abg. Joseph Fischer [Frankfu rt ] [BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN]) 

- Nein, keine Sorge. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Sonst gibt es 
wieder Ärger!) 

- Überhaupt nicht. Ich habe sogar so viel Freiheit, Ih-
nen, Herr Fischer, immerhin meinen Respekt auszu-
sprechen. Mit 50 Jahren einen Marathonlauf zu ab-
solvieren ist wirklich gut. Es macht aber Ihre politi-
schen Auffassungen nicht richtiger. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Aber jetzt Spaß beiseite. Es ist doch eine ernste De-
batte. Man muß den Menschen erklären, worum es 
geht und worum nicht. Es ist wahr, daß die Menschen 
Ängste haben, weil sie natürlich mit der D-Mark 
über fünf Jahrzehnte die Erfahrung verbunden ha-
ben, daß es eine stabile Währung ist, und weil sie in 
Jahrzehnten die Erfahrung gesammelt haben, daß 
andere Währungen weniger stabil als unsere D-Mark 
gewesen sind. 

Deswegen ist es für die Menschen nicht einfach, 
das Vertrauen zu haben, daß eine gemeinsame euro-
päische Währung so stabil sein wird, wie es die D-
Mark wieder geworden ist, seit Helmut Kohl Bundes-
kanzler ist. Vorher war sie nicht ganz so stabil. Das 
können Sie doch nicht bestreiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P. - B rigitte Schulte 
[Hameln] [SPD]: Na, na!) 

- Frau Kollegin Schulte, solange die SPD den Bun-
deskanzler gestellt hat, lagen die durchschnittlichen 
Inflationsraten jährlich zwischen 5 und 8 Prozent. 
Jetzt liegt sie unter 1,5 Prozent. Es hat doch keinen 
Sinn, darüber zu streiten. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Wir müssen den Menschen zwei Dinge so klar, so 
einfach und so verständlich wie irgend möglich sa-
gen, nämlich erstens, warum sie darauf vertrauen 
können, daß die gemeinsame europäische Währung 
so stabil sein wird, wie es die Menschen zu Recht von 
der D-Mark erwarten und gewohnt sind. Ich will die 
Gründe nennen - sie sind schon gesagt worden, aber 
ich will sie wiederholen -, warum man darauf ver-
trauen kann, warum es keine vage Hoffnung ist, 
warum es etwas ist, wofür bereits der Grundstein ge-
legt ist. 

Der Mechanismus dieses Maastricht-Vertrages von 
1991 hat doch dazu geführt - das ist doch nicht Zu-
kunftshoffnung, sondern Realität -, daß sich seit 1991 
alle Länder in Europa bemühen, diese Stabilitätskri-
terien zu erfüllen. Das Ergebnis ist überprüfbar. Wir 
haben nicht nur in Deutschland, sondern überall in 
Europa die niedrigsten Preissteigerungsraten seit 
Menschengedenken. Die Sache funktioniert also. 

Wir sind heute keine Insel der Stabilität mehr; im 
Durchschnitt aller Mitgliedsländer der Europäischen 
Union liegt die Preissteigerungsrate unter 2 Prozent. 
Das ist ein Erfolg des Maastricht-Vertrages, und des-
wegen wird es eine stabile Währung sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Das zweite ist für unsere Mitbürgerinnen und Mit-
bürger, die sich Sorgen machen - ihre Sorgen und 
Ängste muß man ernst nehmen; es hat gar keinen 
Sinn, darum herumzureden - genauso überprüfbar: 
Wenn die internationalen Finanzmärkte, in die wir 
eingebunden sind und von denen wir uns nicht ab-
koppeln können, erwarteten, daß die europäische 
Währung weniger stabil werde, als die D-Mark heute 
ist, dann müßten die Zinsen für Kredite mit einer län-
geren Laufzeit als, sagen wir einmal, fünf Jahre stei-
gen. Das ist logisch, weil niemand Geld zu Zinssät-
zen verleiht, die unterhalb der Preissteigerungsrate 
liegen. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Ostasien zeigte das Gegen

-

teil!) 

- Herr Fischer, es mag sein, daß es in Ihrer Fraktion 
ein paar Grüne gibt, die auch einen solchen Blödsinn 
machen würden. Aber ein normaler Mensch, der 
rechnen kann, verleiht Geld nicht zu Zinssätzen un-
terhalb der Preissteigerungsrate. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Die Tatsache, daß die Zinsen auch für Kredite mit 
Laufzeiten von mehr als fünf Jahren, die also längst 
nach dem Inkrafttreten der vollen Währungsunion 
noch vergeben sind, so nieder sind wie niemals zu-
vor, ist der Beweis dafür, daß die internationalen Fi-
nanzmärkte, die unbestechlich sind - sie können sich 
natürlich auch irren; jeder kann sich irren, auch die 
Finanzmärkte -, von New York bis Tokio damit rech-
nen, daß die europäische Währung stabil sein wird. 
Wenn die ganze Welt damit rechnet, daß es eine sta-
bile Währung sein wird, dann, meine Damen und 
Herren, können wir auch der Währungsunion zu-
stimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Dann muß man davon reden, warum dies notwen-
dig und richtig ist. Da gibt es zwei Argumentationsli-
nien. Ich rate, beide zu erläutern und mit beiden zu 
werben. Die eine Argumentationslinie ist, daß eine 
gemeinsame europäische Währung für alle Europäer 
wirtschaftlich besser ist, als wenn wir keine gemein-
same europäische Währung hätten. Sie wird nicht 
über Nacht die Probleme des Arbeitsmarktes lösen. 
Das hat auch niemand behauptet; wer es behauptete, 
würde einen Fehler machen. Aber sie wird uns auf 
mittlere Sicht helfen, unsere Arbeitsmarkt- und Be-
schäftigungsprobleme besser zu lösen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir sind ein exportabhängiges Land. Fast zwei Drit

-

tel unserer Exporte gehen in die anderen Mitglieds

-

länder der Europäischen Union. Eine stabile gemein- 
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same europäische Währung, die die Wechselkursrisi-
ken ausschaltet, verbessert unsere Chancen für 
Wachstum und Beschäftigung. 

Wir sind in die Entwicklung der Globalisierung mit 
ihren vielen, auch angst machenden Folgen einge-
bunden. Das sorgt die Menschen. Was wird aus einer 
Welt, in der sich das Tempo der Veränderungen im-
mer stärker beschleunigt? Was bedeutet es, daß, 
wenn in Amerika zwei Banken fusionieren, bei uns 
die Bankaktien steigen, weil alle damit rechnen, daß 
jetzt der Druck so groß wird, daß es auch in Deutsch-
land eine Fusionswelle gibt? Was bedeutet die Fi-
nanzkrise in Indonesien - die Weltbanktagung hat 
sich gerade damit beschäftigt - für uns in Europa? 
Wenn man auf diese Fragen nicht billige Antworten 
oder Leerformeln sucht, die auf Transparenten ste-
hen und hinter denen nichts steckt, dann erscheint es 
als zwingend, daß ein wirtschaftlich geeintes Europa, 
ein gemeinsamer Markt - übrigens der verbraucher-, 
kaufkraftstärkste Markt der Welt; Bundeskanzler 
Helmut Kohl hat es gesagt - eine bessere Vorkeh-
rung für uns alle in Europa darstellt, in dieser global-
isierten Welt zu bestehen. Dazu gehört eine gemein-
same Währung. So einfach und so klar ist das. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Deswegen werden wir in Europa die Herausforde-
rungen auf Grund der Globalisierung und des techni-
schen und wissenschaftlichen Fortschritts mit Inte-
gration besser bewältigen als ohne Integration. Das 
gilt sowohl im wirtschaftlichen als auch im politi-
schen Bereich. Dazu gehört auch dieser Punkt: An 
der Schwelle zum nächsten Jahrhundert ist die Auf-
gabe der politischen Einigung Europas das Wichtig-
ste, das wir für die Zukunft leisten können. 

Wenn man gegen Ende dieses Jahrhunderts zu-
rückblickt, denkt man: Mein Gott, was ist uns ge-
schenkt worden! Das ist unvorstellbar angesichts der 
zwei barbarischen Kriege in der ersten Hälfte. Jetzt 
haben wir eine Pe riode von Prosperität, Sicherheit 
und Stabilität, wie sie ganz undenkbar erschien. 
Blickt man nach vorne, so erkennt man Sorgen über 
Sorgen und Zweifel: Wo führt dies alles hin? Es ist 
eine zwiespältige Lage, in der sich die Menschen be-
finden. Aus diesem Zwiespalt der Menschen geht 
deutlich hervor: Je mehr es uns gelingt, zu Gemein-
samkeiten und zur Integration in Europa zu kommen, 
um so besser ist die Vorkehr für eine gute Zukunft im 
kommenden Jahrhundert. Auch dieser Punkt steht 
heute auf der Tagesordnung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

In diesem Punkt brauchen wir gar nicht unter-
schiedlicher Meinung zu sein, Herr Ministerpräsi-
dent Schröder. Niemand aus der Koalition und der 
Opposition ist gegen eine Harmonisierung in Europa 
und weltweit, wo immer möglich. Weltweit würde 
man sich an Harmonisierung mehr wünschen, als es 
der Fall ist. Der Unterschied zwischen uns ist viel-
leicht der, daß wir den Beg riff Harmonisierung nicht 
nur als Leerformel gebrauchen. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Oijoijoi!) 

- Oijoijoi, Frau Matthäus-Maier. Ich schicke Ihnen 
eine Sammlung Ihrer eigenen Reden aus dem letzten 
Jahr. 

(Zuruf der Abg. Ingrid Matthäus-Maier 
[SPD]) 

Wenn wir bei konkreten Entscheidungen in der Steu-
erpolitik, in der Wirtschaftspolitik, in der Finanzpoli-
tik, in der Sozialpolitik gesagt haben: Liebe Leute, 
wir leben nicht in einem Sandkasten; wir müssen un-
sere Entscheidungen an dem ausrichten, was um uns 
herum stattfindet - zum Beispiel mehr Flexibilität am 
Arbeitsmarkt, wie in den Niederlanden -, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

dann haben Sie immer gesagt, das sei Sozialabbau, 
und haben dagegengestimmt. Das ist der Unter-
schied zwischen uns: Wir gebrauchen Harmonisie-
rung nicht nur als Forderung; wir setzen sie in die 
Praxis um. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Dr.  Wolfgang Gerhardt [F.D.P.]: Ja, so ist 

es!) 

An dieser Tatsache kommen Sie nicht vorbei. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Sie wollen 
nur übernehmen, was Ihnen paßt!) 

- Nein, das ist doch nicht wahr. Es gibt noch einen 
anderen Unterschied, über den wir schon in der er-
sten Lesung debattiert haben. Wir können noch ein-
mal darüber reden, wenn Sie wirklich wollen. 

Aber zunächst einmal bleibe ich dabei, auch wenn 
Sie es nicht gerne hören wollen: Wenn es konkret 
darum geht, unsere eigenen Verhältnisse etwas mehr 
darauf auf das auszurichten, was andere in Europa 
und in der Welt machen, damit wir wettbewerbsfähi-
ger sind, dann blockieren Sie immer. Das gilt für das 
Arbeitsrecht in bezug auf den Kündigungsschutz 
und für Maßnahmen in der Sozialpolitik, Finanz- und 
Wirtschaftspolitik. Das ist die Wahrheit. 

Weil ein Ministerpräsident eines Bundeslandes, 
Herr Schröder, anwesend ist, nenne ich noch ein Bei-
spiel. Ich würde mir einmal wünschen, daß sich so-
zialdemokratische Bildungspolitiker das zum Vorbild 
nehmen, was der britische Premierminister beabsich-
tigt, um das Leistungs- und Wettbewerbsprinzip in 
der britischen Bildungspolitik durchzusetzen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Wenn Sie das machen, können Sie Ihre gesamte so-
zialistische Bildungspolitik der letzten Jahrzehnte 
auf den Abfallhaufen der Geschichte werfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wenn Stabilität und Modernisierung zu Hause be-
ginnt - das ist noch immer wahr, weil wir nicht darauf 
warten können, daß die Vollversammlung der Ver-
einten Nationen uns abnimmt, was wir hier im Deut-
schen Bundestag und im Bundesrat zu beschließen 
haben -, dann haben die Sozialdemokraten in den 
zurückliegenden Jahren in bezug auf die Schaffung 
von Stabilität und Modernisierung und Zurückge- 
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winnung unserer Wettbewerbsfähigkeit kläglich ver-
sagt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Jetzt kommt die andere Frage, die sich immer wie-
der stellt. Bei Herrn Schröder hatte ich bisher die Ab-
sicht erkannt, daß er diese Frage vermeiden wolle, 
nämlich: Was soll der Staat machen, und was sollen 
die freien Kräfte in Wirtschaft und Gesellschaft ma-
chen? Bei Lafontaine ist die Sache klar: Je mehr 
Staat, also je mehr Steuern, Abgaben und Bürokratie, 
desto eher, so hofft er, werde das Problem gelöst. 

(Carl-Ludwig Thiele [F.D.P.]: Sehr richtig!) 

Darum geht es doch beim Streit um die europäische 
Beschäftigungspolitik. Wir wollen weder in Europa 
noch in Deutschland die Tarifpartner von ihrer Ver-
antwortung für den Arbeitsmarkt und für Beschäfti-
gung entbinden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Sie werden die Erfahrung machen - das wird sich 
übrigens durch Globalisierung und durch all diese 
Entwicklungen noch verstärken -: Je mehr Sie den 
Menschen die Illusion vorgaukeln, daß andere ab-
strakte Einrichtungen - der Staat, das Kollektiv, Eu-
ropa, wer auch immer sie davor bewahren könnten, 
selber das Notwendige zu tun - das fängt in der Bil-
dungspolitik an -, auch selber, soweit möglich, Ver-
antwortung zu übernehmen - das hat etwas mit der 
Bindekraft unserer Freiheitsordnung zu tun -, desto 
mehr sind Gesetze notwendig. Wir ersticken in Ge-
setzen und Bürokratie, und gleichzeitig wird der Zu-
sammenhalt in unserer Gesellschaft geringer. 

(Joseph Fischer [Frankfurt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Wer hat denn die meisten 
Gesetze gemacht? - Hans Büttner [Ingol-
stadt] [SPD]: Das ist ja unglaublich, was Sie 

hier von sich geben!) 

Deswegen: Wer dies ändern will, der darf nicht noch 
mehr Vertrauen und Illusion in den Staat und staatli-
che Regelungen schieben, sondern der muß begrei-
fen: Wir müssen die Kräfte von Freiheit, Verantwor-
tung und Solidarität stärken, wenn wir eine bessere 
Zukunft haben wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Um dies zu tun, braucht man im übrigen - - 

(Joseph  Fischer [Frankfu rt ] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Sagen Sie das mal Ihrem 
Helmut! - Hans Büttner [Ingolstadt] [SPD]: 
Sie sind der Weltmeister der Bürokratisie

-

rung!)  

- Ich darf nur daran erinnern: Der Sprecher, der vor 
mir das Wort  hatte, hat darum gebeten, daß er reden 
könne und nicht durch zu viel Lärm gestört werde. 
Vielleicht darf ich die Bitte ausweiten. - Er stimmt zu. 
Es war also auch für mich gemeint. Herzlichen Dank. 

(Heiterkeit) 

Schauen Sie, so viel demokratische Gemeinsamkeit 
haben wir. Aber deswegen bin ich trotzdem nicht für 

eine Große Koalition. Nicht daß irgend jemand auf 
dumme Gedanken kommt. 

(Ministerpräsident Gerhard Schröder [Nie

-

dersachsen]: Deswegen keine!) 

- Nein, ich bin überhaupt nicht für eine Große Koali-
tion. Nach Ihrer Rede war ich mir ganz sicher, daß ich 
schon immer recht hatte. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Ich wollte noch ein Argument an dieser Stelle sa-
gen. Wenn wir die Kräfte von Freiheit, freiwilliger 
Solidarität und Eigenverantwortung stärken wollen, 
weil wir sie in einer Welt solcher Veränderungen stär-
ker brauchen, weil auch Toleranz nicht etwas ist, was 
man nur ins Gesetzblatt schreibt, sondern was die 
Menschen leben müssen - - 

(Dr. Uwe-Jens Heuer [PDS]: Das sagen Sie!) 

- Aber natürlich sage ich das. Toleranz braucht übri-
gens auch - - Wer hat den Zwischenruf gemacht? 

(Zurufe von der CDU/CSU: PDS!) 

- Dann lassen wir es. Wenn es ein Sozialdemokrat 
gewesen wäre, dann hätte ich jetzt Äußerungen Ihres 
Ministerpräsidenten aus Niedersachsen zum Zusam-
menleben mit ausländischen Mitbürgern zitiert. Ich 
habe ein gutes Gedächtnis für unverantwo rtliche Äu-
ßerungen, egal von welcher Partei sie kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: Wir 

auch!) 

- Aber nun lassen Sie es doch. 

Wenn Sie dies wollen, müssen Sie die grundsätzli-
che Ausrichtung von Menschen, das, was ihnen Halt 
geben kann, stärken und nicht schwächen. 

Die Frage der Beliebigkeit ist möglicherweise eine 
der großen Gefahren für die Zukunft. Vielleicht ist es 
wichtig, wenn wir gewisse Orientierungen und Wert-
marken haben. Ich sage Ihnen: Unter diesem Ge-
sichtspunkt gewinnt für mich die Frage der europäi-
schen Einigung noch eine zusätzliche Dimension. 

Wenn man in einem Moment und an einem Tag, 
wo wir eine solch wichtige Entscheidung für die 
Menschen treffen, innehält, dann vielleicht auch in 
bezug auf das Verhältnis zu den Vereinigten Staaten 
von Amerika und zu anderen Teilen dieser Welt. Es 
gab viele, die uns noch vor zwei Jahren gesagt ha-
ben, wir hätten völlig verloren - der Bundeskanzler 
erinnert gelegentlich daran; er hat auch ein gutes 
Gedächtnis -, wir hätten das Spiel gegen die Japaner 
verloren. Davon kann keine Rede mehr sein. Das än-
dert sich manchmal sehr schnell. Ich glaube, daß die 
Vorstellungen und das Erbe von europäischer Kultur 
und Zivilisation seit der Klassik Athens bis zu all 
dem, was man christliches Abendland nennt, für die 
Welt im 21. Jahrhundert vielleicht noch wichtiger 
sind als in diesem Jahrhundert, 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 
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die Ausrichtung an der Individualität, an der Unver-
wechselbarkeit jedes einzelnen Menschen, die Not-
wendigkeit von Formen des Zusammenlebens von 
Menschen, die Familie als die grundlegende, ge-
meinschaftsstiftende Form von Zusammenleben 
auch zwischen Generationen. In einer Zeit, in der das 
Verhältnis von Jung und Alt in den Industriegesell-
schaften und bei uns in Deutschland stärker aus der 
Balance zu geraten droht, als wir es vorher einer Ge-
neration erlauben konnten, ist vielleicht auch das 
Verhältnis von Generationen - und zwar freiwillig, 
nicht reglementiert - noch wichtiger. Da gewinnt die 
Familie ihre zentrale Bedeutung. Das alles ist euro-
päisches Erbe und Verpflichtung und Auftrag für das 
kommende Jahrhundert. Auch deswegen ist die 
europäische Einigung so wichtig. 

Wir Europäer schulden dieser Welt, der wir viel an-
getan haben - der Bundeskanzler hat vom Erbe der 
Kolonialzeit gesprochen; auch das gehört dazu -, in 
unserem eigenen und im weltweiten Interesse im 
21. Jahrhundert, daß wir die besten Seiten unseres 
Erbes auch für die Zukunft mobilisieren. Dazu gehört 
noch etwas: Dazu gehört auch, daß man der Zukunft 
eher mit Zuversicht und Mut als mit Mißtrauen und 
dem Schüren von Angst entgegensieht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir haben eine Menge Probleme, wer wollte dar-
über hinwegsehen, aber wir haben auch große Er-
folge. Friedrich Merz hat daran erinnert: Es ist schon 
schön, wenn man jetzt Anzeigen von der SPD lesen 
darf, in denen darauf hingewiesen wird, daß der Auf-
schwung kommt. Bei dieser Anzeige hoffe ich, daß 
Sie sie sogar selbst bezahlt haben und nicht irgend-
ein Anonymus da aufgetreten ist, 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU - Zuruf des 
Abg. Michael Glos [CDU/CSU]) 

- Na gut, jede Begründung ist schön. Eines scheint 
sicher: Die Sozialdemokraten gehen davon aus, daß 
wir auf dem richtigen Weg sind, sonst würde der Auf-
schwung nicht kommen. Dem kann ich nicht wider-
sprechen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zuruf von der SPD: Kleinkarierter Schäu

-

ble!) 

- Ja, man wird doch noch seinen eigenen Anzeigen 
glauben. 

(Erneute Zurufe von der SPD) 

- Vielleicht hat er sie wieder nicht bezahlt. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
- Zuruf von der SPD: Was hat das mit dem 

Euro zu tun?) 

- Das hat viel mit dem Euro zu tun. Ihre Rede war: Ei-
gentlich sind wir gar nicht gegen den Euro, aber mit 
dem Hinweis auf die Arbeitslosigkeit usw. haben Sie 
dann die Ängste geschürt. Ich sage Ihnen: Alles, was 
wir in den Jahren seit 1990 an schwierigen Entschei-
dungen, an schmerzlichen Auseinandersetzungen 
auf den Weg gebracht haben, wollen Sie doch rück-
gängig machen. Die Reform der gesetzlichen Kran-
kenversicherung, die Rentenreform, die Deregulie

-

rung im Arbeitsrecht usw. - alles wollen Sie rück-
gängig machen. Ich behaupte doch gar nicht, daß es 
einfache Entscheidungen waren. Ich behaupte nur, 
es waren die richtigen Entscheidungen, und das Er-
gebnis, daß es vorangeht, daß es aufwärts geht, zeigt, 
daß es die richtigen Entscheidungen sind. 

Ich sage nicht - das kann mir niemand nachsagen -, 
wir hätten alle Probleme gelöst und seien am Ende 
aller Anstrengungen. Nein, es wird auch in der Zu-
kunft Anstrengungen brauchen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr richtig!) 

Die Zukunft wird nicht einfach sein. Aber es lohnt 
sich, sich anzustrengen. Es gibt keinen Grund, zu 
verzagen. Wir brauchen beides, wir brauchen Zuver-
sicht, wir brauchen Veränderung. Stillstand ist Rück-
schritt. 

(Peter Dreßen [SPD]: Veränderungen sind 
immer gut!)  

- Deshalb ist die Blockade durch die SPD-geführte 
Bundesratsmehrheit so schlecht. Bei jedem Zwi-
schenruf muß ich darauf erneut hinweisen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Peter  Dreßen [SPD]: Veränderungen werden 

wir auch personell haben!)  

- Das ist eben genau der Fehler verehrter Herr Kol-
lege: zu glauben, man komme mit irgendwelchen 
Ausflüchten weiter. Veränderung heißt gestalten, 
was in Deutschland verändert werden muß, damit 
wir auch in Zukunft in Sicherheit leben können. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Deshalb sind wir für die 

Ökosteuer!) 

Wer behauptet, es könne alles so bleiben, wer den 
Eindruck erweckt, man brauche gar keine Verände-
rung, hat die Zeichen der Zeit nicht erkannt. 

(Zurufe von der SPD) 

- Sie haben doch gesagt, Sie wollen das rückgängig 
machen. Lesen Sie doch Ihr Wahlprogramm! So 
langweilig, daß Sie es nicht selbst zu lesen brauchen, 
ist es ja dann auch wieder nicht. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Sie wollen alle Veränderungen rückgängig machen. 
Sie sagen, bei Ihnen werde alles ein bißchen moder-
ner. Aber wenn man dann fragt, wo konkret, dann 
geht das Licht aus, dann werden die Scheinwerfer 
abgeblendet, und die Musik setzt auch nicht mehr 
ein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir brauchen Veränderung und Vertrauen. Wir 
brauchen Kontinuität und Anpassung an neue Her-
ausforderungen. Stillstand ist Rückschritt. Das ist 
wahr. Aber Sie haben jede unserer Veränderungen 
bekämpft, wir haben sie gegen Ihren Willen durch-
gesetzt. Und wir können noch heute die große Steu-
erreform auf den Weg bringen, wenn der Bundesrat 
nicht mehr blockiert. Wenn Sie heute erklären, Sie 
würden zustimmen, machen wir gleich die erste, 
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zweite und dritte Lesung; morgen im Bundesrat stim-
men Sie der großen Steuerreform zu, dann ist sie 
morgen verabschiedet. Es ist rechtlich möglich, mit 
Zweidrittelmehrheit von der Geschäftsordnung abzu-
weichen. 

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU und 
der F.D.P.) 

Veränderung und Vertrauen, beides gehört zusam-
men. Das brauchen wir auch bei der Einführung der 
Europäischen Währungsunion. Wer meint, man 
könne das, was wir an Stabilität, an wi rtschaftlichem 
Wohlstand und an sozialer Sicherheit in diesen 
50 Jahren, seit wir die D-Mark haben, bewahren, in-
dem wir alles so lassen, wie es ist, was viele Men-
schen sich wünschen würden, der hat eine Illusion, 
die nicht zu erfüllen ist. 

Deswegen ist die Wahrheit folgende: Wenn wir das 
Gute, das in diesen 50 Jahren erreicht worden ist, für 
das kommende Jahrhundert sichern wollen, müssen 
wir die Kraft zur Veränderung haben. Dann müssen 
wir heute dafür stimmen, daß die Europäische Wäh-
rungsunion eingeführt wird. Deswegen, Herr Bun-
deskanzler, stimmt die CDU/CSU-Fraktion der Bun-
desregierung in ihrer Absicht zu, sich auf dem Euro-
päischen Rat dafür einzusetzen, daß die Europäische 
Währungsunion zustande kommt. 

Wir wissen um unsere Verantwortung; Sie tun es 
auch. Das ist uns gemeinsam und ist zum Ausdruck 
gebracht worden. Lassen Sie uns doch die Dinge, die 
nicht streitig sind, auch nicht streitig machen. 

Ich wollte es eigentlich am Anfang sagen: Herr 
Kollege Scharping, ich freue mich, daß Sie wieder 
gesund sind und wieder hier sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich werde gelegentlich gefragt: Muß man nicht in 
diesen schwierigen Zeiten mehr gemeinsam tun? Da-
mit meinen die Leute, daß alle Parteien in eine Regie-
rung sollen. Ich sage: Die Demokraten haben eine 
gemeinsame Verantwortung. Sie nehmen sie wahr, 
als Regierung und als Opposition. Denn unsere ge-
meinsame Verantwortung ist es, im Wettbewerb von 
Ideen und Konzepten Freiheit zu organisieren. Das 
ist der Sinn unseres freiheitlichen Systems. So neh-
men wir unsere Verantwortung in einer schwierigen 
Entscheidung wahr, von der wir wissen, daß viele 
Menschen voller Sorgen auf diese Entscheidung 
schauen. 

Wir sind uns sicher in dem Bewußtsein, daß die 
europäische Währung so stabil sein wird, wie es die 
D-Mark in ihren besten Zeiten war. Wir sind uns 
ganz sicher: Die Europäische Währungsunion wird 
uns wirtschaftlich voranbringen, wird uns unsere Zu-
kunftsinteressen besser bewahren. Und wir wissen: 
Die Einigung Europas ist die beste Vorsorge für eine 
gute Zukunft im 21. Jahrhundert. 

(Langanhaltender Beifall bei der CDU/CSU 
- Beifall , bei der F.D.P. - Zurufe von der 

CDU/CSU: Bravo!) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat der 
Vorsitzende der SPD-Fraktion, Rudolf Scharping. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Endlich! - Hans 
Michelbach [CDU/CSU]: Er hätte schon vor

-

her reden sollen!) 

Rudolf Scharping (SPD): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Die Entschei-
dung, die wir heute treffen, hat für die politische und 
wirtschaftliche Zukunft unseres Landes, der Men-
schen, die hier leben und arbeiten, eine außerordent-
lich hohe, weitreichende Bedeutung. Ich finde es 
gänzlich unangemessen, auf so teilweise niveaulose, 
kleinkarierte A rt  zu diskutieren, wie ich das eben ge-
hört habe. 

(Beifall bei der SPD) 

Wollte ich mich weiter auf dem Niveau des Kollegen 
Schäuble bewegen, dann würde ich sagen: Er hat für 
eine neue Rolle trainiert, braucht aber noch ein biß-
chen Übung. 

(Beifall bei der SPD) 

Der Beifall seiner Fraktion kann jedenfalls dem Bun-
deskanzler und dem Bundesfinanzminister nicht son-
derlich gut in den Ohren geklungen haben; denn das 
war auch ein Kommentar zu dem, was Sie sich in den 
letzten Tagen und Wochen geleistet haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie 
der Abg. Kerstin Müller [Köln] [BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Aber all das können wir uns noch für spätere De-
batten aufheben. Das müssen wir doch nicht ausge-
rechnet in einer Debatte ausbreiten, in der es zum er-
stenmal seit dem Zweiten Weltkrieg bei einer großen 
außen- oder europapolitischen Weichenstellung 
übereinstimmende Auffassungen im ganzen Deut-
schen Bundestag gibt. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben uns um die Westintegration, die das 
Verdienst von Konrad Adenauer ist, heftig gestritten, 
und zwar aus durchaus respektablen Motiven. Wir 
haben uns über die Ostpolitik gestritten. Manche 
von uns fanden es beachtlich, daß Albanien und die 
CDU/CSU alleine gegen die Konferenz für Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa standen. 

(Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: Die ita

-

lienischen Neofaschisten waren auch noch 
dagegen!) 

Aber heute, meine Damen und Herren, treffen wir 
zum erstenmal eine Entscheidung, zu deren Grund-
lagen wir jedenfalls völlig übereinstimmen. Wir wol-
len, daß Deutschland in Europa fest eingebunden ist. 
Wir wollen, daß Deutschland in Europa eine gestal-
tende Rolle übernimmt. Wir wollen, daß die Europäi-
sche Union unumkehrbar wird. Wir wollen, daß der 
Wirtschafts- und Währungsunion auch die politische 
Union folgt und daß die Zusammenarbeit der Völker 
in Europa so eng ist und bleibt und so verbessert 
wird, daß wir in der Zukunft eine dauerhafte Ver-
sicherung gegen das haben, was wir aus den üblen, 
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mörderischen Erfahrungen der Vergangenheit ken-
nen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie der Abg. Wolfgang 
Börnsen [Bönstrup] [CDU/CSU] und Hans

-

Dietrich Genscher [F.D.P.]) 

Meine Damen und Herren, Europa - sein Wachsen, 
sein Werden, seine Integration - ist ein in der Ge-
schichte der Menschen einmaliges Beispiel klugen 
politischen Lernens. Nie zuvor haben Völker aus der 
Erfahrung mörderischer Bruderkriege die Konse-
quenz der Integration, der Zusammenarbeit, der Ver-
söhnung, der Freundschaft, der gemeinsamen Zu-
kunft gezogen. Vor diesem Hintergrund ist es mir 
wichtig, deutlich zu machen, daß die sozialdemokra-
tische Bundestagsfraktion, daß alle in der Sozialde-
mokratie nicht nur der Einführung einer stabilen ge-
meinsamen Währung in Europa zustimmen, sondern 
daß wir dies als einen wichtigen, entscheidenden 
Schritt zur Integration unseres Kontinents verstehen 
und daß diesem wichtigen Schritt weitere folgen 
müssen. 

Es gibt Herausforderungen auf unserem Kontinent. 
Natürlich ist es richtig, wenn alle Befürworter dieses 
großen Projektes darauf hinweisen, daß die Konver-
genz, die Gleichförmigkeit der wirtschaftlichen Ent-
wicklung, niemals zuvor so erreicht worden ist wie 
jetzt. Das gilt zum Beispiel für die Zinsen, das gilt für 
die Inflationsraten, es gilt insbesondere im Hinblick 
auf die erstaunlichen Fortschritte in Italien, die zu 
Recht erwähnt worden sind, aber beispielsweise 
auch im Hinblick auf die Fortschritte in Po rtugal und 
Spanien oder in anderen Ländern. 

Dies gilt aber leider auch für die Hauptbedrohung 
unseres wirtschaftlichen und sozialen Lebens, näm-
lich für die Arbeitslosigkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir können doch nicht den Bürgerinnen und Bürgern 
unseres Landes und der Europäischen Union nur die 
- unbestreitbaren - Vorteile beschreiben; wir müssen 
doch auch offen und ehrlich sagen, daß Europa noch 
große Aufgaben vor sich hat und daß im Zentrum 
dieser großen Aufgaben die Bekämpfung der Ar-
beitslosigkeit und die Sicherung der Ausbildung 
der Jugend stehen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Ich muß sagen, mich haben die lobenden Worte - 
sogar des Bundeskanzlers - verblüfft. Es war interes-
sant und hat mich sehr gefreut, aus dem Mund des 
Bundeskanzlers ein Lob zum Beispiel für italienische 
Sozialisten zu hören, die sich früher einmal Kommu-
nisten nannten. 

(Heidemarie Wieczorek-Zeul [SPD]: Das ist 
doch schön! Da konnten wir nur klatschen!) 

Aber mir geht es jetzt um etwas anderes. Mir geht 
es darum, daß wir die Ängste der Menschen offen 
ansprechen, beispielsweise auch die Angst, daß die 
Stabilität der eigenen Rente oder der Wert der Le-
bensversicherung, des mühsam erarbeiteten Häus

-

chens oder anderes in Gefahr geraten könnte. Ängste 
offen anzusprechen, ist etwas ganz anderes, als 
Ängste zu schüren. Der niedersächsische Minister-
präsident hat sie zu Recht angesprochen. Denn nur 
dann kann Vertrauen entstehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Man muß den Realitäten ins Auge sehen. Wenn Sie 
den Realitäten nicht ins Auge sehen, dann kommen 
Sie zu dieser bornierten Verweigerung, die man auf 
seiten der Koalition leider feststellen muß. 

Was haben wir ringen müssen, damit bei der zwei-
ten Fassung des europäischen Vertrages, bei der 
Fortschreibung von Amsterdam, eine gemeinsame 
Verpflichtung der Europäischen Union zu aktiver 
Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik aufgenom-
men  wurde! 

(Beifall bei der SPD) 

Was haben wir gemeinsam mit den sozialdemokrati-
schen Regierungschefs ringen müssen! Ich weiß, wo-
von ich rede, und ich kenne die Widerstände der 
Bundesregierung und des Bundeskanzlers gegen 
eine solche Verpflichtung. Auf Dauer aber kann die 
gemeinsame europäische Währung nur stabil sein, 
wenn wir auch stabile Gesellschaften, stabile Ar-
beitsmärkte, stabile soziale Verhältnisse haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Weitblick und Wirklichkeitssinn gebieten nicht nur 
die Zustimmung zu diesem Projekt, sondern auch die 
Forderung, mehr zu tun, als nur für die Stabilität des 
Geldes, für eine niedrige Inflationsrate, zu sorgen. 
Das ist schon sehr viel. Aber es wird nicht reichen. 

Deshalb frage ich, wenn hier schon nach Harmoni-
sierung gerufen wird und Herr Schäuble in diesen 
Ruf jetzt plötzlich einstimmt: Wie ist denn damit die 
deutsche Sonderrolle zu verstehen? - Ich will das 
kurz erläutern. 

Anders als beispielsweise in den Vereinigten Staa-
ten, in Japan oder auch in anderen großen europäi-
schen Ländern haben wir in Deutschland eine ganz 
besondere Situation. In diesen Ländern wächst die 
private Nachfrage rascher als das volkswirtschaftli-
che Gesamtprodukt. Das wiederum wächst in diesen 
Ländern rascher als die Produktivität der Wi rtschaft. 
Als einzigem der großen Industriestaaten ist es in 
Deutschland genau andersherum. Hier wächst die 
Produktivität schneller als die wi rtschaftliche Ge-
samtleistung. Diese wächst schneller als die p rivate 
Nachfrage. Das logische Ergebnis ist eine leider noch 
wachsende, sich auf hohem Niveau verfestigende Ar-
beitslosigkeit. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Der Kollege Schäuble spricht von der Notwendig-
keit einer Steuerreform. Das ist richtig, genauso wie 
es richtig ist, daß die Lohnnebenkosten gesenkt wer-
den müssen und daß wir die Sonderrolle aufgeben 
müssen, als einziges Land der OECD die Arbeits-
plätze, die Arbeitseinkommen und die Massenkauf-
kraft so stark zu belasten, wie es derzeit geschieht. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 
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Wenn die Währungsunion ein Erfolg werden soll - 
wir wollen, daß sie ein Erfolg wird -, dann brauchen 
wir diesen Schritt der Harmonisierung in bezug auf 
eine aktive gemeinsame Beschäftigungs- und Wirt-
schaftspolitik, und zwar nicht in dem Sinne, daß 
überall das gleiche gemacht wird, sondern in dem 
Sinne, daß der Rahmen für Beschäftigung und Inve-
stitionen in Europa freundlich ist und daß dann in 
den Ländern und in den Regionen die Vielfalt der 
Ideen, der Verantwortungsbereitschaft und der Lei-
stung genutzt werden kann. Es geht nicht um ein 
einheitliches Europa, sondern um ein Europa, das auf 
einer gemeinsamen festen Grundlage steht und auf 
dieser Grundlage die Weiterentwicklung von Tradi-
tion, Kultur, Heimat - Vertrautem - ermöglicht. 

Eines kommt noch hinzu: Wie hat sich denn diese 
Bundesregierung verhalten, die jetzt von der Not-
wendigkeit eines gemeinsamen Voranschreitens 
spricht? Sie hat dies auf der europäischen, auf der in-
ternationalen Ebene immer wieder blockiert und be-
hindert. 

(Beifall bei der SPD) 

Das gilt nicht nur für Schritte zur Senkung der Lohn-
nebenkosten, zur Entlastung der Arbeit. Das gilt bei-
spielsweise auch in bezug auf die Harmonisierung 
der Wirtschafts- oder der Finanzpolitik. 

(Zuruf von der SPD: Sehr wahr!) 

Wer Europa einmal unter dem Gesichtspunkt der 
Steuerfrage betrachtet und von da aus einmal den 
Blick in Richtung auf die Frage einer Steuerreform in 
Deutschland wendet, der wird sehr schnell feststel-
len: Dänemark und die Niederlande, Großbritannien 
und Frankreich, Österreich und Schweden und viele 
andere Länder senken auf der einen Seite die Bela-
stung von Arbeitseinkommen und Arbeitsplätzen. 

(Carl-Ludwig Thiele [F.D.P.]: Sehr richtig!) 

Auf der anderen Seite sorgen sie dafür, daß niedri-
gere Steuersätze mit einer geringeren Zahl von Ein-
zelfallregelungen - in Deutschland nennt man das 
Schlupflöcher - verbunden werden; das ist alles sehr 
vernünftig. Gleichzeitig sind sie bereit, den Energie-
verbrauch, die Ressourcenverschleuderung durch 
eine höhere Besteuerung stärker zur Finanzierung 
der allgemeinen Aufgaben heranzuziehen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Dieser Weg ist richtig. Ich sage das mit Blick auf 
die Bemerkungen, die Herr Schäuble sich in den letz-
ten Tagen von Vertretern einer Partei hat anhören 
müssen, die sich unglücklicherweise nicht nur als 
Trägerin einer Staatsregierung, sondern auch als 
Staatspartei versteht 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Alles 
ein Mißverständnis!) 

und die noch im Dezember einen Bericht zu den Fra-
gen des Umweltschutzes verabschiedet hat, auf des-
sen Seite 49 man fast wortgleich das lesen kann, wor-
über Sie sich jetzt streiten. 

Ich will damit sagen: Eine Koalition, die in den zen-
tralen Fragen der Beschäftigungs- und Wirtschafts

-

politik, der Finanzpolitik und ihrer notwendigen Har-
monisierung in Europa erstens gemeinsame Schritte 
in Europa blockiert, weil sie - zweitens - konzeptio-
nell in sich total zerstritten ist, ist nicht mehr in der 
Lage, die Interessen unseres Landes im Fortschritt 
der europäischen Integration zu wahren und zu för-
dern. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Das sage ich nicht nur mit Blick auf die Arbeit, die 
Arbeitseinkommen, die Lohnnebenkosten, die feh-
lerhafte Finanzierung der deutschen Einheit, nicht 
nur mit Blick auf die Steuern und die Notwendigkeit, 
sie wenigstens dort in Grenzen zu harmonisieren, wo 
es um Investitionen und Arbeitseinkommen geht, 
nicht nur mit Blick auf den Gesichtspunkt der ökolo-
gischen Schonung unserer Ressourcen - auch das ist 
ein Element der Verantwortung für die Zukunft und 
gegenüber künftig lebender Generationen -, ich 
sage das auch mit Blick auf notwendige unverzicht-
bare Fortschritte in der gemeinsamen Außenpolitik 
und in der Sicherheitspolitik. 

Wenn wir aber mit Europa weiterhin - das be-
stimmt ja zur Zeit häufig den öffentlichen Eindruck - 
institutionalisierte Verfahrensroutine verbinden, 
Kommuniqués und Sprechblasen, bei denen nie-
mand mehr erkennen kann, was diese Entwicklun-
gen mit seinem praktischen Leben zu tun haben, 
eine deutliche Schwächung der Demokratie wegen 
der schwachen Rechte und Möglichkeiten des Euro-
päischen Parlaments - trotz der Stärkung, die mit 
dem Amsterdamer Vertrag verbunden sind, und es so 
bleibt, daß die Tagesordnung der Bürgerinnen und 
Bürger nicht zur Tagesordnung der Politik in Europa 
wird, dann können wir die Faszination, die Begeiste-
rung, die Hoffnung und die Unterstützung nicht auf-
rechterhalten, die die europäische Integration 
braucht, damit sie für die Zukunft tragfähig und 
fruchtbar ist. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Herr Kollege Genscher, Sie haben das in einen, 
wie ich finde, sehr zutreffenden und deutlichen Zu-
sammenhang gestellt. Niemand bestreitet, daß diese 
Bundesregierung in einigen Fragen und vom politi-
schen Willen her die europäische Integration fördert 
und ernst nimmt. Aber was nutzt denn das gute Be-
mühen, wenn die Taten dem Bemühen in keiner 
Weise mehr entsprechen? Was nutzt es denn, wenn 
Sie schöne Worte finden - einige sind ja hier gefallen 
-, ohne daß im konkreten Alltag Schritt für Schritt 
und nachprüfbar die Realitäten so verändert werden, 
daß die Bürgerinnen und Bürger unseres Kontinents 
verstehen, daß mit dieser Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion nicht nur die Stabilität des Geldes, son-
dern notwendigerweise auch der Kampf um die Sta-
bilität der Gesellschaft und ihrer sozialen Beziehun-
gen, der Kampf um Rücksichtnahme, Gemeinsinn 
und Solidarität, der Kampf gegen die Arbeitslosigkeit 
und für die Ausbildung der Jüngeren verbunden 
sind. Das fehlt; das muß hinzugefügt werden. 

(Beifall bei der SPD) 
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Im übrigen - das sage ich mit Blick auf manche in 
unserem eigenen Land, die skeptisch sind -, gelän-
gen uns die europäische Integration und die Wi rt

-schafts- und Währungsunion nicht, dann hätten wir 
gar keine Möglichkeiten mehr, uns in dem weltwei-
ten Prozeß des Wettbewerbs um Standorte, Investitio-
nen, Arbeitsplätze, Leistungen, soziale Stabilität, 
Wettbewerbsfähigkeit und Neuentwicklungen zu be-
haupten. 

Deutschland ist ein wirtschaftlich außerordentlich 
starkes Land. Wir Deutsche haben eine besondere 
Verpflichtung gegenüber Europa. Wir Deutsche, die 
diesem Kontinent in der ersten Hälfte dieses Jahr-
hunderts die schlimmsten Erfahrungen beschert ha-
ben, haben nicht nur eine historische Verpflichtung, 
sondern haben auch einen klugen Blick auf unsere 
europäische Zukunft zu werfen. Aber wir Deutsche, 
die 80 Millionen Menschen, die in unserem Land le-
ben, sind trotz der starken Position auf Grund der 
wirtschaftlichen Leistung, die wir gemeinsam erbrin-
gen - die Facharbeiter, Ingenieure, Handwerker und 
andere viel mehr, als die, die hier reden und das re-
spektieren -, im weltweiten Wettbewerb alleine zu 
schwach. Wir können das alleine nicht durchhalten. 
Wenn wir das gemeinsam in Europa betrachten, 
dann kommt noch etwas hinzu - es ist darüber ge-
sprochen worden -: Die Schwankungen in Europas 
Währungen haben uns mehrere hunderttausend Ar-
beitsplätze gekostet. 

(Michael Glos [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Ein Land, das so exportorientiert wie Deutschland ist 
- davon gibt es kein anderes Land auf der ganzen 
Erde -, braucht stabile Verhältnisse jedenfalls in der 
Umgebung, in der der größere Teil unserer Geschäfte 
getätigt wird. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Wolf
-gang Börnsen [Bönstrup] [CDU/CSU]) 

Beides zusammen ist kluge Zukunftsvorsorge für 
Deutschland und seine Arbeitsplätze. Wenn wir den 
verhängnisvollen Trend, daß bei uns die Produktivi-
tät schneller als die wi rtschaftliche Leistung und 
diese schneller als die p rivate Nachfrage wachsen, 
was zu einer sich immer stärker verfestigenden Ar-
beitslosigkeit, zu einem immer größeren Mangel an 
Ausbildungsplätzen und zu einer immer stärkeren 
sozialen Belastung breiterer Gruppen der Bevölke-
rung führt, brechen wollen, dann brauchen wir eine 
europäische Integration, in der die wi rtschaftlichen 
und sozialen Belange ernster genommen werden, als 
es heute von seiten der Bundesregierung geschieht. 
Gleichzeitig brauchen wir in Deutschland eine Poli-
tik, die diesen Visionen und Leitbildern entspricht. 
Dann kann Europa als das bestehen, was es ja wirk-
lich ist. 

In diesen Tagen gibt es - leider nur in den dritten 
Programmen des Fernsehens - Berichte und Filme, 
die gut über die bürgerlichen Revolutionen des letz-
ten Jahrhunderts aufklären. Man kann sehen - das 
weiß ja jeder, der sich damit ein bißchen beschäftigt -, 
woran und wie diese bürgerlichen Revolutionen ge-
scheitert sind. Man kann auch sehen, spüren und er-
fahren, woran sie anknüpften. 

Meine Damen und Herren, folgendes sollten wir 
besonders ernst nehmen: Europa ist der einzige Kon-
tinent, von dem aus Aufklärung, Humanismus und 
die Idee der gleichen Freiheit und Rechte jedes ein-
zelnen Menschen ihren Aufbruch nahmen. Europa 
ist der einzige Kontinent, der vom Grunde her wirt-
schaftliche Kraft, soziale Verantwortung, Freiheit 
des einzelnen und kluge Vorsorge für die Zukunft 
miteinander verbunden, entwickelt und vorange-
bracht hat. Das gilt höchstens noch für den nordame-
rikanischen Kontinent. 

Weltweit sind wir aber, selbst zusammen mit den 
Teilnehmerländern an der Europäischen Währungs-
union oder den Ländern der Europäischen Union, ein 
- jedenfalls auf die Bevölkerung und die Geographie 
bezogen - relativ kleiner Faktor. Da sich in Asien, in 
Südamerika, in Nordamerika und vermutlich bald 
auch in anderen Regionen der Erde Zusammen-
schlüsse bilden, ist es eine naive, für die Zukunft des 
Landes aber auch gefährliche Auffassung, daß 
Deutschland alleine diesen Herausforderungen ge-
genübertreten könnte. 

(Beifall bei der SPD) 

Vor diesem Hintergrund verstehen Sie bitte zweier-
lei: Wir, die SPD-Bundestagsfraktion, stimmen der 
dritten Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion 
zu. Wir verbinden das mit einer Erwartung, nämlich 
damit, daß wir in Europa und vor allen Dingen auch 
in Deutschland die Politik wieder stärker an den 
Menschen, an ihren Bedürfnissen, Hoffnungen und 
ihren berechtigten Erwartungen für die Zukunft 
orientieren. Wenn uns das gelingt, dann wird die 
Wirtschafts- und Währungsunion nicht nur ein 
Schritt, der wichtig, notwendig und im Interesse der 
politischen Integration unseres Kontinents und seiner 
weltweiten Handlungsfähigkeit entscheidend sein 
wird. Dann wird vielmehr auch für die Menschen ins-
gesamt mehr und Besseres herauskommen. 

Es ist wichtig, darüber zu sprechen und dem auch 
zuzustimmen. Das sollten wir nicht durch kleine Aus-
einandersetzungen, wie es in der Rede von Herrn 
Schäuble geschehen ist, unsichtbar machen. Das ge-
hört einfach nicht dazu. 

(Beifall bei der SPD) 

Die verbleibenden fünf Sitzungswochen des Deut-
schen Bundestages können wir zum Streiten nutzen. 
Heute aber steht ein gemeinsames Interesse unseres 
Landes im Mittelpunkt. Das verwirklichen wir auch 
gemeinsam und verantwortungsbewußt. Danach 
können wir uns dann darüber streiten, wie wir aus 
diesem Schritt etwas machen: nicht indem wir uns 
den Realitäten unterwerfen, wie die Koalition das tut, 
sondern indem wir die Realitäten gestalten, damit für 
die Menschen mehr herauskommt. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD - Beifall 
beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt der Sprecher der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen, Joseph Fischer. 
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Joseph Fischer (Frankfurt) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Frau Präsidentin! Meine Damen und Her-
ren! Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen stimmt der 
Einführung der dritten Stufe der Wirtschafts- und 
Währungsunion zu. Mit diesem Schritt, den der 
Deutsche Bundestag heute mit großer Mehrheit be-
schließen wird, wird der europäische Integrations-
prozeß eine neue Qualität erreichen. Zur europäi-
schen Integration gibt es angesichts der grauenhaft 
gewalttätigen europäischen Geschichte, gerade auch 
in der erste Hälfte des 20. Jahrhunderts, angesichts 
ihrer zahlreichen Katastrophen, angesichts der Inter-
essenlage unseres Landes, Deutschlands, und als 
Antwort auf das Heraufziehen des Zeitalters des Glo-
balismus aus meiner Sicht keine Alternative. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Man mag, als frei gewähltes Parlament muß man 
den europäischen Einigungsprozeß kritisieren. Vieles 
ist unzulänglich. Dies gilt auch für die Kritik am 
Maastricht-Vertrag. Wir hätten uns eine Parallelität 
von politischer Integration und ökonomischer, wäh-
rungspolitischer Integration gewünscht. Aber: dieser 
Prozeß war nicht zu haben. Die Ökonomie, die Wäh-
rungspolitik mußte vorangehen. 

Die Entscheidungen sind gefallen. Heute ist eine 
abschließende Entscheidung zu treffen. Vor diesem 
Hintergrund, glaube ich, muß klar und eindeutig 
gesagt werden: Wenn der europäische Integrations-
prozeß auf Grund der Geschichte, aber auch auf 
Grund der Herausforderungen der Zukunft alterna-
tivlos ist, dann muß heute entschieden und zuge-
stimmt werden. Deshalb haben wir uns für das Ja 
entschieden. 

Der Euro ist ein politisches Projekt. Wir haben ihn 
heute aber wieder vor allen Dingen als ökonomisches 
Projekt diskutiert. Ich will nachher auf die Stabilitäts-
debatte eingehen, weil ich glaube, daß dadurch 
mehr verhüllt als aufgeklärt wird. 

Im Rückblick wird der Euro, wenn er erfolgreich 
ist - dieses Wenn, Herr Bundeskanzler, möchte ich 
hier setzen, und über die Bedingungen des Erfolgs 
möchte ich hier noch sprechen -, eine konstitutio-
nelle Revolution; denn er wird die Herausbildung 
eines handlungsfähigen europäischen Subjekts mit 
sich bringen, für das wir alle gemeinsam einste-
hen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Mit dem heutigen Tag geht ein Abschnitt von 
50 Jahren zu Ende. Das bedeutet den Abschied von 
der D-Mark. Der Abschied von der D-Mark bedeutet 
ein Stück weit - insofern werden wir alle miteinander 
gut beraten sein, die Ängste, aber vor allen Dingen 
auch die Emotionen, die hinter diesen Ängsten ste-
hen, ernst zu nehmen - auch einen Abschied von ei-
ner erfolgreichen - eigentlich der einzigen erfolgrei-
chen - demokratischen Phase in unserer nationalen 
Geschichte. Die Bindung an die D-Mark war viel 
mehr als Ökonomie. Sie war auch die Abkehr der 
Deutschen von den Verirrungen und Verführungen 
des Machtstaates und von einer prinzipienlosen, die 

Menschenrechte ignorierenden Machtpolitik. Das 
dürfen wir nicht vergessen. 

Wenn wir die Zukunft des Euros diskutieren, müs-
sen wir auch die Wertefrage diskutieren. Wenn wir 
über die Chancen und Risiken des Euros diskutieren, 
dürfen wir nicht vergessen, daß wir nicht nur über 
Geld reden, sondern daß wir, wenn der Euro ein Er-
folg werden soll, immer auch über die normative 
Grundlage dieses entstehenden Europas sprechen 
müssen; ansonsten werden wir die Menschen als 
politische Klasse zurücklassen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 

Abg. Hans-Dietrich Genscher [F.D.P.]) 

Die europäische Teilung ist nicht nur das Ergebnis 
zweier Weltkriege gewesen - Europa war der Schau-
platz von drei Weltkriegen; den kalten Krieg kann 
und muß man dazurechnen -, nicht nur das Ergebnis 
der Machtpolitik Stalins, sondern auch das Ergebnis 
der Auslieferung der Deutschen und Deutschlands 
an einen Verbrecher namens Hitler. Die Rote Armee 
wäre nicht nach Berlin gekommen, die deutsche Tei-
lung hätte es nicht gegeben, wenn es in Deutschland 
nicht das verfluchte Jahr 1933 gegeben hätte. Das 
dürfen wir nicht vergessen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Ich rate uns allen, gerade den Jüngeren, das nicht zu 
vergessen. Unsere Nachbarn vergessen das nicht. 

Es gehört sich eigentlich nicht, den Bundeskanzler 
im Wahljahr in Schutz zu nehmen. Aber sowohl von 
François Mitterrand als auch von Helmut Kohl muß 
ich sagen: Ich finde ihre Haltung nicht altmodisch. 
Sie ist das Vermächtnis einer abtretenden Genera-
tion, das gerade die Deutschen pflegen müssen. 

Es geht nicht darum, daß wir die D-Mark für un-
sere Geschichte hergeben müssen; vielmehr geht es 
für uns darum, zu begreifen, daß die Einbindung 
Deutschlands, dieses großen Landes, gelegen in der 
Mitte Europas, in die europäischen Interessen bedeu-
tet, daß unsere nationalen Interessen immer nur 
durch europäische Interessen definiert werden und 
daß dies auch in Zukunft die Voraussetzung des Er-
folgs jeder demokratischen Politik in Deutschland 
sein wird. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und des 

Abg. Hans-Dietrich Genscher [F.D.P.]) 

Daran werden wir uns erinnern und festhalten müs-
sen. 

Herr Kollege Genscher, jenseits der parteipoliti-
schen Einsprengsel, die in Ihrer Rede selbstverständ-
lich enthalten sein mußten, möchte ich mich für Ihre 
Rede bedanken. Sie haben eine große Rede gehal-
ten, in der Sie noch einmal die Grundlagen der deut-
schen Politik in und für Europa und damit für uns 
selbst klargemacht haben. Ich gratuliere Ihnen zu 
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dieser Rede und wünsche Ihnen alles Gute für die 
Zukunft. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU, der 

SPD, der F.D.P. und der PDS) 

Gerade weil ich zum Euro ein klares Ja sage, müs-
sen wir uns die Frage stellen, warum, obwohl wir uns 
unter den demokratisch gewählten Abgeordneten 
dieses Hauses in großer Mehrheit einig sind, sich 
diese Einigkeit im Volk nicht widerspiegelt. Ich 
denke, das hat sehr viel damit zu tun, Herr Bundes-
kanzler, daß wir den Mut nicht hatten, eine Volksab-
stimmung durchzuführen. Ich betone: Wir - mit 
„wir" meine ich, daß wir auf derselben Seite gefoch-
ten hätten - hätten gewonnen, weil es nicht partei-
politisch zugegangen wäre, sondern um ein Ja oder 
Nein im Rahmen einer Volksabstimmung. Wir hätten 
zwar ähnlich knapp wie in Frankreich, aber mit der 
Wirkung gewonnen, daß das Volk nachvollzogen 
hätte, was seine Repräsentanten in richtiger und vor-
ausschauender Politik für notwendig gehalten ha-
ben. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Herr Bundeskanzler, es macht ein Stück weit Ihre 
Tragödie aus, daß immer wieder dann, wenn es dar-
auf ankam, bei der politischen Integration einen ent-
scheidenden Schritt vorwärts zu tun und auch hier zu 
öffnen, der Parteipolitiker Helmut Kohl letztendlich 
in Bedrängnis geraten ist. Dessen Bedrängnis kann 
ich sehr gut nachvollziehen, wenn ich mir den Auf-
stand der CSU in dieser Frage anschaue. Ich bin der 
letzte, der hier die Nase hebt. Auch ich habe im eige-
nen Laden Ärger genug. Gott sei Dank sind wir alle 
hier - auch der Kollege Schäuble - mittlerweile mit 
Ärger reichlich gesegnet; insofern können wir offen 
miteinander reden. 

Es hätte dem europäischen Integrationsprozeß 
durch die Bereitschaft des deutschen Volkes, in sei-
ner Mehrheit mitzugehen, sehr gutgetan, wenn wir 
den Schritt zu einer Volksabstimmung gewagt hät-
ten. Diesen Schritt hätten die Bundesregierung und 
die Koalition machen müssen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Meines Erachtens resultieren die Ängste vor allen 
Dingen aus zwei strukturellen Punkten. 

Der erste Punkt ist das Demokratiedefizit. Ich halte 
es für einen Ausdruck von Reife, wenn die Mehrheit 
unseres Volkes gegenüber einer ökonomischen Sou-
veränitätsübertragung auf die europäische Ebene, 
ohne daß zuvor eine Demokratisierung stattgefunden 
hat, sehr reservie rt  ist. Diese Kritik teile ich; sie ist für 
mich Ausdruck demokratischer Reife. 

Der zweite Punkt ist das Gerechtigkeitsdefizit. Wir 
können einfach nicht ignorieren, daß die Wirtschafts- 
und Währungsunion von vielen Menschen in der 
Europäischen Union als eine Entwicklung, die mehr 
Arbeitslosigkeit mit sich gebracht hat, die mehr La-
sten bei den Menschen unten abgeladen und mehr 
Entlastung bei den Menschen oben hervorgerufen 

hat, erfahren wird. Es ist eine völlig andere Frage, 
daß dies ursächlich nicht mit der Wirtschafts- und 
Währungsunion zu tun hat, sondern mit einer fal-
schen Politik. 

Wir unterscheiden uns nicht hinsichtlich der Frage 
einer strukturellen Erneuerung. Sie selbst erleben ja 
gegenwärtig, wie weit die Erneuerer in Ihrer eigenen 
Partei sind. Mit der bescheidenen Vorstellung, eine 
Ökosteuer auf europäischer Ebene einzuführen - 
dies  wäre gewissermaßen nur das dringend notwen-
dige Minimum -, haben Sie bereits sämtliche „Still-
standsapostel" aus der CSU mobilisiert, die Ihren 
Programmentwurf Schlichtweg einstampfen wollen. 

Wenn ich mir vorstelle, daß wir weitergehen und 
zum Beispiel wirklich eine Senkung der Lohnneben-
kosten bei der Rentenversicherung um etwa drei Pro-
zentpunkte - vier Prozentpunkte wären besser; das 
würde je Prozentpunkt 15 Milliarden DM ausmachen 
- gegenfinanzieren, dann möchte ich den Aufschrei 
hören, der durchs Land geht. 

Ich sage Ihnen, daß das Gerechtigkeitsdefizit ne-
ben dem Demokratiedefizit angesichts von 18 Millio-
nen Arbeitslosen die zweite Ursache für die Euro

-

Skepsis ist, die es in diesem Lande gibt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Deswegen gestatten Sie mir, daß ich einmal versu-
che, diese beiden Punkte durchzuanalysieren. Es ist 
merkwürdig: Immer wenn es im europäischen Eini-
gungsprozeß um Wirtschaftsfragen geht, sind Sie, 
meine Damen und Herren von der Bundesregierung, 
ein antreibender Faktor. Bei den Verhandlungen 
über den Vertrag von Amsterdam aber hat sich Hel-
mut Kohl zum erstenmal eher als Bremser betätigt. 
Ich frage mich, inwieweit Sie - damit meine ich auch 
die Koalition, die Konservativen - tatsächlich zu ei-
nem weitergehenden politischen Integrationsprozeß 
in der Lage sind. Wenn Sie sich einmal das Abstim-
mungsverhalten der Gaullisten in Frankreich an-
schauen und das nicht nur in kleinlicher parteipoliti-
scher Hinsicht bewe rten, dann werden Sie feststel-
len, welche Probleme auf das konservative Lager 
auch in Deutschland bei einer voranschreitenden 
europäischen Integration tatsächlich zukommen. Die 
Konservativen in Großbritannien haben ähnlich 
schwere Probleme. 

Ich möchte Ihnen das an sehr praktischen Beispie-
len verdeutlichen. Ich habe vorhin gesagt - da haben 
Sie alle genickt -, daß die normative Grundlage die-
ses zusammenwachsenden Europas klar sein muß. 
Das bedeutet auch eine Abkehr vom Nationalstaat. 
Die Nationalstaaten werden bestehenbleiben, aber 
wir wachsen zusammen; wir übertragen Souveräni-
tätsrechte. Ich frage Sie: Wie paßt denn Ihre Haltung 
zum Staatsbürgerrecht zu einem zusammenwachsen-
den Europa? Das würde mich einmal interessieren. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Nein, nein, schätzen Sie das nicht gering ein, hal-
ten Sie das nicht für kleinliche Innenpolitik. Es stellt 
sich die Frage, wie weit wir bereit sind, hier ein euro- 
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päisches Staatsbürgerrecht durchzusetzen und uns 
ein Stück weit von einem nationalen Staatsbürger-
recht zu verabschieden. Zu Europa gehört der euro-
päische Citoyen. Das setzt voraus, daß wir unser 
Staatsbürgerrecht entsprechend dem europäischen 
Standard harmonisieren. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ach!)  

Sie reden viel von Harmonisierung. Aber wie ist es 
denn zu verstehen, daß junge Menschen mit türki-
schen Vorfahren, junge Menschen, die hier, in die-
sem Lande, geboren werden - die zweite, die dritte 
Generation -, nicht selbstverständlich in den Genuß 
eines solchen europäischen Staatsbürgerrechts an 
der Schwelle zum 21. Jahrhundert in Deutschland 
kommen sollen? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Ich frage Sie, Herr Bundeskanzler, ob es Sie nicht 
wirklich alarmieren muß, daß von einem Rechtsradi-
kalen wie Le Pen das nach wie vor gesetzlich gel-
tende deutsche Staatsbürgerrecht als Vorbild be-
zeichnet wird. Ich frage Sie, ob Sie als Europäer das 
nicht in höchstem Maße alarmieren muß. 

(Friedrich Merz [CDU/CSU]: Das ist doch 
ein Quatsch! Sie haben noch nie etwas von 

der Unionsbürgerschaft gehört!) 

- Reden Sie doch nicht über die Unionsbürgerschaft. 
Die Frage ist doch, wie Sie heute mit den Bosniern 
umgehen, die Sie möglichst schnell wieder loswer-
den wollen. Sie sind doch auch wie ich der Meinung, 
daß wir eine doppelte Staatsangehörigkeit brauchen, 
daß wir selbstverständlich den hier Geborenen ein 
entsprechendes Angebot machen müssen. 

(Friedrich Merz [CDU/CSU]: Herr Fischer, 
da haben Sie sich aber verhört!) 

- Also gut, ein junger Wilder, der nicht dafür ist. 
Dann nehme ich das zurück. Entschuldigung, da 
habe ich mich in Ihrem Lebensalter getäuscht. Es tut 
mir leid. Ich nehme das zurück. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Der ist weder 
jung noch wild, der Merz! Den kenne ich!) 

Ich möchte Sie nicht für etwas vereinnahmen, wofür 
Sie nicht sind. Ich sage nur: In der Union gibt es ge-
nügend jüngere Abgeordnete, die das genauso se-
hen wie wir, auch ältere Abgeordnete. Wir hätten im 
Deutschen Bundestag für die notwendigen Änderun-
gen schon längst eine Mehrheit, wenn Sie endlich 
Ihre Blockade in diesem Punkt aufgeben würden. 
Aber bitte! 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Für mich ist das symptomatisch, was den politischen 
Integrationsprozeß betrifft. 

Ich habe mir das angehört, was der Kollege Stoiber 
gesagt hat. Ich habe mir angehört und habe gelesen, 

 

wie die Haltung der Bayerischen Staatsregierung zur 
Agenda 2000 aussieht. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Eine 
Frechheit ist das! Noch immer ist das Herr 

Ministerpräsident Stoiber!) 

- Herr Ministerpräsident Stoiber, immer noch; bitte. 

(Horst Kubatschka [SPD]: Aber nicht mehr 
lange!) 

Ich habe noch die Attacke auf Bundesaußenmi-
nister Kinkel im Ohr. Es geht nicht darum, ob Sie, 
Herr Kinkel, das ertragen oder nicht, sondern es geht 
darum, was tatsächlich dahintersteckte. Sie waren ja 
nicht gemeint. Herr Stoiber weiß ja sehr gut - bei 
aller Bedeutung, die Sie für den europäischen Eini-
gungsprozeß haben und die ich überhaupt nicht 
schmälern möchte -, daß der Bundeskanzler und das 
Bundeskanzleramt, die ja eine sehr zentrale Rolle 
beim europäischen Einigungsprozeß und auch bei 
der Agenda 2000 spielen, gemeint waren. Wenn ich 
diese Äußerungen einmal in die Zukunft hineinproji-
ziere und wenn ich die vielen Stabilitätsreden, die 
hier gehalten werden, und auch solche Reden, wo-
nach das alles nichts kosten wird, berücksichtige, 
dann muß ich doch deutlich sagen: Ja aber, liebe 
Leute, wir müssen unserem Volk sagen, daß die 
Osterweiterung der Europäischen Union natürlich 
nicht zum Nulltarif zu haben sein wird. Und dann 
wird man sagen können: Bitte schön, keine weiteren 
Kosten und ähnliches. 

Machen Sie einmal die umgekehrte Rechnung auf, 
was es für Deutschland bedeuten würde, wenn eine 
Zone der Instabilität, der Nicht-Integration, des Hin-
haltens und ähnlichem östlich von unseren Grenzen 
entstehen würde - von der moralischen Verantwor-
tung, die der Bundeskanzler heute angesprochen 
hat, und der historischen Verpflichtung ganz zu 
schweigen. Es würde wesentlich teurer werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Es liegt in unserem elementarsten Interesse, daß es 
zur Ost- und Süderweiterung der EU kommt. Nur, 
wir müssen unserer Bevölkerung dann auch klipp 
und klar sagen, daß dies entsprechende Anpassungs-
prozesse voraussetzen wird, die nicht einfach sein 
werden. Vor allen Dingen: Dies wird kein kostenneu-
traler Prozeß sein. So ehrliche Worte hätte ich mir ge-
wünscht. Nur, was ich bei Herrn Stoiber und bei Tei-
len der CSU, die er vertritt - ich weiß nicht, welche 
Teile Herr Glos hier vertritt -, 

(Lachen des Abg. Michael Glos [CDU/CSU] 
- Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Die 

ganze!) 

herausgehört habe, ist, daß ihnen dieser ganze Pro-
zeß nicht paßt. Der Bundeskanzler hat heute ja zu 
Recht darauf hingewiesen, als er sagte: Unter den 
Leuten, die den Euro kritisieren, sind einige, die ihn 
gar nicht wollen. Da kann ich Ihnen sagen: Da hätten 
Sie Stoiber dazurechnen müssen. Denn ganz offen-
sichtlich wollen nach dem, was ich gehört habe, diese 
Teile der CSU - ich weiß nicht, ob das nicht auch für 
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nicht, sondern zu Bedingungen, die Deutschland ge-
wissermaßen diktiert. Dahinter steckt, daß sie natür-
lich auch den Vertiefungsprozeß nicht wollen. 

Damit komme ich auf das Interview des Kollegen 
Stoiber in der „Süddeutschen Zeitung" unmittelbar 
nach der deutschen Einheit zu sprechen, in dem er 
klar gesagt hat: Jetzt sind wir vereint, jetzt ist es zu 
Ende mit der europäischen Phase in unserer Ge-
schichte; jetzt können wir wieder unsere eigenen 
Wege gehen. Das ist ein falscher Weg; das ist ein Irr-
weg. Nur, wir müssen klar darauf hinweisen, daß in 
der Regierungskoalition, namentlich in der CDU/ 
CSU, dieser Widerspruch nicht nur existiert, sondern 
daß er dort  allmählich stärker wird und machtpoli-
tisch bedeutsame Züge annimmt. 

Wenn sie hier schon auf andere hinweisen, dann 
hätte ich mir gewünscht, daß sie diese Sachverhalte 
klipp und klar darstellen. Viele Angriffe, Herr Kol-
lege Schäuble, die Sie betrafen, zeigen: Man wi ll  ver-
hindern, daß Sie Kanzlerkandidat nach dem kom-
menden Sonntag werden; das ist mir schon klar. 
Aber dahinter steckt natürlich auch etwas anderes. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Sagen 
Sie doch mal was zu Herrn Schröder und 

seiner Rede!) 

- Mit Herrn Schröder muß ich mich nicht auseinan-
dersetzen. Sie sind die Regierung; Sie tragen die Ver-
antwortung für die Verhältnisse hier im Lande. 

(Heiterkeit und Beifall beim BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und der SPD sowie bei Abge

-

ordneten der PDS - Bundeskanzler Dr. Hel

-

mut Kohl [CDU/CSU]: Nicht schlecht!) 

Da sie sich jetzt wie Hasen in die Furche legen und 
beklagen, daß die Bürokratie in diesem Lande wu-
chern würde, kann ich ihnen nur sagen: Unter seiner 
Ägide wuchert es seit 16 Jahren und nicht unter un-
serer. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, ich möchte mich aus-
drücklich bei Herrn Genscher und beim Bundes-
kanzler dafür bedanken 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Bei 
mir nicht?) 

- und wenn der Kollege Schäuble diese Maximal-
position teilt, dann bedanke ich mich auch bei ihm -, 
was hier über Italien gesagt wurde. Ich kann das nur 
nachdrücklich unterstützen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU, der SPD und der F.D.P 
sowie des Abg. Gerhard Zwerenz [PDS] - 
Dr.  Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Das 

teile ich!) 

Ich möchte hier darauf hinweisen, daß ich auch die 
großen Anstrengungen, die Griechenland unter-
nimmt, respektiere, auch wenn es bis jetzt noch nicht 
soweit ist. Dennoch bin ich der Meinung: Wir sollten 
uns generell eine gewisse Arroganz - auch und ge-

rade nach der Aktion „Goldraub" und der Not des 
Theo Waigel, die wir hier alle gemeinsam erlebt und 
genossen haben - im Umgang mit den südeuropäi-
schen Ländern definitiv abgewöhnen. Das tut uns 
nur gut. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Der zweite Punkt ist, wie gesagt, das Gerechtig-
keitsdefizit. Das wird meines Erachtens nach in wei-
ten Teilen zu Unrecht Europa angelastet. Denn es ist 
ja so: Ökonomisch dominiert sehr stark die Bundesre-
publik Deutschland. In ökonomischer, währungspoli-
tischer und arbeitsmarktpolitischer Hinsicht domi-
niert sehr stark die Politik der Bundesregierung. Ich 
möchte mich in der verbleibenden Zeit noch etwas 
mit der Stabilitätsdebatte auseinandersetzen. Stabili-
tät wird hier als Fetisch gehandhabt. Stabilität wird 
hier deswegen als Fetisch gehandhabt, weil hinter 
der Stabilitätsdebatte natürlich etwas anderes steht. 
Hinter der Stabilitätsdebatte steht, daß alle anderen 
europäischen Nationen sich gefälligst auf die Vorga-
ben der deutschen Politik einzulassen haben. 

Ich empfehle, Herr Bundeskanzler, die Lektüre des 
heutigen „Handelsblatts", Seite 2, wo sehr sorgfältig 
die Entscheidung der Französischen Nationalver-
sammlung analysiert und sehr sorgfältig auf die 
deutsch-französische Achse eingegangen wird. Ich 
halte die deutsch-französische Achse für unverzicht-
bar, für nicht ersetzbar durch eine Triade, durch 
nichts dergleichen. Bis sich Großbritannien definitiv 
für Europa entscheidet und eine ähnliche Motorrolle 
wahrnehmen kann, wie dies Deutschland und Frank-
reich tun, wird es noch lange dauern. Ich weiß nicht, 
Gerhard Schröder, ob wir beide das erleben werden. 
Auf jeden Fall halte ich diese deutsch-französische 
Achse für unverzichtbar. 

Aber man muß auch wissen, daß Frankreich eine 
andere Kultur hat und daß Frankreich vor zehn Jah-
ren, seit Mitterrand, die Politikwende durchgeführt 
hat und auf Stabilitätskurs gegangen ist und einen 
enorm hohen Preis zahlt in Form von Arbeitslosigkeit 
und sozialer und zunehmend auch politischer Desta-
bilisierung. Das große Problem, das ich sehe, ist, daß, 
wenn wir weiterhin die Stabilität so einseitig, wie Sie 
es getan haben, definieren, der Euro sehr schnell 
politisch unter Druck geraten wird - das wird das 
große Problem sein -, weil die anderen Länder diese 
Stabilitätspolitik nicht nachvollziehen wollen und 
nicht nachvollziehen können, ohne in eine politische 
und soziale Destabilisierung hineinzulaufen. 

Das heißt: Wenn wir mit unserem Volk ehrlich re-
den wollen, dann verstehe ich zwar, daß man sich 
hier als Konservativer hinstellt und sagt: „Der Euro 
wird genauso stabil wie die D-Mark" , aber ehrlicher-
weise, Herr Kollege Schäuble - das wissen Sie ganz 
genau -, müßten Sie hinzufügen, daß natürlich die 
Stabilitätsleistung, die die Europäische Zentralbank 
zu erbringen hat, nicht nur auf deutsche Interessen 
Rücksicht nehmen darf. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD - Carl

-

Ludwig Thiele [F.D.P.]: Tut sie auch nicht!) 
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Wenn dem aber so ist, dann heißt der Integrations-
prozeß natürlich auch, daß wir den Schritt - und da 
will ich hin - zu einer politischen Integration brau-
chen. Das ist für mich der entscheidende Punkt. Herr 
Bundeskanzler, ich glaube nicht an den Erfolg des 
Euro, wenn wir nicht wirklich anfangen, jetzt und in 
den kommenden Jahren den Knoten durchzuhauen, 
was dann den politischen Integrationsprozeß und die 
Vergemeinschaftung von Wirtschafts-, Währungs-  
und Sozialpolitik tatsächlich mit sich bringt, weil ich 
nicht sehe, wie dann die sozialen Widersprüche der 
jeweiligen nationalen Wirtschaftsräume, die nach 
wie vor existieren werden, trotz des gemeinsamen 
Währungsraums, politisch unter einen Hut gebracht 
werden können. Das zeigt die Auseinandersetzung, 
die gestern in der Französischen Nationalversamm-
lung stattgefunden hat. Das muß uns alle sehr nach-
denklich machen. 

Deswegen, meine Damen und Herren: Der Euro 
kann zum Erfolg werden, wenn die Bedingungen er-
weitert werden, wenn wir Stabilität nicht nur als 
Geldwertstabilität definieren, sondern auch als so-
ziale Stabilität. Das wird eine der zentralen Voraus-
setzungen. Sie, Herr Bundeskanzler, haben große 
Verdienste um den europäischen Einigungsprozeß. 
Sie haben mit dem heutigen Tag Ihr zweites großes 
Ziel erreicht. Was ich aber nicht glaube, ist, daß Sie 
die Kraft haben werden, in dieser Konstellation auch 
den politischen Einigungsprozeß, der jetzt vor uns 
steht, noch in Angriff zu nehmen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD - Dr. Wolfgang Weng [Ger

-

lingen] [F.D.P.]: Da täuschst du dich!) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Carl-Ludwig Thiele, F.D.P.-
Fraktion. 

Carl-Ludwig Thiele (F.D.P.): Sehr geehrte Frau Prä-
sidentin! Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kol-
legen! Sehr geehrter Herr Kollege Fischer, wir re-
spektieren, daß Ihre Fraktion heute der Europäischen 
Währungsunion zustimmt. Gleichwohl sind wir der 
Auffassung, daß Sie als Vertreter einer Fraktion, die 
nicht in der Lage ist, den Beitrittswünschen - das ist 
vorhin vom Kollegen Genscher angeprochen worden 
- insbesondere von Polen und Ungarn zur NATO, die 
mit dazu beitgetragen haben, daß wir heute diese 
Diskussion führen können, zuzustimmen, jegliche 
außenpolitische Kompetenz verspielt haben. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Die Grünen geben keine europäische Antwort, we-
der auf die Sicherheitsbedürfnisse der Menschen 
noch auf die Zukunftsvorstellungen der mittel- und 
osteuropäischen Staaten, noch auf den inneren Zu-
sammenhang in Gesamteuropa. Sie sind inte rnatio-
nal nicht handlungsfähig. Sie sind international nicht 
auskunftsfähig. Deshalb sind Sie national nicht regie-
rungsfähig. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen, 
der Bundestag debattiert heute in zweiter und dritter 
Lesung die Einführung des Euro in Deutschland und 
in zehn weiteren europäischen Partnerländern. Dies 
ist eine äußerst bedeutsame Entscheidung. Seit der 
deutschen Einheit ist dies wohl die wichtigste  Ent-
scheidung, die der Deutsche Bundestag zu treffen 
hat. 

Diese Entscheidung darf und kann sich weder ein 
einzelner Abgeordneter noch der Finanzausschuß, 
noch der Deutsche Bundestag einfach machen. Des-
halb haben wir in vielen nichtöffentlichen Sitzungen, 
aber auch in vielen öffentlichen Sitzungen dieses 
Thema gemeinsam mit dem Europaausschuß behan-
delt: mit Herrn Bundesbankpräsident Dr. Tietmeyer, 
mit Kommissar de Silguy, mit Außenminister Kinkel, 
mit Finanzminister Waigel und mit dem Bundeskanz-
ler Dr. Helmut Kohl. Ich glaube, daß wir an dieser 
Stelle dem Informationsbedürfnis der Mitglieder die-
ses Hauses, aber auch der Öffentlichkeit Rechnung 
getragen haben. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Ich weiß und wir alle wissen, daß sich mit der Ein-
führung des Euro Sorgen und Ängste vieler Bürger 
verbinden. Ältere Menschen in unserem Lande ha-
ben zwei Weltkriege und zwei Währungsreformen 
erlebt. Für viele Bürger steht deshalb die Deutsche 
Mark, die D-Mark, für eine beispiellose historische 
Erfolgsgeschichte unseres Landes. Vor allem aber 
steht die D-Mark für Sicherheit und Wohlstand unse-
rer Bürger im Erwerbsleben, aber auch im Alter. 
Mehr als 50 Jahre Frieden, mehr als 50 Jahre Stabili-
tät - wie in der Zeit nach dem Ende des zweiten 
Weltkrieges - hat es in Deutschland noch nie gege-
ben. 

Gerade die Bürger in den neuen Bundesländern 
haben erst in der Folge der deutschen Einheit erfah-
ren, daß es für die D-Mark etwas zu kaufen gibt, daß 
die D-Mark in der freien und sozialen Marktwirt-
schaft in der Bundesrepublik Deutschland einen an-
deren Wert als die Ostmark in der sozialistischen 
Planwirtschaft der DDR hat. Insofern ist es vollkom-
men verständlich, daß viele Bürger die D-Mark als 
den stabilen Teil der deutschen Geschichte betrach-
ten. Insofern ist es auch verständlich, daß viele Bür-
ger Ängste und Sorgen haben, daß es diese D-Mark 
zukünftig nicht mehr geben wird, sondern nur noch 
den Euro. 

Die Geschichte unseres Landes hat aber auch ge-
zeigt, daß grundlegende Weichenstellungen in unse-
rem Lande immer von Ängsten und Sorgen begleitet 
waren. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Wie könnte es anders sein?) 

Sie hat vor allem aber gezeigt, daß diese grundlegen-
den Veränderungen in der Vergangenheit zwingend 
notwendig waren, um dieses Deutschland zu schaf-
fen, in welchem wir jetzt leben und welches wir, ein-
gebettet in Europa, in der Zukunft gerne haben 
möchten. 

(Beifall bei der F.D.P.) 
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Die Einführung der freien und sozialen Marktwirt-
schaft mußte gegen den Widerstand der SPD in die-
sem Lande 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Und von Teilen der CDU/CSU!) 

erkämpft werden. Die D-Mark mußte gegen Wider-
stände eingeführt werden. Die Schaffung der Bun-
deswehr und der Eintritt in die NATO mußten gegen 
den Widerstand der SPD durchgesetzt werden. Der 
NATO-Doppelbeschluß mußte gegen den Wider-
stand der SPD durchgesetzt werden. Selbst die deut-
sche Einheit mußte gegen Widerstände, insbeson-
dere bei der SPD, aber auch bei den Grünen durch-
gesetzt werden. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Das ist unglaub

-

lich! - Gegenruf des Abg. Dr. Wolfgang 
Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: Aber wahr!) 

Jede dieser Entscheidungen war von Sorgen und 
Ängsten begleitet. Jede dieser Entscheidungen hatte 
Risiken und Chancen. Jede dieser Entscheidungen 
wäre von den permanenten Bedenkenträgern in un-
serem Lande nicht getroffen worden. Aber ich sage 
auch hier ganz deutlich: Jede dieser Entscheidungen 
war richtig. Alle diese Entscheidungen haben dazu 
beigetragen, daß wir heute in diesem Lande in Frie-
den und Freiheit leben können. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Auch die heutige Entscheidung zur Einführung 
des Euro ist eine wichtige. Ich sage auch ganz deut-
lich: Sie ist eine richtige Entscheidung. Wir Deutsche 
neigen dazu, häufig eher die Risiken als die Chancen 
zu sehen. Erinnern wir uns doch an die Diskussion 
zum Euro. Zunächst wurde in der Öffentlichkeit der 
Eindruck erweckt, der Euro würde eine Inflationsge-
meinschaft. Es wurde empfohlen, das Geld in Sach-
werten anzulegen. Ich sage Ihnen: Wer diesen fal-
schen Ratgebern gefolgt ist, hat kein gutes Geschäft 
gemacht. Dann gab es in unserem Land eine Phan-
tomdiskussion über das Defizitkriterium 3,0 oder 3 
Komma etwas. Diese Diskussion lenkte davon ab, 
daß auf nationaler, regionaler und kommunaler 
Ebene sowie bei den Sozialversicherungen nach wie 
vor die Haushaltsausgaben durch strukturelle Maß-
nahmen und Einsparungen zu begrenzen sind. 

(Beifall bei der F.D.P. - Dr. Wolfgang Weng 
[Gerlingen] [F.D.P.]: Auch die Länder!) 

Der Bund hat im letzten Jahr seine Neuverschul-
dung um 15 Prozent reduziert. Ich sage deutlich, daß 
sie weiter reduziert werden muß. Die Länder haben 
ihre Neuverschuldung um 10 Prozent ausgeweitet. 
Auch das muß besprochen werden. Da wäre es gut, 
wenn der Ministerpräsident aus Niedersachsen noch 
hier wäre. Gerade einzelne Ministerpräsidenten wie 
der Kanzlerkandidat der SPD, hätten ihre Hausauf-
gaben machen müssen, statt mit einer Nebeldiskus-
sion über 3,0 Prozent oder Verschiebung des Euro 
Ängste in der Bevölkerung zu schüren. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Es ist nicht richtig, wenn der Ministerpräsident 
Bayerns und der Ministerpräsident Niedersachsens 
in dieser Debatte erklärten, daß sie mit ihren Beden-
ken nur Bedenken der Bevölkerung aufnehmen woll-
ten. Richtig ist vielmehr, daß Herr Stoiber und Herr 
Schröder diese Diskussion geführt haben, um Ängste 
in der Bevölkerung zu schüren. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P.) 

Angst ist aber ein schlechter Ratgeber. Ängste zu 
schüren statt Aufklärung zu betreiben, das ist 
schlechte Politik. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
haben den überzeugten Europäern in der Bundesre-
publik Deutschland viel zu verdanken. Ohne diese 
überzeugten Europäer, die der Auffassung sind, daß 
wir Frieden, Sicherheit und Wohlstand unseres Lan-
des nur durch eine Einbettung in Europa erreichen 
können, wären wir nicht soweit gekommen. Ohne 
Willy Brandt, ohne Hans-Dietrich Genscher, dem ich 
seitens der F.D.P. hier noch einmal ausdrücklich für 
seinen Beitrag danken möchte, aber auch ohne Hel-
mut Kohl hätte sich das Europa nicht so zum Wohle 
der Deutschen entwickelt, wie es sich entwickelt hat. 
Herr Bundeskanzler, das sage ich zu Ihnen ganz per-
sönlich: Wenn Sie in der Frage des Euro nicht so 
gestanden hätten, wie Sie gestanden haben, dann 
wüßte ich nicht, ob wir die Diskussion heute hier im 
Deutschen Bundestag mit diesem Ergebnis hätten 
führen können. Dafür noch einmal herzlichen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ohne die 
Maastricht-Kriterien, die diese Bundesregierung 
durchgesetzt hat, wären wir auch in Deutschland bei 
der Konsolidierung unserer öffentlichen Haushalte 
nicht soweit gekommen, wie wir derzeit sind. Wir 
sind im Europa der elf Euro-Länder zu einer Stabili-
tätsgemeinschaft geworden. Es hat noch nie so nied-
rige Zinsen wie zur Zeit gegeben. Wir hatten im Eu-
ropa der Elf noch nie eine so niedrige Neuverschul-
dung wie im letzten Jahr. Alle Daten weisen darauf 
hin, daß die Neuverschuldung in diesem Jahr sogar 
noch niedriger ausfallen wird. Der Schuldenstand in 
Europa sinkt. Dänemark, Irland und Luxemburg er-
zielen inzwischen Haushaltsüberschüsse. 

Als die F.D.P. in ihrem Grundsatzprogramm vor ei-
nem Jahr in Wiesbaden beschlossen hat, daß die Net-
toneuverschuldung abgebaut und Haushaltsüber-
schüsse erwirtschaftet werden sollten, wurde dies 
von vielen, auch von vielen Kommentatoren in unse-
ren Zeitungen, als unmöglich bezeichnet. Inzwischen 
ist dieser Zustand in mehreren Ländern eingetreten. 
Auch wir in dieser Regierungskoalition haben das 
Ziel, in Deutschland die Neuverschuldung weiter ab-
zubauen und den Schuldenstand zu reduzieren. 

Die öffentlichen Haushalte können nur über Struk-
turreformen, nur über die Ausgabenseite saniert wer-
den. Deshalb ist es ein riesiger Erfolg dieser Koali-
tion, daß es gelungen ist, den Bundesanteil an der 
Staatsquote auf 12 Prozent zu verringern. Wir liegen 
damit niedriger als 1989 vor der deutschen Einheit, 
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trotz der Lasten, die insbesondere der Bund durch 
die Wiedervereinigung zu tragen hatte. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir müs-
sen natürlich auch der Bevölkerung sagen, warum 
der Euro gut ist. Die schon jetzt europaweit tätigen 
Unternehmen haben kein Wechselkursrisiko und 
keine Umtauschkosten mehr zu tragen. Viele kleine 
und mittlere Unternehmen werden in die Lage ver-
setzt, in Europa ohne Währungsrisiko tätig zu wer-
den. Für viele Arbeitnehmer entfällt die Sorge, daß 
wegen einer plötzlichen Aufwertung der D-Mark 
ihre Produkte nicht mehr absatzfähig sind, wodurch 
ihre Arbeitsplätze gefährdet würden. Auch für die 
deutsche Landwirtschaft, die immer für eine gemein-
same Währung eingetreten ist, bedeutet der Euro 
eine Stärkung ihrer Wettbewerbsfähigkeit. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Wir bekommen mehr Wettbewerb. Ich sage für die 
F.D.P. ganz deutlich: Wir wollen mehr Wettbewerb. 
Wir wissen, daß es für uns Deutsche und für uns Eu-
ropäer keinen anderen Weg als den des Wettbewer-
bes in einem freiheitlichen Markt gibt. Wir sind da-
von überzeugt, daß unsere Bürger, unsere Arbeitneh-
mer und unsere Unternehmer in der Lage sind, sich 
erfolgreich dem Wettbewerb zu stellen. Wir sind 
nicht der Auffassung, daß wir in Europa zusätzliche 
Reglementierungen benötigen. Wir sind vielmehr der 
Auffassung, daß ein Großteil der Reglementierungen 
in Europa, aber auch in unserem eigenen Lande wei-
ter abgebaut werden muß. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Gewinner werden die innovativen und leistungs-
starken Unternehmen sein. Deswegen erwartet auch 
die Deutsche Bundesbank große wi rtschaftliche Vor-
teile, da der Euro die Effizienz der Arbeits-, Güter-
und Finanzmärkte erheblich erhöhen wird. 

Wettbewerb ist im Sinne unserer Bürger. Wenn wir 
heute im Telefonbereich noch die Behörde Bundes-
post hätten, gäbe es diese enormen Leistungssteige-
rungen in technischer Hinsicht nicht. Es gäbe auch 
nicht die Kostenreduzierung für die Verbraucher. 

(Dr. Uwe-Jens Heuer [PDS]: Arbeitsplatzab

-

bau!) 

Wettbewerb, Deregulierung und Privatisierung brin-
gen mehr Leistung, schaffen mehr Arbeitsplätze und 
kosten die Bürger am Ende sogar weniger. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Kapitalismus 

pur!) 

Der Euro muß gut werden. Die beste Garantie da-
für, daß der Euro gut wird und daß die neue europäi-
sche Währung stabil bleibt, ist die Fortsetzung dieser 
Koalition. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Lachen bei Abgeordneten der SPD) 

Wer die strukturkonservative Politik der SPD in 
Deutschland betrachtet, 

(Detlev von Larcher [SPD]: Herr Thiele, 
gucken Sie doch die Ergebnisse an! 5 Millio

-

nen Arbeitslose!) 

die die mühsam erzielten Reformen rückgängig ma-
chen will und die alten, verfehlten sozialdemokrati-
schen Rezepte aus der Mottenkiste holt, Herr von 
Larcher - Umverteilung statt Leistung, kreditfinan-
zierte Beschäftigungsprogramme als Strohfeuer, 
Steuerreform ohne Nettoentlastung und ohne wirkli-
che Tarifreform und im Ergebnis 

(Detlev von Larcher [SPD]: 5 Millionen Ar

-

beitslose!) 

mit einer Mehrbelastung der Bet riebe und der Ar-
beitsplätze -, der weiß, daß auf diesem Weg weder 
neue Arbeitsplätze entstehen noch der Euro stabil 
bleibt. Nur diese Koalition garantiert die stabilitäts-
orientierte Politik der vergangenen Jahre. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Das glauben Sie 

doch selbst nicht!) 

- Aber sehr wohl. 

Der Euro wird als stabiler Euro starten. Ob der 
Euro stabil bleiben wird, wird sich in der Zukunft zei-
gen. Die Stabilität wird im wesentlichen von der Bun-
desregierung abhängen, die wie bisher nachweisen 
muß, daß sie die Finanzen in Deutschland weiter 
konsolidiert. Kanzlerkandidat Schröder hat in Nie-
dersachsen diesen Nachweis nicht erbracht. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: Im 
Gegenteil!) 

Der Parteivorsitzende der SPD, Oskar Lafontaine, hat 
im Saarland diesen Nachweis nicht erbracht. Jede 
von den Grünen abhängige SPD-Landesregierung 
hat bisher den Nachweis nicht erbracht, daß sie im-
stande ist, zukunftsgerichtet zu handeln und mehr 
Investitionen und damit Arbeitsplätze zu schaffen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Eine rotgrüne Politik in Deutschland will mehr und 
nicht weniger Staat. Eine rotgrüne Politik will mehr 
und nicht weniger Staatsausgaben. Eine rotgrüne 
Politik auf Bundesebene wird der außenpolitischen 
Verantwortung unseres Landes nicht gerecht, wie 
die Ablehnung des NATO-Beitritts von Ungarn, 
Tschechien und Polen durch die Fraktion Bündnis 90/ 
Die Grünen zeigt. 

Eine rotgrüne Bundesregierung unter einem Euro-
skeptiker Schröder, der sich heute zwar formal zur 
Zustimmung bekannt hat, dessen innerliche Distanz 
zum Euro aber für jeden spürbar war und der den 
Euro als „kränkelnde Frühgeburt" bezeichnet hat, 
gefährdet die Stabilität des Euro. 

(Detlev von Larcher [SPD]: Da klatschen ja 
nicht einmal Ihre eigenen Leute!) 

Wir müssen aber auch sagen: Durch den Euro 
schließen wir die Währungsunion enger zusammen. 
In diesem Wirtschaftsraum werden 300 Millionen 
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Menschen 20 Prozent der Wi rtschaftsleistungen der 
Welt erbringen. Dieser Wirtschaftsraum wird so stark 
sein wie der Wirtschaftsraum der Vereinigten Staaten 
von Amerika. Er hat gute Chancen, noch stärker zu 
werden. 

Seit Bestehen der Bundesrepublik Deutschland ha-
ben wir eine einheitliche Währung, obwohl wir 
16 Bundesländer haben. In diesen 16 Bundesländern 
wird eine unterschiedliche Wirtschaftspolitik betrie-
ben. Es gibt unterschiedliche Ausgangsvorausset-
zungen und unterschiedliche Lebensverhältnisse. 
Aber es gibt nur eine Währung. Genau das wollen 
wir auch für Europa. Genau auf diesem Wege befin-
den wir uns. Deshalb stimmt die F.D.P. heute diesem 
Projekt „Dritte Stufe der Europäischen Wirtschafts- 
und Währungsunion" und der Einführung des Euro 
zu. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort hat 
jetzt die Abgeordnete Frau Dr. Barbara Höll, PDS. 

Dr. Barbara Höll (PDS): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Mit der heutigen Debatte wird 
die Mehrheit dieses Hauses dem 1992 eingefügten 
Parlamentsvorbehalt Genüge tun, und Sie werden 
die Bundesregierung beauftragen, der Vollendung 
der dritten Stufe der Wirtschafts- und Währungs-
union in Europa zuzustimmen. Getragen von dieser 
breiten parlamentarischen Mehrheit von CDU/CSU, 
F.D.P., SPD und Bündnis 90/Die Grünen werden Sie 
entgegen dem Willen der Mehrheit der Bevölkerung 
ja sagen zu dieser Einführung der gemeinsamen 
Währung in Europa. 

Die Partei der Demokratischen Sozialistinnen und 
Sozialisten stimmt heute mit Nein. 

(Beifall bei der PDS) 

Wir tun dies aus unserer Verantwortung gegenüber 
dem europäischen Gedanken heraus, gerade weil 
wir für ein f riedliches Zusammenleben in Europa und 
für eine weitere europäische Integration sind. Wir 
sagen klar und deutlich nein zu diesem Weg, auf den 
Sie Europa weiter vereinen wollen, weil wir den Weg 
für grundlegend falsch halten. 

Herr Bundeskanzler Kohl hat heute in seinen Aus-
führungen die Vollendung der Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion gefeiert, eine Vollendung, die so eben 
nicht gegeben ist. Der Maastrichter Vertrag hat das 
grundlegende Übel, daß er an den Anfang der weite-
ren europäischen Integration die gemeinsame Wäh-
rung stellt. Gebunden wurde die Einführung dieser 
gemeinsamen Währung ausschließlich an fiskalische 
und monetäre Kriterien. Diese wurden von den Mit-
gliedstaaten in unterschiedlichem Maße erfüllt. 

In den Diskussionen der Gremien dieses Hauses 
wurde vielfach vor allem über die Erfüllung einzelner 
Kriterien durch andere europäische Staaten gespro-
chen, allerdings bedeutend weniger über die Art und 
Weise der Erfüllung in der Bundesrepublik. Die deut-
sche Einheit diente wieder einmal als Erklärungsvor-
wand für die hohe Verschuldung der öffentlichen 

Haushalte der Bundesrepublik. In der öffentlichen 
Diskussion wurden die Fragen der Nachhaltigkeit 
und des Abbaus der Nettoneuverschuldung durch 
besondere Einmalmaßnahmen, wie Privatisierungen, 
kaum erwähnt. 

Entscheidender als die Erfüllung der Konvergenz-
kriterien ist für uns jedoch die Frage, ob die Grund-
lagen einer gemeinsamen Währung tatsächlich ge-
geben sind. 

(Beifall bei der PDS) 

Die Grundlagen müssen in der Angleichung der real-
wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung der Mit-
glieder einer Währungsunion bestehen. Dies ist noch 
nicht Realität. Nach wie vor existieren zwischen ein-
zelnen europäischen Staaten große Produktivitäts-
unterschiede, die in den letzten Jahren nicht abge-
baut werden konnten. Nach dem Wegfall der Mög-
lichkeiten der Wechselkursanpassungen wird es 
einen Ausgleich zwischen unterschiedlichen Produk-
tivitätsniveaus auf diesem Wege nicht mehr geben. 
Weniger produktive Regionen und Produktions-
standorte werden gezwungen, Umwelt-, Sozial- und 
Steuerdumping zu betreiben, um im gnadenlosen 
innereuropäischen Wettbewerb zu bestehen. 

Dieses Europa wird ein Europa der Großkonzerne 
sein. Denn die mit einer gemeinsamen Währung ver-
bundenen wirtschaftlichen Vorteile - wie der Wegfall 
von Wechselkursrisiken, Planungssicherheit und Ver-
ringerung von Transaktionskosten, zahlen sich nur 
für eine sehr begrenzte Zahl von Unternehmen aus. 

Für große, bereits heute transnational organisierte 
Konzerne fallen im Prozeß der Internationalisierung 
mit Hilfe Ihrer Politik nun auch die letzten Schran-
ken, die verschiedenen Währungen. Die bereits fo rt

-laufende Fusionswelle großer Unternehmen ist eine 
Vorankündigung des Euro. Der Verkauf von Boehrin-
ger-Mannheim, die Zusammenschlüsse von Vereins- 
und Hypobank, der Handelskette REWE und der 
österreichischen Kette Billa und die Übernahme fran-
zösicher Versicherungen durch die Allianz sind nur 
einige wenige Beispiele. 

Mit diesem Konzentrationsprozeß verschlechtern 
sich die Bedingungen für kleine, regionale Unterneh-
men, mittelständische Zulieferbetriebe vehement. 
Abhängigkeit in einem völlig neuen Ausmaß und 
verschärfte Konkurrenz sind das Ergebnis. Neben 
den massenhaften Entlassungen, die mit diesen 
Fusionen einhergehen, bedeuten sie stets auch Lohn-
einbußen für diejenigen, die weiterbeschäftigt wer-
den. 

Wenn die Bevölkerung, die Bürgerinnen und Bür-
ger, gegenüber dem Euro Vorbehalte hat, so wird das 
ja unter anderem auf Empfehlungen gestützt, die 
heute bereits für die weitere Gestaltung der Wi rt

-schafts- und Währungsunion ausgesprochen werden. 
So heißt es in der Unterrichtung der Bundesregie-
rung zur Wirtschafts- und Währungsunion, daß man 
die Gesamtbelastung durch die Alterung der Bevöl-
kerung nur durch gesunde öffentliche Finanzen und 
durch Sparen bei den Renten besser in den Griff 
bekommen wird. Das ist hier wieder mit dem Euro 
begründet. 
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Herr Bundesbankpräsident Tietmeyer formulierte 
in der Anhörung des Finanzausschusses am 3. April 
ganz eindeutig, daß insbesondere die Lohn- und die 
Sozialpolitik rasch und umfassend auf die neuen 
Bedingungen umgestellt werden müssen. Und ich 
zitiere: 

Gerade vor dem Hintergrund der hohen Arbeits-
losigkeit in den meisten Teilnehmerländern ist 
eine hinreichend flexible Reaktion der Güter-
und Arbeitsmärkte auf unterschiedliche Produk-
tivitätsentwicklungen und gravierende Markt-
entwicklungen unverzichtbar. 

Was Herr Tietmeyer hier in wohlgesetzten Worten 
ausdrückte, war nichts anderes als ein Aufruf zu 
einem europaweiten Dumpingwettlauf bei den Löh-
nen und Sozialleistungen, so wie es im EWI-Bericht 
nachzulesen ist. 

Es sind nicht nur gefühlsmäßige Vorurteile, die die 
Bevölkerung verunsichern, sondern es ist auch die 
Erfahrung des Vereinigungsprozesses hier in der 
Bundesrepublik. 

(Beifall bei der PDS) 

Lohnzurückhaltung wurde zuerst immer nur im 
Osten gefordert, damit die Produktivitätsunter-
schiede ausgeglichen werden könnten. Inzwischen 
ist es eine Forderung, die pauschal an alle gerichtet 
wird. Und das in einer Zeit, die von rasant gestiege-
nen Gewinnen der großen Unternehmen begleitet 
ist. Die Jahresabschlüsse von Mercedes Benz, VW 
und anderen Konzernen sprechen hier eine deutliche 
Sprache: Steigerung der Gewinne um durchschnitt-
lich 75 Prozent, auf der Gegenseite Verluste der 
realen Nettoeinkommen bei der arbeitenden Bevöl-
kerung. 

Dies vor Augen ist es für mich und die PDS um so 
unverständlicher, warum die Oppositionsparteien 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen trotz allem der Ein-
führung dieser Währungsunion zustimmen werden. 

Es läßt sich dies hinsichtlich der Wi rtschaftspolitik 
noch weiter ausführen. Sie geben hier Kompetenz 
und Einflußmöglichkeiten auf. Mit der Gestaltung 
der Europäischen Zentralbank haben Sie eine Kon-
struktion vorgenommen, die dazu führen wird, daß 
der mächtigste Mann der Wi rtschaftspolitik, der in 
Europa bestimmen wird, eben der Präsident dieser 
Europäischen Zentralbank ist. Nicht umsonst haben 
wir ja einen wochenlangen Streit um die Besetzung 
dieses Postens. 

In der bereits angeführten Anhörung wurde das 
auch vom EU-Kommissar de Silguy ganz offen ange-
sprochen. Er sagte, die Wirtschafts- und Finanzmi-
nister müßten nun ihre Politik stärker aufeinander 
abstimmen, denn sonst - ich zitiere - „wird die Euro-
päische Zentralbank die Politik diktieren". Im nach-
hinein soll dann etwas abgestimmt werden, statt im 
Vorfeld die Bedingungen klar zu vereinbaren. Das ist 
eine freiwillige Abgabe der Verantwortung der Politi-
kerinnen und Politiker. 

Es hat auch nichts mit einer Politik für die Mehrheit 
der Bevölkerung zu tun, wenn Sie bei der Frage der 
Harmonisierung der Steuern eine sehr unterschied

-

liche Durchsetzungskraft an den Tag legen. Wir hat-
ten bereits 1993 eine Erhöhung der allgemeinen 
Mehrwertsteuer von 14 auf 15 Prozent mit der Be-
gründung europäischer Harmonisierung der Ver-
brauchsteuern, aber bei der Zins- und Kapitalertrags-
besteuerung haben wir nichts weiter als einen nicht 
einmal bindenden Verhaltenskodex. 

Die Bundesregierung läßt es also wieder zu, daß 
Unternehmen und Besserverdienende ihr Geld mit 
Hilfe der Banken, zum Beispiel der Dresdner Bank, 
in Koffern über die Grenze ins steuergünstigere euro-
päische Ausland tragen. Weder legaler noch illegaler 
Steuerhinterziehung wird so beizukommen sein. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, die Mehrhei-
ten in diesem Hause haben sich im gesamten Prozeß 
der Währungsunion nicht der Mühe unterzogen, tat-
sächlich die Bevölkerung mit einzubeziehen, sie auf 
dem von Ihnen vorgeschlagenen Weg mitzunehmen, 
da Sie der Bevölkerung grundsätzlich das Mitspra-
cherecht abgesprochen haben. Sie haben auch un-
sere wiederholten Anträge für eine Volksabstim-
mung abgelehnt. 

Auf diese Art  und Weise hat sich die Bundesregie-
rung - man muß sagen, ebenso die SPD und die Grü-
nen, weil sie sich hier auf Versprechungen zu Nach-
besserungen der Währungsunion verlassen wollen - 
von  dem verabschiedet, was die Bundesrepublik be-
reits 1965 als bindend anerkannt hatte. Bei der Ratifi-
zierung der Europäischen Sozialcharta 1965 wurde 
das Recht auf Arbeit und das Recht auf soziale Si-
cherheit auch für die Bundesrepublik Deutschland 
als bindend anerkannt. Davon ist nichts geblieben. 

(Beifall bei der PDS) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, in den Debatten 
1992 haben die Vertreter von Bündnis 90/Die Grünen 
und der SPD noch einige Dinge angemahnt, die zu 
erledigen wären, wenn man den Prozeß einer Vollen-
dung der Wirtschafts- und Währungsunion gestalten 
will: die fehlende Politische Union, die Fragen der 
realwirtschaftlichen Angleichung der Volkswirt-
schaften, fehlende soziale Standards und ökologische 
Standards. Obwohl in diesen Bereichen nichts ge-
schehen ist, haben Sie sich von Ihren Forderungen 
verabschiedet und sie letztendlich auf den Sankt-
Nimmerleins-Tag verschoben, anstelle hier weiter 
gemeinsam voranzugehen und mit Hilfe und Unter-
stützung durch die Bevölkerung durch Einbeziehung 
in einen Volksentscheid auf die Bundesregierung tat-
sächlich Druck auszuüben, sich auf europäischer 
Ebene entsprechend zu verhalten. 

Weil dies nicht geschehen ist und es der falsche 
Weg für eine europäische Einigung ist, lehnen wir 
das Vorhaben ab und können nicht mit Ja stimmen, 
obwohl wir für die europäische Einigung sind, aber 
auf einem anderen Weg. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsidentin Michaela Geiger: Das Wort  hat 
jetzt der Vorsitzende der CSU-Landesgruppe, Mi-
chael Glos, CDU/CSU-Fraktion. 
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Michael Glos (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! 1828 bewies Jo-
hann Wolfgang von Goethe trotz Zerrissenheit seines 
Vaterlandes und trotz der damaligen Währungsklein-
staaterei enormen Optimismus und visionären Weit-
blick. Ich darf zitieren: 

Mir ist nicht bange, daß Deutschland eins werde. 
Es sei eins, daß der deutsche Thaler und Gro-
schen im ganzen Reich den gleichen Wert habe, 
eins, daß mein Reisekoffer durch alle 36 Staaten 
ungeöffnet passieren könne. Es sei eins, daß der 
städtische Reisepaß eines weimarischen Bürgers 
von den Grenzbeamten eines großen Nachbar-
staates nicht für unzulänglicher gehalten werde 
als der Paß eines Ausländers. Es sei von Inland 
und Ausland unter den deutschen Staaten über-
haupt keine Rede mehr. 

(Horst Kubatschka [SPD]: Schon sehr alt!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, vieles 
von Goethes Vision für Deutschland ist heute bereits 
auf europäischer Ebene erreicht, und darüber freuen 
wir uns. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir sind alle in der EU Inländer. Wir haben europa-
weit den gleichen Paß. Unsere Koffer werden bei der 
Fahrt innerhalb Europas nicht mehr geöffnet, und 
wir stehen in diesen Wochen vor dem entscheiden-
den Schritt der Abschaffung nationaler Währungen 
zugunsten einer gemeinsamen starken europäischen 
Währung. Ich würde mir wünschen, in vielen Debat-
ten dieser Tage wäre angesichts dieses enormen 
Fortschritts etwas mehr von der optimistischen Hal-
tung zu spüren, die Goethe damals geäußert hat. 

(Carl-Ludwig Thiele [F.D.P.]: Sehr richtig!) 

Ich bedanke mich, Herr Bundeskanzler, im Namen 
der CDU/CSU-Fraktion, aber insbesondere für die 
CSU-Landesgruppe, bei der Bundesregierung, ins-
besondere bei Ihnen und bei unserem Parteivorsit-
zenden Theo Waigel, aber selbstverständlich auch 
bei Hans-Dietrich Genscher, bei seinem Nachfolger, 
bei allen, die diesen europäischen Einigungsprozeß 
so nach vorne getrieben haben, daß wir heute in die-
ser Situation vor einem so großartigen Schritt stehen 
können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Horst  Kubatschka [SPD]: Dafür bremst der 

Stoiber!)  

- Ich würde an Ihrer Stelle „Schröder" rufen. Das ist 
Ihr Problem. Ich hoffe, er hat im Moment Sinnvolleres 
zu tun, als mit Herrn Lukaschenko zu reden. 

(Horst Kubatschka [SPD]: Sie kennen sich 
nicht aus! Stoiber hat sich nicht mal herge

-

traut!) 

Wenn wir dagegen einmal anschauen, aus welcher 
Kette von Irrtümern und Fehlern der Weg des nieder-
sächsischen Ministerpräsidenten und seine Äußerun-
gen zu dem Thema bestehen, dann kann einem für 

die Zukunft angst und bange werden, meine sehr 
verehrten Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich habe mir eigentlich vorgenommen, dies ein 
bißchen kürzer abzuhandeln, weil ich anderen Rede-
zeit versprochen habe. Ich will trotzdem ein paar 
Punkte ansprechen. Was Gerhard Schröder gebracht 
hat, hat nämlich nichts geklärt. Es war nicht Fisch 
und nicht Fleisch. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Da haben Sie 
nicht zugehört!) 

Ich bin nicht sicher, ob er sich nach dieser Rede vor 
der Wahl überhaupt noch einmal in den Deutschen 
Bundestag traut, denn hier hat er nicht gepunktet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Christian  Schmidt [Fürth] [CDU/CSU]: Die 

Musik hat gefehlt!) 

Daß die Grünen plötzlich für den Euro sind, kann 
ich mir nur so erklären, daß sie sagen: Wir kommen 
von den 5 DM pro Liter Benzin nur herunter, indem 
wir von zweieinhalb Euro sprechen. Das klingt für 
die Leute nicht so schlimm. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU und der 
F.D.P.) 

Ich möchte noch etwas zu Herrn Schröder sagen. 
Er hat noch im April 1997 angeregt, die Währungs-
union bis zur Vollendung der europäischen Integra-
tion aufzuschieben. Viele Monate lang hat er ge-
schwiegen, weil er nicht mit Lafontaine anecken 
wollte. Dann hat er vom Ausland aus den Euro als 
eine „kränkelnde Frühgeburt" bezeichnet. Er hat 
dies heute auch nicht klargestellt. Er hat es praktisch 
im Raum stehenlassen. 

(Dr. Wolfgang Schäuble [CDU/CSU]: Das ist 
völlig offen!) 

Es wäre gut, wenn er noch einmal käme und dies 
klarstellen würde. 

(Dr. Wolfgang Gerhardt [F.D.P.]: Es muß 
aber nicht unbedingt  sein!)  

Denn es wäre gut, wenn jemand, der Bundeskanzler 
des wirtschaftlich stärksten und größten Landes im 
Herzen Europas werden will und der dann eine be-
sondere Verantwortung für die Stabilität der Währ-
ung tragen muß, sich eindeutiger äußern würde. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Er stimmt doch 
zu!) 

Auf dem Leipziger Parteitag hat er, nachdem die 
Musik verklungen war, mehr Mut zum Wagnis gefor-
dert. Er hat gesagt: Der Euro kommt; wir müssen das 
Herz über die Hürde werfen. Nun wi ll  ich mich gar 
nicht über die Fähigkeit Herrn Schröders auslassen, 
Herzen zu werfen. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Nur kein Neid, 
Herr Kollege! - Heidemarie Wieczorek-Zeul 

[SPD]: Sie haben wohl kein Herz?) 

- Entschuldigung. Ich weiß überhaupt nicht, was Sie 
meinen. Wenn Sie so anfangen. - Ich habe extra ei- 
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nen Liebesbrief mitgebracht, den Herr Schröder ge-
schrieben hat. Den kann ich, wenn es Sie interessie rt , 
gerne vorlesen. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der F.D.P.: 
Ja!)  

Da heißt es an Herrn Krenz: 

Lieber Egon, für Deinen freundlichen Willkom-
mensgruß bedanke ich mich sehr herzlich. Es war 
schade, daß wir uns nicht persönlich treffen konn-
ten. Aber das läßt sich sicher bei einer anderen 
Gelegenheit nachholen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Hört! Hört!) 

Besonders war ich von E rich Honecker beein-
druckt. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Was?) 

Durchstehvermögen, das Du mir wünschst, brau-
che ich in diesem arbeitsreichen Wahlkampfjahr 
ganz bestimmt. Aber auch Du wirst für Euren - - 

(Zurufe von der SPD) 

- Entschuldigung. Sie haben doch gewünscht, daß 
ich ihn vorlese. - Dann höre ich wieder auf. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es wird 
ja gefordert, man solle die Menschen - auch jeman-
den, der sich zu so viel Verantwortung anschickt - an 
dem messen, was sie getan haben, was sie prognosti-
ziert haben. 

(Zuruf der Abg. Anke Fuchs [Köln] [SPD]) 

- Frau Fuchs, ich habe gesehen, Sie sind auf der Red-
nerliste. Sie können ja dann antworten. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Ja!) 

Ich komme jetzt zu den Stabilitätskriterien. Wenn 
alle Bundesländer so gehandelt hätten wie Nieder-
sachsen, brauchten wir heute nicht über den Euro zu 
reden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Dort  sind die Verschuldungskriterien in keiner Weise 
eingehalten worden. Wenn nicht andere Bundeslän-
der anders gehandelt hätten, hätten wir die hochge-
steckten Ziele von Maast richt nicht erreicht. 
 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Mir kommen die 

Tränen, Herr Kollege!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich sage 
allen Ernstes: Wer sich bei der deutschen Einheit 
selbst derartig disqualifiziert hat, dem spreche ich 
das Recht ab, sich heute bei der Europäischen Wäh-
rungsunion als Bewahrer der Belange der Bürgerin-
nen und Bürger der Bundesrepublik Deutschland 
darzustellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir müs-
sen Ängste ernst nehmen. Das ist klar. Wir müssen 
aber auch die Chancen herausstellen, die uns diese 
Währung bringt. Sie birgt natürlich auch Risiken. 
Das ganz große Risiko besteht da rin, daß das wirt-
schaftlich stärkste Land im Herzen Europas, das ins-
besondere in den letzten 16 Jahren immer die Stabili-
tätskultur gepflegt hat, politisch in die falschen 
Hände kommt. Das ist für mich das einzige Risiko, 
das beim Euro real existiert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, auch die 
Einführung der sozialen Marktwirtschaft und die 
Einführung der D-Mark waren am Anfang umstrit-
ten. Es gab massiven Widerstand gegen Ludwig Er-
hards Politik der Liberalisierung. Er war damals ei-
nem unvergleichlichen Trommelfeuer ausgesetzt. 
Auch die D-Mark war nicht von Beginn an Weltstar 
auf der internationalen Währungsbühne. Sie konnte 
erst nach jahrelangen Stabilitätsanstrengungen der 
Deutschen Bundesbank Vertrauen erwerben. 

Deshalb haben wir alle guten Erfahrungen, die wir 
mit der Deutschen Bundesbank gemacht haben, auf 
die Europäische Zentralbank übertragen. Ich bin si-
cher, der Euro wird eine starke Währung werden. Er 
ist die richtige Antwort Europas auf die Globalisie-
rung der Märkte. Er ist auch eine Antwort auf die Bil-
dung immer größerer Wirtschafts- und Währungs-
blöcke. So hat zum Beispiel der amerikanische Präsi-
dent erst unlängst einen Währungsblock von Alaska 
bis Feuerland angekündigt. 

Die Konvergenzerfolge seit Abschluß des Maas-
trichter Vertrages zeigen eindeutig, wie weit wir in 
Europa in Richtung Stabilitätskultur gekommen 
sind. Manche Länder konnten dieses Wo rt  vor ein 
paar Jahren überhaupt noch nicht buchstabieren. 
Heute ist diese Stabilität erreicht. Das hat der Euro 
im Vorfeld bewirkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir Deutsche hätten als Einzelkämpfer die An-
strengungen in Richtung Stabilität auf die Dauer 
nicht aufrechterhalten können. Deswegen ist es rich-
tig, daß wir jetzt das, was wir selbst vertraglich ver-
einbart haben und uns als politisches Ziel gesetzt ha-
ben, im Interesse Deutschlands und Europas in die 
Tat umsetzen. 

Lassen Sie mich ein Letztes sagen: Ich bin kein 
blinder Europa-Euphoriker. 

(Zuruf von der SPD: Das braucht man bei 
der CSU nicht extra zu betonen!) 

- Das ist auch keine Schande. Viele bürokratische 
Exzesse aus Brüssel verdienen Kritik. Nicht jede Ver-
ordnung aus Brüssel ist notwendig, nicht jede Norm 
ist sinnvoll. Wenn wir uns aber einmal anschauen, 
welche Bürokraten aus welchem Land es bewirkt ha-
ben, dann müssen wir ein bißchen stiller sein. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Aus Niedersach

-

sen die meisten, kommt jetzt!) 
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Einiges von dem, was in Brüssel geschieht, ist 

überflüssig. Darauf müssen wir künftig ein stärkeres 
Augenmerk richten. Das kann ich Ihnen schon jetzt 
ankündigen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Richtig ist auch - das muß in dieser Stunde gesagt 
werden -: Deutschland kann nicht auf Dauer größter 
Nettozahler in Europa bleiben. Diese Schieflage tut 
weder Deutschland noch Europa gut. Die Lasten 
müssen ein Stück weit anders verteilt werden, weil 
sich durch die Belastungen auf Grund der deutschen 
Wiedervereinigung, zu der wir - im Gegensatz zu an-
deren heute schon Genannten - stehen und immer 
gestanden haben, Auswirkungen auf unsere wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit ergeben, zumindest 
pro Kopf der Bevölkerung. 

Deswegen werden wir dafür eintreten, daß auch 
die Finanzierung Europas geändert wird. Mit der 
gleichen Hartnäckigkeit, mit der Theo Waigel den 
Stabilitätspakt, einen stabilen Euro und viele andere 
Dinge durchgesetzt hat, wird letztendlich auch die-
ses Finanzierungssystem geändert werden. 

Ich will  nicht darauf eingehen, was es heißen 
würde, wenn man - wie Lafontaine und Schröder an-
gekündigt haben - Reformen wieder zurückdrehen 
würde. Was das alles bedeuten würde, können Sie 
sich selber ausrechnen. Wenn wir so, wie es sich 
manche auf der linken Seite des Hauses vorstellen, 
eine Sozialunion verwirklichen würden, dann würde 
das eine Transferunion werden. Dann müßten wir 
Deutschen wieder dafür zahlen. Auch das kann nicht 
in unserem Interesse sein. Deswegen finde ich es vor 
allem wichtig, daß der Vertrag so gefaßt ist, daß 
Transfers nicht vorkommen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

(Vorsitz : Vizepräsident Hans-Ulrich Klose) 

Wir dürfen niemals vergessen, was wir uns bei un-
serer Politik zum Ziel gesetzt haben. Wir dürfen, 
auch wenn es in Europa manchmal quälend lange 
Entscheidungsprozesse und eine überbordende Bü-
rokratie gibt, niemals vergessen, daß uns Europa den 
längsten Friedensprozeß in der deutschen Ge-
schichte oder zumindest in der jüngeren deutschen 
Geschichte gebracht hat. 

Deswegen stand und steht die Einigung Europas 
im Mittelpunkt der politischen Ziele auch meiner Par-
tei, der CSU. Schon die Gründer der CSU waren aus 
dem Widerstand gegen Ideologie und Diktatur her-
aus für ein gemeinsames Europa. Ich möchte einen 
Satz aus dem damaligen Grundsatzprogramm zitie-
ren. Da heißt es: 

Wir treten ein für die Schaffung einer europäi-
schen Wirtschafts- und Währungsunion. 

So ist es 1948 mit großem Weitblick in das erste 
Grundsatzprogramm der CSU geschrieben worden. 
Die CSU hat mehr als andere immer ganz Europa im 
Blick behalten. Es heißt in diesem Grundsatzpro-
gramm weiter: 

Kein Land Europas kann für sich bestehen. Wir 
erstreben die wirksame Bef riedung Europas als 
Beitrag zum dauerhaften Frieden der Welt. 

Franz Josef Strauß hat Europa, Freiheit und Frie-
den stets als untrennbares Ganzes gesehen. Ihn trieb 
die Überzeugung, daß Europa im kommenden Jahr-
hundert nur geeint die Rolle des handelnden Sub-
jekts und nicht die des behandelten Objekts spielen 
wird. 

Deswegen gratuliere ich Theo Waigel nicht nur zu 
seinem gestrigen Geburtstag. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Ich gratuliere ihm auch dazu, daß er in der Nachfolge 
von Franz Josef Strauß ein großes Stück dazu beige-
tragen hat, Europa zu verwirklichen, und ich gra-
tuliere dir dazu, daß du vorgestern neun Jahre 
Finanzminister der Bundesrepublik Deutschland 
warst. Das war eine großartige Zeit für Deutschland 
und Europa. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir wollen, daß es so weitergeht und daß das, was 
jetzt auf den Weg gebracht worden ist, auch für die 
Zukunft Bestand hat. 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. Ich 
möchte jetzt das Versprechen, das ich insbesondere 
Jürgen Warnke gegeben habe, der ja später seine 
Abschiedsrede hält, einhalten und meine Rede been-
den, damit ihm noch Redezeit bleibt. Ich wünsche 
der Debatte noch einen guten Verlauf. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat 
Herr Bundesminister Dr. Günter Rexrodt. 

Dr. Günter Rexrodt, Bundesminister für Wirtschaft: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Euro 
ist heute in seiner historischen Dimension betrachtet 
worden. Das ist auch richtig. Der Euro wirft aber bei 
den Menschen auch Fragen auf. Die Menschen er-
warten Antworten darauf unter anderem von der 
Politik und auch von dieser Debatte. 

Es sind vor allem zwei Fragen, die immer wieder 
gestellt werden: 

Erstens. Wird diese neue Währung auch stabil 
sein? Kann ich als persönlich Betroffener davon aus-
gehen, daß das Ergebnis meiner Arbeit, meine Er-
sparnisse, meine Vermögensanlagen, ihren Wert be-
halten oder sogar an Wert gewinnen? 

Die zweite Frage lautet: Wird der Euro dazu beitra-
gen, daß mein Arbeitsplatz sicherer wird und daß 
neue Arbeitsplätze geschaffen werden? Wenn man 
Selbständiger oder Unternehmer ist, wird man auch 
fragen: Wie steht es nach Einführung des Euro um 
meinen Betrieb? Gibt es neue Risiken? Gibt es neue 
Chancen? Wie sieht es mit der Konkurrenz und dem 
Wettbewerb aus, wenn jetzt der Euro kommt? 
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Meine Damen und Herren, ich will auf diese zwei 
Fragen konkret eingehen. Die erste Frage, die Frage 
nach der Stabilität des Euro, ist in den letzten Mona-
ten und auch in der heutigen Debatte intensiv disku-
tiert worden. Lassen Sie mich nur soviel unterstrei-
chen: Die in Europa entstandene Stabilitätskultur 
spricht für sich; die Europäische Zentralbank ist un-
abhängig; der Stabilitätspakt enthält Sanktionsme-
chanismen, über die sich kein Land ohne Schaden 
hinwegsetzen kann. 

Die verbliebene Frage lautet, ob die erreichte Kon-
vergenz ausgebaut wird und die vorhandene Stabili-
tätskultur auch dann nachhaltig sein wird, wenn na-
tionale oder regionale Interessen anscheinend dafür 
sprechen, daß ein Land oder eine Region einen ande-
ren, einen separaten Weg geht. 

Ich meine, daß die Nachhaltigkeit gegeben ist, 
weil jede gravierende Abweichung nicht nur mit 
finanziellen Sanktionen geahndet wird, sondern weil 
gravierende Abweichungen, beispielsweise übermä-
ßige Staatsausgaben und damit einhergehende Bei-
hilfen, nach kurzer Zeit zu Schwächeerscheinungen 
in der regionalen oder nationalen Wi rtschaft führen 
würden. Es würde dann zu öffentlichen Defiziten 
kommen; dieser Standort würde an Attraktivität we-
gen zu hoher Steuern und Abgaben verlieren. Das 
kann sich niemand leisten. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Deshalb wird die Stabilitätskultur nachhaltig sein; 
der Euro wird dazu beitragen. 

Meine Damen und Herren, ich möchte mich aber 
eigentlich mit folgender Frage befassen: Sichert und 
schafft der Euro Arbeitsplätze in Deutschl and? Wir 
treten der Arbeitslosigkeit in diesem Lande mit einer 
Politik entgegen, die darauf setzt, die deutsche Wi rt

-schaft für den internationalen Wettbewerb fit zu ma-
chen oder - anders ausgedrückt - eine Antwort auf 
die Herausforderungen der Globalisierung zu finden. 
Diese Antwort lautet: Erstens müssen wir unsere 
Hausaufgaben im Inland machen, und zweitens müs-
sen wir die deutsche Wi rtschaft in die Weltwirtschaft 
integrieren. Deutschland und Europa müssen für In-
vestoren attraktiv sein. 

(Carl-Ludwig Thiele [F.D.P.]: Sehr richtig!) 

Jeder, der nachdenkt, der sich ein Stück mit der 
neuen Situation auseinandersetzt, wird begreifen, 
daß der Euro die europäische Antwort auf die Globa-
lisierung, auf die weltweiten Herausforderungen ist. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Mit der gemeinsamen Währung wird das Gewicht 
Europas im internationalen Finanzbereich größer 
werden. Ein großer und transparenter europäischer 
Geld- und Kapitalmarkt entsteht. Der Euro wird ne-
ben dem Yen und dem Dollar die dritte große Leit-
währung werden. Mit seiner Stabilität verbessern wir 
den Schutz gegen Währungsturbulenzen. Ein großer 
Teil der weltwirtschaftlichen Währungstransaktionen 
wird über den Euro stattfinden. 

Europa - das ist das Entscheidende und die Ant-
wort  auf die Frage nach den Arbeitsplätzen - wird 
dabei als Investitionsstandort an Attraktivität gewin-
nen. Keiner kommt an einem Markt mit 350 Millionen 
Menschen vorbei. Daraus ergeben sich für die euro-
päischen Unternehmen und den Standort Europa 
enorm günstige Chancen. Es hat schon jetzt Kosten-
ersparnisse dadurch gegeben, daß die Wechselkurs-
risiken nicht mehr abgesichert werden müssen. Es 
gibt bessere Finanzierungsmöglichkeiten. Der Euro 
als dritte große Währung wird auch die Position der 
europäischen Unternehmen im internationalen Wett-
bewerb stärken. Er wird die weltwirtschaftliche Inte-
gration vorantreiben. Die Vorzüge der gemeinsamen 
europäischen Währung können auch von Unterneh-
men aus anderen Ländern genutzt werden. 

Meine Damen und Herren, in der Währungsunion, 
beim Euro werden wir uns in einer anderen Welt als 
in der der D-Mark, des Franc oder der Lira bewegen. 
Wechselkursänderungen gibt es nicht mehr. Das ist 
ein großer Vorteil. Denn immer wieder - das ist heute 
schon gesagt worden - haben Wechselkursschwan-
kungen dazu geführt, daß europäische Unternehmen 
und Bürger die Vorteile des gemeinsamen Marktes in 
Europa nicht haben wahrnehmen können, daß es zu 
enormen Brüchen, Veränderungen und negativen 
Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt gekommen ist. 

Der Binnenmarkt gibt dem Ganzen eine neue 
Qualität. Er schafft mehr Wettbewerb. Das ist der 
Motor für Innovationen. Die gemeinsame Währung 
macht den Markt für Bürger und Unternehmen trans-
parenter. Mehr Unternehmen werden den Schritt in 
andere europäische Länder wagen. Das ist richtig, 
weil nur der, der in anderen Ländern investiert, wie 
andere bei uns investieren, eine Chance hat und, ge-
samtwirtschaftlich gesehen, Arbeitsplätze schaffen 
kann. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Bei der Vorbereitung auf die gemeinsame Wäh-
rung haben im öffentlichen Interesse die Geld- und 
die Finanzpolitik zu Recht im Mittelpunkt gestan-
den. Das ist verständlich, weil es ja immer wieder 
Zweifel am geld- und finanzpolitischen Stabilitäts-
willen gab. Aber Nachhaltigkeit ist nicht nur an 
finanzpolitischen Kennziffern festzumachen. Minde-
stens ebenso wichtig ist eine gemeinsame, richtige 
wirtschaftspolitische Strategie. 

(Carl-Ludwig Thiele [F.D.P.]: Sehr richtig!) 

Damit sich die Europäische Währungsunion nach-
haltig in Richtung Stabilität bewähren kann, wird ne-
ben die Geldpolitik auch eine entschiedene Wirt-
schaftspolitik treten müssen. Mit dem Eintritt in die 
Währungsunion wird die Wi rtschaftspolitik in Europa 
neben der gemeinsamen Finanz- und Geldpolitik 
stärkeres Gewicht gewinnen. Steuer-, Arbeitsmarkt-, 
Deregulierungs- und Privatisierungspolitik werden 
dabei die Rahmenbedingungen bestimmen. Die Ta-
rifparteien, Gewerkschaften und Unternehmen, wer-
den eine stärkere Verantwortung haben als bisher. 
Die Tarifparteien sind aufgefordert, diese verstärkte 
und größere Verantwortung auch wahrzunehmen. 
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Meine Damen und Herren, die deutsche Wi rtschaft 
ist für den Start  in die Währungsunion gut gerüstet. 
Ich will das hier nicht übermäßig lange ausführen. 
Wir wissen alle, daß in Vorbereitung des Euro erheb-
liche Anstrengungen und Veränderungen in den Un-
ternehmen notwendig gewesen sind: flachere Orga-
nisation, neue Technologie, Eroberung der Märkte 
auch außerhalb Europas. Die Produktivität ist gestei-
gert worden. 

Bisher haben davon vor allem die großen Unter-
nehmen profitiert. Die kleinen auch, aber bei den 
kleinen ist die Vorbereitung auf den Euro an man-
cher Stelle zu intensivieren. Nur wenn man diese 
Vorbereitung rechtzeitig abschließt, kann man auch 
die Chancen wahrnehmen, die der Euro gerade für 
kleine und mittlere Unternehmen bringt, und zwar 
auch auf Grund der Tatsache, daß wir einen gemein-
samen Kapitalmarkt haben, daß wir besser an Beteili-
gungskapital und an Risikokapital herankommen. 
Das brauchen wir für Existenzgründungen in der 
Europäischen Union, in Deutschland, die zur Schaf-
fung von Arbeitsplätzen beitragen. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. und 
der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, ich will auf die Tarifpar-
teien und deren Verantwortung aus zeitlichen Grün-
den nicht weiter eingehen. Lassen Sie mich aber 
noch ein Wort zum Prinzip der Subsidiarität sagen. 
Dieses Prinzip - das spielte in der Diskussion heute 
morgen eine Rolle - verbietet es - das sage ich als 
Wirtschaftspolitiker mit großem Nachdruck -, Inte-
gration mit Harmonisierung zu verwechseln, und 
zwar mit einer totalen Harmonisierung, wie sie von 
sozialdemokratischer Seite immer wieder angemahnt 
wird. 

Wer unnötige Harmonie verordnet, wird eher Dis-
sonanzen erzeugen, weil er Ungleiches gleich behan-
deln will. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Wer gar nichts 
tut, der gefährdet etwas!) 

Wer in Europa, Frau Fuchs, Sozialstandards total har-
monisieren will, wer Löhne nivellieren will, wer Ar-
beitszeiten angleichen will, der vernachlässigt, daß 
es in Europa Produktivitätsunterschiede gibt. Wer 
auf diese Weise die Augen davor verschließt, daß die 
Regionen nicht in gleichem Maße leistungsfähig 
sind, der zerstört Chancen auf neue Arbeitsplätze, 
höhere Einkommen und eine wachsende Wirtschaft. 

Setzen Sie sich einmal mit diesem Gedanken aus-
einander, und fordern Sie nicht blind Harmonie und 
Angleichung, wo sie auf Grund der unterschiedli-
chen Produktivität gar nicht angesagt sind! 

Wer solchermaßen harmonisiert, der bereitet be-
wußt oder unbewußt den Weg in eine Transferunion 
vor. Eine Transferunion ist aber das letzte, was wir 
wollen. Das ist nicht unser Modell von Europa. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, mit dem Vertrag von 
Maastricht und den wirtschaftspolitischen Leitlinien, 
die in Brüssel beschlossen worden sind, haben sich 
die europäischen Staaten geeinigt: Marktwirtschaft, 
stabiles Geld und solide Finanzen sind die Grundla-
gen für die Währungsunion. Noch in den 80er Jahren 
war undenkbar, was heute Realität geworden ist. 

Was ebenso wichtig ist und was wir immer wieder 
beachten müssen, ist, daß sich liberale Prinzipien in 
Wirtschafts-, Arbeitsmarkt- und Finanzpolitik überall 
in Europa durchgesetzt haben - auch in Ländern, die 
noch vor kurzer Zeit weit davon entfernt waren, in 
Stabilitätskategorien und in Kategorien liberaler 
Wirtschaftspolitik zu denken und zu handeln. 

Wir haben in Europa eine weite Strecke der Inte-
gration zurückgelegt. Die gemeinsame Währung und 
die Konvergenz bei den Referenzwerten und Krite-
rien drücken äußerlich aus, daß die wirtschaftspoliti-
schen Grundüberzeugungen in Europa zusammen-
gekommen sind. Es hat aber nicht nur eine Integra-
tion der Volkswirtschaften gegeben, sondern es hat 
auch eine Integration im Denken gegeben. Die ge-
meinsame Währung bedeutet also mehr als nur ge-
meinsames Geld. Die gemeinsame Währung bedeu-
tet mehr Wettbewerb, für viele auch härteren Wett-
bewerb. Aber mehr Wettbewerb führt zu mehr Lei-
stung und besseren Bedingungen für Investitionen. 
Investitionen allein sind der Schlüssel für die Schaf-
fung und Sicherung von Arbeitsplätzen. Das ist die 
Deduktion, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Als Wirtschaftspolitiker sage ich: Es ist durchaus 
realistisch, daß dieser Mechanismus, wie ich ihn 
eben dargestellt habe, der Prozeß der ökonomischen 
Anpassung an den Euro, Zeit braucht. Es ist durch-
aus richtig, wenn behauptet wird, daß der Euro nicht 
von heute auf morgen Arbeitsplätze schafft. Er wird 
das aber mittelfristig und langfristig bewirken. 

Ohne den Euro könnten wir im globalen Wettbe-
werb schon mittelfristig nicht mehr mithalten. Wir 
würden mit unseren relativ kleinen Volkswirtschaf-
ten für ausländische Investitionen nicht mehr attrak-
tiv sein. Die Schwerpunkte wirtschaftlicher Aktivität 
würden sich aus unserem europäischen Raum immer 
mehr verlagern; schon deshalb brauchen wir den 
Euro. Und weil der Euro mehr Wettbewerb bringt, 
mehr Leistung und damit bessere Investitionsbedin-
gungen, bringt er auch - nach einem Anpassungs-
prozeß - mehr Arbeitsplätze. 

Der Euro ist eine historische Chance. Ich möchte 
hier bewußt die historische Dimension nicht darstel-
len; das ist heute bereits ausreichend, intensiv und 
überzeugend geschehen. Doch die Fragen nach den 
Arbeitsplätzen und nach der Stabilität müssen immer 
wieder beantwortet werden. Ich sage noch einmal: 
Es gibt auch aus ökonomischen Gründen allerbeste 
Chancen dafür, daß der Euro stabil bleibt. Ich bin fest 
davon überzeugt, daß der Euro zur Sicherung und 
Schaffung von Arbeitsplätzen beiträgt. Es gibt dazu 
gar keine Alternative. 
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Nun sind Politik, Wirtschaft und Gewerkschaften 
gemeinsam gefordert, den Euro zum Erfolg zu füh-
ren. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat die 
Kollegin Anke Fuchs, SPD. 

Anke Fuchs (Köln) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich freue mich darüber, daß wir 
uns in der heutigen Debatte einig sind über die Di-
mensionen des Beschlusses, den wir fassen. Ich freue 
mich, daß wir uns darüber einig sind, wie wichtig 
diese Entscheidung zugunsten der gemeinsamen 
europäischen Währung für unser Land ist. Auch ich 
gehöre zu denjenigen, die diese Entscheidung enga-
giert begleiten. Ich darf sagen, daß mein Abiturauf-
satz das Thema hatte: „Mach deinem Heimatland 
Ehre in Europa, und mach Europa Ehre in deinem 
Heimatland". 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

- Ich habe für diesen Aufsatz sogar einen europäi-
schen Schulpreis bekommen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Wir haben als junge Menschen damals auf Europa 
gesetzt. Ich erwähne das deswegen, weil ich glaube, 
daß es viele unter uns gibt, die immer wußten, daß 
die deutsche Politik in den Integrationsprozeß Euro-
pas eingebunden sein muß. Wir wollen keinen Son-
derweg. Wir haben aus der Geschichte gelernt. Nach 
dem zweiten Weltkrieg wollten wir um uns herum 
Freunde haben. Helmut Schmidt hat immer wieder 
darauf hingewiesen, daß wir so viele Nachbarn wie 
kein anderes Land haben. Wir sind alle miteinander 
froh, daß wir in diesem europapolitischen Teil der 
Außenpolitik diesen Weg gehen können, daß der 
Euro einen weiteren Schritt in Richtung Integration 
bedeutet und die Integration Europas unumkehrbar 
macht. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Natürlich muß man aus ökonomischen Gründen ja 
zur Einführung des Euro sagen. Er wird das ökono-
mische und das politische Gewicht Europas stärken. 
Wir wissen - das ist schon heute angeklungen -, daß 
die Auf- und Abwertungen wiederholt Arbeitsplätze 
gekostet haben; deswegen können wir mit gutem 
Gewissen den Mut zur gemeinsamen europäischen 
Währung haben. 

Wir sollten noch einmal Revue passieren lassen, 
daß Großartiges geleistet wurde. Unsere Väter und 
Großväter haben sich noch vor wenig mehr als 
50 Jahren in den Schützengräben als Feinde gegen-
übergestanden. Seit der Gründung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft haben wir es innerhalb 
einer Generation geschafft, gemeinsame Interessen 
zu formulieren, Frieden und Sicherheit zu garantie-
ren und den Wohlstand zu mehren. Wer hätte das am 
Ende des zweiten Weltkrieges für möglich gehalten? 

Damals hätte sicherlich jede Meinungsumfrage das 
Ergebnis zutage gefördert, daß die Anzahl der Skep-
tiker größer als diejenige der Zuversichtlichen ist. 
Deswegen sind wir froh, daß wir heute soweit ge-
kommen sind. 

(Beifall bei der SPD) 

Nun kommt ja die spannende Frage: Was machen 
wir eigentlich damit? Ich habe den Eindruck, daß die 
Regierungskoalition der Meinung ist: Jetzt haben wir 
den Euro; jetzt können wir uns zurücklehnen. Alles 
andere in der wirtschaftlichen und sozialen Welt wird 
der Markt irgendwie regu lieren. Ich sage dazu: 
Wenn wir nicht aufpassen, kommt dabei in Europa 
Kapitalismus pur heraus. Das wollen wir nicht, und 
deswegen gilt es, den Weg zu gestalten. 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist zu Recht gesagt worden: Automatisch werden 
keine weiteren Arbeitsplätze entstehen. Denn die 
Einführung des Euro wird die Versäumnisse der Bun-
desregierung nicht beseitigen. Die wichtigste Auf-
gabe ist doch wohl die Schaffung von Arbeitsplätzen. 
Diese Bundesregierung hat trotz stabiler Mark eine 
Rekordarbeitslosigkeit zu verantworten. Wenn sie so 
weitermacht, wird sie weiterhin keinen Beitrag lei-
sten, um die Arbeitslosigkeit wirksam zu bekämpfen. 
Deswegen brauchen wir eine andere Politik. 

(Beifall bei der SPD) 

Es war ja interessant, daß Herr Rexrodt sagte: Das 
ergibt sich alles. Das sind große Chancen. Alles ist in 
Ordnung, und nach einem langen Anpassungspro-
zeß werden auch Arbeitsplätze entstehen. Nun frage 
ich: Was machen wir mit den 5 Millionen Menschen, 
die heute arbeitslos sind und unseren gesamten Staat 
mit 180 Milliarden DM belasten? Wir können doch 
nicht warten, bis dieser Anpassungsprozeß an sein 
Ende gekommen sein wird. Sollen die Arbeitslosen 
während dieses Anpassungsprozesses arbeitslos blei-
ben? Oder müssen wir nicht alle Anstrengungen un-
ternehmen, um die Arbeitslosigkeit zu bekämpfen? 
Wir Sozialdemokraten, zusammen mit allen sozialde-
mokratisch geführten Ländern Europas, sagen: Es 
muß jetzt Beschäftigungspolitik gemacht werden, 
weil die Arbeitslosigkeit jetzt bekämpft werden muß. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben ein Programm vorgelegt, das Sie eigent-
lich hätten vorlegen müssen. Ich will auf das zurück-
kommen, was gestern passiert ist. Ich weiß nicht, 
meine Damen und Herren, ob Sie sich das auf der 
Zunge zergehen lassen können. Dorthin wurde die 
Bundesregierung in einem mühsamen Prozeß ge-
drängt, nur weil sich die Verhältnisse in Europa poli-
tisch zugunsten der Sozialdemokratie verändert ha-
ben - es wird nach dem 27. September etwas leichter, 
wenn diese große Bundesrepublik ebenfalls sozialde-
mokratisch geführt werden wird; das wird ja so kom-
men, wie ich in Klammern hinzufügen möchte - und 
nur weil in Europa der Druck so groß wurde und man 
gesagt hat: Eine weitere europäische Integration fin-
det ohne Beschäftigungspolitik nicht statt. Daraufhin 
mußte der Bundeskanzler nachgeben und mitma-
chen. Eigentlich wollte er es nicht; eigentlich sagt 
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nicht nur Herr Rexrodt: Wi rtschaft findet in der Wirt
-schaft statt. Auch der Bundeskanzler sagt: Beschäfti-

gungspolitik machen wir zu Hause. Da macht er sie 
zwar nicht, aber er hat es abgelehnt, in Europa etwas 
zu tun. Diese Haltung wurde durch das verdeutlicht, 
was gestern vorgelegt wurde. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Es wurde irgend etwas zusammengeschrieben. 
Eigentlich wollen Sie das gar nicht. Sie haben sich 
mit der Massenarbeitslosigkeit abgefunden. 

(Frederick Schulze [Sangerhausen] [CDU/ 
CSU]: Quatsch!) 

Mit dieser Haltung werden Sie ein soziales, ökono-
misch starkes Europa nicht gestalten können. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir haben ein Beschäftigungsprogramm vorgelegt. 
Einer der Punkte ist die Bekämpfung der Jugendar-
beitslosigkeit. 

(Frederick Schulze [Sangerhausen] [CDU/ 
CSU]: Probieren Sie es in Sachsen-Anhalt 

aus!) 

Sie erklären sich noch nicht einmal zu dieser Feststel-
lung bereit: In einer Demokratie muß jeder junge 
Mann und muß jedes Mädchen die Chance auf einen 
Ausbildungsplatz haben, um ihnen den Einstieg in 
das Erwerbsleben zu ermöglichen. Das ist doch 
eigentlich eine Selbstverständlichkeit, daß wir jun-
gen Menschen nach der Schulzeit sagen: Du wirst 
gebraucht in dieser Gesellschaft; du mußt dich nicht 
anbiedern, um überhaupt einen Ausbildungsplatz zu 
bekommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn man das in die Tat umsetzen will, muß man ein 
Programm auflegen, weil offensichtlich durch die 
wirtschaftliche Entwicklung allein diese Ausbil-
dungsplätze nicht zur Verfügung gestellt werden 
können. Deswegen hat die Europäische Union völlig 
zu Recht gesagt: Wer das will, soll sich mit einem Pro-
gramm zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit 
verpflichten, diese Grundsätze durchzusetzen. - Und 
was machen Sie? Drei Minister setzen sich hin und 
sagen: Ein bißchen machen wir. Geld haben wir 
nicht, Lust dazu auch nicht. - Das ist Ihre Haltung 
zum Kernproblem der Arbeitslosigkeit. 

(Beifall bei der SPD) 

So kann es nicht weitergehen. 

Ich möchte jetzt auf die Verstärkung der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik zu sprechen kommen. Norbe rt 

 Blüm sagt: Eigentlich habe ich kein Geld. Jetzt be-
kommt er welches aus irgendwelchen Kassen, weil 
Gelder nicht abgeflossen sind. Ich frage: Was haben 
Sie mit der Arbeitsmarktpolitik gemacht? Durch Ihr 
Hin und Her, wie Herr Waigel es gern hätte, haben 
Sie die Arbeitsmarktpolitik bei uns ruiniert und ha-
ben mit der Änderung des Arbeitsförderungsgeset-
zes dazu beigetragen, daß 200 000 Menschen in un-
serem Land zusätzlich arbeitslos wurden. Ihr Weg 

war der falsche Weg. Sie sind immer noch nicht in 
der Lage, dies zu korrigieren. Es wäre höchste Zeit. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will noch einmal klarmachen: Der Euro gibt 
uns die Chance, den Binnenmarkt zu vollenden. Sie 
haben ja recht, wenn Sie sagen: Es wird Preistrans-
parenz und Transparenz in bezug auf die wirtschaft-
lichen Entwicklungen geben. Wir wissen, daß das 
wirtschaftliche Gewicht Europas größer wird; wir 
wissen auch, daß es mehr Planungssicherheit geben 
wird. Alle, die Vorteile haben werden, sollen sie auch 
nutzen. Ich bin ganz zuversichtlich, daß es funktio-
nieren kann. Aber es wird nur gelingen, wenn wir 
dabei die Lösung der Probleme nicht einfach der 
wirtschaftlichen Entwicklung überlassen, sondern in 
diesen Prozeß gestaltend eingreifen. Das bedeutet 
für mich auch aktive Beschäftigungspolitik. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Darüber hinaus möchte ich einen weiteren Gedan-
ken kurz vortragen, der mich richtig umtreibt; das 
will ich Ihnen gerne gestehen. Es kann doch wohl 
nicht wahr sein, daß wir diese Massenarbeitslosigkeit 
hinnehmen, weil Herr Rexrodt keine Lust hat, etwas 
zu tun, und sagt, irgendwann gibt sich das schon. - 
Hier  ist Gestaltung gefragt. Es muß so sein, daß wir 
den politischen Weg der Europäischen Union in so-
zialer Verantwortung für die Menschen gestalten. 
Sie, meine Damen und Herren von der Koalition, wol-
len am liebsten, daß der Sozialstaat in Europa keine 
Chance mehr hat; das entspricht Ihrer Haltung. Sie 
haben seit jeher gesagt: Eigentlich sind die Löhne zu 
hoch; eigentlich sind die Arbeitnehmer faul; eigent-
lich sind sie selbst daran schuld, daß sie arbeitslos 
sind. Sie haben doch Sozialstaatlichkeit nie gewollt. 
Wir haben sie mühsam durchgesetzt. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir sind nicht auf den Satz reingefallen, daß die 
Arbeitslosen zu faul sind, sondern wir wissen: Nicht 
der Sozialstaat ist zu teuer, sondern die Arbeitslosig-
keit ist zu teuer. Deswegen haben wir uns auf den 
Weg gemacht, unsere sozialen Sicherungssysteme in 
sozialer Verantwortung für die Menschen zu gestal-
ten. Damit waren wir teilweise sehr erfolgreich. 

Nun komme ich zu einem spannenden Punkt: Wir 
wissen, daß sich vieles verändern muß, aber doch im 
Rahmen sozialer Verantwortung. Wir dürfen unsere 
Überlegungen - zusammen mit den anderen sozial 
verfaßten europäischen Ländern - nicht nur auf eine 
Marktwirtschaft ausrichten, sondern müssen die so-
ziale und ökologische Marktwirtschaft wollen. Das 
muß unser Modell  sein! 

(Beifall bei der SPD) 

Und in diesem Zusammenhang kenne ich viele - 
das will ich auch Frau Höll sagen -, die meinen: Oh 
Gott, daß kommt doch alles nie. - Ich sage dagegen, 
daß es doch kommt. Meine Erfahrungen in einem 
langen politischen Leben haben mich gelehrt, daß 
sich Anstrengungen und Kampf um die Menschen in 
diesem Lande gelohnt haben. Wir haben soziale Ver-
besserungen durchsetzen können. Wir haben uns 
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konzeptionell zur sozialen und ökologischen Markt-
wirtschaft bekannt, und ich traue uns zu, daß wir zu-
sammen mit anderen in Europa mit dieser Politik 
auch Erfolg haben können - zum Wohle der Men-
schen. 

(Beifall bei der SPD) 

Das wird schwierig. Die puren Kapitalisten werden 
es nicht wollen. Es wird um Interessen gehen. Viele 
von uns werden nach diesen Jahren des Stillstands 
und der Diskriminierung von Sozialstaatlichkeit sa-
gen: Ihr seid ökonomisch auf dem falschen Weg. 
Aber das ist doch falsch, meine Damen und Herren. 
Wir haben zusammen mit den sozial verfaßten Län-
dern in Europa die Erfahrung gemacht, daß sich So-
zialstaat und Wirtschaftsstaat gegenseitig bedingen, 
daß Sozialpolitik ein positiver Wi rtschaftsfaktor ist. 
Daran muß man anknüpfen. Mit dieser Idee und die-
sem Kampfbewußtsein - so will ich es einmal ganz 
bewußt formulieren - werden wir uns der weiteren 
Entwicklung innerhalb der Europäischen Union stel-
len. Dann wird nicht Lohnsenkungswettlauf, nicht 
Lohndumping und nicht der Abbau von Arbeitneh-
merrechten auf der Tagesordnung stehen, Sonden 
wir sagen: Die Menschen in Europa müssen die 
Chance haben, aufrechten Ganges mit einem Ar-
beitsplatz ihr Leben zu gestalten. Das muß unser Ziel 
sein. 

(Beifall bei der SPD) 

Glaubt denn jemand im Ernst, wir könnten den so-
zialen Frieden aufrechterhalten - die Menschen wer-
den uns schlicht abwählen -, wenn wir weiter den 
Weg der Ausgrenzung und des Egoismus gehen? 
Deswegen bin ich zuversichtlich. Aber ich weiß: Wir 
sind erst am Anfang eines Weges, der unser aller Ein-
satz erfordert. Aber wenn ich meine Kollegen und 
Kolleginnen, die ein bißchen länger dabei sind, 
frage, dann stimmen sie mir zu: Von der Lohnfortzah-
lung über die Mitbestimmung bis zur Frauenpolitik, 
dem Mutterschaftsurlaub zum Beispiel - immer wa-
ren Verbesserungen zu teuer. Trotzdem haben wir 
Schritt für Schritt ein Stückchen Freiheit im Alltags-
leben erfahrbar gemacht. Diese Philosophie muß 
auch für die Weiterentwicklung der Europäischen 
Union zum Tragen kommen. Dann spricht Europa 
mit einer Stimme, und dann kriegen wir auch die 
Globalisierung in den Griff, weil wir uns zutrauen, in 
den internationalen Organisationen alles zu tun, da-
mit aus freiem Welthandel fairer Welthandel wird. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Eine Vision, aber an dieser Vision halte ich fest. 

Diese Perspektive der Europäischen Union kostet 
uns viel Zeit, viel Aufwand, viel Einsatz. Aber ich 
glaube, es lohnt sich, weil das die Chance ist, in die-
ser Welt vagabundierenden Kapitals ein Stückchen 
soziale Gerechtigkeit auch für die Menschenerfahr-
bar zu machen. Lassen Sie uns diesen Weg gemein-
sam gehen! 

Die Menschen in unserem Lande haben Sorgen - 
ich verstehe das -, vor allen Dingen die älteren. Sie 
haben unseren Staat aufgebaut: tatkräftig, ohne Zau-
dern, ohne Kleinmut. Deswegen wissen sie nicht so 

recht, was kommt, was ich bei dieser Regierung so-
gar nachvollziehen kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Würden Sie Ihnen denn Ihr Geld anvertrauen? Und 
dann sagt die Regierung: Jetzt wird die D-Mark um-
gestellt! - Nein, wir müssen diese Sorgen ernst neh-
men, und wir müssen aufklären. Aber ich denke, wir 
müssen auch sagen: neue Herausforderungen, an-
dere Zeiten, und deswegen muß es Veränderung ge-
ben. Tiefgreifende Veränderungen hat es immer ge-
geben, meine Damen und Herren. 

Es war schon kompliziert, als nach 1871 die Mark-
währung eingeführt wurde. Damals waren die Men-
schen verunsichert. Es gibt ein sehr schönes Buch 
von Oskar Maria Graf „Das Leben meiner Mutter". 
Mit einem Zitat aus diesem Buch möchte ich enden: 

Und jetzt kam auch noch das neue Geld auf! Statt 
des guten, gewohnten Guldens, der nach und 
nach verschwand, kursierte jetzt die Silber- und 
Goldmark, und kein Bauer kannte sich mehr aus 
beim Rechnen. Sie versteckten ihre Ersparnisse 
noch ängstlicher und wollten anfangs überhaupt 
keine Mark annehmen. 

Nun, meine Damen und Herren aus Baye rn : 

Erst nach und nach, als sie sahen, daß sie wirklich 
für dieses windige Geld in Starnberg und Wolf-
ratshausen ohne Widerspruch alles zu kaufen be-
kamen, was sie verlangten, gewöhnten sie sich 
allmählich daran. Freilich, untereinander rechne-
ten sie wie eh und je nach Gulden und Kreuzern. 

Und etwas später heißt es dann: 

Später verschwand endlich der Gulden, und es 
trat eine gewisse Beruhigung ein. 

Alles schon mal dagewesen, meine Damen und Her-
ren. 

Machen wir uns ans Werk! 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Christian Sterzing, Bündnis 90/Die Grünen. 

Christian Sterzing (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es 
gibt - dies ist heute deutlich geworden - für eine 
positive Entscheidung, für eine Zustimmung zur Ein-
führung des Euro eine ganze Menge guter Gründe: 
historische, wirtschaftliche, integrationspolitische. 
Und nicht zu Unrecht ist heute von einer historischen 
Entscheidung gesprochen worden. Ich kann mich so 
großen Worten wie „Meilenstein" und „Quanten-
sprung" durchaus anschließen. 

Dennoch sollten wir nicht verschweigen, daß auch 
das Ja unserer Fraktion das Ergebnis eines Abwä-
gungsprozesses ist. Die historische Dimension dieser 
Entscheidung heute darf natürlich den Blick auf die 
Risiken und die Gefahren nicht trüben, die diese 
Entscheidung mit sich bringt. Das ist, glaube ich, 
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nicht Kleinkrämerei, Mißmut oder Miesepetrigkeit, 
sondern notwendig, und zwar aus zwei Gründen: 

Zum einen ist eine ehrliche und, wie ich meine, 
auch seriöse Auseinandersetzung um Vorteile und 
Nachteile dieser Währungsunion erforderlich, um 
Vertrauen in der Bevölkerung zu schaffen. Ich 
glaube, viel Skepsis in der Bevölkerung ist damit zu 
erklären, daß in den letzten Jahren gerade von der 
Regierungskoalition mit platter Schönfärberei ver-
sucht worden ist, die Zustimmung zum Euro in ir-
gendeiner Weise zu erreichen. Das ist in der Bevölke-
rung als nicht glaubwürdig empfunden worden. Inso-
fern müssen wir vorsichtig sein, angesichts einer sol-
chen historischen Entscheidung wieder blühende 
Landschaften zu versprechen, mehr Arbeitsplätze 
oder einen wirtschaftlichen Aufschwung. Wir brau-
chen die kritische Auseinandersetzung, weil wir nur 
so die Akzeptanz in der Bevölkerung erreichen kön-
nen. 

Der zweite Grund ist, daß ich glaube, daß uns nur 
eine Analyse der Gefahren und Risiken in die Lage 
versetzt, uns dauerhaft für einen Erfolg dieser ge-
meinsamen Währung einsetzen zu können. Die wirt-
schaftlichen und integrationspolitischen Vorteile und 
Chancen dieser gemeinsamen Währung überwiegen 
nach unserer Überzeugung. Deshalb sagen wir ein 
klares Ja. 

Wir brauchen aber angesichts der analysierten Ge-
fahren, der Nachteile und der Risiken auch politische 
Strategien, um diesen Gefahren in der Zukunft be-
gegnen zu können und um ebenjene Risiken zu min-
dern. Das verweist natürlich auf den Zusammenhang 
von Währungsunion und politischer Union. Heute 
und in den zurückliegenden Tagen ist der Bundes-
kanzler des öfteren mit seinen Worten aus dem Jahr 
1991 im Bundestag zitiert worden, als er sagte, daß 
die Währungsunion ohne eine politische Union ab-
wegig sei. Dies war und ist richtig. 

Aber was bedeutet das heute? Welche konkreten 
Konsequenzen müssen wir aus dieser Feststellung 
ziehen? Wenn wir bilanzieren, was in den letzten 
Jahren seit Maast richt passiert ist und was diesbe-
züglich von der Bundesregierung angekündigt wor-
den ist, dann muß man, glaube ich, schon sagen: Es 
ist durchaus das historische Verdienst des Bundes-
kanzlers, daß es nun zu dieser Währungsunion, zu 
dieser gemeinsamen Währung kommen wird. 
Ebenso aber ist der Mangel an Fortschritt auf dem 
Weg zu einer politischen Union das historische Ver-
säumnis dieses Bundeskanzlers. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Amsterdam hat dazu eine Chance geboten, das hi-
storisch Notwendige zu tun und die politische Union 
voranzutreiben. Diese Chance ist nicht genutzt wor-
den. Fortschritte sind von der Bundesregierung blok-
kiert, falsche Weichenstellungen herbeigeführt wor-
den. Wir müssen feststellen, daß die monetäre und 
fiskalische Konvergenz in Europa in den letzten Jah-
ren in erstaunlichem Maße vorangetrieben worden 
ist. Trotzdem bestehen realwirtschaftlich durchaus 
weiter Divergenzen, und trotz der gemeinsamen 

Währung besteht natürlich kein optimaler Wäh-
rungsraum. 

Das begründet einen großen politischen Hand-
lungsbedarf. Wenn nämlich die nationalen Währun-
gen nicht mehr bestehen, die auch als wi rtschaftliche 
Steuerungsinstrumente und als Ausgleich gedient 
haben, dann unterstreicht das die Notwendigkeit, 
gemeinsame Politik in Europa zu verstärken. Dann 
wird gemeinsame Politik und damit eine Vertiefung 
der politischen Union immer notwendiger. 

Politische Union heißt dann in diesem Zusammen-
hang eine viel stärkere Kooperation im Bereich der 
Wirtschaftspolitik, der Beschäftigungspolitik, der So-
zial-, der Umwelt- und der Strukturpolitik. Aber die 
Chance, die in Amsterdam bestand, ist von der Bun-
desregierung nicht genutzt worden. Die notwendi-
gen Fortschritte sind in keiner Weise ausreichend 
vorangetrieben worden. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Der Fischer hat den gleichen Unsinn 

erzählt, nur etwas lebhafter!) 

- Nein, Sie müssen sehen, daß es um die Einbettung 
der Währungsunion in die politische Union geht. An 
diese Chancen gilt es zu erinnern. Diese Chancen 
müssen politisch angepackt werden. 

Wenn man die Bundesregierung in den letzten Ta-
gen gefragt hat, wie sie sich die weiteren Schritte im 
Sinne einer Vertiefung der politischen Union vor-
stelle, welche Initiativen sie ergreifen wolle, dann ist 
die Antwort zumeist Schweigen gewesen. Wenn 
überhaupt, dann wurde mit dem Hinweis auf die ver-
stärkte polizeiliche Kooperation, auf die gemeinsame 
Außen- und Wirtschaftspolitik und die Sicherheits-
politik geantwortet. Aber das ist doch nicht das Pro-
blem, vor dem wir heute stehen. Der Euro muß doch 
nicht gegen die organisierte Kriminalität in Europa 
oder gegen äußere Feinde verteidigt werden. Es geht 
um die Vertiefung im wi rtschaftspolitischen, im be-
schäftigungspolitischen und im sozialpolitischen Be-
reich. Das ist die Aufgabe! 

Die Bundesregierung hat sich sehr lange dagegen 
gewehrt, in Amsterdam ein Beschäftigungskapitel in 
den Vertrag aufzunehmen. Was sie damals nicht 
blockieren konnte, das versucht sie heute mit einem 
nationalen Aktionsplan zu sabotieren. Im Grunde ist 
es ein Aktionsplänchen. Wir haben es gestern nur 
mühsam wahrnehmen können. Es ist ein lauwarmer 
Aufguß gescheiterter Stabilitäts- und Wachstums-
pakte aus den vergangenen Jahren. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Der Anspruch, die politische Union zu vertiefen, ist 
von der Bundesregierung bislang nicht ausreichend 
erfüllt worden. Dafür gibt es natürlich eine Reihe von 
Gründen; ich möchte nur zwei nennen. 

Auch heute war immer wieder die Rede davon, der 
Euro sei die Antwort auf die Globalisierung. Man 
muß hier viel präziser sein: Die gemeinsame Wäh-
rung in Europa ist eine notwendige, aber keineswegs 
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eine ausreichende Antwort auf die Herausforderun-
gen der Globalisierung. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Es geht nicht nur darum, daß man der Bundesrepu-
blik die mangelnde Bereitschaft und Unfähigkeit vor-
werfen muß, europapolitische Strategien zu entwik-
keln, sondern hinter dieser Untätigkeit verbirgt sich 
auch eine andere Wirtschaftskonzeption. 

Auch in der heutigen Debatte ist die Vorstellung 
deutlich geworden, man könne das, was man in den 
letzten Jahren auf nationaler Ebene an neoliberaler, 
marktradikaler Politik zu realisieren versucht hat, 
nun auf die europäische Ebene übertragen, man 
könne sozusagen das Kohlsche Modell Deutschland 
mit seinem Stabilitätsgedanken nun auch auf euro-
päischer Ebene ungebrochen verwirklichen. Der 
Euro ist nach unserer Überzeugung kein Instrument 
für eine neoliberale Politik. Der Euro kann und muß - 
dafür gilt es in den nächsten Monaten und Jahren zu 
kämpfen - ein Instrument für ein soziales Europa, für 
ein Europa ohne Massenerwerbslosigkeit werden. 

Der mühsame Prozeß der Erreichung der Stabili-
tätskriterien in der Bundesrepublik Deutschland hat 
deutlich gezeigt, daß es keineswegs nur dieses ein-
zige Modell Deutschland gibt, um zu Stabilität in Eu-
ropa zu kommen. Wir brauchen nur den Blick über 
die Grenzen hinweg zu richten und nach Dänemark, 
in die Niederlande und auch nach Frankreich zu 
schauen, um zu erkennen, daß es durchaus möglich 
ist, eine Konsolidierungspolitik mit einer Sozial- und 
Beschäftigungspolitik zu verbinden und gleichzeitig 
die Stabilitätskriterien zu erfüllen. Diese Lehre müs-
sen wir aus den letzten Jahren ziehen. Haushaltskon-
solidierung und soziale Sicherung sind gewiß kein 
Widerspruch, wie es heute auch der Bundesfinanzmi-
nister gesagt hat. Allerdings ist diese Bundesregie-
rung den Beweis bislang schuldig geblieben, daß sie 
in der Lage ist, Haushaltskonsolidierung mit einer so-
zialen und ökologischen Politik zu verbinden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Der zweite Grund, warum es auf dem Weg zur poli-
tischen Union nicht weitergeht, ist natürlich die Spal-
tung der Regierungskoalition, die wir in den letzten 
Jahren erlebt haben. Von einer gemeinsamen Vor-
stellung davon, wie dieses Europa aussehen soll, 
kann in der Regierungskoalition nicht mehr die Rede 
sein. In den letzten Wochen wurde sogar der Ein-
druck erweckt, Europapolitik werde eher in Mün-
chen als in Bonn gemacht. In verdächtiger und auf-
fälliger Weise ist in den letzten Tagen wieder stärker 
vom „nationalen Interesse" die Rede. Das soll nur 
verkleistern, daß von der Bundesregierung keine 
handlungsfähige europapolitische Konzeption gebo-
ten werden kann. 

Wir brauchen eine gemeinsame Währung. Aber 
diese gemeinsame Währung ist kein Selbstzweck. 
Auch die von Ihnen erhofften Strukturreformen, die 
durch den Euro erreicht werden sollen, können kein 
Selbstzweck sein. Man muß doch mit solchen Refor-
men bestimmte politische Zielvorstellungen verbin-
den. Man muß - wir tun es - mit dem Euro, mit dieser 
dritten Stufe, auch den Willen verbinden, in Europa  

neue Handlungsspielräume für eine soziale und öko-
logische Reformpolitik auf europäischer, auf natio-
naler, aber auch auf regionaler Ebene zu eröffnen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Insofern ist die Einführung des Euro sicherlich ein 
wichtiger Schritt. Aber dieser wichtige Schritt im 
europäischen Integrationsprozeß darf uns in keiner 
Weise dazu verleiten, nun die wirtschaftliche Ent-
wicklung in Europa einem Selbstlauf zu überlassen. 
Der Euro stellt an uns die Anforderung, neue Formen 
von Gestaltungsaufgaben wahrzunehmen und  offen-
siv aufzugreifen. 

Die Debatte über die Einführung des Euro am 1. Ja-
nuar 1999 kann meines Erachtens nicht nur eine Fei-
erstunde sein, in der man sich gegenseitig für das auf 
die Schulter klopft, was man in den letzten Jahren er-
reicht hat. Vielmehr sollte dieser Zeitpunkt für uns 
Anlaß sein, uns darüber klarzuwerden, daß die Ein-
führung des Euro nicht nur eine große politische Her-
ausforderung ist, sondern daß wir auch die Aufgabe 
annehmen müssen, die gemeinsame Währung in Eu-
ropa - und zwar in einem sozialen und ökologisch 
ausgerichteten Europa - zu sichern. Dieser politi-
schen Herausforderung haben wir uns in der Zukunft 
zu stellen. 

Vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Heidemarie Wieczorek-Zeul 

[SPD]) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat 
Herr Bundesminister Dr. Klaus Kinkel. 

Dr. Klaus Kinkel, Bundesminister des Auswärtigen: 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Die 
Einführung des Euro ist die wichtigste europapoliti-
sche Entscheidung zum Ausgang des Jahrhunderts. 
Ich, der ich am Anfang durchaus kein Euro-Freak 
war, sage heute nach intensiver Befassung mit der 
Materie über Jahre hinweg, daß der Euro aus ökono-
mischen, aus europapolitischen und auch aus globa-
len Gründen zwingend notwendig ist und daß er - 
den  Mut müssen wir haben, das deutlich zu sagen - 
auch ganz speziell im deutschen nationalen Interesse 
liegt. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Man kann diese Entscheidung, die in ihrer Bedeu-
tung nicht überschätzt werden kann, nicht im luftlee-
ren Raum betrachten. Man muß sie in die anderen 
europapolitischen Entscheidungen einbetten die an-
stehen oder anstanden: der Vertrag von Amsterdam, 
die Fortsetzung der Integration im Bereich Inneres 
und Justiz, der Grundsatzbeschluß des Europäischen 
Rates in Luxemburg im Dezember über die Osterwei-
terung der Union, die Vorlage der Agenda 2000. Man 
muß diese Entscheidung natürlich auch in die noch 
offenen institutionellen Fragen eingebettet sehen, 
die wir in Amsterdam noch nicht beantwortet haben. 
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Uns Deutschen als Einwohner des Landes, das in 
der Europäischen Union am bevölkerungsreichsten 
und auch am wirtschaftsstärksten ist, obliegt in die-
sem Gesamtkomplex der weiteren europäischen In-
tegration eine ganz besondere Verantwortung. Ich 
persönlich bin davon überzeugt, daß dieser Euro der 
Union eine neue Schubkraft verleihen wird. 

Der Binnenmarkt, das Herzteil der Integration, 
wird durch den Euro vollendet und wird ungeahnte 
neue Kräfte freisetzen. Ich bekenne ganz offen, daß 
ich mir auch weitere Hilfe für die Integration in Fra-
gen der Außen- und Sicherheitspolitik, in Fragen der 
institutionellen Anpassungen und auch noch in an-
deren Fragen wünsche, in denen wir noch weiter-
kommen müssen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vor 47 Jahren, fast auf den Tag genau, unterzeich-
neten Deutschland, Frankreich, Italien und die Bene-
luxstaaten in Paris den Vertrag über die Europäische 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl. Damit begann 
die größte politische Erfolgsgeschichte der zweiten 
Hälfte unseres Jahrhunderts - die Einigung Europas. 
Aus einem Kontinent des „Hungers, der Armut, des 
Despotismus und des Chaos" - wie George Marshall 
1947 sagte - wurde eine Europäische Union von der-
zeit 15 Mitgliedstaaten mit einer augenblicklichen 
Gesamtbevölkerung von über 370 Millionen Men-
schen - in der Zukunft werden es 500 Millionen Men-
schen sein -, die mit rund 12 Billionen DM ein größe-
res Bruttoinlandsprodukt erwirtschaften als die USA 
und Japan. 

Wir Deutsche - Hans-Dietrich Genscher hat heute 
morgen darauf verwiesen - bekamen unsere Selbst-
achtung zurück; unser Land - leider zunächst nur der 
Westen - wurde in die Familie der freien Völker zu-
rückgeführt; wir erreichten ein nie gekanntes Maß 
an Wohlstand und sozialer Sicherheit. Heute sind wir 
wiedervereinigt, nur noch von Freunden umgeben, 
international geachtet und respektiert - eine 50jäh-
rige Erfolgsgeschichte, die wir natürlich in erster Li-
nie dem Fleiß, dem Ideenreichtum der Menschen in 
Deutschland verdanken, aber auch unserer Grund-
entscheidung für Europa. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Das ist übrigens eine Einzahlung in eine Bank, die 
sich für uns Deutsche mit Zins und Zinseszins im 
wahrsten Sinne des Wortes ausgezahlt hat. 

Wenn immer wieder über Kosten geredet wird: Ja, 
wir werden der größte Nettozahler bleiben. Aber wir 
Deutschen profitieren mit weitem Abstand am mei-
sten von der Europäischen Union. Wenn wir in diesen 
Wochen und Monaten mit dem Euro und der EU-Er-
weiterung wieder - wie damals nach Kriegsende - 
vor geschichtlichen Weichenstellungen stehen, dann 
müssen wir das ganz besonders im Auge behalten. 

Aus Deutschland darf kein falsches Signal kom-
men und zu unseren Partnern und Freunden rüber

-

schwappen, vor allem auch nicht nach Brüssel. Unser 
Wohlstand, unsere Stellung in der Welt stehen und 
fallen mit Europa. Nichts kann Europa für Deutsch-

land ersetzen. Es gibt weltweit kein anderes großes 
Wirtschafts- und Industrieland vergleichbar Deutsch-
land, das so einseitig von einer Region abhängig ist 
wie Deutschland von Europa. Deshalb haben wir kei-
nen Grund, an Europa herumzunörgeln und dauernd 
in Skeptizismus zu verfallen, sondern wir sollten die-
jenigen sein - wie es von den anderen erwartet wird 
-, die vorangehen. Das wollen wir auch tun, nicht nur 
bei der Euro-Entscheidung, sondern auch bei der Er-
weiterung, wo die Länder, die auf uns hoffen, das 
Recht haben, ganz besonders auf Deutschland als ih-
ren Anwalt zu vertrauen. Denn wir haben am mei-
sten profitiert und tragen deshalb auch, ins Herz Eu-
ropas zurückgekehrt und wiede rvereinigt, die mit 
weitem Abstand größte Verantwortung. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, der Zweite Weltkrieg 
war kaum fünf Jahre beendet, als Robe rt  Schuman 
den Anstoß zu einer neuen Europa-Zusammenarbeit 
gab. Wie damals geht es auch heute im Kern um ei-
nen Wandel in unseren Köpfen, um die Einsicht näm-
lich, daß Wohlstand und Sicherheit nicht mit Behar-
ren auf dem Hergebrachten, sondern nur mit Auf-
nahme des Neuen zu erhalten sind. Ich räume ein, 
das war damals, nach dem Zweiten Weltkrieg, etwas 
leichter. Deutschland lag am Boden. Damals erschien 
keine Anstrengung zu groß. Heute ist das schwerer. 
Wir haben mit unserer D-Mark und unserer sozialen 
Marktwirtschaft große Erfolge erzielt. Jetzt geht es 
uns ein klein wenig so wie einem Spitzensportler, der 
viele Medaillen in der Vit rine liegen hat, aber unter 
veränderten, neuen Wettkampfbedingungen antre-
ten muß. Jetzt gilt es sozusagen im übertragenen 
Sinne, neue Siege zu erringen. Das verlangt Umstel-
lung auf neue Trainings- und durchaus auch auf 
neue Wettkampfmethoden. Für uns ist das der Schritt 
von der D-Mark in den Euro und die Reform unseres 
Steuer-, Wirtschafts- und Sozialsystems. 

Unsere Bürger in Deutschland spüren, daß wir 
nicht sitzen bleiben können, daß wir vorangehen 
müssen. Eines wird allen klar: Europa setzt mit dem 
Euro und der Integration auf Wachstum und Erneue-
rung - eine Entscheidung, auf die die Welt gewartet 
hat. Deshalb haben die Weltmärkte und die Finanz-
märkte den Euro angenommen. Sie rechnen mit ihm. 
Es wäre geradezu verheerend, wenn wir jetzt durch 
eine Verschiebungsdiskussion draußen den Eindruck 
erwecken würden, als käme er nicht. Der „point of 
no return " ist längst überschritten, auch was den 
Zeitpunkt anbelangt. Ich kann nur allen raten, dieses 
Verschiebungsgerede einzustellen, und zwar schnell, 
weil es verantwortungslos ist. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, natürlich haben wir als 
europäische Deutsche auch eigene Interessen - von 
der Unabhängigkeit der Europäischen Zentralbank 
und dauerhaften Stabilität bis zur Subsidiarität, von 
einer schnellstmöglichen Stabilisierung unserer östli-
chen Nachbarn bis zu einer gerechten Lastenvertei-
lung innerhalb der EU und einer weiterhin engen 
Verflechtung mit den USA. Diese Interessen vertre- 
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ten wir genauso selbstbewußt wie die Franzosen, Dä-
nen, Italiener und Polen. 

Thema Stabilität: Die Übernahme der Stabilitäts-
kultur der D-Mark durch die große Mehrzahl unserer 
Partner, der Sitz der Europäischen Zentralbank in 
Frankfurt  und der Stabilitätspakt sind nicht vom 
Himmel gefallen. Die Bundesregierung hat da im be-
sten Sinne des Wortes geführt. Der Bundeskanzler an 
der Spitze ist heute mehrfach gelobt worden. Ich be-
gleite ihn in der nicht immer einfachen Arbeit, was 
die Europa-Politik anbelangt, seit sechs Jahren. Ich 
kann nur sagen, daß er durch seine A rt  Politik zu ma-
chen, ganz entscheidend mit erreicht hat, daß wir 
heute da stehen, wo wir stehen. Dafür gebührt ihm 
Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Dieser Dank gebührt auch dem Kollegen Waigel, der 
es nicht leicht hatte und dem ich als einem Gefährten 
in den letzten Jahren heute auch von dieser Stelle 
aus besonders danken will. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Ich möchte - das werden alle hier im Saal verste-
hen - meinen ganz besonderen Dank an Hans-Diet-
rich Genscher richten. Er hat als mein Vorgänger 
18 Jahre lang die deutsche Außenpolitik geführt. 
Daß wir wiedervereinigt sind, daß wir in Europa so 
weit gekommen sind, daß wir heute diese historische 
Entscheidung zum Euro treffen können, ist ganz ent-
scheidend auch ihm zu verdanken. Vielen Dank, 
Hans-Dietrich Genscher! 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU 
sowie bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich habe auch das Bedürfnis - das mögen mir die 
anderen verzeihen -, zwei Kollegen in meiner Frak-
tion besonders zu danken, an der Spitze Helmut 
Haussmann. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Helmut Haussmann hat, was vielfach nicht bekannt 
ist, in den letzten Jahren hier in Deutschland über 
300 Aufklärungsveranstaltungen in Sachen Euro 
durchgeführt. Dasselbe gilt für Herrn Thiele. Herzli-
chen Dank! 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU - 
Anke Fuchs [Köln] [SPD]: 3 000 Leute, das 
ist doch nicht viel! Das sind zehn pro Veran

-

staltung!) 

- Ich will in den anderen Fraktionen mal jemanden 
sehen, der über 300 Veranstaltungen durchgeführt 
hat. 

Meine Damen und Herren, was den Beitritt unserer 
mittel - und osteuropäischen Partner zur EU anbe-
langt, so kann ich nur davor warnen, auch da - wie 
beim Euro - eine erneute Verschiebungsdiskussion 
anzuzettteln. Das wird uns nicht bekommen. Diese 
Region ist inzwischen die Wachstumsregion Nummer 
eins in der Welt. Wir haben auch ein enormes eigenes 
Interesse daran, daß unsere Ostgrenze nicht mehr 

die Grenze zwischen Ost und West in Europa dar-
stellt. Die Polen, die Tschechen, die Ungarn und die 
anderen mittel- und osteuropäischen Länder haben 
mit ihrem Freiheitswillen - das ist heute schon mehr-
fach erwähnt worden - dazu beigetragen, daß wir 
wiedervereinigt sind, und das ist das größte Glück 
der Deutschen. 

Ich wiederhole immer wieder: Es kann nicht richtig 
sein, daß wir diesen Ländern über Jahrzehnte zuge-
rufen haben: Legt den Kommunismus, den Marxis-
mus-Leninismus ab, kommt zu uns in unsere freiheit-
liche westliche Gemeinschaft!, um ihnen jetzt zu sa-
gen: Wir haben leider Gottes so viel Probleme, vor al-
lem Finanzprobleme; das kostet was; für euch ist in 
diesem europäischen Haus leider kein Zimmer frei. - 
Das wäre unhisto risch, das wäre fatal, das wäre auch 
zutiefst ungerecht; denn nach der Wiedervereini-
gung sind die neuen Bundesländern in die EU und in 
die NATO hineingekommen. Deshalb haben wir als 
Land im Herzen Europas jetzt auch den mittel- und 
osteuropäischenn Ländern gegenüber eine ganz be-
sondere Verantwortung. Das durfte man denen nicht 
nur versprechen; dazu muß man stehen. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Eines ist allerdings klar: Diese Beitrittsfrage wird 
schwieriger werden. Wir haben es mit Ländern zu 
tun, die über Jahrzehnte Diktatur und Kommando-
wirtschaft hatten. Sie müssen jetzt in rechtsstaatliche 
und marktwirtschaftliche Strukturen hinein. Deshalb 
brauchen sie besondere Hilfe, Hilfe zur Selbsthilfe. 
Die haben wir ihnen versprochen, und die wollen wir 
ihnen auch geben. 

Meine Damen und Herren, heute geben wir unser 
Votum für einen wahrhaftig historischen Schritt ab, 
für einen Schritt Europas zu einer neuen Gemein-
samkeit und Stärke. Er krönt im übrigen einen 40jäh-
rigen Prozeß, einen oft nicht einfachen Weg. Er öffnet 
aber zugleich die Tür für eine Stellung unseres Kon-
tinents im 21. Jahrhundert, die seinem großen ge-
schichtlichen, geistigen und kulturellen Beitrag ge-
recht wird. 

Die überwältigende Mehrheit in diesem Hause ist 
dafür, daß Deutschland diese Chance, die uns die 
Geschichte einräumt, wahrnimmt. Das ist gut so für 
die Menschen in Deutschland und in ganz Europa. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Kollegin Heidi Wieczorek-Zeul, SPD. 

Heidemarie Wieczorek-Zeul (SPD): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich bin, wie Sie si-
cher wissen, seit langem davon überzeugt, daß eine 
Europäische Wirtschafts- und Währungsunion von 
politischem und ökonomischem Nutzen und notwen-
dig ist. Ich knüpfe dabei an die Forderung an, die 
Willy Brandt 1969 auf der Konferenz in Den Haag zu 
dieser Wirtschafts- und Währungsunion gestellt hat 
und die im Europäischen Währungssystem unter der 
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Kanzlerschaft von Helmut Schmidt dann ihre Fortset-
zung gefunden hat. 

Ich freue mich, daß meine Fraktion mit ganz großer 
Mehrheit dieser dritten Stufe der Europäischen Wi rt

-schafts- und Währungsunion zustimmt 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der F.D.P. und der CDU/CSU) 

und damit deutlich macht, daß diese Entwicklung 
hin zu einer europäischen Wi rtschaftsunion, einer So-
zialunion und einer Umweltunion in der Konsequenz 
sozialdemokratischer Politik liegt. 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist zwar immer wieder angeklungen, aber ich 
will noch einmal zugespitzt sagen, was bei mir ein 
Großteil der Begründung ist - bei der Kollegin Anke 
Fuchs haben Sie das sicher auch alle sehr deutlich 
gespürt -: Wir erleben doch, daß in der Welt neue 
große Handelsblöcke entstehen. Eine Europäische 
Wirtschafts- und Währungsunion wird unter den Be-
dingungen dieser Handelsblöcke einfach bessere 
Voraussetzungen für mehr Wettbewerb zu unseren 
Gunsten haben, und vor allen Dingen wird uns mei-
ner Meinung nach der Euro eine größere Einfluß-
nahme auf die Regeln der Weltwirtschaft ermögli-
chen. Das ist doch der Punkt, um den es geht. 

(Beifall bei der SPD - Anke Fuchs [Köln] 
[SPD]: Sehr richtig!) 

Er wird uns nicht einfach den Regeln unterwerfen, 
angeblich dem Freihandel, sondern er wird es uns er-
möglichen, die Regeln zu gestalten. Wir wollen und 
werden sie zum Nutzen der Menschen einsetzen. Es 
geht darum, auf der europäischen Ebene und auf der 
internationalen Ebene einen neuen sozialen und öko-
logischen Ordnungsrahmen zu schaffen, der national 
durch die entsprechende Flexibilität und die entspre-
chende grenzüberschreitende Entwicklung auf der 
Kapital- und Finanzseite längst ausgehöhlt worden 
ist. 

(Beifall bei der SPD) 

Deshalb brauchen wir diesen neuen Ordnungsrah-
men im Rahmen der Europäischen Union und auch 
im Rahmen internationaler Beziehungen. 

Es ist heute sehr deutlich geworden: Das Konzept 
der Bundesregierung ist das Gegenteil von solcher 
internationalen oder europäischen Kooperation. Es 
führt in letzter Konsequenz sogar zur Aushöhlung 
der finanziellen Basis der Mitgliedstaaten und zu ver-
schärfter Arbeitslosigkeit. 

Wir hatten im Vorfeld der heutigen Debatte viele 
Anhörungen. Eine der für mich besonders erschüt-
ternden Anhörungen war die am Dienstag, bei der 
Helmut Kohl - er ist jetzt nicht mehr da - zwei Tage 
vor der Entscheidung über das gemeinsame Geld in 
der Europäischen Union davon gesprochen hat, man 
müsse das Subsidiaritätsprinzip auf die Haushalts-, 
Wirtschafts- und Finanzpolitik konsequent anwen-
den. Wer so argumentiert, also auf gut deutsch sagt, 
es wird nach wie vor alles zu Hause gemacht, der hat 
von den ökonomischen und finanzpolitischen Konse-
quenzen der Europäischen Wirtschafts- und Wäh

-

rungsunion null Ahnung, und er hat auch nicht ver-
standen, was auf uns zukommt. Das ist ganz eindeu-
tig. Er hat es nicht zu Ende gedacht. 

(Beifall bei der SPD) 

Es geht nicht um die Vergemeinschaftung dieser 
Politikbereiche. Es geht natürlich um die politische 
Union. Es geht aber vor allem um die engere Zusam-
menarbeit, damit die kommenden Herausforderun-
gen bewältigt werden können. 

Ich sage es noch einmal: Wir haben in Deutschland 
knapp 5 Millionen registrierte Arbeitslose. EU-weit 
gibt es 18 Millionen Arbeitslose. Wenn wir einen sta-
bilen und starken Euro schaffen wollen, müssen wir 
die Massenarbeitslosigkeit in den Griff bekommen. 
Sie sind von Ihrem Konzept, von dem ganzen Ansatz 
her nicht in der Lage, das zu schaffen. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn Ihre Politik fortgesetzt wird, droht uns in der 
nächsten Rezession ein Anstieg der Arbeitslosenzahl 
auf 6 Millionen, der die öffentlichen Haushalte über 
die massiv steigenden Kosten für die Arbeitslosigkeit 
endgültig sprengen würde und übrigens dann auch 
die gemeinsame Währungsunion sprengen würde. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie 
der Abg. Mariluise Beck [Bremen] [BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Ich will es an dieser Stelle - auch Anke Fuchs hat 
das getan - noch einmal sagen: Es ist schon ein Trau-
erspiel, daß Sie nicht imstande sind, den von Ihnen 
selbst eingeforderten und mitbeschlossenen beschäf-
tigungspolitischen nationalen Aktionsplan zeitge-
recht vorzulegen. 

(Carl-Ludwig Thiele [F.D.P.]: Liegt doch vor!) 

- Herr Thiele, ich weiß, wie es war. In der Osterzeit 
konnte man doch jeden Tag, wenn man den Fernse-
her eingeschaltet hat, feststellen, was Stoiber von der 
Europapolitik von Klaus Kinkel hält, nämlich nichts. 
Es gab Auseinandersetzungen über die Frage, wie 
die Europapolitik angeblich am besten organisiert 
werden sollte. Mein Gott, reden Sie doch nicht soviel 
über die Organisation der Europapolitik, sondern le-
gen Sie den Aktionsplan fristgerecht vor! 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Sie haben ihn nicht vorgelegt. Es ist deutlich gewor-
den, daß das für Sie eigentlich nur ein Lippenbe-
kenntnis war und daß Sie das eher pflichtgemäß und 
lustlos gemacht haben. Die 50 Punkte, die schon 
1996 in Ihrem Programm enthalten waren, haben Sie 
jetzt wieder aufgewärmt. Es ist überhaupt nichts 
Neues hinzugekommen. 

Der europäische Einigungsprozeß steht am Ende 
dieses Jahrhunderts - das ist eben auch von Herrn 
Kinkel angesprochen worden - vor entscheidenden 
Weichenstellungen. Dabei geht es nicht nur um den 
Euro. Die Osterweiterung ist zu bewältigen, und im 
Rahmen der Agenda 2000 sind Strukturfonds und die 
Agrarpolitik grundlegend zu reformieren. Hinzu 
kommt die Reform der EU-Finanzen. Im Rahmen der 
deutschen EU-Ratspräsidentschaft - sie beginnt am 
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I 1. Januar 1999 - müssen diese Punkte entschieden 
werden. Diese Bundesregierung ist aber nicht mehr 
imstande, die notwendigen Reformen zu gestalten. 
Herr Kinkel hat hier wieder diese unse riöse Art  prak-
tiziert. 

(Zurufe von der F.D.P.: Na! - Beifall der 
Abg. Anke Fuchs [Köln] [SPD] sowie des 

Abg. Horst Kubatschka [SPD]) 

- Ja, das ist unse riös. Man kann nicht einerseits sa-
gen, die schnelle Osterweiterung solle kommen, aber 
sie solle kein Geld kosten, gleichzeitig noch den 
deutschen Finanzbeitrag senken und andererseits 
dazu beitragen, daß jede vernünftige Reform unter 
dem Stichwort Agenda 2000 schon im Vorfeld verhin-
dert wird. Das ist doch die Methode, die Sie prakti-
zieren. 

(Beifall bei der SPD) 

Deshalb sage ich: Eine für Deutschland und für die 
Europäische Union erfolgreiche deutsche Präsident-
schaft in der EU kann es unter Ihrer Führung nicht 
geben. Sie nehmen heute die Blockade der notwen-
digen Entscheidungen in Brüssel bewußt in Kauf, 
und zwar einzig und allein aus wahltaktischen Grün-
den. Sie zerschlagen dabei - Stoiber war daran mas-
siv beteiligt - mutwillig und ohne Nutzen für das 
deutsche Volk Porzellan nach dem Motto: Nach uns 
die Sintflut. Sie tun dies so, daß jeder, der es sieht, 
schlußfolgern muß: Sie sind sicher, daß Sie selbst die 
Scherben nicht mehr aufkehren müssen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Für unser Land bedeutet das aber Schaden. Denn die 
Kosten für das, was finanziert werden muß, werden 
für die Menschen in unserem Land um so höher, je 
mehr Wahlversprechen Sie zur Agenda 2000 vorher 
aller Welt in Deutschland geben. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir brauchen ein 
schlüssiges Konzept Deutschlands für die EU-Rats-
präsidentschaft. Wir können es uns nicht leisten, erst 
im Dezember 1998 handlungsfähig zu sein. Diese 
EU-Ratspräsidentschaft ist eine Möglichkeit, den EU-
Einigungsprozeß voranzubringen. Für die Bundesre-
gierung war die Vorbereitung bisher reine Formsa-
che. Zu mehr ist sie auch nicht imstande, weil sie mit 
dem Streit in den eigenen Reihen beschäftigt ist. Wer 
das Gerangel um die heutige Rednerliste miterlebt 
hat, fragt sich: Wenn schon dabei soviel Streit ent-
steht, wie kann dann bei Ihnen in den wirklich rele-
vanten Fragen der politischen Agenda Europas über-
haupt noch eine gemeinsame Position zustande kom-
men? 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist richtig: Wir haben mit der Osterweiterung 
und mit der Wirtschafts- und Währungsunion wich-
tige Schritte in Richtung auf die weitere Entwicklung 
Europas am Ende dieses Jahrhunderts auf den Weg 
gebracht. Damit ist ein Beitrag geleistet worden, um 
künftige Kriege in Europa zu verhindern. Aber jetzt 
geht es darum, die Zukunft der Europäischen Union 
zu gestalten. Hierzu fällt Ihnen nichts mehr ein. Dazu 
haben Sie kein einziges Konzept mehr vorzulegen. 

Wir als Sozialdemokratie sagen: Wir haben unsere 
Positionen für die deutsche EU-Ratspräsidentschaft 
entschieden und festgelegt. Wir werden einen euro-
päischen Beschäftigungspakt schließen und diesen 
mit anderen EU-Partnerländern verwirklichen, die 
nur darauf warten, daß von Deutschland endlich ein 
Signal in Richtung auf die Bekämpfung der Massen-
arbeitslosigkeit ausgeht. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Wir werden - das hat Gerhard Schröder heute sehr 
deutlich gemacht - den Euro als Instrument für eine 
verstärkte Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten bei 
der Wirtschafts- und Finanzpolitik nutzen. Wir wer-
den den Euro einsetzen, um stärkeren Einfluß auf die 
Regeln der Weltwirtschaft zu erhalten und dafür zu 
sorgen, daß soziale und ökologische Standards stär-
ker als bisher bei der Regulierung der Weltwirtschaft 
und auch bei den Verhandlungen zum Welthandels-
abkommen zur Geltung kommen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Wir werden die Osterweiterung der Europäischen 
Union solide vorbereiten. 

Ich sage an dieser Stelle eines; Herr Kinkel, wenn 
Sie über diese Frage nachdenken, werden Sie dem 
zustimmen müssen. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Müssen?) 

- Ja. - Jeder weiß, schon die Währungsunion war ein 
Riesenschritt mit großen Akzeptanzproblemen. Die 
Osterweiterung wird ein vergleichbarer Schritt mit 
mindestens ebenso großen Akzeptanzproblemen in 
der Bevölkerung werden. Deshalb kommt es darauf 
an, daß man die Leute in diesen Fragen nicht belügt, 
wie das zum Teil aus dem Hause der Bayerischen 
Staatskanzlei passiert, sondern dafür sorgt, daß ein 
klares Konzept entwickelt wird. 

Das heißt, man muß sagen: Erstens. Es gibt ein Li-
mit für die Finanzen der EU. Das liegt bei 1,27 Prozent 
des Bruttosozialprodukts. Darüber wird auch bei der 
Osterweiterung nicht hinausgegangen. 

(Beifall bei der SPD) 

Zweitens. Wir wollen eine Reform der Agrarpolitik 
- diese ist notwendig -, weg von der Subventionie-
rung von Preisen und hin in Richtung auf die Siche-
rung ländlicher Existenzen und des ländlichen Rau-
mes. Dabei müssen auch die unterschiedlichen Be-
triebsgrößen in den ostdeutschen Ländern berück-
sichtigt werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir wollen dafür sorgen, daß mehr Beitragsge-
rechtigkeit herrscht. Theo Waigel ist der erste, der 
darüber spricht, daß wir den deutschen Beitrag redu-
zieren müßten. Zur Ehrlichkeit gehört übrigens auch 
zu sagen: Als Sie diesen Beitrag 1992 beschlossen 
haben, war die Einigung bereits vollzogen. Da wuß-
ten Sie genau, daß das vereinte Deutschland nicht 
mehr ganz so wirtschafts- und finanzstark war. Trotz-
dem haben Sie in Edinburgh damals diesen Beitrag 
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beschlossen. Dann stellen Sie sich jetzt hier aber 
nicht hin und tun so, als wären es andere gewesen! 
Sie haben ihn selber beschlossen. 

(Beifall bei der SPD) 

Deshalb können wir erst dann, wenn der bisherige 
Finanzierungsrahmen wegfällt, über neue Perspekti-
ven verhandeln. Wir wollen, daß er gerechter wird. 
Es kann nicht angehen, daß Länder wie Dänemark 
und Luxemburg proportional mehr Finanzmittel aus 
dem EU-Haushalt zurückbekommen, weil sie einen 
höheren Agraranteil haben. Wir brauchen mehr Ge-
rechtigkeit. 

Die Reform der Agrarpolitik und die Reform der 
Finanzen der Europäischen Union und die besseren 
Rückflüsse in die Bundesrepublik sind auf das engste 
verkoppelt. Wer das nicht sieht, wird vor allem dazu 
beitragen, daß die Osterweiterung der EU in der Zeit-
achse immer mehr verschoben wird und daß die Ver-
sprechungen, die Herr Kinkel und andere in ihren 
Reden gemacht haben, nicht eingelöst werden kön-
nen. 

Wer hat heute daran erinnert, daß Helmut Kohl 
den Polen versprochen hat, im Jahre 2000 seien sie 
in der Europäischen Union? Solche vollmundigen 
Versprechen, die anschließend nicht durch prakti-
sche Politik eingelöst werden können, schaden dem 
Ansehen und führen dazu, daß das Vertrauen ge-
genüber der Bundesrepublik Deutschland gestört 
wird. 

Wir werden eine solche Politik nicht praktizieren. 
Wir haben klare Perspektiven für die EU-Ratspräsi-
dentschaft. Dazu gehört, daß auch über gemeinsame 
Werte der Bürgerinnen und Bürger gesprochen wird. 
Es gibt Gemeinsamkeiten aller Europäer. Zu ihnen 
gehört die Gemeinsamkeit des sozialen Rechtsstaa-
tes. Zu ihnen gehören auch die gemeinsamen Grund-
werte und Grundrechte. Wir wollen, daß es in der 
Europäischen Union nicht nur das Geld gibt, sondern 
daß auch die Grundrechte aller Bürgerinnen und 
Bürger, die in der Europäischen Union leben, ent-
sprechend verankert und geschützt werden. Dann 
hat die Europäische Union, dann hat die Verwirkli-
chung der Perspektiven der europäischen Entwick-
lung eine gute Chance. In diesem Sinne wollen wir 
es anpacken. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zu Ihrer Infor-
mation, verehrte Kolleginnen und Kollegen: Die ver-
bleibende Debattenzeit beträgt nach den noch vorlie-
genden Wortmeldungen etwa eine Stunde und 20 Mi-
nuten. 

Das Wort  hat jetzt der Kollege Dr. Uwe-Jens Rössel, 
PDS. 

Dr. Uwe-Jens Rössel (PDS): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen! Liebe Kollegen! Die PDS wird sich - ich 
wiederhole das - als einzige im Deutschen Bundes-
tag vertretene Partei dem Beitritt der Bundesrepublik 

Deutschland zum künftigen Euro-Land widersetzen. 
Wir sagen nein zu diesem Euro. 

(Carl-Ludwig Thiele [F.D.P.]: Wir sagen nein 
zur PDS!) 

Die PDS ist damit auch die einzige in den Deutschen 
Bundestag gewählte Fraktion bzw. Gruppe, die den 
Vorbehalten der Mehrheit der Bürgerinnen und Bür-
ger - ich sage das ausdrücklich an Ihre Adresse, Herr 
Thiele - gegenüber der Einführung des Euro in 
Deutschland wirklich Rechnung trägt. 

Wir halten gerade in einer so fundamentalen 
Frage, wie es der Beitritt zur Europäischen Wäh-
rungsunion nun einmal ist, eine Volksabstimmung 
für unabdingbar. Auch hier war es eine übergroße 
Koalition aus CDU/CSU, F.D.P., SPD und Bündnis 90/ 
Die Grünen, die das aus fadenscheinigen Gründen 
verhindert hat. Diese Parteien haben mit ihrem Nein 
im Bundestag zu dem PDS-Antrag, eine Volksabstim-
mung durchzuführen, verhindert, daß die Bevölke-
rung, die Bürgerinnen und Bürger, der Souverän, 
über die Einführung einer Einheitswährung entschei-
den kann. Das ist die Wahrheit. Die SPD, auf deren 
Zustimmung zur Euro-Einführung die Regierungs-
koalition angewiesen war, hätte ihr Votum dazu von 
der Durchführung einer Volksabstimmung über die-
ses Projekt abhängig machen können. Dieses Junk-
tim aber unterblieb. 

(Beifall bei der PDS) 

Diese Parteien haben damit eine große Verantwor-
tung auf sich geladen. 

Eine übergroße Koalition war es im übrigen auch, 
die sich im federführenden Finanzausschuß in ge-
schlossener Front einem PDS-Antrag widersetzte, 
der vorsah, daß in den zahlreichen öffentlichen An-
hörungen zur Euro-Einführung ausdrücklich auch 
Expertinnen und Experten gehört werden - diese 
gibt es ja sehr zahlreich -, die dem Euro ablehnend 
gegenüberstehen. Das wurde in geschlossener Front 
unterbunden. 

Hierzu möchte ich einen Vergleich anbringen: Bei 
den jüngst durchgeführten öffentlichen Anhörungen 
zur Steuerreform wurden beispielsweise an die 
100 Fachleute eingeladen, die zum Teil ganz unter-
schiedliche Positionen vertreten haben. Bei den An-
hörungen zur Steuerreform fanden diese Kritiker im 
Bundestag Gehör. Ganz anders war es bei dem be-
sagten Euro-Projekt. Hier wurden ausdrücklich 
einige wenige Euro-Befürworter eingeladen. Damit 
konnte die Anhörung nur zu einer Farce verkom-
men. 

Selbstverständlich hat die Euro-Einführung viele 
Gewinner, in Deutschland und in den voraussichtlich 
zehn weiteren Ländern: Das sind die Großbanken, 
die Großassekuranzen, die inte rnational agierenden 
Industriekonzerne. Die mit der Einführung der Ein-
heitswährung verbundene Verschärfung des interna-
tionalen Konkurrenzkampfes und der damit einher-
gehende Fusionsdruck nicht zuletzt im Banken- und 
Investmentbereich werden diesen Unternehmen nie 
dagewesene Gewinne bescheren. Einen Vorge-
schmack darauf geben, um in Deutschland zu blei- 
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ben, die Entwicklungen der Aktienkurse solcher bör-
sennotierter Unternehmen wie Dresdner Bank, BASF 
oder wie der Softwareschmiede SAP, deren Kurse al-
lein seit dem 1. Januar dieses Jahres um bis zu 60 Pro-
zent gestiegen sind. 

Die Euro-Einführung hat so manche Gewinner; 
aber sie wird auch Millionen Verliererinnen und Ver-
lierer haben. Dazu gehören die kleinen Leute. Verlie-
rer werden aber auch die kleinen und mittelständi-
schen Unternehmen, die Händler und Handwerksbe-
triebe sein, die nicht für den Export , sondern für den 
deutschen Binnenmarkt arbeiten und für die heute 
von den großen Parteien keine Lanze gebrochen 
wurde. 

Die Umstellungskosten im Rahmen der Euro-Ein-
führung sollen in Deutschland nach Angaben von 
IBM - das ist ja wohl ein seriöses Unternehmen - im-
merhin bis zu 300 Milliarden DM betragen. Für 
Zehntausende bereits jetzt in Existenzschwierigkei-
ten geratene Unternehmen, die nicht vom Wegfall 
des Wechselkursrisikos profitieren können, könnten 
die immensen Umstellungskosten zu einem Waterloo 
führen. 

Verlierer der Euro-Einführung werden aber auch 
die 2059 Städte, die 12 000 Gemeinden und die 
323 Landkreise in Deutschland sein. Der Stabilitäts-  
und Wachstumspakt wird den finanziellen Spielraum 
der ohnehin stark ausgebluteten Kommunen weiter 
einengen. Ausgaben der Städte und Gemeinden vor 
allem im soziokulturellen und im Freizeit- und Ju-
gendbereich werden weiter gegen null gefahren, 
und die für die Förderung des angeschlagenen Bau-
gewerbes in Deutschland so dringend notwendigen 
kommunalen Investitionen werden weiter zurückge-
führt. Hinzu kommt, daß die Kommunen selbst für 
die Umstellung ihrer Verwaltungen, aber auch für 
die Umstellung von Parkuhren, den Austausch von 
Münzprüfern oder für die Umstellung der EDV-Soft-
ware in ihrer Buchführung erhebliche finanzielle 
Mittel berappen müssen. 

Die Knute des Stabilitäts- und Wachstumspaktes, 
unter der sich momentan nur wenige etwas vorstel-
len können und die der Bundesfinanzminister am 
liebsten schon morgen in Kraft setzen würde, wenn 
da nicht der französische Widerstand wäre, wird 
auch für die Kommunen erbarmungslos sein. Dieser 
Pakt wird keine Rücksicht darauf nehmen, daß sich 
in den Gemeinden durch fehlende Mittel für den 
Jugendfreizeitbereich ein günstiger Nährboden für 
Jugendkriminalität und Gewalt entwickeln kann. 
Fürwahr, eine verhängnisvolle gesellschaftliche Ent-
wicklung! 

Eine Währungsunion, eine gemeinsame Währung, 
für zumindest elf Länder ohne belastbaren politi-
schen Rahmen, ohne begleitende beschäftigungs-  
und sozialpolitische Mindeststandards wird in der 
Tat Spannungen produzieren, zumal in Europa - der 
Bundeskanzler ist ja anwesend - die integrationspoli-
tischen Zielsetzungen mehr auseinander- als zusam-
menlaufen. Von einer Europäischen Union, die als 
unerläßliche Grundlage für die Währungsunion fun-
gieren müßte, kann nun wahrlich noch keine Rede 

sein. Auch der unsägliche Steuerwettstreit im Euro

-

Land hält unvermindert  an; Steueroasen gedeihen 
weiterhin. 

Die am 1. Juli 1998 ihre Arbeit aufnehmende Euro-
päische Zentralbank wiederum wird ausschließlich 
auf die Einhaltung der Preisstabilität - ganz gewiß 
kein unwichtiges volkswirtschaftliches Moment; das 
will ich ausdrücklich betonen - ausgerichtet sein. 
Diese Europäische Zentralbank aber wird schon von 
ihrem Statut her nichts zur Bekämpfung der Arbeits-
losigkeit tun. Ihre Tätigkeit wird dazu führen, daß 
der Handlungsspielraum der nationalen Parlamente 
und Regierungen für die Bekämpfung der Arbeitslo-
sigkeit weiter eingeschränkt wird. Der Stabilitäts-  
und Wachstumspakt steckt dahinter. 

Es ist doch ein Wunschdenken, wenn der SPD-
Kanzlerkandidat Gerhard Schröder erst - wenn auch 
mit Bauchschmerzen - den Euro einführen und dann 
Programme gegen die Massenarbeitslosigkeit initiie-
ren will. Die Europäische Zentralbank, deren Präsi-
dentenkür schon monatelang ein wahres Schmieren-
theater ist, wird sich von verbalen Absichtserklärun-
gen der SPD oder ihres Kanzlerkandidaten nicht be-
eindrucken lassen, zumal diese auf ihre politische 
Unabhängigkeit pocht. 

Durch die Einführung der Einheitswährung wer-
den bislang mögliche Mechanismen für den weitge-
henden Ausgleich der zum Teil erheblichen Produk-
tivitätsunterschiede zwischen den beteiligten Län-
dern wegfallen. Diese gravierenden Produktivitäts-
unterschiede zwischen den Volkswirtschaften - ich 
nenne als Beispiel die Arbeitsproduktivitätsunter-
schiede zwischen Deutschland und Po rtugal, die 
nach Einschätzung des Präsidenten der Zentralbank 
von Portugal genau bei 38 Prozent liegen - werden 
künftig eben nicht mehr durch Veränderungen der 
Wechselkurse bzw. Veränderungen der Geldmarkt-
zinsen, sondern vor allem auf dem Arbeitsmarkt bzw. 
dem Lohnsektor ausgetragen. Möglichkeiten, durch 
Zinssenkungen die Binnenkonjunktur in den EU-
Ländern anzukurbeln, fa llen weg. Es gibt künftig nur 
noch einen einheitlichen Geldmarktzins für alle elf 
beteiligten Länder. 

Die Folge - wir brauchen dazu keine Propheten zu 
sein - wird eine weiter steigende Arbeitslosigkeit 
sein. Bereits jetzt gibt es über 18 Millionen Arbeits-
lose in den beteiligten elf EU-Ländern. Eine weitere 
Folge wird auf Grund der großen Produktivitätsun-
terschiede und der großen Unterschiede im Tarifsy-
stem ein neuer Druck auf die Löhne sein, und zwar 
auch in der Bundesrepublik, wo im Jahre 1997 zum 
erstenmal seit vielen Jahren nicht nur die Reallöhne, 
sondern auch die Nominallöhne gesunken sind. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Zeit! 

Dr. Uwe-Jens Rössel (PDS): Mein letzter Gedanke. 
- All das ist mit der PDS nicht zu machen. Daher un-
ser Fazit: Ja zur europäischen Integration der Bürge-
rinnen und Bürger, aber nein zu diesem Euro. Die 
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Ausgangs- und Rahmenbedingungen dafür stimmen 
nicht. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der PDS - Dr. Wolfgang Weng 
[Gerlingen] [F.D.P.]: Wie wollen Sie dann 
Ihre Rechnungen bezahlen, wenn Sie nein 

zum Euro sagen?) 

- Darüber müssen wir diskutieren. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat 
Herr Minister Rainer Brüderle, Rheinland-Pfalz. 

Staatsminister Rainer Brüderle (Rheinland-Pfalz): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Das Pro-
jekt Euro ist heute eindeutig auf der Zielgeraden. 
Das war letzten Monat nicht immer so klar absehbar. 
Es gab heftige Diskussionen pro und kontra die Kri-
terien von Maastricht; es gab eine Klage vor dem 
Bundesverfassungsgericht. All das hat aber auch ein 
Gutes: Es gibt wohl niemanden mehr in Deutschland, 
der nicht weiß, daß der Euro, daß das neue Geld 
kommt. 

Historische Dimension, Gemeinsamkeit - eine wei-
tere in Europa -: Es hat seinen Charme, sich mit einer 
Währung in quasi ganz Europa bewegen zu können. 
Aber bei Geld geht es um klare Fakten, nicht um 
Sinnlichkeit. Es hat selten, wahrscheinlich nie ein 
Projekt gegeben, das mit einem solchen Umfang an 
ökonomischem Sachverstand analysiert und kom-
mentiert worden ist. 

(Carl-Ludwig Thiele [F.D.P.]: Das stimmt 
wohl!) 

Die Konvergenzberichte der EU-Kommission und 
des Europäischen Währungsinstituts sowie die erbe-
tene Stellungnahme der Deutschen Bundesbank lie-
gen vor. Die Berichte enthalten Lob, zum Teil aber 
auch Tadel, zum Beispiel bezogen auf die Situation 
in manchen Partnerländern . 

Es gibt aber auch dezidierte Eintragungen in das 
Pflichtenheft der Bundesrepublik Deutschland selbst. 
Die Bundesbank hat formuliert: Für den Erfolg der 
Währungsunion sind eine mit dem Stabilitätsziel in 
Einklang stehende Wirtschaftspolitik und eine zü-
gige Anpassung des staatlichen und des p rivaten 
Sektors an die Rahmenbedingungen unerläßlich. 

(Carl-Ludwig Thiele [F.D.P.]: Sehr richtig!) 

Aus der Sicht der Bundesbank sind noch erhebliche 
Anstrengungen erforderlich, um die Stabilitätsge-
meinschaft im ganzen Währungsraum auf Dauer zu 
sichern. 

Was heißt das konkret für Deutschland? Um uns 
für den Euro-Raum mit zunehmendem Wettbewerb 
stabilitätsorientiert fit zu machen, ist der Weg klar 
beschrieben: Es ist der Weg der Stärkung der Wett-
bewerbsfähigkeit, der Wettbewerbsbedingungen un-
serer Wirtschaft. Genau dies und nur dies ist die 

Grundlage, der Grundstein für mehr Dynamik und 
neue Arbeitsplätze. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Das Scheitern der Steuerreform durch das Nega-
tivvotum des Bundesrates ist einer der entscheiden-
den Punkte, warum we rtvolle Zeit für Modernisie-
rung, für neue Arbeitsplätze verlorengeht. Es ist 
noch unerträglicher, daß man sich anhören muß, die 
angebotsorientierte Wirtschaftspolitik habe angeb-
lich versagt. Das geschieht quasi nach dem Motto: 
Erst wird dem Auto die Hinterachse verweigert, dann 
wird der Fahrer beschimpft, daß man nicht voran-
kommt. 

(Heiterkeit und Beifall bei der F.D.P. sowie 
bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

So kann man es nicht machen. Deshalb muß das 
Pflichtenheft der Bundesrepublik fest in die Hand ge-
nommen und Punkt für Punkt abgearbeitet, abge-
hakt werden. 

Die Hausaufgaben sind durch den Euro noch drän-
gender geworden. Erster Punkt bleibt die große Steu-
erreform, die Vereinfachung des Steuerrechts; die Ta-
rifpartner müssen dabei ihren Beitrag leisten. Es fol-
gen: weitere Flexibilisierung auf den Arbeitsmärk-
ten, Abbau von Überregulierungen, konsequente 
weitere Privatisierung der Bundesbeteiligungen, 
Marktzutritt für neue Wettbewerber. Bildung, For-
schung und Innovation müssen neue Schwerpunkte, 
neues Fundament sein, auf dem Arbeitsplätze entste-
hen können. 

Eines muß allen klar vor Augen stehen: Es ist nicht 
nur der Beginn der Währungsunion, der in diesen 
Maitagen auf den Weg gebracht wird. Es muß auch 
der Beginn sein, notwendige flankierende, vitale Re-
formen in Deutschland voranzubringen. Sie dürfen 
nicht aus Machtkalkül blockiert werden. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Ich sage das aus der Sicht von Rheinland-Pfalz, ei-
nem Land, das an drei europäische Nachbarstaaten 
angrenzt. Es wird für große wie für kleine Unterneh-
men sehr wohl eine große Chance sein, mit einem 
Preis, mit vergleichbaren Kosten und Preisstrukturen 
arbeiten zu können. Es ist Unfug, zu sagen: Die klei-
nen Unternehmen haben nichts davon. Wenn die 
Wirtschaft besser läuft, wenn wir wi rtschaftlich stär-
ker werden, haben alle etwas davon. Das kann man 
nicht mit dieser Primitivökonomie auseinanderdivi-
dieren. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Reinhard Schultz, SPD. 

Reinhard Schultz (Everswinkel) (SPD): Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Auch ich bin 
sehr froh darüber, daß wir nach einem schwierigen 
Abwägungsprozeß alle zu dem Ergebnis gekommen 
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sind: Es lohnt sich, das Projekt Euro zu beginnen - 
vielleicht mit gewissen Zweifeln, was das Zustande-
kommen angeht, aber doch mit großen Hoffnungen, 
was die Zukunft anbelangt. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich selbst habe großes Verständnis für die Sorgen 
und die Skepsis der Bürger, der Bürgergruppen und 
auch von Teilen der Wi rtschaft, wenn sie fragen, wie 
sich denn auf mittlere Sicht der Wert des Euro zum 
Beispiel im Vergleich zum Dollar oder zum Yen ent-
wickeln wird. Ich habe Verständnis, wenn gefragt 
wird, ob diese Wirtschafts- und Währungsunion aus-
schließlich eine Veranstaltung des großen Geldes sei 
oder auch ein Hebel, um große regionale und soziale 
Disparitäten zu überwinden und einen Beitrag zur 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit zu leisten. Ich habe 
Verständnis, wenn gefragt wird, wieso es eigentlich 
im Zeitalter der Globalisierung und bei einem sich 
entwickelnden europäischen Binnenmarkt hinge-
nommen werden muß, daß sehr gute Unternehmens-
erträge erwirtschaftet werden und gleichzeitig die 
Arbeitslosigkeit explodiert. Ich kann verstehen, daß 
gefragt wird, ob das Gebot der Geldwertstabilität 
nicht mißbraucht wird, um eine grandiose Umvertei-
lung von unten nach oben in dieser Gesellschaft zu 
organisieren. Ich habe auch Verständnis dafür, daß 
gefragt wird, ob das Projekt „europäischer Binnen-
markt" letztendlich eine Großveranstaltung werde, 
die die Deutschen sehr viel kosten wird; denn wenn 
man den Wert des Euro hochhalten will, dann wird 
man die schwächeren Volkswirtschaften mit deut-
schen Mitteln über Wasser halten müssen. 

Das sind Fragen, die gestellt werden und auf die 
man antworten muß, gerade dann, wenn man sich zu 
dem Projekt Euro bekennt. Deswegen hat die SPD ei-
nen eigenen, ergänzenden Entschließungsantrag 
eingebracht, der sozusagen unter dem Dach des Kon-
senses deutlich macht, wie wir diese Fragen beant-
worten würden und welche Perspektiven wir mit 
dem Euro verbinden. 

Natürlich kann heute gefragt werden: Warum habt 
ihr nicht schon früher alles Mögliche gemacht? Ich 
habe für den Bundeskanzler Verständnis, wenn er 
vor dem Hintergrund seiner politischen Schwer-
punkte heute manche Dinge anders sieht als 1992, 
weil man 1992 natürlich nicht wissen konnte, wie 
sich die Weltwirtschaft, wie sich die europäische 
Wirtschaft auf relativ niedrigem Wachstumsniveau 
entwickelt. Es ist klar, daß es nicht leicht war, politi-
sche Reformen in der EU durchzusetzen. Ich würde 
auch niemals den Vorwurf machen, daß nicht alles 
gelungen ist. 

Was ich aber vorwerfen möchte, ist, daß man es 
seit 1992 nicht verstanden hat, neben der finanz- und 
geldwirtschaftlichen Angleichung der Rahmenbedin-
gungen der europäischen Volkswirtschaften wenig-
stens den Versuch zu unternehmen, im sozialen und 
beschäftigungspolitischen Bereich zu einer Annähe-
rung der Verhältnisse zu kommen und sich zu über-
legen, ob man nicht als Antwort auf die Regellosig-
keit der Globalisierung europäische Regeln hinsicht-

lich Sozialstaat und sozialer Marktwirtschaft entwik-
keln will. 

(Beifall bei der SPD) 

Das steht auf der Tagesordnung: Wer heute den 
Euro einführt, der eröffnet ein neues Zeitalter. Es gibt 
zwei Möglichkeiten, wie sich dieses neue Zeitalter 
entwickeln wird: Entweder wird es eine grausame 
Zukunft ohne Regeln sein, geradezu ein anarchischer 
Kapitalismus, der viele Opfer haben wird, oder eine 
Revival-Veranstaltung der sozialen Marktwirtschaft 
mit Regeln, mit Absprachen und mit wechselseitiger 
Verantwortung auf europäischer Ebene. 

(Beifall bei der SPD) 

Deswegen ist es richtig, daß man neben der Frage 
der Nachhaltigkeit von Defizitkriterien und Geld-
wertkriterien sehr intensiv darüber nachdenkt, wie 
man den Korridor von Ungleichheiten in Europa, was 
Löhne, was soziale Sicherheit, was Gesundheits-
schutz, was Arbeitsschutz und was Umweltschutz an-
geht, Schritt für Schritt immer weiter verengt - aller-
dings nicht über Nacht. 

Auch Gerhard Schröder verkündet für die Zeit ab 
dem 28. September doch keine Gleichmacherei auf 
höchstem Niveau für alle Regionen Europas. Viel-
mehr müssen wir uns heute auf den Weg machen, 
Schritt für Schritt eine Angleichung der Verhältnisse, 
ähnlich wie wir sie im Bereich der Verbrauchsteuern 
auf europäischer Ebene bereits unmittelbar vor uns 
haben, ähnlich wie wir sie jetzt im Bereich des Um-
weltschutzes versucht haben, für die Kernbereiche 
des Arbeitsmarktes und der Wirtschaft - do rt , wo 
Menschen betroffen sind - vorzunehmen. 

(Beifall bei der SPD) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir haben - das 
muß man doch auch einmal sagen - mit dem Bericht 
der Bundesbank nicht gerade ein gottesdienstliches 
Dokument, was die finanzwirtschaftliche Wirklich-
keit in Deutschland und auch in einigen anderen 
Ländern angeht, überreicht bekommen. Dazu muß 
man sich ehrlich bekennen. Ich will nur über den 
Schuldenstand reden. Das diesbezügliche Kriterium 
sieht 60 Prozent des Bruttoinlandsprodukts als 
Höchstverschuldung vor. Wenn wir feststellen müs-
sen, daß sich von 1990 bis heute der durchschnittli-
che Schuldenstand in Europa von 55 Prozent auf 
74 Prozent erhöht hat und daß daran Deutschland 
und Frankreich einen erheblichen Anteil haben, 
während sich Belgien und Italien von einem sehr ho-
hen Schuldenstand aus um 20 Prozent nach unten 
bewegt haben, dann halte ich es für falsch, wenn 
Vertreter der großen Volkswirtschaften immer mit 
dem Finger auf diejenigen zeigen, die große An-
strengungen unternommen haben, und dabei im 
Grunde genommen vernebeln, daß die Risiken bei 
den beiden großen Volkswirtschaften liegen, die ich 
genannt habe. Die eine davon ist unsere eigene. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Man muß auch klar sagen, wie man eigentlich die 
Staatsfinanzen auf Dauer in Ordnung bringen will. 
Eine Verkettung von Steuerausfällen und neuen 
Ausgaben auf Grund steigender Arbeitslosigkeit und 
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sozialer Verwerfungen, die mit neuen Sparprogram-
men beantwortet werden, die wiederum zu neuen so-
zialen Verwerfungen und zu neuer Arbeitslosigkeit 
führen, wird die Staatsfinanzen auf Dauer garantiert 
ruinieren, auch in Europa. 

(Beifall bei der SPD) 

Deswegen ist es ein Gebot finanzpolitischer Ver-
nunft, auch die öffentlichen Haushalte in Ordnung 
zu bringen und sich in der nächsten Etappe, nach 
Einführung der gemeinsamen Währung, schwer-
punktmäßig um den Arbeitsmarkt und die soziale Si-
cherheit in einer sozialen Marktwirtschaft in Europa 
zu kümmern. Ich bin fest davon überzeugt, daß das 
gelingen kann. Die Weichenstellungen in Europa 
sind besser denn je erfolgt. Wir haben ein Zeitalter 
von fast 15 Jahren Deregulierungsorgien hinter uns, 
und es gibt jetzt eine Rückbesinnung auch auf die so-
ziale und wirtschaftliche Verantwortung des Staates. 
Das wird an den Wahlergebnissen im europäischen 
Ausland erkennbar; das wird auch am Wahlergebnis 
des 27. September erkennbar werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Wer sich davor drückt, denjenigen, die viel Geld 
verdienen - auch wir wollen das; wir wollen, daß die 
Wirtschaft funktioniert und daß Gewinne gemacht 
werden können -, zu sagen, daß Marktwirtschaft Re-
geln braucht, wenn wir nicht das Gemeinwesen vor 
die Wand fahren wollen - diesmal nicht nur im natio-
nalen, sondern auch im europäischen Maßstab -, der 
wird auch vor der Geschichte scheitern. Dann wird 
der Euro möglicherweise nur eine Momentaufnahme 
der Gemeinsamkeit gewesen sein. Der Euro kann 
nur dann stabil sein, wenn wir die Idee des sozialen 
Konsenses auf die europäische Gesellschaft übertra-
gen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Jürgen Warnke, CDU/CSU. 

Dr. Jürgen Warnke (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! 
Daß wir heute zu einer Europäischen Wirtschafts- 
und Währungsunion von elf Mitgliedern ja sagen 
können, das schien vielen von uns - mich einge-
schlossen - noch vor zwei Jahren unwahrscheinlich, 
ja unmöglich. 

Ich möchte hier eines Mannes gedenken, der au-
ßerhalb unseres Landes Verantwortung trug und des-
sen Beitrag zur Erreichung dieses Zieles unverzicht-
bar war, des ehemaligen französischen Finanz- und 
Premierministers Bérégovoy. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Er ist es gewesen, der den Franc seit den 80er Jahren 
auf Stabilitätskurs gebracht hat. Das war gut für 
Frankreich. Aber es war mehr: Sein Beispiel hat die 
übrigen romanischen Länder ermutigt, den ihnen un-
gewohnten Pfad der Währungsstabilität zu betreten 
und mit uns gemeinsam dieses Ziel zu erreichen. 

Es klingt paradox, aber es ist so: Stabilität allein ist 
die Voraussetzung dafür, daß wir das Gegenteil, den 
Wandel der Strukturen, wie er uns durch die Global-
isierung aufgegeben ist, bewältigen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich verstehe diejenigen, die in unserem Lande in 
großer Zahl angesichts der jahrzehntelang bewiese-
nen Stabilität der Deutschen Mark frei nach Faust 
die Meinung vertreten: Zum Augenblicke dürft ich 
sagen: Verweile doch, du bist so schön! - Aber sie 
täuschen sich. Stillstand bedeutet Rückschritt. Wenn 
Europa sich gegenüber den Großräumen des 21. Jahr-
hunderts - Amerika, Rußland, China, Indien, Japan, 
dem südostasiatischen und immer mehr auch dem la-
teinamerikanischen Raum - behaupten und sein Ge-
wicht auf die Waage bringen will, muß es als wirt-
schaftliche, als monetäre und auch als politische Ein-
heit weltweit handlungsfähig sein. 

(Beifall des Abg. Dr. Peter Ramsauer [CDU/ 
CSU] und der Abg. Gisela Frick [F.D.P.]) 

Wir Deutschen haben einen Vorgeschmack darauf 
bekommen, was „splendid isolation" auch für eine 
feste D-Mark bedeuten kann: 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Jawohl!) 

1993, als, angestoßen durch einen amerikanischen 
Währungsspekulanten, eine weltweite Börsenspeku-
lation auch die D-Mark tangiert hat und als Unstetig-
keitsintervalle an internationalen Börsen auftraten. 
Theo Waigel hat sie damals durch Vorlage des ersten 
Spargesetzes im Umfang von 21 Milliarden DM bin-
nen weniger Tage neutralisieren können. Aber eines 
ist klar: Wir alleine hätten dieser Herausforderung 
nicht Widerstand leisten können. Wir wären Gefahr 
gelaufen, mit einer Weltreservewährung für 20 Pro-
zent der Währungsreserven diesem Druck der inter-
nationalen Hochspekulation nicht standhalten zu 
können. Daß wir heute nicht mehr als einzelnes Land 
die Verantwortung tragen, daß wir uns heute auf ei-
nen Wirtschafts- und Währungsraum mit 300 Millio-
nen Menschen stützen können, das gefährdet nicht, 
sondern sichert die Stabilität unseres Geldes. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie der Abg. Ingrid Matthäus-Maier 

[SPD]) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
Europäische Wirtschafts- und Währungsunion macht 
es uns auch leichter, die Einfuhren zu niedrigen Prei-
sen aufzunehmen, mit denen die Menschen in der 
dritten Welt die in ihnen liegenden schöpferischen 
Potentiale nutzen, um ihre Lebenssicherung aus ei-
gener Kraft zu betreiben. Das ist mehr, als alle Kapi-
talhilfe zusammen tun kann. Gleichzeitig leisten 
preisgünstige Einfuhren einen unverzichtbaren Bei-
trag zur Sicherung des Lebensstandards unserer ar-
beitenden Bevölkerung. 

Nicht durch Abschottung vom Weltmarkt, sondern 
durch Schaffung zukunftssicherer, moderner Ar-
beitsplätze sichern wir Beschäftigung auf Dauer. Ar-
beitsplatzschaffung durch Strukturanpassung statt 
Reformblockade in der sozialen Sicherung und im 
Steuersystem - das ist das Beispiel, das sozialistische 
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Parteien in den Niederlanden, in Dänemark und in 
Großbritannien, das Wim Kok, Rasmussen und Tony 
Blair ihren deutschen Genossen gegeben haben. Die 
SPD dagegen hat Blockade vorgezogen. Zu Unrecht 
hat daher Frau Fuchs die Massenarbeitslosigkeit als 
ein Problem, das nicht in der eigenen Verantwortung 
der Opposition entstanden sei, apostrophiert. Durch 
die Blockade von Anpassungen bei den Steuern und 
der sozialen Sicherheit hat die SPD ihren Teil dazu 
beigetragen, daß die Arbeitslosigkeit in Deutschland 
so hoch ist, wie sie heute ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich weiß, daß Sie glauben, mit diesem Argument 
eine Wahl gewinnen zu können. Nach dem Auftritt 
Ihres Kanzlerkandidaten heute gibt es einen Grund 
mehr, Ihnen zu sagen: Sie werden sich täuschen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Meine Damen und Herren, einen dreistöckigen Fö-
deralismus - Länder, Bund, Europäische Union - hat 
es noch nie und nirgendwo in der Geschichte gege-
ben. Er hat seine Risiken. Bei Goethe finden sich die 
Worte: 

Hebt er sich aufwärts 

Und berührt 

Mit dem Scheitel die Sterne, 

Nirgends haften dann 

Die unsichern Sohlen ... 

Wenn die Brüsseler Bodenhaftung verlieren, nimmt 
die Europäische Union Schaden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
sowie des Abg. Carl-Ludwig Thiele [F.D.P.]) 

Wir müssen sie zurückholen! Agenda 2000, europäi-
sche Agrar- und Regionalpolitik zeigen uns die Not-
wendigkeit. Europäische Verbote an Mitgliedstaaten, 
mit nationalen und regionalen Haushaltsmitteln do rt 

 zu fördern, wo es notwendig ist, den ländlichen 
Raum zu unterstützen, sind der Bevölkerung nicht zu 
vermitteln. Ein solches Brüsseler Verhalten erzwingt 
geradezu Euro-Verdrossenheit. 

Es gehört zur legitimen Vertretung nationaler Inter-
essen - ich bin dankbar, daß der Bundeskanzler diese 
Dimension auch ausdrücklich angesprochen hat -, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

in Brüssel durchzusetzen, daß den Mitgliedstaaten 
die Kompetenzen belassen werden oder daß sie ih-
nen zurückgegeben werden, die einer europaweiten 
Regelung nicht bedürfen. 

Meine Damen und Herren, 50 Jahre Frieden in Eu-
ropa, das ist, geschichtlich betrachtet, vor dem Hin-
tergrund von einem Jahrtausend kriegerischer Aus-
einandersetzungen eine kurze Zeitspanne. Ein Narr 
ist der, der glaubt, wegen dieser 50 Jahre seien Rück-
fälle in Europa ausgeschlossen. Frieden, Freiheit und 
Demokratie sind keine Selbstverständlichkeiten, sie 
müssen von jeder Generation neu erarbeitet, neu be-
hauptet werden. Die Europäische Union und in ihr 
die Integration durch die Europäische Wirtschafts- 

und Währungsunion sind der Beitrag unserer Gene-
ration für Frieden und Freiheit in Europa für uns und 
hoffentlich für viele folgende Generationen. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. 
sowie bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat die 
Kollegin Liesel Hartenstein, SPD. 

Dr. Liesel Hartenstein (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Bei so viel Harmonie im 
Hause ist es sicherlich auch im parlamentarischen In-
teresse, eine abweichende Position zur Kenntnis zu 
nehmen. Ich bedanke mich ausdrücklich bei meiner 
Fraktion für die Einräumung der Redezeit in dieser 
Debatte. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, über die Bedeu-
tung der heutigen Entscheidung sind wir uns alle im 
klaren. Die Währungsunion ist das größte und exi-
stentiell wichtigste Vorhaben am Ausgang dieses 
Jahrhunderts überhaupt. Sie greift tief in die Lebens-
verhältnisse jedes einzelnen ein und wird, einmal 
vollzogen, eine unauflösbare Schicksalsgemeinschaft 
sein. Damit wird sie für viele Millionen Menschen 
heute noch nicht absehbare Folgen nach sich ziehen. 
Ob ausschließlich positive oder auch viele negative, 
ja vielleicht sogar verheerende - darüber gehen die 
Meinungen auseinander. Einig bin ich allerdings mit 
vielen hier in diesem Hause darin, daß die politische 
Union Europas das übergeordnete Ziel sein und blei-
ben muß. Aber Währungsunion und politische Union 
müssen Hand in Hand gehen, und das geschieht der-
zeit nicht. 

Noch im November 1991 war auch der Bundes-
kanzler dieser Meinung, als er sagte, eine Währungs-
union ohne politische Union sei „abwegig" . Ich stelle 
aber heute fest: Von dieser Erkenntnis hat sich die 
Bundesregierung inzwischen längst verabschiedet. 
Wenn es geschähe, sichtbar und deutlich, daß, 
schritthaltend mit der Währungsunion, die politische 
Union Europas aufgebaut würde, dann stünde auch 
das Unternehmen Euro auf gesünderen Beinen, 
meine Damen und Herren. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Das stimmt!) 

Die Währungsunion darf aber nicht zu einer Ersatz-
handlung werden oder sogar zu einem fragwürdigen 
Ablenkungsmanöver angesichts verfehlter politi-
scher Ziele. Das kann meiner Meinung nach nicht 
gutgehen. 

Ich bin für eine gemeinsame Währung, wenn die 
erforderlichen Bedingungen erfüllt sind, wenn die 
politischen und ökonomischen Voraussetzungen 
stimmen - sie stimmen derzeit nicht -, wenn die Risi-
ken nicht höher sind als die erwarteten Vorteile - 
heute sind die Risiken meines Erachtens bei weitem 
höher - und wenn es der Politik gelingt, die Bürge-
rinnen und Bürger auf diesem Wege mitzunehmen. 
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Heute lehnen rund zwei Drittel der Bevölkerung den 
Euro ab. 

(Dr.-Ing. Dietmar Kansy [CDU/CSU]: Nicht 
mehr!) 

- Ja, das variiert. Wir wissen das ja. 

Ich füge hinzu: Wir als Politiker müssen uns den 
Vorwurf gefallen lassen, uns nicht genügend Mühe 
gegeben zu haben, um die Akzeptanz der Bevölke-
rung zu gewinnen. Wer die politische Integration Eu-
ropas ernsthaft will, der kann der Einführung des 
Euro unter den jetzt gegebenen Bedingungen mei-
nes Erachtens nicht guten Gewissens zustimmen; 

(Beifall bei der PDS) 

denn ein Zerbrechen der Währungsunion wegen der 
fehlenden soliden Grundlage wäre für die Zukunft 
Europas lebensgefährlich. 

Ich betone aber ausdrücklich: Alle diejenigen, die 
gegen den Euro Einwände haben und diese nur als 
Vorwand benutzen, um in Wahrheit Europa abzuleh-
nen, sind auf der falschen Spur. Mit denen habe ich 
nichts zu schaffen. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Ein Zurückrudern in die unselige Aera des National-
staates darf es nicht geben. Zu Europa gibt es keine 
Alternative, weder wirtschaftlich noch politisch. Die 
Bundesrepublik Deutschland hat in diesem Europa 
ihren angestammten Platz, nirgendwo sonst. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bei der Ratifizie-
rung des Maastricht-Vertrags 1992 haben Parlament 
und Regierung dem deutschen Volk drei große Ver-
sprechen gegeben: Die Währungsunion müsse eine 
Stabilitätsgemeinschaft sein, der Euro werde so hart 
wie die D-Mark; es dürfe keine Automatik geben, die 
Stabilitätskriterien seien „eng und st rikt" auszule-
gen; die Entscheidung pro Euro könne nur auf der 
Grundlage erwiesener und dauerhafter haushalts-
politischer und finanzpolitischer Solidität der teilneh-
menden Mitgliedstaaten erfolgen. 

Dies sind Versprechungen, die eingelöst werden 
müssen. Der Bundestag hat sich feierlich verpflichtet, 
er werde sich „jedem Versuch widersetzen, die Stabi-
litätskriterien aufzuweichen, die in Maastricht ver-
einbart worden sind" . Der Bundesfinanzminister - er 
ist wieder da - hat vollmundig noch eins draufge-
setzt: Mit dieser Währungsunion werden wir „das 
größte Stabilitätsprogramm und damit auch Wachs-
tumsprogramm erreichen, das je in Europa in Gang 
gesetzt worden ist" . 

Heute fragen die Bürger zu Recht, Herr Waigel, 
was sie von diesen Versprechungen zu halten haben. 
Lange Zeit wurden sie mit der Devise beruhigt: Sta-
bilität geht vor Zeitplan, O-Ton Bundesfinanzmi-
nister. Gilt dies noch, oder gilt dies nicht? 

(Bundesminister Dr. Theodor Waigel: Doch, 
es gilt!) 

In Wahrheit wurde doch der Zeitplan zum Tabu er-
hoben und die Forderung nach Stabilität in den Hin

-

tergrund gedrückt. Daß zahlreiche Teilnehmerstaa-
ten, auch die Bundesrepublik, ihr Haushaltsdefizit 
mit vielfältigen Tricks schöngerechnet haben, ist 
auch bei der Deutschen Bundesbank auf Kritik gesto-
ßen. Noch bedenklicher aber scheint den Währungs-
hütern die nachlässige, um nicht zu sagen: f ahrläs-
sige Behandlung der Verschuldungsquote. Das 
Schuldenkriterium von 60 Prozent - Sie haben es 
selbst gesagt - wird nur von drei Teilnehmerstaaten 
erfüllt bzw. unterschritten, von acht aber verfehlt. 

Es geht aber nicht nur um Italien und Belgien. 
Auch Länder wie Deutschland, Spanien und selbst 
Frankreich erfüllen den Maastricht-Vertrag insofern 
nicht, als ihre Schuldenquote gerade nicht „erheblich 
und laufend zurückgegangen" ist, wie es der Vertrag 
will, sondern seit 1992 um rund 20 Prozent zugenom-
men hat. Wo bleiben da Glaubwürdigkeit und Ver-
tragstreue? 

Sie selbst haben noch 1997 in Ihrer hauseigenen 
Broschüre die Kriterien für den Schuldenstand und 
die Haushaltsdefizite als Höchstgrenzen bezeichnet, 
die nicht überschritten werden dürften. Davon kann 
doch heute keine Rede mehr sein. 

Grundsätze verpflichten. Auch das Parlament muß 
sich fragen, wie es mit seinen eigenen Beschlüssen 
umgehen will. Ich jedenfalls komme bei nüchterner 
Betrachtung zu dem Fazit: Die Stabilitätskriterien 
sind derzeit nicht erfüllt. Eine dauerhafte Konver-
genz ist nicht gewährleistet. 

Überhaupt keine Antwort bekommt man auf die 
Frage, was denn geschähe, wenn unter dem Druck 
steigender Arbeitslosigkeit und schwindender 
Staatseinnahmen sowie einsturzgefährdeter Sozial-
systeme neue Schuldaufnahmen getätigt würden - 
und das nicht nur in einem Land, sondern in mehre-
ren Ländern gleichzeitig. Dann gibt es doch mit ho-
her Wahrscheinlichkeit nur zwei Möglichkeiten: ent-
weder wackere Transfers von den stärkeren in die 
schwächeren Länder oder aber eine Aufweichung 
des Euro. Das wäre eine Fahrt zwischen Szylla und 
Charybdis. Damit käme ein fatales Roulette ins Rol-
len: Inflation und Kaufkraftverluste, Flucht der Kapi-
talanleger, höhere Zinsen, sinkender Außenwert. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, meine Befürch-
tung ist, daß die große Masse der Sparer und Bezie-
her kleiner Einkommen, einschließlich der Rentner, 
diese Zeche bezahlen müssen. Das will ich nicht. In-
stabilität ist schlimmer als ein verzögerter Beginn, so 
die Mahnung des Präsidenten des Deutschen Spar-
kassen- und Giroverbandes, Horst Köhler. Ich teile 
seine Auffassung. 

Meine Damen und Herren, das in meinen Augen 
schwerwiegendste Argument gegen die Einführung 
des Euro jetzt ist unser aller Sorge um die Arbeits-
plätze. Viel zu lange wurde den Menschen in die Oh-
ren geblasen, der Euro bringe mehr Wachstum und 
schaffe neue Arbeitsplätze. Jetzt gibt auch der Bun-
deskanzler mit gefalteter Stirn zu, der Euro sei kein 
Patentrezept, er löse unsere Arbeitsmarktprobleme 
nicht. 

Wahrhaftig, die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
ist heute die Hauptaufgabe für die Politik. Darauf hat 
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Ministerpräsident Schröder zu Recht eindringlich 
hingewiesen. Schon vor anderthalb Jahren hat der 
Bundesbankpräsident gewarnt: 

Eine unsolide Währungsunion würde bei uns Be-
schäftigung nicht sichern, sondern gefährden. 

Er hat leider recht; denn die Währungsunion soll er-
klärtermaßen zu einem verschärften Wettbewerb 
führen und den direkten Preis- und Kostenvergleich 
ermöglichen. Transparenz ist angesagt. 

Das gilt aber nicht nur für die Warenpreise, son-
dern auch für die Arbeits- und Sozialkosten. Hier ha-
ben die Hochlohnländer schlechte Karten, allen 
voran die Bundesrepublik. Es ist unschwer vorauszu-
sehen, daß sich der Konkurrenzkampf, wenn der 
Wechselkursmechanismus wegfällt, vorwiegend auf 
dem Felde der Arbeitskosten abspielen wird. Das be-
deutet im Klartext Druck auf die Löhne, Druck auf 
die sozialen Standards, Druck auf die sozialen Siche-
rungssysteme. Aber davon spricht man heute nicht. 
Das moderne Zauberwort heißt Flexibilität, zu 
deutsch Anpassung, aber nach unten. Im Endeffekt - 
so  befürchte ich jedenfalls - wird die Masse der Ar-
beitnehmer weniger Kaufkraft in der Hand haben, 
was wiederum zu einer Schwächung und nicht zu ei-
ner Stärkung der Binnenkonjunktur führt. Verlust an 
Kaufkraft aber kostet Arbeitsplätze. Ein wahrer Teu-
felskreis! 

Andere Negativtrends, die uns seit Jahren zu 
schaffen machen, werden durch den Euro vermutlich 
massiv verstärkt, zum Beispiel Betriebsverlagerun-
gen in Niedriglohn- und Niedrigsteuerländer, in Län-
der mit geringeren Sozial- und Umweltstandards. 
Der offene Kostenvergleich schafft dazu neue An-
reize. Wenn aber weitere Hunderttausende von Ar-
beitsplätzen verloren gingen, träfe das Ostdeutsch-
land ganz besonders bitter, weil es ohnehin schon 
von hoher Arbeitslosigkeit betroffen ist. 

(Manfred Müller [Berlin] [PDS]: Sehr rich
-tig!) 

Nicht weniger bedrohlich ist die bereits rollende 
Fusionswelle; denn auch sie wird durch den Euro zu-
sätzlich beschleunigt. Großbanken, große Versiche-
rungskonzerne, Industriemultis - alle trimmen sich 
auf Euro-Maßstab und bauen gnadenlos Arbeits-
plätze ab. Sind wir bereit, dies offenen Auges zuzu-
lassen oder sogar noch mit anzuschieben? Ich meine, 
wir sollten dies nicht tun. Solange kein fairer Wettbe-
werb in Europa hergestellt ist, solange keine Steuer-
harmonisierung und keine Angleichung der Wirt

-schafts- und Sozialpolitiken erfolgt, kann diese Wäh-
rungsunion kein Erfolg für mehr Arbeitsplätze wer-
den. 

(Beifall bei der PDS) 

Im Gegenteil, sie könnte zu einem eiskalten Unter-
bietungswettlauf auf Kosten der Menschen führen. 
Das ist meines Erachtens nicht vertretbar. 

Ich teile die Auffassung von Lord Dahrendorf, der 
gesagt hat, die Währungsunion jetzt sei ein schwerer 
Fehler, der Euro schaffe keinen einzigen Arbeits-
platz, nicht einmal bei den Zentralbanken. 

(Vo rs it  z : Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch) 

Meine Damen und Herren, alle diese Probleme 
hätten einen breit angelegten Bürgerdiskurs erfor-
dert. Auch dies wurde 1992 versprochen. Dieser Bür-
gerdiskurs hat nie stattgefunden. Statt dessen wur-
den Millionen schöngefärbter Hochglanzbroschüren 
unters Volk gestreut, die allesamt von Banken, Versi-
cherungen, vom Bundesfinanzministerium und dem 
Presse- und Informationsamt stammten und die - wie 
konnte es anders sein - die Vorzüge des Euro kritik-
los preisen. Die Fragen der Bürger sind damit nicht 
beantwortet, die Ängste nicht ausgeräumt; denn sie 
sind existentieller Natur. 

Wenn über eine so einschneidende Maßnahme wie 
die Abschaffung der D-Mark und die Einführung ei-
ner neuen Währung entschieden werden soll, dann 
geht das nur mit den Betroffenen und nicht ohne sie 
und erst recht nicht gegen sie. Sie werden allerdings 
nicht gefragt. Die Währungsunion wird von oben ver-
ordnet. Einen Volksentscheid, wie ihn Dänen, Briten, 
Schweden und Österreicher durchführen können, 
sieht das Grundgesetz nicht vor. Dies haben die Re-
gierungsparteien bei der Verfassungsreform 1994 
verhindert. Mehr Bürgerbeteiligung war damals 
nicht erwünscht und ist auch heute nicht erwünscht. 

Der Euro ist und bleibt in meinen Augen ein unkal-
kulierbares Abenteuer. Solange die Risiken sichtbar 
größer sind als die erhofften Vorteile, bin ich nicht 
bereit, mich in dieses Abenteuer zu stürzen. Ich bitte 
dafür um Verständnis. Ich spreche in diesem Sinne 
auch für einige meiner Kolleginnen und Kollegen, 
die sich ebenfalls zur Ablehnung entschlossen ha-
ben. Wir tun dies nicht aus Mutwillen oder schierem 
Widerspruchsgeist, sondern weil wir meinen, ein 
positives Votum heute nicht verantworten zu können. 

Eine letzte Bemerkung. Jeder, der heute entschei-
det, sollte auch bedenken: Wenn die von mir be-
fürchteten negativen Entwicklungen durchschlagen 
- ich hoffe, sie treten nicht ein -, wird sich die Struk-
tur unserer politischen Landschaft verändern. Bei 
sechs oder sieben Millionen Arbeitslosen und sinken-
den Sozialstandards werden andere Bataillone mar-
schieren, denen es nicht um den Euro geht, sondern 
die Europa nicht wollen und die heute schon - wenn-
gleich in einem anderen Zusammenhang - verkün-
den, daß Deutschland den Deutschen gehöre. Diese 
Töne sollten nicht mehr angeschlagen werden. Dies 
alles will ich nicht, und wir alle wollen es nicht. Da-
von bin ich überzeugt. 

Europa hat eine einzigartige Zukunftschance: ein 
Modell zu entwickeln, das humane Gesellschaften zu 
einem ökologie- und sozialverträglichen Wirtschafts-
organismus zusammenführt. Dieses Ziel ist jede An-
strengung wert . Aber dazu braucht man die Men-
schen. Man muß sie dafür gewinnen und - wenn 
möglich - dafür begeistern. 

Ich danke Ihnen fürs Zuhören. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie 
bei der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Damit gebe ich 
das Wort dem Abgeordneten Norbe rt  Wieczorek. 
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Dr. Norbert  Wieczorek (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Wir werden in wenigen 
Minuten eine grundlegende Entscheidung über die 
weitere wirtschaftliche und politische Zukunft der 
Europäischen Union treffen. Das verlangt von uns 
das Erkennen der Chancen und Risiken und deren 
Bewertung. Dabei können wir zu unterschiedlichen 
Ergebnissen kommen. Meine Kollegin hat das ge-
rade deutlich gemacht. 

Bei diesen Bewe rtungen geht es aber letzten Endes 
um eine Entscheidung unter Unsicherheit, wie die 
Ökonomen sagen. Ich glaube, wir haben diese Ent-
scheidung mit Sorgfalt vorbereitet. Das ist auch not-
wendig, denn diese Entscheidung wird Auswirkun-
gen haben, nicht nur für uns, sondern - wie wir hof-
fen - für eine Vielzahl von Generationen. 

Lassen Sie mich zunächst die Chancen nennen, die 
ein stabiler - ich betone: ein stabiler - Euro bietet: 

Erstens. Mit der Wirtschafts- und Währungsunion 
wird der europäische Binnenmarkt praktisch zur 
Vollendung geführt. Wirtschaftliche Entscheidungen 
bei Handel und Investitionen brauchen nicht mehr 
die Risiken und Kosten von Wechselkursveränderun-
gen einzukalkulieren. Der Wettbewerb im Handel, 
aber auch der Wettbewerb um Investitionsstandorte 
wird sich stärker nach den tatsächlichen ökonomi-
schen Fundamentalbedingungen ausrichten und da-
bei zugleich grundsätzlich die Grundlage der Steige-
rung des Wohlstandes innerhalb der EU mit sich 
bringen können. 

Zweitens. Der Euro wird die bisherige Ro lle der D-
Mark als Reservewährung übernehmen und über-
treffen. Die Wechselkursbeziehungen zwischen den 
großen Währungsräumen - Euro, US-Dollar, Yen und 
möglicherweise relativ bald dem chinesischen Ren-
minbi - können bei entsprechendem politischen Wil-
len - dieser muß allerdings vorhanden sein - stabiler 
als bisher gestaltet werden. Zugleich kann eine 
starke Zentralbank, wie die Europäische Zentral-
bank, ein besseres Gegengewicht zur Gigantomanie 
der Fusionen bei Banken, Versicherungen und We rt

-papierhäusern bilden. 

Drittens. Die Europäische Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion ist in sich ein wichtiger Integrations-
schritt für die EU. Sie wird, um dauerhaft wirksam zu 
sein, Integrationsfortschritte in wichtigen anderen 
Politikbereichen - zum Beispiel in der Sozial- und 
Steuerpolitik - einfordern. Sie wird die politische 
Union, deren Endstadium wir nicht definieren kön-
nen, vorantreiben können und müssen. Es ist unsere 
Aufgabe, in der Zukunft das Gleichgewicht zwischen 
der Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion 
und der politischen Union herbeizuführen und zu ge-
stalten. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Dieser Zusammenhang stand bereits am Beginn des 
Prozesses. Herr Genscher hat heute schon einmal 
kurz darauf hingewiesen. Ich möchte mich ebenfalls 
darauf einlassen. 

Nach dem Werner-Plan und dem Vorläufer EWS 
war es der EU-Gipfel in Hannover 1987, der die Wi rt

-schafts- und Währungsunion angeregt hat. Ich sage 
das so deutlich, weil ich wie Herr Genscher gegen-
wärtig häufig lesen muß, die Währungsunion sei der 
Preis für die Vereinigung Deutschlands gewesen. 
Dies mag mit gewissen Einschränkungen vielleicht 
für den erst in Maast richt verabschiedeten Zeitplan 
gelten, nicht aber für die Währungsunion selbst. Be-
reits im April 1989 wurde der Bericht zur Währungs-
union, der unter Delors-Bericht bekannt wurde und 
der im übrigen - darauf möchte ich auch hinweisen - 
bereits sehr stark auf die Notwendigkeit der Verzah-
nung zur politischen Union hingewiesen hat, vorge-
legt. Im April 1990 wurde in Dublin der Beschluß zur 
Regierungskonferenz, dessen Ergebnis wir unter 
dem Begriff „Maastricht-Vertrag" kennen, zur Wi rt

-schafts- und Währungsunion und zur politischen 
Union gefaßt. Dies war vor der deutschen Einheit. 
Die Bürgerinnen und Bürger in der DDR hatten sich 
gerade erst ihre Freiheit erkämpft. Sie hatten gerade 
erst ihre erste demokratische Regierung gewählt. Es 
ist aber bemerkenswe rt , daß sich diese erste demo-
kratische Regierung im April 1990 für die Dubliner 
Beschlüsse - das heißt, für die politische Union und 
die Währungsunion - ausgesprochen hat. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir haben heute wegen des sogenannten Parla-
mentsvorbehalts diese lange Debatte. Ich bekenne 
mich gerne zu diesem Parlamentsvorbehalt, weil ich 
zusammen mit dem Herrn Kollegen Faltlhauser ur-
sprünglich einer der beiden Initiatoren war. 

(Beifall der Abg. Anke Fuchs [Köln] [SPD]) 

Wir haben auch allen Grund, zu begrüßen, daß wir 
die Gelegenheit haben, auch vor dem deutschen 
Volk deutlich zu machen, daß wir die Maastricht-Kri-
terien bewerten. Um mein Ergebnis vorwegzuneh-
men: Sowohl die Europäische Kommission als auch 
das Europäische Währungsinstitut und die Bundes-
bank kommen, wenn auch differenzie rt  unter Auf-
führung von Schwachstellen, zu dem Resultat, daß 
die Kriterien im wesentlichen erfüllt sind. Damit ist 
auch unsere heutige Zustimmung begründbar und 
begründet. 

(Beifall bei der SPD) 

Der tatsächliche Weg der Konvergenz mit einigem 
Auf und Ab nach 1992 ist bemerkenswe rt . Dies gilt 
insbesondere für die Entwicklung der Inflationsraten 
und der langfristigen Zinsen. Dies gilt mit etwas grö-
ßerer Mühe für das Kriterium „Nettoneuverschul-
dung geringer als 3 Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts" und zum Teil mit deutlichen Einschränkun-
gen für das Kriterium „Gesamtverschuldung gerin-
ger als 60 Prozent des Bruttoinlandsprodukts". 

Ich begrüße diesen Fortschritt sehr, warne aber vor 
der Selbsttäuschung - ich hatte den Eindruck, auch 
Herr Schäuble ist ihr in seiner Rede vorhin erlegen -, 
als seien diese Erfolge allein das Ergebnis gezielter 
Politik. Die Inflationsraten sind praktisch in allen In-
dustrieländern der Welt zurückgegangen. Es ist ja 
auch kein Zufall, daß es zur Zeit eine lebhafte De- 
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batte gibt, ob wir in der Gefahr einer weltweiten Des

-

inflation und Deflation stehen. Ich möchte hinzufü-
gen: Ich finde es gut, daß die Inflationsraten so her-
untergegangen sind. Aber wir sollten nicht die Illu-
sion haben, daß das alles politischer Wille in allen 
einzelnen Ländern gewesen ist. 

Gerade weil wir jetzt in einer Phase weltweit nied-
riger Inflation leben, können wir für die Startphase 
der Währungsunion - das ist die kritischste Phase  - 
die  Hoffnung haben, daß die Europäische Zentral-
bank nicht sofort gezwungen ist, mit einer rigiden 
Geldpolitik massiv Inflationstendenzen zu bekämp-
fen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Für die Zinsen gilt ähnliches. Auch hier haben sich 
nicht nur die Konsolidierungsbemühungen in den 
Haushalten ausgewirkt. Weltweit erfahren die Indu-
strieländer eine starke Rückführung der Nominalzin-
sen, in Japan übrigens auf den niedrigsten Stand 
überhaupt. Sicher hat auch da der politische Wi lle, 
die EWU einzuführen, bei einer Reihe der jetzt für 
den Beitritt vorgesehenen Länder positive Zinswir-
kungen durch entsprechende Einschätzungen der 
Märkte gehabt. Ich nenne das Beispiel Italien. Aber 
dies ist für die Startphase ebenfalls erfreulich; denn 
es hat die Erfüllung der Haushaltskriterien für einige 
Länder - übrigens auch für Finanzminister Waigel in 
seinem Haushalt - erleichtert. 

Ich halte in diesem Zusammenhang auch nichts 
davon, großartig Ratschläge aus Deutschland an an-
dere Länder zu geben - nicht nur, weil auch unsere 
fiskalpolitische Stabilitätskultur, um es freundlich 
auszudrücken, in den letzten Jahren gelitten hat, 
sondern auch, weil in anderen Ländern Stabilitäts-
kultur entwickelt wurde und wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich sehe mit großem Respekt, was ein Land wie Ir-
land bereits über einen längeren Zeitraum erreicht 
hat. Ich sehe mit Respekt, was ein Land wie Finn-
land, das durch den Zusammenbruch der UdSSR 
wirtschaftlich außerordentlich beeinträchtigt wurde, 
in wenigen Jahren erreicht hat. Ich sehe auch mit Re-
spekt, welcher Wechsel in Italien in relativ kurzer 
Zeit eingetreten ist. 

Trotz aller deutlichen und richtigen kritischen An-
merkungen in den erwähnten Konvergenzberichten 
sind die Fortschritte unverkennbar. Ich begrüße es, 
daß die italienische Regierung und das italienische 
Parlament voraussichtlich noch vor den endgültigen 
Beschlüssen Anfang Mai den Willen Italiens zur Fo rt

-führung des eingeschlagenen Kurses verbindlich 
deutlich machen. 

(Beifall bei der SPD) 

Es sollte gerade aus deutscher Sicht nicht unter-
schätzt werden, daß in diesen Ländern, wie aber 
auch in Portugal und Spanien, die Wirkung einer so-
liden Haushaltspolitik und einer niedrigen Inflations-
rate von der Bevölkerung positiv erfahren und erlebt 
wird, weil dies genau der Anlaß und der Anreiz für 
die Politik sein wird, diesen Kurs beizubehalten. Da-

von verspreche ich mir, daß wir nicht einen Rückfall 
in alte Sitten bekommen werden. 

Mein Fazit ist daher: Wir können mit gutem Gewis-
sen dem Start  der EWU zustimmen. Es gilt aber auch: 
Wir dürfen uns nicht auf vermeintlichen Lorbeeren 
ausruhen. Das Projekt EWU muß auf Dauer gesichert 
werden. Die künftigen Risiken müssen klar analy-
siert werden. Die politischen und ökonomischen Rah-
menbedingungen sind so zu gestalten, daß diese Ri-
siken weder die Währungsunion noch den erreichten 
Stand von politischer Union wieder zerstören kön-
nen. 

Das Hauptrisiko, das wir gegenwärtig mehr als 
schmerzlich zu registrieren haben, ist die hohe Ar-
beitslosigkeit in der EU. Das sagt auch der Internatio-
nale Währungsfonds. Der von mir vorher genannte 
Wettbewerb muß seine positiven Wirkungen zeigen 
können und darf nicht als Jobkiller erfahren werden, 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Manfred 
Müller [Berlin] [PDS]) 

zum Beispiel durch die Auswirkungen der schon 
stattfindenden und sich verschärfenden Konzentrati-
onsprozesse bei Banken und Versicherungen, im 
Handel, in der Indust rie, in der EU. 

Gezielte erfolgreiche Beschäftigungspolitiken sind 
die Grundlage der notwendigen und bisher nicht 
ausreichend gelungenen gesamtwirtschaftlichen 
Konvergenz. Ohne sie wird es zu Spannungen zwi-
schen und in den Teilnehmerländern kommen. Ich 
darf nur an die Demonstrationen zu Weihnachten in 
Frankreich erinnern. 

Ich möchte an dieser Stelle eine deutliche War-
nung davor aussprechen, die EWU durch ein falsches 
Geschichtsverständnis mit den Erfahrungen aus der 
Gründung des Deutschen Reiches und des Deut-
schen Zollvereins zu vergleichen. Falsch ist es aus 
meiner Sicht auch, die Eurozone mit den USA, die 
trotz starker regionaler Differenzen ein funktionie-
render Währungsraum sind, zu vergleichen. 

Wir haben zwar ein europäisches Bewußtsein, wir 
haben aber kein Bewußtsein in Europa, das auf die 
Gründung eines europäischen Staates - in welcher 
Form auch immer - hinwirkt, auch wenn man sich 
das vielleicht persönlich sehr wünscht. 

Im Gegenteil, mit dem Wegfall der tatsächlichen 
oder vermeintlichen militärischen Bedrohung aus 
dem Osten kommen nationale Interessen in der EU 
wieder stärker zum Vorschein. Da stimme ich übri-
gens der Einschätzung von Herrn Kinkel, die er am 
Montag im Ausschuß gegeben hat, ausdrücklich zu. 

Es fehlt zudem ein starker Zentralhaushalt in der 
EU, und es fehlt - übrigens nicht nur in der Bundes-
republik - auch die Bereitschaft, Ländern oder Regio-
nen in Schwierigkeiten über zusätzliche Transferzah-
lungen Unterstützung über das bereits vereinbarte 
Maß hinaus zu gewähren. 

Ich will auf diesen Aspekt hier nicht weiter einge-
hen, sondern auf den politischen Gestaltungsbedarf 
für das dauerhafte Funktionieren der EWU. Die EWU 
bleibt weiter eine Gestaltungsaufgabe. Deshalb wi ll  
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ich darauf eingehen. Gerade weil die Staaten auch in 
der EU weitgehende Souveränität behalten, gilt es, 
die Koordination, insbesondere der Wirtschaftspoliti-
ken, zu verstärken. Der Amsterdamer Vertrag hat da-
für auf sozialdemokratisches Drängen einige Ansätze 
gebracht. Es genügt aber nicht, einen Beschäfti-
gungsgipfel zu veranstalten und nationale Pro-
gramme vorzustellen. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich will jetzt gar nichts zu dem gestern von der Bun-
desregierung vorgeschlagenen Programm sagen; das 
kann man auch vergessen. 

Notwendig ist deshalb eine Koordinierung der 
Politiken, damit nicht das eine Land hü und das an-
dere Land hott sagt. Bei genauem Hinsehen wird 
deutlich, daß sich die wirtschaftspolitischen Ansätze 
in den Teilnehmerländern - ich nenne zum Beispiel 
die in den Niederlanden und in Frankreich - doch 
zum Teil deutlich unterscheiden. 

Lassen Sie mich aus aktuellem Ansatz an dieser 
Stelle etwas hinzufügen. Nach der gestrigen Debatte 
in der französischen Nationalversammlung füge ich 
hinzu: Auch die Vorstellungen zur Unabhängigkeit 
der Zentralbank sind unterschiedlich, und der Streit 
um die Besetzung des Präsidentenamtes der Europäi-
schen Zentralbank ist nicht nur politisch schädlich. 
Sollte es zu einem Kompromiß gegen den Vertrag 
kommen - ich meine die Aufteilung der Amtszeit des 
Präsidenten -, würde noch vor Beginn der EWU das 
Vertrauen in ihre Regeln schwer beschädigt werden. 

(Beifall bei der SPD - Carl-Ludwig Thiele 
[F.D.P.]: Sehr richtig!) 

Ähnliches wie für die Wirtschaftspolitik gilt für die 
Sozialpolitik und für die Steuerpolitik, bei der wir im 
Moment nur hoffen können, daß das in Luxemburg 
vereinbarte Wohlverhaltensabkommen materiell et-
was Vernünftiges bringt. Wie heute Kapitalerträge in 
der EU unterschiedlich besteue rt  werden, wie Steu-
eroasen für Industrie- und Handelsgewinne in einzel-
nen Ländern geschaffen worden sind, wie die An-
merkungen des Luxemburger Gipfels zur Entlastung 
des Faktors Arbeit und zur Belastung von Umwelt-
verbrauch gerade auch von den Koalitionsparteien in 
den letzten Wochen behandelt wurden, zeigt deut-
lich, daß von ausreichender Koordinierung der Politi-
ken in diesem Bereich noch nicht die Rede sein kann. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich sage das hier und heute nicht, um in der Steu-
erpolitik zu polemisieren. Ich sage es deshalb, weil 
die zentrale Gefahrenbruchstelle bei der Wirtschafts- 
und Währungsunion die Tatsache ist, daß es künftig 
nur einen für alle Mitgliedstaaten geltenden Zentral-
bankzins geben wird. Daneben aber existieren die 
grundsätzlich an nationalen Bedürfnissen oder politi-
schen Vorstellungen ausgerichteten Wirtschafts-, Fi-
nanz-, Sozial- und Tarifpolitiken. Es gibt bereits in 
dem jetzt zu beschließenden Teilnehmerkreis unter-
schiedliche Stadien der Konjunkturzyklen mit unter-
schiedlichen Zinsentwicklungen und -erfordernissen 
- Deutschland und Irland als Beispiel. Auch bei der 
Produktivitätsentwicklung gibt es große Unter

-

schiede. Die bisherige Ausgleichs- und Pufferfunk-
tion über Auf- und Abwertungen der Währungen 
fällt aber künftig weg. Das ist gerade das Ziel der 
EWU; davon versprechen wir uns ja Positives. 

Aber es besteht weder ein einheitliches Staatsge-
biet, ein einheitliches Steuersystem, ein einheitliches 
Sozialsystem noch ein einheitliches Lohnfindungssy-
stem. Dies birgt folgende reale Gefahr: Ein Land 
könnte auf Grund von Fehlentwicklungen in einem 
oder mehreren dieser Politikbereiche in Schwierig-
keiten kommen. Die Versuchung ist dann, sich zu La-
sten der anderen Teilnehmer der EWU einen Wettbe-
werbsvorteil zu schaffen. Hier droht durch eine „Beg-
gar-my-neighbour-Politik" eine Spirale der Steuer-, 
Sozial- und Tarifpolitik nach unten. Dies ginge ein-
deutig zu Lasten der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer. Eine solche Entwicklung könnte den sozia-
len Frieden und damit den gesellschaftlichen Zusam-
menhalt gefährden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich warne auch davor, wie es in der Tendenz dem 
Schäuble/Lamers-Papier zu entnehmen war - ich 
glaube, Herr Glos war auch dabei -, die Währungs-
union zum Ausgangspunkt für Einschränkungen des 
Sozialstaates zu nehmen oder auf entsprechende 
Druckwirkungen zu spekulieren. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Es geht hier nicht darum, die notwendigen Refor-
men, die allerdings politischen Konsens verlangen, 
zu erreichen. Es geht darum, daß eine EWU nicht 
sein kann und nicht sein darf, bei der es keinen Wett-
bewerb um bessere Lösungen bei den Reformen gibt, 
sondern einen Wettbewerb um die billigsten Lösun-
gen und die niedrigsten Standards. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Dies hätte nicht nur ökonomisch fatale Folgen. Es 
würde die Befürchtung unserer Bürgerinnen und 
Bürger zum Euro rechtfertigen und den Nährboden 
bieten, die EWU und die Europäische Union als 
Schuldigen anzusehen. Damit würde die weitere In-
tegration behindert, im schlimmsten Fall sogar der 
erreichte Stand gefährdet. 

Die Töne, die zum Teil aus dem extremen rechten 
Lager bei uns - denken Sie an die Kampagne in 
Sachsen-Anhalt -, vor allem aber auch aus Frank-
reich und Österreich kommen, sind ein deutliches 
Warnsignal, und die entsprechenden Wahlergeb-
nisse in Frankreich und in Österreich sollten jeden 
aufmerksam machen und ihn berücksichtigen lassen, 
daß dies nicht der Weg der Währungsunion sein 
kann. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD sowie 
des Abg. Manfred Müller [Berlin] [PDS]) 

Ich habe dies so deutlich gesagt, um klarzuma-
chen, daß alle Mitgliedstaaten für die Dauerhaftig-
keit der Währungsunion Gestaltungsaufgaben für 
gemeinsame Ansätze haben, und zwar durchaus un-
ter Wahrung der unterschiedlichen Traditionen, Insti-
tutionen und unter Berücksichtigung unterschiedli-
cher Entwicklungsstände. Unsere Aufgabe in 
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Deutschland kann es nicht sein, hier wohlgefällige 
Ratschläge an andere zu geben. Wir müssen in den 
vor uns liegenden europapolitischen Aufgaben, zum 
Beispiel der Ankurbelung der Beschäftigung oder 
den Entscheidungen zur Agenda 2000, auf tragbare 
Kompromisse hinwirken, gerade wir in der Bundes-
republik. Die deutsche Präsidentschaft in der Euro-
päischen Union im ersten Halbjahr des nächsten Jah-
res wird dazu Anlaß und Gelegenheit geben. 

Wie dabei allerdings die Bundesregierung gerade 
zur Zeit das Problem der Nettozahlerposition angeht, 
ist ein abschreckendes Beispiel. Ich muß das so deut-
lich sagen. Sie müssen sich klar fragen lassen, warum 
Sie hier nicht die Priorität eindeutig auf die EU-
Agrarpolitik und ihre Reform mit dem Ziel der Ver-
ringerung der Agrarsubventionen setzen, 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

eine Reform, die im übrigen zentral ist für die Oster-
weiterung, dem großen Ziel, das wir gemeinsam tra-
gen. 

In bezug auf die Osterweiterung ist klar: Die Euro-
päische Währungsunion kann, darf und wird nicht 
auf die alte EU beschränkt werden. Das ist auch nicht 
unser politisches und ökonomisches Interesse. 

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

Wir haben dafür zu sorgen, daß eine Politik und In-
strumente gefunden werden, die den beitrittswilligen 
Ländern zusammen mit einer realwirtschaftlichen 
Konvergenz nach Erfüllung der Maastricht-Kriterien 
den Beitritt zur Wirtschafts- und Währungsunion 
rechtlich ermöglichen. Da mag der eine oder andere 
sagen: Das dauert ja noch ein bißchen. Für die Dauer 
der Währungsunion ist dieses „Bißchen" eine sehr 
kurze Zeit. Deswegen müssen wir hier und heute 
handeln. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Ich bin fest davon überzeugt, daß diese Gestal-
tungsaufgaben bewältigt werden können. Sonst 
könnte ich ja nicht zustimmen. Konkret bieten die 
bestehenden Verträge im Bereich der Beschäfti-
gungs-, Sozial- und Steuerpolitik Ansätze dazu. Ein 
handwerklicher Einstieg ist auch mit dem Überwa-
chungsverfahren nach A rt. 103 des EG-Vertrages 
und dem Stabilitäts- und Wachstumspakt gegeben. 
An diesen möchte ich noch einmal erinnern. Dort 
sind gerade die realwirtschaftliche Entwicklung und 
der Beschäftigungsstand entscheidende Kriterien. 
Dies muß mit Substanz gefüllt und die institutionel-
len Reformen müssen so gestaltet werden, daß über 
den normalen Interessenausgleich hinaus kein Mit-
gliedsland zu Lasten eines anderen handelt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Es ist der Sinn von gemeinsamer Politik, nicht alles 
von Brüssel aus zu machen, sondern darauf zu ach-
ten, daß man nicht den anderen schädigt bzw. daß 
man vorher einen Interessenausgleich findet. Dies ist 
gerade für uns in Deutschland eine besondere Her-
ausforderung. 

Mit anderen Worten: Es ist vertretbar, die EWU 
jetzt zu beginnen. Die eigentliche Aufgabe, sie im In

-

teresse der Bürgerinnen und Bürger auf Dauer zum 
Erfolg zu führen, liegt aber nicht nur bei der Europäi-
schen Zentralbank und ihrer Geldpolitik. Sie liegt 
auch und gerade bei uns und unseren Nachfolgern. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Deswegen plädiere ich dafür - das möchte ich 
auch als Vorsitzender des Ausschusses für die Ange-
legenheiten der EU sagen -, unsere Zustimmung zur 
EWU mit der gemeinsamen Verpflichtung gegenüber 
den Bürgerinnen und Bürgern zu verbinden. Wir sor-
gen für einen stabilen Euro, der weltweite Anerken-
nung findet, für eine Währung, die einem modernen 
Deutschland und Europa gemäß ist. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der F.D.P. und der Abg. Reiner Krziske

-

witz [CDU/CSU] und Manfred Müller [Ber

-

lin] [PDS]) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Zum Schluß 
gebe ich dem Abgeordneten Kurt Neumann aus 
Berlin das Wort. 

Kurt Neumann (Berlin) (fraktionslos): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Ich bedanke mich, 
daß ich nun doch noch Redezeit bekommen habe. 

Es hat keinen Sinn, verlorene Schlachten noch ein-
mal zu schlagen. Heute entscheiden wir allein über 
den Teilnehmerkreis an der dritten Stufe der Euro-
päischen Wirtschafts- und Währungsunion, über 
nicht weniger, aber auch nicht über mehr. 

Über die unzureichenden Rahmenbedingungen 
für den Übergang zur gemeinsamen Währung 
wurde früher entschieden. Natürlich wäre es besser 
gewesen, zumindest zeitgleich einen weiteren Schritt 
der politischen Integration und der Demokratisierung 
der Institutionen zu gehen. Und natürlich wäre es 
besser gewesen, zuvor mehr Elemente einer europäi-
schen Wirtschaftsregierung zu etablieren. Das Be-
schäftigungskapitel von Amsterdam ist denn doch zu 
vorsichtig geraten. 

Die heutige Entscheidung über den Euro-Teilneh-
merkreis muß aber die aktuelle Gesamtsituation be-
rücksichtigen. Es geht nicht nur um Defizite, gemes-
sen an den eigenen Zielvorstellungen. Für mich per-
sönlich ist es ganz wesentlich, daß die Kommission 
einen Teilnehmerkreis von elf Ländern vorgeschla-
gen hat. Dagegen ist aus Kreisen der Koalition deut-
liche, wenn auch nicht besonders mutig vorgetra-
gene Kritik geäußert worden. 

Der Vorschlag der Kommission bedeutet eine ekla-
tante Niederlage für diejenigen, die mit ihrer Kon-
zeption eines sogenannten Kern-Europa einen ganz 
anderen Weg gehen wollten. 

(Beifall des Abg. Uwe Hiksch [SPD]) 

Die CDU/CSU hat am 1. September 1994 ein zu 
Unrecht fast in Vergessenheit geratenes Papier mit 
„Überlegungen zur europäischen Politik" vorgelegt. 
Die Hauptthese dieses Papiers hieß: „Den festen 
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Kern weiter festigen". Trotz gegenteiliger verbaler 
Bekundungen lief diese Konzeption auf ein Zwei-
Klassen-Europa unter eindeutig deutscher und 
ebenso eindeutig neoliberaler Dominanz hinaus. 

Ich kann das belegen. In diesem Papier heißt es - 
ich zitiere -: 

Der feste Kern hat die Aufgabe, den zentrifugalen 
Kräften in der immer größer werdenden Union ein 
starkes Zentrum entgegenzustellen und damit die 
Auseinanderentwicklung zwischen einer eher 
protektionismusanfälligen Süd-West-Gruppe un-
ter einer gewissen Anführung durch Frankreich 
und einer stärker dem freien Welthandel verpflich-
teten Nord-Ost-Gruppe unter einer gewissen An-
führung durch Deutschland zu verhindern. 

Hier wird Deutschland also als Anführer der kor-
rekten weltmarktorientierten Linie angesehen. 

Diese Konzeption des Kerneuropa hatte natürlich 
auch Auswirkungen auf die Konzeption der Wäh-
rungsunion. In demselben Papier heißt es hierzu: 

Eine Währungsunion im vorgesehenen Zeitrah-
men wird es ... voraussichtlich zunächst nur in 
einem kleineren Kreis geben - und im kleineren 
Kreis wird es sie nur geben, wenn der feste Ke rn 

 der Fünf dies systematisch und mit starker Ent-
schlossenheit vorbereitet. 

Das war die Konzeption: fünf Kernkräfte, die dann 
versuchen, den Rest mit ihrer neoliberalen Wi rt

-schafts- und Finanzpolitik zu dominieren. 

Aber es ist anders gekommen. Die Konzeption der 
Spaltung und Bevormundung ist gründlich geschei-
tert; das begrüße ich. Es herrschen gegenwärtig 
andere, es herrschen bessere Verhältnisse in Europa, 
als von den Autoren dieses Papiers vorausgesehen 
oder vorausgesagt. 

(Unruhe - Glocke des Präsidenten) 

Im Wirtschaftsteil der „Frankfu rter Allgemeinen 
Zeitung" war gestern zu lesen - in bezug auf den 
Wirtschaftsteil glaube ich meistens, was in der „FAZ" 
steht -: 

Besonders Frankreich, Ita lien, Belgien und die 
iberischen Länder vertreten die Ansicht, daß Wai-
gels Vorschlag durch den Maastrichter Vertrag 
nicht gedeckt sei. Mit einer weiteren Selbstver-
pflichtung zur Konsolidierung der Staatsfinan-
zen, die noch über den Stabilitätspakt hinaus-
reicht, sehen die Kritiker kaum noch Spielräume 
für beschäftigungswirksame Maßnahmen. 

Das bedeutet, daß sich der Südwesten da offenbar 
doch stärker durchgesetzt hat, als von den Autoren 
des Papiers befürchtet. Damit ist eine Konzeption, 
die versucht, über den Euro und den Stabilitätspakt 
eine Politik zu machen, durch die in allen Ländern 
neoliberale Tendenzen durchgesetzt werden, ge-
scheitert. 

Angesichts dieser Situation geht es darum, andere 
politische Prioritäten zu setzen, eine Politik zu betrei-
ben, die davon ausgeht, daß Stabilität nicht nur Geld

-

wertstabilität ist, sondern daß gesellschaftliche und 
soziale Stabilität erforderlich ist, daß ein Mindestmaß 
an Lebensstandard und Lebensqualität und ein Min-
destmaß an ökologischen Errungenschaften in allen 
Bereichen vorhanden sein müssen. 

Es trifft zu - das ist im Europaausschuß immer wie-
der vorgetragen worden -, daß mit Einführung des 
Euro die Abfederung durch die Möglichkeit der 
Währungsab- und -aufwertung fehlt. Aber wer 
glaubt, daß das automatisch zu Lohnsenkungen 
führt, wie es Teile der F.D.P. und auch Teile einer an-
deren Partei behaupten, übersieht, daß dagegen poli-
tisch gekämpft werden kann und muß. Hier würde 
es erhebliche Auseinandersetzungen geben. Wer ge-
sellschaftliche Stabilität will, kann diese neoliberale 
Politik auf der Grundlage eines einheitlichen Wäh-
rungssystems nicht durchhalten. 

Wir brauchen - das werden die kommenden Aus-
einandersetzungen verdeutlichen - eine aktive ge-
meinschaftliche Wirtschaftspolitik, insbesondere eine 
gemeinschaftliche Strukturpolitik. Da kann man mir 
zur Frage der Transfers sagen, was man wi ll: Eine 
Strukturpolitik, die die Angleichung der Lebensbe-
dingungen in Europa will  - und das muß sie wollen -, 
kommt ohne Transfers nicht aus. Es müssen mögli-
cherweise Mittel von der Landwirtschaft in andere 
Bereiche umgeschichtet werden. Es wird neue P riori

-täten geben müssen. 

Ob die bisher für Transfers zur Verfügung stehen-
den Mittel ausreichen oder nicht, weiß ich nicht. 
Aber in jedem Fall  wird es politische Auseinanderset-
zungen über die richtigen Prioritäten geben. Die 
Länder, die in dem Papier der CDU/CSU als protek-
tionismusanfälliger Südwesten diffamiert wurden, 
sind mittlerweile innerhalb der EU sehr stark gewor-
den, und sie werden durch die Bundestagswahlen 
noch stärker werden. 

Wir haben viel darüber geredet, welche Chancen 
und welche Gefahren eine gemeinsame Währung 
bedeuten kann. Das kann man im vorhinein nicht 
entscheiden. Wichtig ist, daß man sich im klaren dar-
über ist, daß man politisch handeln muß, um die Be-
dingungen weiter zu entwickeln, unter denen die ge-
meinsame Währung funktioniert. In diesem Sinne 
werde ich dem Euro zustimmen. Dabei gehe ich da-
von aus, daß wir von jetzt an die Auseinandersetzun-
gen um eine europäische Wirtschafts- und Sozialpoli-
tik führen werden, die den Grundsätzen von Freiheit, 
Solidarität und Gerechtigkeit verpflichtet ist. 

Ich bedanke mich für die teilweise vorhanden ge-
wesene Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Damit schließe 
ich die Aussprache. 

Bevor wir in die Abstimmungen eintreten, möchte 
ich das Haus darauf aufmerksam machen, daß wir 
nach der namentlichen Abstimmung noch in dieser 
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Sache einige Abstimmungen haben und daß dann 
eine geradezu exzessive Reihe von weiteren Abstim-
mungen folgt, so daß es sinnvoll ist, aufmerksam zu 
sein. 

Es sind eine Reihe von Erklärungen nach § 31 der 
Geschäftsordnung zu Protokoll gegeben worden, 
und zwar von den Abgeordneten Koppelin, Lambs-
dorff, Hirsch, Schulhoff, Kohn, Büttner (Ingolstadt), 
Lummer, Börnsen (Bönstrup), Augustinowitz, Kolbe, 
Jüttner * ), Leidinger, Adler, Teichmann, Hartenstein, 
Conradi **), Brecht, Braune, Deichmann, Krüger, 
Schröter und Weißgerber ***). Ich nehme die Erklä-
rungen zu Protokoll. Ist das Haus damit einverstan-
den? - Ich sehe und höre keinen Widerspruch. Dann 
ist das der Fall. 

Wir treten ein in die Abstimmung über die Be-
schlußempfehlung des Finanzausschusses zu dem 
Beschluß der Bundesregierung zur Festlegung des 
Teilnehmerkreises an der Dritten Stufe der Europäi-
schen Wirtschafts- und Währungsunion und dem Er-
suchen der Bundesregierung auf Drucksachen 13/ 
10250 und 13/10450 Nr. 1. 

Dazu ist namentliche Abstimmung verlangt wor-
den. Ich bitte die Schriftführerinnen und Schriftfüh-
rer, die vorgesehenen Plätze einzunehmen. - Sind 
die Urnen besetzt? - Das ist der Fall. Dann eröffne ich 
die Abstimmung. 

Ist ein Mitglied des Hauses anwesend, das seine 
Stimme noch nicht abgegeben hat? - Das ist nicht 
der Fall. Dann schließe ich die Abstimmung. 

Ich bitte die Schriftführer, mit der Auszählung zu 
beginnen. Das Ergebnis der Abstimmung wird Ihnen 
später bekanntgegeben. ****) 

Wir fahren mit einer Reihe von Abstimmungen fo rt . 
Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion der SPD auf Drucksache 
13/10452. Wer für diesen Entschließungsantrag 
stimmt, den bitte ich um das Handzeichen. - Die Ge-
genprobe! - Stimmenthaltungen? - Dann stelle ich 
fest, daß der Entschließungsantrag mit den Stimmen 
der Koalition und der Gruppe der PDS gegen die 
Stimmen des Hauses im übrigen abgelehnt worden 
ist. 

Dann treten wir in die Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen auf Drucksache 13/10458 ein. Wer diesem Ent-
schließungsantrag zustimmt, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltun-
gen? - Dann stelle ich fest, daß auch dieser Entschlie-
ßungsantrag mit den Stimmen der Koalition und der 
Gruppe der PDS gegen die Stimmen des Hauses im 
übrigen abgelehnt worden ist. 

Dann treten wir in die Abstimmung über den Ent-
schließungsantrag der Gruppe der PDS auf Drucksa-
che 13/10453 ein. Wer diesem Entschließungsantrag 
zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. - Die 

*) Anlage 2 
**) Anlage 3 
***) Anlage 4 
****) Seite21114B 

Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Dann stelle ich 
fest, daß der Entschließungsantrag mit den Stimmen 
des gesamten Hauses gegen die Stimmen der 
Gruppe der PDS abgelehnt worden ist. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die Be-
schlußempfehlung des Finanzausschusses zu dem 
Bericht des Arbeitsstabes Europäische Wirtschafts- 
und Währungsunion zur Einführung des Euro in Ge-
setzgebung und öffentlicher Verwaltung, Drucksa-
chen 13/10251 und 10450 Nr. 2. Der Ausschuß emp-
fiehlt Kenntnisnahme. Wer dieser Beschlußempfeh-
lung zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. - 
Die  Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Dann 
stelle ich fest, daß die Beschlußempfehlung einmütig 
angenommen worden ist; wobei es auch wirklich 
schwierig ist, eine Beschlußvorlage abzulehnen, 
wenn man von ihr nicht wenigstens vorher Kenntnis 
genommen hat. 

Dann ist dieser Tagesordnungspunkt abgeschlos-
sen. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 14 a bis 14 p und 
die Zusatzpunkte 2 a bis 2 g auf: 

14. Überweisungen im vereinfachten Verfahren 

a) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Dritten 
Gesetzes zur Änderung des Rechtspfleger-
gesetzes 
- Drucksache 13/10244 — 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß 

b) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Vierten 
Gesetzes zur Änderung des Strafvollzugs-
gesetzes (4. StVollzGÄndG) 
- Drucksache 13/10245 — 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Innenausschuß 

c) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zur Bereinigung vermögensrechtlicher 
und anderer Vorschriften (Vermögens-
rechtsbereinigungsgesetz - VermBerG) 
- Drucksache 13/10246- 
Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

d) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zur Europäischen Charta der Regional-
oder Minderheitensprachen des Europa-
rats vom 5. November 1992 
- Drucksache 13/10268 

—Überweisungsvorschlag: 

Innenausschuß (federführend) 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung 

e) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset- 
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zes zur Datenermittlung für den Vertei-
lungsschlüssel des Gemeindeanteils am 
Umsatzsteueraufkommen 
- Drucksache 13/10343 — 

Überweisungsvorschlag: 

Finanzausschuß (federführend) 
Innenausschuß 

f) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes betreffend die Anrufung des Gerichts-
hofes der Europäischen Gemeinschaften im 
Wege des Vorabentscheidungsverfahrens 
auf dem Gebiet der polizeilichen Zusam-
menarbeit und der justitiellen Zusammenar-
beit in Strafsachen nach Artikel 35 des EU-
Vertrages (EuGH -Gesetz - EuGHG) 
- Drucksache 13/10429 

—Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Innenausschuß 

g) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Ersten 
Gesetzes zur Änderung des Medizinpro-
duktegesetzes (1. MPG-ÄndG) 
- Drucksache 13/10422 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Gesundheit (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 

h) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zu dem Protokoll vom 7. November 
1996 zum Übereinkommen über die Verhü-
tung der Meeresverschmutzung durch das 
Einbringen von Abfällen und anderen Stof-
fen von 1972 
- Drucksache 13/10430 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit (federführend) 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

i) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zur Ausführung des Protokolls vom 
7. November 1996 zum Übereinkommen 
über die Verhütung der Meeresverschmut-
zung durch das Einbringen von Abfällen 
und anderen Stoffen von 1972 

- Drucksache 13/10364 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit (federführend) 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

j) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zu dem Abkommen vom 16. Juni 1995 
zur Erhaltung der afrikanisch-eurasischen 
wandernden Wasservögel 
- Drucksache 13/10431

—Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit (federführend) 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

k) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Otto Reschke, Karl Diller, Achim Großmann, 
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
SPD 

Soziale Wohnungsfürsorge mit neuem 
Konzept weiterführen 
- Drucksache 13/7091

—Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und 
Städtebau (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Ausschuß für Verkehr 
Ausschuß für Post und Telekommunikation 
Haushaltsausschuß 

1) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Steffen Tippach, Heinrich Graf von Ein-
siedel, Andrea Gysi, weiterer Abgeordneter 
und der Gruppe der PDS 

Zivile und nichtmilitärische Konfliktbear-
beitung und Friedenssicherung 
- Drucksache 13/9643 — 

Überweisungsvorschlag: 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Verteidigungsausschuß 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung 

m) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Heidemarie Wieczorek-Zeul, Gerd Andres, 
Hans-Werner Bertl und weiterer Abgeord-
neter der Fraktion der SPD 

Sicherung der Arbeitsplätze bei der 
Hoechst Marion Roussel Deutschland 
GmbH 
- Drucksache 13/10028 

—Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Wi rtschaft 
Rechtsausschuß 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

n) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Horst Sielaff, Anke Fuchs (Köln), Ernst 
Bahr, weiterer Abgeordneter und der Frak-
tion der SPD 

Modellregion Allgäu 
- Drucksache 13/10266 

—Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten (federführend) 
Haushaltsausschuß 

o) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Adelheid Tröscher, Dr. R. Werner Schuster, 
Michael Müller (Düsseldorf), weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion der SPD 

Reformvorschläge zur Struktur der Ent-
wicklungszusammenarbeit und Entwick-
lungspolitik 

- Drucksache 13/10230 
—Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung (federführend) 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit 
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p) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Klaus-Jürgen Warnick, Dr. Barbara Höll, 
Dr. Uwe-Jens Rössel, Dr. Gregor Gysi und 
der Gruppe der PDS 

Novellierung des Eigenheimzulagengesetzes 
- Drucksache 13/10295 —
Überweisungsvorschlag: 

Finanzausschuß (federführend) 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 

ZP2 Weitere Überweisung im vereinfachten Ver-
fahren 
(Ergänzung zu TOP 14) 

a) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zu dem Protokoll vom 27. September 
1996 zum Übereinkommen über den Schutz 
der finanziellen Interessen der Europäi-
schen Gemeinschaften (EU-Bestechungsge-
setz - EUBestG) 
- Drucksache 13/10424 — 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Innenausschuß 
Ausschuß für Wi rtschaft 
Ausschuß für die Angelegenheiten der 
Europäischen Union 

b) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zu dem Übereinkommen vom 26. Juli 
1995 über den Schutz der finanziellen Inter-
essen der Europäischen Gemeinschaften 
(EG-Finanzschutzgesetz - EGFinSchG) 
- Drucksache 13/10425 — 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Finanzausschuß 
Ausschuß für die Angelegenheiten der 
Europäischen Union 
Haushaltsausschuß 

c) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zu dem Übereinkommen vom 31. Janu-
ar 1995 über den unerlaubten Verkehr auf 
See zur Durchführung des Artikels 17 des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen 
gegen den unerlaubten Verkehr mit Sucht-
stoffen und psychotropen Stoffen 
- Drucksache 13/10426 

—Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Innenausschuß 

d) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zu dem Übereinkommen vom 27. Sep-
tember 1996 über die Auslieferung zwi-
schen den Mitgliedstaaten der Europäi-
schen Union 
- Drucksache 13/10427 — 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Innenausschuß 
Ausschuß für die Angelegenheiten der 
Europäischen Union 

e) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Geset-
zes zu dem Übereinkommen vom 17. De-
zember 1997 über die Bekämpfung der Be-
stechung ausländischer Amtsträger im in-
ternationalen Geschäftsverkehr (Gesetz zur 
Bekämpfung internationaler Bestechung - 
IntBestG) 

- Drucksache 13/10428
—Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Innenausschuß 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für die Angelegenheiten der 
Europäischen Union 

f) Erste Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Zweiten 
Gesetzes zur Änderung schadensersatz-
rechtlicher Vorschriften (Zweites Schadens-
ersatzrechtsänderungsgesetz - 2. Schad

-

ÄndG) 

- Drucksache 13/10435 — 

Überweisungsvorschlag: 

Rechtsausschuß (federführend) 
Ausschuß für Famlie, Senioren, Frauen und Jugend 
Ausschuß für Gesundheit 
Ausschuß für Verkehr 

g) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Winfried Nachtwei, Angelika Beer, Christian 
Sterzing, Annelie Buntenbach und der Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Traditionspflege der Bundeswehr 

- Drucksache 13/10279 
—Überweisungsvorschlag: 

Verteidigungsausschuß 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen 
an die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse 
zu überweisen. Die Federführung bei Tagesord-
nungspunkt 14 m - Antrag der Fraktion der SPD zur 
Sicherung der Arbeitsplätze bei der Hoechst Ma rion 
Roussel Deutschland GmbH auf Drucksache 13/ 
10028 - soll beim Ausschuß für Wirtschaft liegen. 
Sind Sie damit einverstanden? - Ich sehe und höre 
keinen Widerspruch. Dann sind die Überweisungen 
so beschlossen. 

Ich rufe nun die Tagesordnungspunkte 15 a bis 15 t 
auf. Es handelt sich um die Beschlußfassung zu Vor-
lagen, zu denen keine Aussprache vorgesehen ist. 

Zunächst kommen wir zur Abstimmung über den 
Tagesordnungspunkt 15 a: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu den Änderungen vom 
13. Februar 1997 des Übereinkommens zur 
Gründung der Europäischen Fernmeldesatelli-
tenorganisation „EUTELSAT" (EUTELSAT-  
Übereinkommen) 

- Drucksache 13/10138 -

(Erste Beratung 224. Sitzung) 
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Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Post und Telekommunikation 
(17. Ausschuß) 

- Drucksache 13/10444 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Michael Meister 
Hans Martin Bury 

Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 
Ausschußfassung zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - 
Dann stelle ich fest, daß der Gesetzentwurf mit den 
Stimmen des Hauses bei Stimmenthaltung der 
Gruppe der PDS angenommen worden ist. 

Tagesordnungspunkt 15 b: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu den Änderungen vom 
1. September 1995 des Übereinkommens über 
die Internationale Fernmeldesatellitenorgani-
sation „INTELSAT"  (INTELSAT-Übereinkom-
men) 

- Drucksache 13/10139-

(Erste Beratung 224. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Post und Telekommunikation 
(17. Ausschuß) 

- Drucksache 13/10445 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dr. Michael Meister 
Hans Martin Bury 

Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 
Ausschußfassung zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - 
Dann stelle ich fest, daß der Gesetzentwurf mit dem-
selben Stimmenverhältnis wie soeben angenommen 
worden ist. 

Tagesordnungspunkt 15 c: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 
9. Oktober 1997 zwischen der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland und der Regie-
rung der Französischen Republik über die 
Zusammenarbeit der Polizei- und Zollbehör-
den in den Grenzgebieten 

- Drucksache 13/10113 -

(Erste Beratung 224. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Innen-
ausschusses (4. Ausschuß) 

- Drucksache 13/10474 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Wolfgang Zeitlmann 
Günter Graf (Friesoythe) 
Manfred Such 
Dr. Max Stadler 
Ulla Jelpke 

Der Innenausschuß empfiehlt auf Drucksache 13/ 
10474, den Gesetzentwurf unverände rt  anzunehmen. 
Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustim-
men wollen, sich zu erheben. - Die Gegenprobe! - 
Stimmenthaltungen? - Dann stelle ich fest, daß der 
Gesetzentwurf mit den Stimmen des Hauses gegen 
die Stimmen der Gruppe der PDS angenommen wor-
den ist. 

Tagesordnungspunkt 15 d: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Protokoll vom 
20. Dezember 1994 über den Beitritt des Für-
stentums Monaco zum Übereinkommen zum 
Schutz der Alpen (Beitrittsprotokoll zur Al-
penkonvention) 
- Drucksache 13/8825 - 

(Erste Beratung 203. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit (16. Ausschuß) 

- Drucksache 13/10341 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Max Straubinger 
Georg Pfannenstein 
Ulrike Höfken 
Günther Bredehorn 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reak-
torsicherheit empfiehlt auf Drucksache 13/10341, 
den Gesetzentwurf unverände rt  anzunehmen. Ich 
bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf zustimmen 
wollen, sich zu erheben. - Die Gegenprobe! - Stimm-
enthaltungen? - Dann stelle ich fest, daß der Gesetz-
entwurf mit allen Stimmen des Hauses angenommen 
worden ist. 

(Joseph Fischer [Frankfu rt] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Selbst die PDS! Monaco! 

Das habe ich mir gedacht!) 

Tagesordnungspunkt 15 e: 

Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Abkommen über 
Partnerschaft  und Zusammenarbeit vom 
22. April 1996 zwischen den Europäischen 
Gemeinschaften und ihren Mitgliedstaaten 
einerseits und der Republik Armenien ande-
rerseits 
- Drucksache 13/9512 -

(Erste Beratung 216. Sitzung) 
Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 
- Drucksache 13/10260 - 

Berichterstattung: 
Abgeordneter Dr. Diet rich Sperling 

Der Ausschuß für Wi rtschaft empfiehlt auf Druck-
sache 13/10260, den Gesetzentwurf unverände rt  an-
zunehmen. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzent-
wurf zustimmen wollen, sich zu erheben. - Gegen- 
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probe! - Stimmenthaltungen? - Dann stelle ich fest, 
daß der Gesetzentwurf mit den Stimmen des Hauses 
bei Stimmenthaltung der Gruppe der PDS angenom-
men worden ist. 

Tagesordnungspunkt 15 f: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes über den Deutschen We tterdienst 
(DWD-Gesetz) 

- Drucksache 13/9510 -

(Erste Beratung 213. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Verkehr (15. Ausschuß) 

- Drucksache 13/10 240 - 

Berichterstattung: 

Abgeordneter Albe rt  Schmidt (Hitzhofen) 

Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 
Ausschußfassung zustimmen wollen, um das Hand-
zeichen. - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - 
Dann  stelle ich fest, daß der Gesetzentwurf mit den 
Stimmen der Koalition und der Fraktion der SPD bei 
Stimmenthaltung des Hauses im übrigen in zweiter 
Beratung angenommen worden ist. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

und Schlußabstimmung ein. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Ich 
stelle fest, daß der Gesetzentwurf in dritter Lesung 
mit demselben Stimmenverhältnis angenommen 
worden ist. 

Der Ausschuß für Verkehr empfiehlt unter Nr. 2 
seiner Beschlußempfehlung auf Drucksache 13/ 
10240 die Annahme einer Entschließung. Dazu liegt 
ein Änderungsantrag der Abgeordneten Dirk Fischer 
(Hamburg) und Horst Friedrich vor, über den wir zu-
erst abstimmen. Wer dem . Änderungsantrag auf 
Drucksache 13/10454 zustimmt, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltun-
gen? - Dann stelle ich fest, daß der Änderungsantrag 
mit den Stimmen des Hauses bei Stimmenthaltung 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen angenommen 
worden ist. 

Wer für die Entschließung in der soeben geänder-
ten Fassung stimmt, den bitte ich ebenfalls um das 
Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltun-
gen? - Dann stelle ich fest, daß die Entschließung mit 
demselben Stimmenverhältnis wie soeben angenom-
men worden ist. 

Tagesordnungspunkt 15 g: 

Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Durchführung der Verordnung 
(EWG) Nr. 2186/93 des Rates vom 22. Juli 
1993 über die innergemeinschaftliche Koor

-

dinierung des Aufbaus von Unternehmens

-

registern für statistische Verwendungszwecke 
- Drucksache 13/9696 -

(Erste Beratung 219. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Wi rtschaft (9. Ausschuß) 
- Drucksache 13/10227 - 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Dr. Sig rid Skarpelis-Sperk 

Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der 
Ausschußfassung zustimmen wollen, um das Hand-
zeichen. - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - 
Dann  stelle ich fest, daß der Gesetzentwurf in zweiter 
Beratung einmütig angenommen worden ist. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

und Schlußabstimmung ein. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - 
Dann  stelle ich fest, daß der Gesetzentwurf in dritter 
Lesung mit demselben Stimmenverhältnis angenom-
men worden ist. 

Tagesordnungspunkt 15 h: 

- Zweite und dritte Beratung des von der 
Bundesregierung eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Bundes-
verfassungsgerichtsgesetzes und des Ge-
setzes über das Amtsgehalt der Mitglieder 
des Bundesverfassungsgerichts 
- Drucksache 13/7673 - 

(Erste Beratung 200. Sitzung) 

- Zweite und dritte Beratung des von den Ab-
geordneten Gerald Häfner, Volker Beck 
(Köln), Rezzo Schlauch und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des 
Bundesverfassungsgerichtsgesetzes - Wahl 
der Richter und Richterinnen 
- Drucksache 13/2088 -

(Erste Beratung 80. Sitzung) 

- Zweite und dritte Beratung des von den Ab-
geordneten Dr. Uwe-Jens Heuer, Ulla Jelp-
ke, Dr. Gregor Gysi und der Gruppe der 
PDS eingebrachten Entwurfs eines Sech-
sten Gesetzes zur Änderung des Bundes-
verfassungsgerichtsgesetzes 
- Drucksache 13/2686 -

(Erste Beratung 80. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des 
Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 

- Drucksache 13/10363 - 

Berichterstattung: 

Abgeordnete Dr. Reinhard Göhner 
Dr. Wolfgang Götzer 
Dr. Herta Däubler-Gmelin 
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Wir kommen zunächst zur Abstimmung über den 

von der Bundesregierung eingebrachten Gesetzent-
wurf zur Änderung des Bundesverfassungsgerichts-
gesetzes und des Gesetzes über das Amtsgehalt der 
Mitglieder des Bundesverfassungsgerichts, Drucksa-
che 13/7673 und Drucksache 13/10363 Nr. 1. Ich bitte 
diejenigen, die dem Gesetzentwurf in der Ausschuß

-

fassung zustimmen wollen, um das Handzeichen. - 
Die  Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Dann 
stelle ich fest, daß der Gesetzentwurf in zweiter Bera-
tung mit den Stimmen des Hauses bei Enthaltung 
der Gruppe der PDS angenommen worden ist. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

und Schlußabstimmung ein. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Dann 
stelle ich fest, daß der Gesetzentwurf mit demselben 
Stimmenverhältnis in dritter Lesung angenommen 
worden ist. 

Ich gebe jetzt das von den Schriftführern und 
Schriftführerinnen ermittelte Ergebnis der namentli-
chen Abstimmung über die Beschlußempfehlung des 
Finanzausschusses zum Beschluß der Bundesregie-
rung zur Festlegung des Teilnehmerkreises an der 
Dritten Stufe der Europäischen Wirtschafts- und 
Währungsunion und dem Ersuchen der Bundesregie-
rung auf Drucksache 13/10250 und Drucksache 13/ 
10450 Nr. 1 bekannt. Abgegebene Stimmen: 615. Mit 
Ja haben gestimmt: 575, mit Nein haben gestimmt: 
35, bei 5 Stimmenthaltungen. Die Beschlußempfeh-
lung ist damit angenommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der F.D.P., der 
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Endgültiges Ergebnis 

Abgegebene Stimmen: 615; 
davon: 

ja: 	575 

nein: 	35 

enthalten: 	5 

Ja 

CDU/CSU 

Ulrich Adam 
Peter Altmaier 
Anneliese Augustin 
Jürgen Augustinowitz 
Dietrich Austermann 
Heinz-Günter Bargfrede 
Franz Peter Basten 
Dr. Wolf Bauer 
Brigitte Baumeister 
Meinrad Belle 
Dr. Sabine Bergmann-Pohl 
Hans-Dirk Bierling 
Dr. Joseph-Theodor Blank 
Renate Blank 
Dr. Heribert Blens 

Peter Bleser 
Dr. Norbert  Blüm 
Friedrich Bohl 
Dr. Maria Böhmer 
Jochen Borchert 
Wolfgang Börnsen (Bönstrup) 
Wolfgang Bosbach 
Dr. Wolfgang Bötsch 
Klaus Brähmig 
Rudolf Braun (Auerbach) 
Paul Breuer 
Monika Brudlewsky 
Georg Brunnhuber 
Hartmut Büttner 

(Schönebeck) 
Dankward Buwitt 
Manfred Carstens (Emstek) 
Wolfgang Dehnel 
Hubert  Deittert 
Albert Deß 
Renate Diemers 
Wilhelm Dietzel 
Werner Dörflinger 
Hansjörgen Doss 
Maria Eichhorn 
Wolfgang Engelmann 
Rainer Eppelmann 
Heinz Dieter Eßmann 
Horst Eylmann 
Anke Eymer 

Jochen Feilcke 
Ulf Fink 
Dirk Fischer (Hamburg) 
Klaus Francke (Hamburg) 
Herbert  Frankenhauser 
Dr. Gerhard Friedrich 
Erich G. Fritz 
Hans-Joachim Fuchtel 
Michaela Geiger 
Norbert  Geis 
Dr. Heiner Geißler 
Michael Glos 
Wilma Glücklich 
Dr. Reinhard Göhner 
Peter Götz 
Dr. Wolfgang Götzer 
Joachim Gres 
Kurt-Dieter G rill 
Wolfgang Gröbl 
Hermann Gröhe 
Claus-Peter Grotz 
Manfred Grund 
Horst Günther (Duisburg) 
Carl-Detlev Freiherr von 
Hammerstein 

Gottfried Haschke 
(Großhennersdorf) 

Otto Hauser (Esslingen) 
Hansgeorg Hauser 

(Rednitzhembach) 
Klaus-Jürgen Hedrich 
Helmut Heiderich 
Manfred Heise 
Detlef Helling 
Dr. Renate Hellwig 
Ernst Hinsken 
Peter Hintze 
Josef Holle rith 
Elke Holzapfel 
Dr. Karl-Heinz Hornhues 
Siegfried Hornung 
Joachim Hörster 
Hubert  Hüppe 
Peter Jacoby 
Susanne Jaffke 
Georg Janovsky 
Helmut Jawurek 
Dr. Dionys Jobst 
Dr.-Ing. Rainer Jork 
Michael Jung (Limburg) 
Ulrich Junghanns 
Dr. Harald Kahl 
Bartholomäus Kalb 
Steffen Kampeter 
Dr.-Ing. Dietmar Kansy 
Manfred Kanther 
Irmgard Karwatzki 
Volker Kauder 
Peter Keller 
Eckart  von Klaeden 
Dr. Bernd Klaußner 
Ulrich Klinkert 
Dr. Helmut Kohl 
Hans-Ulrich Köhler 

(Hainspitz) 
Norbert  Königshofen 
Eva-Maria Kors 
Hartmut Koschyk 
Manfred Koslowski 
Thomas Kossendey 
Annegret Kramp

-

Karrenbauer 
Rudolf Kraus 
Wolfgang Krause (Dessau) 
Andreas Krautscheid 
Arnulf Kriedner 

Dr.-Ing. Paul Krüger 
Reiner Krziskewitz 
Dr. Hermann Kues 
Werner Kuhn 
Dr. Karl A. Lamers 
(Heidelberg) 

Karl Lamers 
Dr. Norbert  Lammert 
Helmut Lamp 
Armin Laschet 
Herbert Lattmann 
Dr. Paul Laufs 
Karl-Josef Laumann 
Vera Lengsfeld 
Werner Lensing 
Peter Letzgus 
Editha Limbach 
Walter Link (Diepholz) 
Eduard Lintner 
Dr. Klaus W. Lippold 

(Offenbach) 
Dr. Manfred Lischewski 
Wolfgang Lohmann 
(Lüdenscheid) 

Julius Louven 
Sigrun Löwisch 
Dr. Michael Luther 
Erich Maaß (Wilhelmshaven) 
Erwin Marschewski 
Günter Marten 
Dr. Martin Mayer 
(Siegertsbrunn) 

Wolfgang Meckelburg 
Rudolf Meinl 
Dr. Michael Meister 
Dr. Angela Merkel 
Friedrich Merz 
Rudolf Meyer (Winsen) 
Hans Michelbach 
Dr. Gerd Müller 
Elmar Müller (Kirchheim) 
Engelbert Nelle 
Bernd Neumann (Bremen) 
Johannes Nitsch 
Claudia Nolte 
Dr. Rolf Olderog 
Friedhelm Ost 
Eduard Oswald 
Norbert  Otto (Erfu rt) 
Dr. Gerhard Päselt 
Dr. Peter Paziorek 
Hans-Wilhelm Pesch 
Ulrich Petzold 
Anton Pfeifer 
Angelika Pfeiffer 
Dr. Gero Pfennig 
Dr. Friedbert Pflüger 
Beatrix Philipp 
Dr. Winfried Pinger 
Ronald Pofalla 
Dr. Hermann Pohler 
Ruprecht Polenz 
Marlies Pretzlaff 
Dr. Bernd Protzner 
Dieter Pützhofen 
Thomas Rachel 
Hans Raidel 
Dr. Peter Ramsauer 
Rolf Rau 
Helmut Rauber 
Peter Rauen 
Otto Regenspurger 
Christa Reichard (Dresden) 
Klaus Dieter Reichardt 
(Mannheim) 

Dr. Bertold Reinartz 
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Hans-Peter Repnik 
Roland Richter 
Dr. Norbert  Rieder 
Dr. Erich Riedl (München) 
Klaus Riegert 
Dr. Heinz Riesenhuber 
Franz Romer 
Hannelore Rönsch 
(Wiesbaden) 

Heinrich-Wilhelm Ronsöhr 
Dr. Klaus Rose 
Kurt  J. Rossmanith 
Adolf Roth (Gießen) 
Norbert  Röttgen 
Dr. Christian Ruck 
Volker Rühe 
Dr. Jürgen Rüttgers 
Roland Sauer (Stuttga rt ) 
Ortrun Schätzle 
Dr. Wolfgang Schäuble 
Hartmut Schauerte 
Heinz Schemken 
Karl-Heinz Scherhag 
Gerhard Scheu 
Norbert  Schindler 
Dietmar Schlee 
Ulrich Schmalz 
Bernd Schmidbauer 
Christian Schmidt (Fürth) 
Dr.-Ing. Joachim Schmidt 
(Halsbrücke) 

Andreas Schmidt (Mülheim) 
Hans-Otto Schmiedeberg 
Hans Peter Schmitz 
(Baesweiler) 

Michael von Schmude 
Birgit Schnieber-Jastram 
Dr. Andreas Schockenhoff 
Dr. Rupert  Scholz 
Reinhard Freiherr von 
Schorlemer 

Dr. Erika Schuchardt 
Dr. Dieter Schulte 
(Schwäbisch Gmünd) 

Gerhard Schulz (Leipzig) 
Frederick Schulze 
(Sangerhausen) 

Diethard Schütze (Berlin) 
Clemens Schwalbe 
Dr. Christian Schwarz

-

Schilling 
Wilhelm Josef Sebastian 
Horst Seehofer 
Marion Seib 
Wilfried Seibel 
Heinz-Georg Seiffert 
Rudolf Seiters 
Johannes Selle 
Jürgen Sikora 
Johannes Singhammer 
Bärbel Sothmann 
Margarete Späte 
Carl-Dieter Spranger 
Wolfgang Steiger 
Erika Steinbach 
Dr. Wolfgang Freiherr von 
Stetten 

Dr. Gerhard Stoltenberg 
Andreas Storm 
Max Straubinger 
Matthäus Strebl 
Michael Stübgen 
Egon Susset 
Dr. Rita Süssmuth 
Michael Teiser 
Dr. Susanne Tiemann 

Gottfried Tröger 
Dr. Klaus-Dieter Uelhoff 
Gunnar Uldall 
Wolfgang Vogt (Duren) 
Dr. Horst Waffenschmidt 
Dr. Theodor Waigel 
Alois Graf von Waldburg-Zeil 
Dr. Jürgen Warnke 
Kersten Wetzel 
Hans-Otto Wilhelm (Mainz) 
Gert Willner 
Bernd Wilz 
Matthias Wissmann 
Dr. Fritz Wittmann 
Dagmar Wöhrl 
Michael Wonneberger 
Elke Wülfing 
Peter Kurt Würzbach 
Cornelia Yzer 
Wolfgang Zeitlmann 
Wolfgang Zöller 

SPD 

Gerd Andres 
Hermann Bachmaier 
Ernst Bahr 
Doris Barnett 
Klaus Barthel 
Ingrid Becker-Inglau 
Hans Berger 
Hans-Werner Bertl 
Friedhelm Julius Beucher 
Anni Brandt-Elsweier 
Tilo Braune 
Dr. Eberhard Brecht 
Ursula Burchardt 
Dr. Michael Bürsch 
Hans Martin Bury 
Hans Büttner (Ingolstadt) 
Marion Caspers-Merk 
Wolf-Michael Catenhusen 
Dr. Herta Däubler-Gmelin 
Christel Deichmann 
Karl Diller 
Dr. Marliese Dobberthien 
Peter Dreßen 
Rudolf Dreßler 
Freimut Duve 
Ludwig Eich 
Peter Enders 
Gernot Erler 
Petra Ernstberger 
Annette Faße 
Elke Ferner 
Lothar Fischer (Homburg) 
Gabriele Fograscher 
Iris Follak 
Eva Folta 
Norbert  Formanski 
Dagmar Freitag 
Anke Fuchs (Köln) 
Katrin Fuchs (Verl) 
Arne Fuhrmann 
Monika Ganseforth 
Konrad Gilges 
Iris Gleicke 
Uwe Göllner 
Günter Graf (Friesoythe) 
Angelika Graf (Rosenheim) 
Dieter Grasedieck 
Achim Großmann 
Karl Hermann Haack 

(Extertal) 
Hans-Joachim Hacker 

Manfred Hampel 
Christel Hanewinckel 
Alfred Hartenbach 
Klaus Hasenfratz 
Dr. Ingomar Hauchler 
Dieter Heistermann 
Reinhold Hemker 
Rolf Hempelmann 
Dr. Barbara Hendricks 
Monika Heubaum 
Uwe Hiksch 
Reinhold Hiller (Lübeck) 
Stephan Hilsberg 
Gerd Höfer 
Frank Hofmann (Volkach) 
Ingrid Holzhüter 
Eike Hovermann 
Lothar Ibrügger 
Wolfgang Ilte 
Brunhilde Irber 
Gabriele Iwersen 
Ilse Janz 
Dr. Uwe Jens 
Sabine Kaspereit 
Susanne Kastner 
Ernst Kastning 
Hans-Peter Kemper 
Klaus Kirschner 
Marianne Klappert 
Hans-Ulrich Klose 
Dr. Hans-Hinrich Knaape 
Walter Kolbow 
Fritz Rudolf Körper 
Nicolette Kressl 
Volker Kröning 
Thomas Krüger 
Horst Kubatschka 
Eckart Kuhlwein 
Konrad Kunick 
Dr. Uwe Küster 
Werner Labsch 
Brigitte Lange 
Detlev von Larcher 
Klaus Lennartz 
Dr. Elke Leonhard 
Klaus Lohmann (Witten) 
Christa Lörcher 
Erika Lotz 
Dr. Christine Lucyga 
Dieter Maaß (Herne) 
Winfried Mante 
Dorle Marx 
Ingrid Matthäus-Maier 
Heide Mattischeck 
Markus Meckel 
Ulrike Mehl 
Herbert  Meißner 
Angelika Mertens 
Dr. Jürgen Meyer (Ulm) 
Ursula Mogg 
Siegmar Mosdorf 
Michael Müller (Düsseldorf) 
Jutta Müller (Völklingen) 
Christian Müller (Zittau) 
Volker Neumann (Bramsche) 
Gerhard Neumann (Gotha) 
Dr. Edith Niehuis 
Dr. Rolf Niese 
Doris Odendahl 
Günter Oesinghaus 
Leyla Onur 
Manfred Opel 
Adolf Ostertag 
Kurt  Palis 
Albrecht Papenroth 
Dr. Wilfried Penner 

Dr. Martin Pfaff 
Georg Pfannenstein 
Dr. Eckhart  Pick 
Joachim Poß 
Hermann Rappe 

(Hildesheim) 
Karin Rehbock-Zureich 
Margot von Renesse 
Renate Rennebach 
Otto Reschke 
Bernd Reuter 
Dr. Edelbert Richter 
Günter Rixe 
Reinhold Robbe 
Marlene Rupprecht 
Dr. Hansjörg Schäfer 
Gudrun Schaich-Walch 
Rudolf Scharping 
Bernd Scheelen 
Horst Schild 
Otto Schily 
Dieter Schloten 
Günter Schluckebier 
Horst Schmidbauer 

(Nürnberg) 
Ulla Schmidt (Aachen) 
Dagmar Schmidt (Meschede) 
Wilhelm Schmidt (Salzgitter) 
Regina Schmidt-Zadel 
Heinz Schmitt (Berg) 
Dr. Emil Schnell 
Walter Schöler 
Ottmar Schreiner 
Dr. Mathias Schube rt  
Richard Schuhmann 

(Delitzsch) 
Brigitte Schulte (Hameln) 
Reinhard Schultz 

(Everswinkel) 
Volkmar Schultz (Köln) 
Ilse Schumann 
Dr. R. Werner Schuster 
Dietmar Schütz (Oldenburg) 
Dr. Angelica Schwall-Düren 
Ernst Schwanhold 
Rolf Schwanitz 
Bodo Seidenthal 
Lisa Seuster 
Horst Sielaff 
Johannes Singer 
Dr. Sigrid Skarpelis-Sperk 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
Wieland Sorge 
Wolfgang Spanier 
Dr. Dietrich Sperling 
Jörg-Otto Spiller 
Antje-Marie Steen 
Ludwig Stiegler 
Dr. Peter Struck 
Joachim Tappe 
Jörg Tauss 
Jella Teuchner 
Dr. Gerald Thalheim 
Wolfgang Thierse 
Franz Thönnes 
Uta Titze-Stecher 
Siegfried Vergin 
Günter Verheugen 
Ute Vogt (Pforzheim) 
Hans Georg Wagner 
Hans Wallow 
Dr. Konstanze Wegner 
Wolfgang Weiermann 
Reinhard Weis (Stendal) 
Matthias Weisheit 
Gunter Weißgerber 
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Jochen Welt 
Hildegard Wester 
Lydia Westrich 
Inge Wettig-Danielmeier 
Dr. Norbert  Wieczorek 
Helmut Wieczorek 

(Duisburg) 
Heidemarie Wieczorek-Zeul 
Dieter Wiefelspütz 
Dr. Wolfgang Wodarg 
Verena Wohlleben 
Hanna Wolf (München) 
Heidi Wright 
Uta Zapf 
Dr. Christoph Zöpel 
Peter Zumkley 

BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN 

Gila Altmann (Aurich) 
Marieluise Beck (Bremen) 
Volker Beck (Köln) 
Angelika Beer 
Matthias Berninger 
Amke Dietert-Scheuer 
Franziska Eichstädt-Bohlig 
Dr. Uschi Eid 
Andrea Fischer (Berlin) 
Joseph Fischer (Frankfurt) 
Rita Grießhaber 
Gerald Häfner 
Antje Hermenau 
Kristin Heyne 
Ulrike Höfken 
Michaele Hustedt 
Dr. Manuel Kiper 
Dr. Angelika Köster-Loßack 
Steffi Lemke 
Dr. Helmut Lippelt 
Oswald Metzger 
Kerstin Müller (Köln) 
Winfried Nachtwei 
Christa Nickels 
Egbert  Nitsch (Rendsburg) 
Cern Özdemir 
Gerd Poppe 
Simone Probst 
Halo Saibold 
Christine Scheel 
Rezzo Schlauch 
Albert  Schmidt (Hitzhofen) 
Wolfgang Schmitt 

(Langenfeld) 
Waltraud Schoppe 
Werner Schulz (Berlin) 
Marina Steindor 
Christian  Sterzing 
Manfred Such 
Dr. Antje Vollmer 
Ludger Volmer 
Helmut Wilhelm (Amberg) 
Margareta Wolf (Frankfurt) 

F.D.P. 

Ina Albowitz 
Dr. Gisela Babel 
Hildebrecht Braun 
(Augsburg) 

Günther Bredehorn 
Jörg van Essen 
Dr. Olaf Feldmann 
Gisela Frick 
Paul K. Friedhoff 

Horst Friedrich 
Rainer Funke 
Hans-Dietrich Genscher 
Dr. Wolfgang Gerhardt 
Joachim Günther (Plauen) 
Dr. Karlheinz Guttmacher 
Dr. Helmut Haussmann 
Ulrich Heinrich 
Walter Hirche 
Birgit Homburger 
Dr. Werner Hoyer 
Ulrich Irmer 
Dr. Klaus Kinkel 
Detlef Kleinert (Hannover) 
Dr. Heinrich L. Kolb 
Jürgen Koppelin 
Dr.-Ing. Karl-Hans Laermann 
Sabine Leutheusser

-

Schnarrenberger 
Uwe Lühr 
Jürgen W. Möllemann 
Günther Friedrich Nolting 
Dr. Rainer Ortleb 
Lisa Peters 
Dr. Günter Rexrodt 
Dr. Klaus Röhl 
Helmut Schäfer (Mainz) 
Cornelia Schmalz-Jacobsen 
Dr. Edzard Schmidt-Jortzig 
Dr. Irmgard Schwaetzer 
Dr. Hermann Otto  Solms 

 Dr. Max Stadler 
Carl-Ludwig Thiele 
Dr. Dieter Thomae 
Jürgen Türk 
Dr. Wolfgang Weng 
(Gerlingen) 

Dr. Guido Westerwelle 

Fraktionslose 

Kurt  Neumann (Berlin) 

Nein 

CDU/CSU 

Manfred Kolbe 
Heinrich Lummer 
Wolfgang Schulhoff 

SPD 

Brigitte Adler 
Dr. Liesel Hartenstein 
Robert Leidinger 
Dr. Bodo Teichmann 

F.D.P. 

Roland Kohn 

PDS 

Wolfgang Bierstedt 
Petra Bläss 
Maritta Böttcher 
Eva Bulling-Schröter 
Heinrich Graf von Einsiedel 
Dr. Ludwig Elm 

Dr. Dagmar Enkelmann 
Dr. Ruth Fuchs 
Andrea Gysi 
Hanns-Peter Hartmann 
Dr. Uwe-Jens Heuer 
Dr. Barbara Höll 
Dr. Willibald Jacob 
Ulla Jelpke 
Gerhard Jüttemann 
Dr. Heidi Knake-Werner 
Rolf Köhne 
Rolf Kutzmutz 
Heidemarie Lüth 
Dr. Günther Maleuda 
Manfred Müller (Berlin) 
Rosel Neuhäuser 
Dr. Uwe-Jens Rössel 
Christina Schenk 
Steffen Tippach 
Klaus-Jürgen Warnick 
Gerhard Zwerenz 

Enthalten 

CDU/CSU 

Dr. Egon Jüttner 

BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN 

Irmingard Schewe-Gerigk 

Ursula Schönberger 

F.D.P. 

Dr. Burkhard Hirsch 

Dr. Otto Graf Lambsdorff 

Entschuldigt wegen Übernahme einer Verpflichtung im Rah-
men ihrer Mitgliedschaft in den Parlamentarischen Versamm-
lungen des Europarates und der WEU, der NAV, der IPU oder 
der OSZE 

Abgeordnete(r) 

Antretter, Robe rt , SPD 
Behrendt, Wolfgang, SPD 
Bindig, Rudolf, SPD 
Blunck, Lilo, SPD 
Bühler (Bruchsal), Maus, 
CDU/CSU 

Fischer (Unna), Leni, 
CDU/CSU 

Hoffmann (Chemnitz), 
Jelena V., SPD 

Horn, Erwin, SPD 

Lenzer, Chris tian, CDU/CSU 
Dr. Probst, Albert , CDU/CSU 
Siebert, Bernd, CDU/CSU 
Terborg, Margitta, SPD 
Weisskirchen (Wiesloch), 
Gert, SPD 

Wimmer (Neuss), Willy, 
CDU/CSU 

Zierer, Benno, CDU/CSU 
Dr. Scheer, Hermann, SPD 

Wir fahren mit den Abstimmungen zu Tagesord-
nungspunkt 15 h fort . Wir kommen nun zur Abstim-
mung über den Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 
90/Die Grünen zur Änderung des Bundesverfas-
sungsgerichtsgesetzes auf Drucksache 13/2088. Der 
Rechtsausschuß empfiehlt auf Drucksache 13/10363 
unter Nr. 2, den Gesetzentwurf abzulehnen. Ich bitte 
diejenigen, die dem Gesetzentwurf der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen zustimmen wollen, um das 
Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltun-
gen? - Ich stelle fest, daß der Gesetzentwurf mit den 
Stimmen der Koalition und der Fraktion der SPD ge-
gen die Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
bei Stimmenthaltung der Gruppe der PDS in zweiter 
Beratung abgelehnt worden ist. Damit entfällt nach 
der Geschäftsordnung die weitere Beratung. 

Wir kommen nun zur Abstimmung über den Ge-
setzentwurf der Gruppe der PDS zur Änderung des 
Bundesverfassungsgerichtsgesetzes auf Drucksache 
13/2686. Der Rechtsausschuß empfiehlt auf Drucksa-
che 13/10363 unter Nr. 3, den Gesetzentwurf abzu-
lehnen. Ich bitte diejenigen, die dem Gesetzentwurf 
zustimmen wollen, um das Handzeichen. - Die Ge-
genprobe! - Stimmenthaltungen? - Ich stelle fest, 
daß der Gesetzentwurf mit den Stimmen der Koali-
tion und der Fraktion der SPD bei Stimmenthaltung 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen gegen die Stim- 
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men der Gruppe der PDS in zweiter Beratung abge-
lehnt worden ist. Damit entfällt nach unserer Ge-
schäftsordnung auch in diesem Fall die weitere Bera-
tung. 

Tagesordnungspunkt 15 i: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 
zu dem Antrag der Abgeordneten Konrad Ku-
nick, Gerd Andres, Lilo Blunck, weiterer Ab-
geordneter und der Fraktion der SPD 

Förderung der Seeschiffahrt in Deutschland 
- Drucksachen 13/9075, 13/10270 - 

Berichterstattung: 

Abgeordneter Volker Kröning 

Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf Drucksa-
che 13/9075 für erledigt zu erklären. Wer der Be-
schlußempfehlung des Ausschusses zustimmt, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Gegenprobe! - 
Stimmenthaltungen? - Ich stelle fest, daß die Be-
schlußempfehlung einmütig angenommen worden ist. 

Tagesordnungspunkt 15j: 

Beratung der Beschlußempfehlung und Be-
richt des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) 
zu der Unterrichtung durch die Bundesregie-
rung 

Vorschläge für Verordnungen (EG) des Rates 
zur Änderung der Gründungsverordnungen 
einzelner dezentraler Einrichtungen der Ge-
meinschaft 
- Drucksachen 13/9086 Nr. 2.80, 13/10228-

Berichterstattung: 

Abgeordnete Hans Georg Wagner 
Wilfried Seibel 

Wer der Beschlußempfehlung zustimmen wi ll, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Die Gegenprobe! - 
Stimmenthaltungen? - Ich stelle fest, daß die Be-
schlußempfehlung einmütig angenommen worden 
ist. 

Tagesordnungspunkt 15 k: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau (18. Ausschuß) zu 
der Unterrichtung durch die Bundesregierung 

Mitteilung der Kommission an  den Rat, das 
Europäische Parlament, den Wirtschafts- und 
Sozialausschuß und den Ausschuß der Regio-
nen „Die Wettbewerbsfähigkeit der Bauwirt-
schaft" 
- Drucksachen 13/9477 Nr. 2.33, 13/10256-

Berichterstattung: 

Abgeordnete Josef Holle rith 
Dieter Maaß 

Der Ausschuß empfiehlt in Kenntnis der Unterrich-
tung die Annahme einer Entschließung. Wer der Be-
schlußempfehlung des Ausschusses zustimmen will, 

den bitte ich um das Handzeichen. - Die Gegen-
probe! - Stimmenthaltungen? - Ich stelle fest, daß die 
Beschlußempfehlung mit den Stimmen der Koalition 
und der Fraktion der SPD bei Stimmenthaltung des 
Hauses im übrigen angenommen worden ist. 

Tagesordnungspunkt 151: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit (16. Ausschuß) 
zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Jürgen 
Rochlitz, Dr. Manuel Kiper und der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Verbotsverordnung für Chlorparaffine 
(2. Chloraliphatenverordnung) nach § 17 des 
Chemikaliengesetzes 
- Drucksachen 13/1428, 13/4148-

Berichterstattung: 

Abgeordnete Dr. Renate Hellwig 
Dr. Bodo Teichmann 
Dr. Jürgen Rochlitz 
Dr. Rainer Ortleb 

Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf Drucksa-
che 13/1428 abzulehnen. Wer der Beschlußempfeh-
lung des Ausschusses zustimmen wi ll , den bitte ich 
um das Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Stimm-
enthaltungen? - Ich stelle fest, daß die Beschlußemp-
fehlung mit den Stimmen der Koalition bei Stimment-
haltung der Fraktion der SPD und gegen die Stim-
men des Hauses im übrigen angenommen worden 
ist. 

Dann kommen wir zu Tagesordnungspunkt 15 m: 

Beratung der 18. Beschlußempfehlung und 
des Berichts des Wahlprüfungsausschusses 

zu dem Wahleinspruch gegen die Gültigkeit 
der Berufung eines Listennachfolgers gemäß 
§ 48 Bundeswahlgesetz (BWG) 
- Drucksache 13/10237 - 

Berichterstattung: 

Abgeordneter Dr. Bertold Reinartz 

Es ist beantragt worden, die Vorlage an den Wahl-
prüfungsausschuß zurückzuverweisen. Sind Sie da-
mit einverstanden? - Ich sehe und höre keinen Wi-
derspruch. Dann ist das so beschlossen. 

Wir kommen dann zu den Beschlußempfehlungen 
des Petitionsausschusses. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 15 n auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 296 zu Petitionen 
(Einbürgerung nach Deutschland eines irani-
schen Staatsbürgers) 

- Drucksache 13/9784 - 

Dazu liegt ein Änderungsantrag der Fraktion der 
SPD vor, über den wir zuerst abstimmen. Wer dem 
Änderungsantrag der SPD auf Drucksache 13/10442 
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zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. - 
Die  Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Dann 
stelle ich fest, daß die Beschlußempfehlung mit den 
Stimmen der Koalition gegen die Stimmen des Hau-
ses im übrigen abgelehnt worden ist. 

Wer der Beschlußempfehlung des Petitionsaus-
schusses zustimmt, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - 
Dann  stelle ich fest, daß die Beschlußempfehlung 
und damit die Sammelübersicht 296 mit den Stimmen 
der Koalition gegen die Stimmen des Hauses im übri-
gen angenommen worden ist. 

Dann rufe ich Tagesordnungspunkt 15 o auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Peti-
tionsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 328 zu Petitionen 

- Drucksache 13/10316 - 

Wer der Sammelübersicht zustimmt, den bitte ich 
um das Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Stimm-
enthaltungen? - Dann stelle ich fest, daß die Sammel-
übersicht mit den Stimmen der Koalition und der 
SPD bei Stimmenthaltung des Hauses im übrigen an-
genommen worden ist. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 15 p auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Petiti-
onsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 329 zu Petitionen 

- Drucksache 13/10317 - 

Wer dafür stimmt, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Dann 
stelle ich fest, daß die Sammelübersicht 329 einmütig 
angenommen worden ist. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 15 q auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Petiti-
onsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 330 zu Petitionen 

- Drucksache 13/10318 - 

Wer zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen. 
- Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Dann stelle 
ich fest, daß die Sammelübersicht 330 gegen die 
Stimmen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen und 
der Gruppe der PDS mit den Stimmen des Hauses im 
übrigen angenommen worden ist. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 15r auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Petiti-
onsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 331 zu Petitionen 

- Drucksache 13/10319 - 

Wer der Sammelübersicht zustimmt, den bitte ich 
um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthal-
tungen? - Dann stelle ich fest, daß die Sammelüber

-

sicht mit den Stimmen der Koalition und der Fraktion 
der SPD gegen die Stimmen der Gruppe der PDS bei 
Stimmenthaltung der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen angenommen worden ist. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 15 s auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Petiti-
onsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 332 zu Petitionen 
- Drucksache 13/10320- 

Wer dafür stimmt, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Dann 
stelle ich fest: Sammelübersicht 332 ist mit den Stim-
men der Koalition gegen die Stimmen des Hauses im 
übrigen angenommen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 15t auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung des Petiti-
onsausschusses (2. Ausschuß) 

Sammelübersicht 333 zu Petitionen 
- Drucksache 13/10321 - 

Wer der Sammelübersicht zustimmt, den bitte ich 
um das Handzeichen. - Gegenprobe! - Stimmenthal-
tungen? - Dann stelle ich fest, daß die Sammelüber-
sicht angenommen worden ist mit den Stimmen der 
Koalition und der Fraktion der SPD gegen die Stim-
men des Hauses im übrigen. 

Nun rufe ich die Tagesordnungspunkte 4 a bis 4 c 
auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung der Rechtsgrundlagen 
für die Vergabe öffentlicher Aufträge 

(Vergaberechtsänderungsgesetz - VgRÄG) 
- Drucksache 13/9340 - 

(Erste Beratung 210. Sitzung) 

Beschlußempfehlung und Bericht des Aus-
schusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 

- Drucksache 13/10328 - 

Berichterstattung: 

Abgeordneter Hartmut Schauerte 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wi rtschaft 
(9. Ausschuß) zu dem Antrag der Abgeordne-
ten Irmingard Schewe-Gerigk, Marieluise 
Beck (Bremen), Andrea Fischer (Berlin), weite-
rer Abgeordneter und der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN 

Rechtsgrundlage für die Vergabe öffentlicher 
Aufträge: Koppelung der Auftragsvergabe an 
Frauenfördermaßnahmen 
- Drucksachen 13/9813, 13/10328 -

Berichterstattung: 

Abgeordneter Hartmut Schauerte 

c) Beratung der Großen Anfrage der Abgeordne-
ten Ernst Schwanhold, Anke Fuchs (Köln), 
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Hans Berger, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion der SPD 

Veränderung der Vergabeverfahren bei öf-
fentlichen Aufträgen 
- Drucksachen 13/5913, 13/7137 - 

Zum Gesetzentwurf liegen Änderungsanträge der 
Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen vor. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. - Ich 
sehe und höre keinen Widerspruch. Dann ist es so 
beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache und erteile das Wort 
dem Abgeordneten Hartmut Schauerte. 

Hartmut Schauerte (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Die 
Tagesordnung ist unerbittlich: von der Jahrhundert-
entscheidung der Einführung des Euro nun in die 
praktischen Fragen, die auch mit Europa zu tun ha-
ben, nämlich zum Vergaberecht. 

Das Vergaberecht ist eine wichtige Rechtsmaterie, 
die einen Wirtschaftsteil besonderen Regelungen un-
terwirft, der in seiner Größenordnung nicht zu unter-
schätzen ist. Alles in allem unterliegen den Konse-
quenzen dieses Rechts etwa 400 Milliarden DM; das 
sind mehr als 10 Prozent des Bruttosozialprodukts in 
Deutschland. 

Warum gibt es überhaupt ein Vergaberecht? 
Warum ist es anders geregelt als eine normale Ver-
tragsabwicklung? Es gibt viele gute Gründe, warum 
es ein spezielles Vergaberecht gibt. Ich will sie nicht 
alle aufführen, aber einige wenige doch nennen. Es 
ist schon etwas anderes, wenn Privatleute und Privat-
unternehmen über ihr Geld entscheiden und Auf-
träge erteilen, als wenn Beamte und Angestellte des 
öffentlichen Dienstes Aufträge erteilen und damit 
über Geld verfügen, das von den Steuerzahlern auf-
gebracht worden ist. Ich muß die Unterschiede, die 
da wirklich vorhanden sind, nicht alle schildern. Es 
gibt eine Vielzahl. Deshalb ist es geboten, eine be-
sondere Form der Vergabe zu organisieren. Es steckt 
eine derartige Angebotsmacht in diesem öffentlichen 
Geld, daß sie auch normale Wettbewerbsstrukturen 
gefährden und zerschlagen könnte, wenn es für sie 
nicht eine besondere Rechtsform gäbe. Auch deswe-
gen ist es richtig, ein Vergaberecht zu haben und es 
natürlich den modernen Anforderungen anzupassen. 

(Jörg Tauss [SPD]: Modernen!) 

Diese Anforderungen kommen aus unserem Ver-
fassungsverständnis, das sich weiterentwickelt, aus 
der europäischen Rechtsmaterie und aus internatio-
nalen Gepflogenheiten, insbesondere in Amerika. Es 
ist uns gesagt worden: Wenn denn hoheitlich Auf-
träge erteilt werden, Aufträge ausgeschrieben wer-
den, dann muß es die rechtliche Möglichkeit geben, 
daß derjenige, der sich in seinen Rechten beeinträch-
tigt fühlt, der unterlegen ist, sein Recht suchen kann. 

Wir haben das in Deutschland bisher über das 
Haushaltsrecht geregelt, indem wir Vergabeüber

-

prüfungsausschüsse und Vergabekammern hatten, 
die das verwaltungstechnisch relativ einfach mach-
ten. Aber das entspricht nicht dem wirklichen Verfas-
sungsauftrag, daß am Ende auch eine gerichtliche 
Entscheidung stehen können muß. 

Wir haben das in der Vergangenheit nicht gewollt 
- auch aus guten Gründen -, weil wir gesagt haben, 
die Vergabe soll praktikabel bleiben, es soll auch 
schnell gehen, es soll verläßliche Entscheidungskri-
terien geben. Wenn dann eine Kommune entschie-
den hat, die Firma Meier solle eine bestimmte Straße 
oder einen Teilabschnitt bauen, dann soll das eigent-
lich auch stehen, dann will man hinterher nicht noch 
einen Rattenschwanz von wer weiß welchen Proble-
men haben. Aber es hilft nichts: Wir haben den Auf-
trag, wir haben die Verpflichtung, für diese Ausnah-
mesituation der rechtlichen, sprich: gerichtlichen 
Überprüfung eine Regelung zu schaffen. 

Es war die Kunst derer, die sich mit dem Thema be-
schäftigt haben, einen Weg zu finden, daß das prakti-
kabel funktioniert, daß es nach wie vor zügig und 
konsequent geht, daß aber für besondere Problem-
fälle eben doch der Ausnahmeweg Zugang zu einer 
gerichtlichen Überprüfung gegeben ist. Wir würden 
damit dann auch den internationalen Anforderungen 
Rechnung tragen. 

Sie wissen, daß es zum Beispiel ganz erheblichen 
Ärger mit der amerikanischen Regierung gibt. Anlaß 
war ein Vergabefall in Berlin, wo General Elect ric ei-
nen Auftrag nicht bekommen hat. Die haben dann 
versucht, diesen Auftrag einzuklagen, mußten aber 
feststellen, daß das nach deutschem Recht nicht 
geht. Das hat dann bis in die höchsten Regierungs-
ebenen, bis hin zu Präsident Clinton, Wogen geschla-
gen, und es hat Chefgespräche zwischen Clinton 
und Kohl gegeben, weil die Amerikaner unter Be-
zugnahme auf europäische und internationale 
Rechtsgepflogenheiten erklärt haben, sie verlangen, 
daß auch das deutsche Vergaberecht den Entwick-
lungen angepaßt wird. 

Ich denke, den Antrag, den wir jetzt in zweiter und 
dritter Lesung beschließen sollen, haben wir einiger-
maßen intelligent entsprechend den unterschied-
lichen Interessenlagen entwickelt. Wir haben ihn im 
Prinzip mittlerweile unstreitig entwickelt. Es hat 
noch leichte Varianten an der einen oder anderen 
Stelle gegeben, aber ich denke, im Grundkonsens 
sind wir beieinander. Zum Schluß wird noch von mir 
darauf einzugehen sein, wo denn noch der eigentli-
che Streitpunkt ist. 

Mit diesem Vergaberecht also, das wir jetzt hier 
vorlegen und dem wir zuzustimmen bitten, verbin-
den wir folgendes: die Sicherstellung von wirtschaft-
lichen Einkäufen und Auftragsvergaben der öffentli-
chen Hände, die Verhinderung der Störung der 
Märkte durch mißbräuchliche Ausübung der Nach-
fragemacht - deswegen halten wir überhaupt an sol-
chen Instrumenten fest -, individuellen Rechtsschutz 
bei der Vergabe öffentlicher Aufträge. Ich habe dazu 
etwas gesagt. Das ist erforderlich auf Grund der 
internationalen Lage, aber auch auf Grund unserer 
eigenen Verfassungslage, wie uns die Verfassungs-
juristen in der Anhörung gesagt haben. 
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Wir wollen mit diesem Vergaberecht die Stärkung 
des Mittelstands erreichen. Das ist schwierig, denn 
wenn das Vergaberecht komplizierter werden sollte, 
droht die Gefahr, daß die vergebenden Stellen, um 
die Kompliziertheit der Materie zu vermindern, lieber 
einen großen Auftrag an einen, ich sage einmal: Ge-
neralunternehmer austeilen als an viele kleine Unter-
nehmer, wo sie bei jedem das gleiche Rechtsproblem 
bekommen. Das ist die Sorge, die viele Mittelständler 
vorgetragen haben. Wir haben diese Sorge aufgegrif-
fen und in das Gesetz aufgenommen, daß es einen 
Vorrang für mittelständische Lösungen und für Ein-
zellos- und Fachlosvergabe geben soll. Das ist der 
erste Teil. 

Der zweite Teil: Wenn die vergebende Behörde ge-
gen diesen Vorrang verstößt, hat der unterlegene 
und benachteiligte Mittelständler oder Auftragneh-
mer jetzt erstmals die Möglichkeit - was es beim al-
ten Recht nicht gab -, diesen Verstoß gegen den Vor-
rang für mittelständische Vergabe gerichtlich über-
prüfen zu lassen. 

Es war für uns sehr wichtig, daß bei der Anhörung 
gerade die kleinen Verbände, also die des gewerbli-
chen Baus und der Zentralverband des Deutschen 
Handwerks, ausdrücklich erklärt haben, daß sie 
durch diese Regelung den Schutz von günstigen Mit-
telstandsauftragsvergaben besser gegeben sehen, 
als es in der Vergangenheit der Fall war. Sie haben 
deswegen positiv Stellung zu dieser gesetzlichen In-
itiative genommen, obwohl es viel Kritik von dieser 
Stelle gab. Sie haben ausdrücklich gesagt: Es verbes-
sert die Lage, weil wir im Notfall gerichtlich durch-
setzen können, daß die mittelstandsfreundliche Ver-
gabe mißachtet worden ist und die Vergabe deswe-
gen nicht in Ordnung ist. 

Ich komme nun zu dem Punkt, bei dem wir wirk-
lich unterschiedlicher Meinung sind; denn es ist öko-
nomisch, sich nicht über die unstreitigen Themen zu 
unterhalten. Man muß sich vielmehr über die streiti-
gen Dinge unterhalten, über die wir auch eine öffent-
liche Auseinandersetzung führen werden. 

Die streitige Frage ist zuallererst: Darf die Vergabe 
ausschließlich nach wirtschaftlichen Kriterien erfol-
gen, oder soll sie mit sogenannten vergabefremden 
Aspekten befrachtet werden können? Das ist die ob-
jektive Frage, die wir hier zu diskutieren haben. 

(Jörg Tauss [SPD]: So wie Herr Rüttgers es 
angekündigt hat!)  

Wir sagen in aller Deutlichkeit: Ordnungspolitisch 
wäre es geboten, vernünftig und richtig, jeden verga-
befremden Aspekt grundsätzlich auszuschließen. 

(Irmingard Schewe-Gerigk [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das sieht die CDU aber 

anders!) 

Ich bekenne: Daß man über einen Verwaltungsakt, 
zum Beispiel die Lehrstellen in die Vergabepraxis 
einbezogen hat, ist nach unserer Überzeugung, der 
Überzeugung der Wirtschaftspolitiker, falsch. Dies ist 
gemacht worden, das will ich nicht bestreiten, dafür 
muß ich mich nicht beschimpfen lassen. Dies ist aber 
eigentlich falsch, denn das birgt die Gefahr in sich, 

daß wir eines Tages eine Vielzahl von unterschiedli-
chen Kriterien bei Vergaben haben, die in einem un-
übersichtlichen Katalog gar nicht mehr zu sortieren 
sind. Jeder befrachtet die jeweilige Vergabe mit den 
jeweiligen politischen Wünschen, die er noch hat. 
Das kann ganz einfach geschehen, zum Beispiel nur 
durch eine Verwaltungsvorschrift, durch eine souve-
räne Entscheidung des Satzungsgremiums oder was 
auch immer. Wir werden in Deutschland einen Flik-
kenteppich von unübersichtlichen Anforderungen 
bei wirtschaftlichen Vergaben der öffentlichen Hand 
bekommen. Das kann nicht im Interesse von ver-
nünftigen Politikern liegen und auch nicht im Inter-
esse der Wirtschaftspolitik. 

Das heißt: Wenn wir das unterschiedlich hand-
haben - wir kennen ja die Wünsche: der eine wi ll  die 
Lehrlinge berücksichtigt haben, der andere die 
Frauenquote, einer die Umweltvorschriften, ein an-
derer wiederum will sehen, ob auch die Sportförde-
rung in dem Unternehmen genügend berücksichtigt 
wird - , 

(Jörg Tauss [SPD]: Alles falsch!) 

werden wir einen Katalog mit einer nach oben offe-
nen Richtwertskala bekommen. Deswegen sage ich, 
daß das eigentlich falsch ist. 

Nun wissen wir aber, daß die Begehrlichkeiten da 
sind. Deswegen gehen wir einen Kompromiß ein und 
sagen: Durch Gesetz dürfen auch vergabefremde 
Aspekte eingeführt werden, und zwar durch Bundes-
gesetz. 

(Irmingard Schewe-Gerigk [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Und wo ist das Gesetz?) 

Damit wird die Einheitlichkeit in Deutschland herge-
stellt. Das gesetzgeberische Verfahren hat den Vor-
teil, daß es nicht beliebig ist, sondern daß es einen 
langen Vorlauf hat, daß es gründlich beraten wird, 
daß sich Gegenwehr bilden kann und daß eine öf-
fentliche Diskussion gesichert ist, wenn man dann 
mit Unsinn weitermachen will. 

Ich bitte die Sozialdemokraten, die ja auch ein In-
teresse daran haben müssen, daß die vergabefrem-
den Aspekte auf das absolut geringste Maß reduziert 
bleiben und nur in besonderen Ausnahmefällen 
überhaupt vorkommen dürfen, dies nur über Gesetz 
zuzulassen. Das ist unser Ansatz, der, wie ich denke, 
einen fairen Kompromiß darstellt. Weiter wollen wir 
nicht gehen, auch wenn die Länder in dieser Frage 
einiges zusätzlich wollen. Unser Ansatz ist, die ver-
gabefremden Aspekte nur über ein Bundesgesetz zu-
zulassen. Am besten sollten sie gar nicht vorkom-
men. 

(Jörg Tauss [SPD]: Was ist denn notwen

-

dig?) 

- Das wollen wir in öffentlicher Diskussion miteinan-
der erörtern. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege, 
Ihre Redezeit ist abgelaufen. 
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Hartmut Schauerte (CDU/CSU): Jedenfalls sollten 
Schnellschüsse und Beliebigkeiten vermieden wer-
den, weil sie das Vergaberecht unübersichtlich ma-
chen. 

Ich möchte ganz schnell einen letzten Gedanken 
äußern. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Nein, Herr Kol-
lege, Ihre Redezeit ist abgelaufen. Sie können noch 
einen Satz sagen. 

Hartmut Schauerte (CDU/CSU): Wenn wir eine 
deutsche Vergabespezialität schafften, hätten wir 
eine Diskriminierung von Inländern. Ausländische 
Wettbewerber müssen sich dem nicht unterziehen, 
inländische müssen sich dem unterziehen. Eine ver-
gaberechtsfremde Lösung wird jedoch nicht europa-
fest sein und sich auf Dauer nicht halten können, 
wenn sie eine Inlandsdiskriminierung enthält. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege, 
ich muß Sie bitten, sofort zum Schluß zu kommen. 

Hartmut Schauerte (CDU/CSU): Ich bitte, unserem 
Gesetzentwurf zuzustimmen. Er ist hochvernünftig. 
Ich hoffe, daß wir noch - 

(Wilhelm  Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Inter

-

essiert Sie gar nicht, was der Präsident 
sagt?) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege, 
beenden Sie jetzt Ihre Rede. Das geht nun wirk lich 
zu weit. 

Hartmut Schauerte (CDU/CSU): - vor Ende dieser 
Legislaturpe riode dieses wichtige Gesetz beschlie-
ßen können. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Wilhelm  Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Un

-

glaublich! So etwas von Unverfrorenheit!) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort  der Abgeordneten Sabine Kaspereit. 

Sabine Kaspereit (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Daß wir heute diesen Gesetzent-
wurf zum Vergaberecht der öffentlichen Hand mit 
der Begründung der besonderen Eilbedürftigkeit auf 
die Tagesordnung bekamen, ist vom Verfahren her 
der Wichtigkeit des Themas nicht angemessen. Ich 
frage mich, ob die Koalition in dieser Angelegenheit 
kein ganz reines Gewissen hat. Die Anhörung im 
Bauausschuß und die Beratung im Rechtsausschuß 
haben durchaus unterschiedliche Ergebnisse ge-
bracht. Das reicht von der Frage, ob denn überhaupt 
ein neues Gesetz für die Vergabe öffentlicher Auf-
träge geschaffen werden muß oder ob das Haushalts-
recht ausreichend ist, bis hin zu europarechtlich 
durchaus anwendbaren sozialen Kriterien bei gleich-
wertigen Angeboten. 

Die Koalition kann das Verfahren mit ihren Mehr-
heiten durchziehen. Aber einen Gefallen tut man 
dem Parlamentarismus nicht, 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

wenn die Koalition die ihr noch verbleibende Zeit 
zum Regieren mit der Brechstange nutzt, um ihren 
Kopf durchzusetzen. 

Doch nun zum Inhalt: Eine Zeitlang hat es so aus-
gesehen, als bekämen wir einen interfraktionellen 
Gesetzentwurf hin. Drei Punkte waren der SPD wich-
tig. Erstens wollten wir ein Beschwerdeverfahren, 
das Investitionen nicht unnötig verzögert. Ob uns das 
gelungen ist, wird vermutlich erst die praktische An-
wendung des Gesetzes zeigen. Es gibt durchaus kri-
tische Stimmen, die eine Überschreitung der Binde-
fristen der Bieter und damit die Notwendigkeit der 
Neuausschreibung befürchten. Dieser Einwand ist 
meines Erachtens ernst zu nehmen, weil er nicht Ver-
minderung, sondern Zunahme der Bürokratie und 
eine zusätzliche Verzögerung bedeutete. 

Zweitens wollten wir das Gesetz möglichst mittel-
standsfreundlich gestalten. Das ist uns mit der Einfü-
gung des neuen Absatzes 3 in den § 106 gelungen, 
der die Vergabe von Fach- und Teillosen präferiert. 
Die SPD hätte dies gern noch durch die ausdrückli-
che Berücksichtigung von Bietergemeinschaften ver-
stärkt. Aber im Sinne eines Kompromisses haben wir 
uns in diesem Punkt zurückgehalten, zumal gemein-
schaftliche Anbieter an anderer Stelle noch einmal 
genannt werden. 

Drittens wollten wir der öffentlichen Hand die 
Möglichkeit geben, bei wohlgemerkt gleichwertigen 
Angeboten ein Unternehmen zu bevorzugen, das 
sich seinen Mitarbeitern und dem Staat gegenüber 
verpflichtet fühlt. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Dies im Gesetz zu verankern ist nicht gelungen. 
Auch hier haben wir versucht, eine Kompromißlinie 
zu finden: Wenn schon in diesem Gesetz eine Be-
rücksichtigung von sogenannten vergabefremden 
Kriterien, die im Haushaltsrecht nicht systemfremd 
sind, nicht verankert wird, so wollten wir dies wenig-
stens den Ländern durch eine Öffnungsklausel er-
möglichen. Aber auch an diesem Punkt stießen wir 
auf hartnäckigen, ja erbitterten Widerstand, wie wir 
auch gerade wieder feststellen konnten. 

(Jörg Tauss [SPD]: Blockade!) 

Nun frage ich die Koalition: Warum um a lles in der 
Welt scheuen Sie das Wort  „Tariftreue" wie der Teu-
fel das Weihwasser? 

(Beifall bei der SPD - Jörg Tauss [SPD]: 
Weil sie sie nicht mehr wollen!) 

Die Tariftreueerklärung, die zum Beispiel die bayeri-
sche Staatsregierung bei der Vergabe von öffentli-
chen Aufträgen verlangt, hatte einen äußerst positi-
ven Effekt. Schließlich ist es keine Bagatelle, wenn 
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durch eine solche Verordnung in Bayern etwa 40 000 
Arbeitsplätze gesichert wurden. 

In den neuen Bundesländern findet mit Hilfe von 
Lohndumping ein aberwitziger Unterbietungswett-
lauf statt. Ein Unternehmer, der nur einen Funken 
von Verantwortungsbewußtsein hat, ist außerstande 
mitzubieten. Hier herrscht nicht nur das Recht des 
Stärkeren, sondern das Unrecht des Skrupellosesten. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Dieses können Sie doch nicht wollen! 

Öffentliche Gelder müssen auch eine lenkende 
Funktion haben und öffentliches Interesse fördern. 
Es ist extrem kurzsichtig, wenn man bei der Vergabe 
öffentlicher Aufträge ausschließlich die Ausgaben-
seite betrachtet. Es war noch nie so wichtig wie 
heute, die Einnahmenseite vor allem durch die Erhal-
tung von Arbeitsplätzen zu berücksichtigen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Stichwort Ausbildung. Ich habe bei den Gesprä-
chen nicht ein einziges Argument gehört, das mich 
begreifen ließ, warum Sie den Kabinettsbeschluß Ih-
rer eigenen Regierung vom September 1997 ableh-
nen, 

(Jürgen W. Möllemann [F.D.P.]: Das kann 
zwei Gründe haben!) 

bei dem es nach dem Willen Ihres Kanzlers um die 
Präferierung von ausbildenden Bet rieben geht. Herr 
Kollege Doss ist sogar so weit gegangen, zu sagen, 
der Kanzler habe da einen Fehler gemacht. Vielleicht 
war es ja damals angesichts der katastrophalen Lage 
auf dem Ausbildungssektor mal eben ein populisti-
scher Schaufensterbeschluß. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Stichwort Frauenförderung. Was ist eigentlich der 
Grund, angesichts der dramatischen Situation der 
Frauen auf dem Arbeitsmarkt bei der Forderung 
nach einer entsprechenden Präferenz geringschätzig 
abzuwinken? 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Rolf 
Kutzmutz [PDS]) 

Sind auch Sie etwa der Meinung, daß die Erwerbs-
neigung von Frauen bloß die Arbeitsmarktstatistik 
verdirbt? Diese Beispiele verdeutlichen, daß Sie sich 
als Regierungskoalition Ihrer Möglichkeiten zum Ge-
stalten nicht bedienen, die Sie bei diesem Gesetzent-
wurf gehabt hätten. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Ich bin sicher, daß sich die Länder diese Gestal-
tungsmöglichkeiten, die sie jetzt mit Einschränkun-
gen noch haben, nicht nehmen lassen werden. Dies 
haben die heutigen Bundesratsausschußsitzungen 
mit den Änderungsanträgen der Länder, die die 
schon erwähnte Öffnungsklausel einfordern, bereits 
gezeigt. 

Wenn Sie es mit der Verabschiedung des Gesetzes 
wirklich so eilig haben, können Sie mit der Zustim-
mung zu unserem Änderungsantrag ein Vermitt-
lungsverfahren vermeiden, Zeit sparen und politisch 
gestalten. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort  der Abgeordneten Irmingard Schewe-Gerigk. 

Irmingard Schewe-Gerigk (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Präsident! Liebe Kolleginnen! Liebe Kol-
legen! „Was hat das Vergaberecht mit Frauenpolitik 
zu tun?", werden Sie angesichts der Tatsache fragen, 
daß hier eine Frauenpolitikerin spricht. Eine ganze 
Menge. Wenn heute endlich EU-Recht in nationales 
Recht umgesetzt wird, wenn die Rechte der Bieter 
gestärkt werden, dann ist das gut. Wenn jedoch 
gleichzeitig, was nicht von der EU gefordert wurde, 
die Rechte von Frauen und Frauenförderung be-
schnitten werden sollen, so trifft das nicht nur auf un-
seren Widerstand, sondern auch auf den des Bundes-
rates. Frau Kaspereit hat gerade darauf hingewiesen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der SPD und der 

PDS) 

Worum geht es? Im Handstreich will die Bundesre-
gierung die Frauenförderung bei der Vergabe von 
öffentlichen Aufträgen durch die Hintertür aushe-
beln. Die ungeliebten Regelungen, die fortschrittli-
che Bundesländer in ihren Gleichstellungsgesetzen 
verankert haben, sollen weg. Die Bundesregierung 
will es nämlich nicht mehr den Ländern überlassen, 
ob sie wie Brandenburg, Sachsen-Anhalt oder Berlin 
die Vergabe öffentlicher Aufträge an Frauenförde-
rung in den Betrieben koppeln. Dabei ist die Idee so 
einfach wie einleuchtend. Nur wenn Unternehmen 
der Privatwirtschaft künftig die lukrativen Aufträge 
der öffentlichen Hand verwehrt bleiben, haben sie ei-
nen Anreiz, Frauenförderung zu betreiben. 

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS

-

SES 90/DIE GRÜNEN) 

Nur ein Halbsatz im Gesetzeswerk der Koalition ist 
es, der das Aus der Frauenförderung bei der öffentli-
chen Auftragsvergabe bedeutet. Jetzt soll nur noch 
per Bundesgesetz geregelt werden, welche Kriterien 
gelten dürfen. Ein Bundesgesetz, das Frauenförde-
rung bei der öffentlichen Auftragsvergabe vorsieht, 
gibt es bekanntermaßen nicht. Was es aber gibt - das 
wird Ihnen nicht neu sein -, ist ein Bundesvertriebe-
nengesetz, nach dem die Spätaussiedler bei öffentli-
chen Aufträgen bevorzugt Berücksichtigung finden 
können. Wie erklären Sie das eigentlich den Frauen, 
daß Spätaussiedler bevorzugt Aufträge erhalten kön-
nen, Frauen aber nicht? Beantworten Sie einmal 
diese Frage! 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Das auch gern vorgebrachte Argument, daß man 
doch gar nichts zunichte machen würde, weil so-
wieso kein Unternehmen mitmache, läßt sich durch 
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Fakten entkräften. 1996 schulte Brandenburg 200 Mit-
arbeiterinnen in seinen Vergabestellen zu diesem 
Zweck. Es gibt viele sehr interessie rte Unternehmen. 
So unsozial, wie gerade Sie uns glauben machen wol-
len, sind die kleinen und mittleren Unternehmen 
nicht. 

(Jürgen W. Möllemann [F.D.P.]: Das wollen 
wir gar nicht glauben machen!) 

Das ist beileibe nicht der einzige Skandal in die-
sem Gesetzeswerk. Nicht nur die Frauenförderung 
als Vergabekriterium wollen Sie ad acta legen. Auch 
die Länderregelungen werden nicht mehr gelten, die 
Unternehmen bei der Auftragsvergabe bevorzugen, 
wenn sie Tariftreue üben - das hat Frau Kaspereit 
gerade schon erwähnt - oder wenn sie verstärkt Aus-
bildungsplätze zur Verfügung stellen. Nehmen Sie 
jetzt auch Ihren eigenen Kabinettsbeschluß nicht 
mehr ernst? Herr Rüttgers, Frau Nolte, Sie haben sich 
damit gebrüstet, und 200 000 fehlende Ausbildungs-
plätze sprechen ihre eigene Sprache. Sie wollen das 
per Bundesgesetz einfach beenden. 

Zurück zu den Frauen. Wenn die Bundesregierung 
mit der Frauenförderung in der Privatwirtschaft Ernst 
machen will, muß sie ihren Vorschlag zurücknehmen 
und endlich eine klare gesetzliche Regelung schaf-
fen. Da können Sie sich auch nicht hinter europä-
ischem Recht verstecken. Das schließt nämlich ver-
gabefremde Kriterien grundsätzlich nicht aus. Die 
beste Lösung - das schlagen wir in unserem Antrag 
vor - wäre ein Bundesgesetz. Der unternehmerischen 
Phantasie wollen wir dabei ein wenig auf die 
Sprünge helfen und schlagen deshalb Frauenförder-
kriterien vor, die es zu erfüllen gilt. Das wären Vor-
gaben zur Erhöhung des Frauenanteils, die gleichbe-
rechtigte Vergabe von Ausbildungsplätzen an 
Frauen, der Nachweis der gleichen Entlohnung für 
Frauen und Männer - noch immer verdienen Frauen 
30 Prozent weniger als Männer im Durchschnitt - 
oder auch das Angebot an Teilzeitarbeit in Führungs-
positionen oder familienfreundliche Arbeitszeiten. So 
weit unser Antrag. 

Als Kompromiß - dem müßten Sie mindestens zu-
stimmen - sollten die jetzigen Länderregelungen bei-
behalten werden, sowohl was die Frauenförderung 
als auch die Tariftreue oder die Förderung von Aus-
bildungsplätzen angeht. Das ist doch nun wirklich 
das mindeste, zu dem sich dieses Parlament bereit

-

finden sollte. 

Darum bitte ich Sie, insbesondere meine Damen 
und Herren von der Koalition: Stimmen Sie schon 
jetzt den Änderungsanträgen von Bündnis 90/Die 
Grünen und SPD zu! Der Bundesrat wird Ihr Gesetz, 
das Länderregelungen beschneidet, garantiert nicht 
passieren lassen. 

Vielen Dank. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD - Jürgen W. Möllemann 
[F.D.P.]: Na, na! Woher wissen Sie das jetzt 

schon wieder?) 

- Das weiß ich. Warten Sie es ab! 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Nun gebe ich 
das Wort  dem Abgeordneten Dr. Otto Graf Lambs-
dorff. 

(Jürgen W. Möllemann [F.D.P.]: Jetzt wird 
alles zurechtgerückt!) 

Dr. Otto Graf Lambsdorff (F.D.P.): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich über-
lasse es der geneigten Öffentlichkeit, zu urteilen, ob 
die Sozialdemokraten in den Jahren dümmer oder 
klüger geworden sind. Als ich noch Wirtschafts-
minister im Kabinett Helmut Schmidt war, half mir 
der damalige Bundeskanzler dabei, vergabefremde 
Überlegungen aus solchen Gesetzen herauszuhalten. 
Heute scheint das anders geworden zu sein. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie sich nur mal 
vortragen, was es alles an solchen Überlegungen 
und Wünschen gibt: Bevorzugung von Ausbildungs-
betrieben, Einhaltung von Tarifverträgen, Frauenför-
derung, Ausschluß von Unternehmen mit 620-DM-  
Beschäftigten, Bevorzugung von Unternehmen, die 
Langzeitarbeitslose beschäftigen, 

(Jörg Tauss [SPD]: Sehr gut!) 

Bevorzugung von Unternehmen, die nach § 249h Ar-
beitskräfte einsetzen, Ausschluß oder Benachteili-
gung von Unternehmen, deren Führungen mit der 
Scientology-Sekte in Verbindung stehen, bevorzugte 
Auftragsvergabe an Justizvollzugsanstalten, Um-
weltschutzgesichtspunkte, Förderung nachwachsen-
der Rohstoffe, Berücksichtigung umweltfreundlicher 
Produktionsabläufe, Bevorzugung von Unternehmen 
bestimmter Regionen, die Forderung, bis zu be-
stimmten Auftragswerten ausschließlich örtlichen 
Unternehmen die Aufträge zukommen zu lassen. 

(Jörg Tauss [SPD]: Ausbildungsplätze haben 
Sie vergessen!) 

Meine Damen und Herren, wenn wir das alles auf-
nehmen, dann ist das das größte Sparprogramm, das 
man beschließen kann. Es kommt keine einzige öf-
fentliche Auftragsvergabe mehr zustande. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Dies einzubauen, geht nach Be rt  Brechts Grund-
satz: Das Gegenteil von gut ist gut gemeint. Aber 
man wird es Ihnen nicht beibringen können. Sie ha-
ben ja schon auf den Bundesrat verwiesen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Zweite Bemerkung. Frau Kaspereit: Im Hand-
streich sei das hier bet rieben worden? „Mit der 
Brechstange" haben Sie gesagt. Du liebe Zeit! Die 
EG-Richtlinie stammt aus dem Jahre 1991. 1994 ha-
ben wir sie mit der haushaltsrechtlichen Lösung 
falsch umgesetzt, wie wir gesehen haben. Dann hat-
ten wir die Europäische Kommission auf dem Hals. 
Dann ist Herr Kommissar Monti aufgetreten. Dann 
sind wir von den Amerikanern als diskriminierendes 
Land bezeichnet worden. Dann kamen die Fälle Lip-
pendorf, Westinghouse und General Electric. Dann 
hat die Vergabekommission beim Bundeskartellamt 
schließlich festgestellt, daß die Auftragsvergaben zu 
Unrecht erfolgten. Jahrelang haben wir über dieser 
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Gesetzgebung gethront. Ich finde das im Gegenteil 
geradezu ein Beispiel dafür, wie umständlich und un-
erfreulich unsere Gesetzgebungsmaschine arbeitet. 
Da kann man doch nicht von einer „Brechstange" re-
den, wahrhaftig nicht. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Was uns hier alles geschehen ist! Herr Schauerte 
hat vorhin gesagt: Jetzt reden wir über die Kleinig-
keiten, vorhin haben wir über das große Europa ge-
redet. Wir haben die Kleinigkeiten nicht umgesetzt 
und sind eines der Länder, die in der Umsetzung der 
europäischen Richtlinien am schlechtesten dastehen. 

Das einzige, meine Damen und Herren - das haben 
wir vorhin bei der Rede des Kollegen Schauerte ge-
merkt; ich mußte verhandeln, ob ich hier vier, drei-
einhalb oder fünf Minuten Redezeit bekomme -, was 
hier in dem ganzen Gesetzgebungsverfahren mit 
zeitlicher Kürze behandelt worden ist, ist die Zeitzu-
teilung in der heutigen Debatte. 

(Heiterkeit und Beifall bei der F.D.P. und 
der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort  dem Abgeordneten Rolf Kutzmutz. 

Rolf Kutzmutz (PDS): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Klug oder nicht klug, ich bin der 
Auffassung, wenn die öffentliche Hand Aufträge ver-
gibt, also Steuermittel einsetzt, dann hat sie sehr 
wohl die Pflicht und auch das Recht, dafür zu sorgen, 
daß Arbeitslosigkeit beseitigt wird, daß benachtei-
ligte Gruppen in Arbeit kommen. Das ist natürlich 
auch das Anliegen der Anträge von Bündnis 90/Die 
Grünen und der SPD. 

(Beifall bei der PDS) 

Was allerdings bei der Eile der Diskussion hinsicht-
lich der Veränderung des Gesetzes herauskommt, 
will  ich an wenigen Beispielen zeigen. 

Die allseits als bewährt gelobten Vergabeprüfstel-
len werden - nicht formal, aber faktisch - abgeschafft 
- und das, obwohl wir seit vergangenem September 
vom Europäischen Gerichtshof wissen, daß diese 
Prüfstellen als Gerichte anzusehen sind. Statt dessen 
installiert die Koalition einen neuen zweistufigen 
Rechtsweg. In der Theo rie schön anzusehen, aber 
mir graut vor der Praxis. 

Knapp 90 Tage will der Gesetzgeber für endgültige 
Entscheidungen einräumen. Aber alle, die damit zu 
tun haben, wissen, daß potentielle Auftragnehmer 
nur 30 Tage an ihr Angebot gebunden sind. Wenn 
man die Zwischenzeit mit Akteneinsicht, Gutachter- 
und Sachverständigenstreit und allem, was es da 
sonst noch gibt, berücksichtigt, erkennt man, daß das 
ein ganz heilloses Durcheinander geben wird, Herr 
Kollege Schauerte. 

Über den Streit wird dann das Gesetz zur Makula-
tur, und was wir erreichen wollten, die Rechtswege

-

garantie für Bieter, löst sich damit praktisch in Luft 
auf. 

Ich glaube sowieso, daß dieser Paragraphenwirr-
warr nur den eigentlichen Zweck der Übung tarnen 
soll. Es geht nicht um irgendwelche sowieso kaum 
drohenden Vertragsstrafen an die EU oder das Ph an

-tom eines Wirtschaftskrieges mit den USA, es geht 
allein um die Aushebelung bestehender und geplan-
ter Vergabenormen. 

Die größten Auftragsvergeber der Republik sollen 
nicht länger ihrer arbeitsmarkt-, gleichstellungs- und 
bildungspolitischen Verantwortung nachkommen so-
wie einen gesellschaftlichen Grundpfeiler, das Tarif-
system, verteidigen können. 

Das sagt die Bundesregierung schließlich selbst. 
Ich zitiere: 

§ 106 Abs. 3 ist die grundlegende und wichtigste 
Vorschrift des gesamten Entwurfs.... 

Das kann man auf Seite 48 der Drucksache nachle-
sen. 

Kurzsichtiger aber kann Politik nicht sein. Was hier 
vielleicht an Steuergeldern bei Aufträgen zu sparen 
ist, wird dann doppelt und dreifach an anderer Stelle 
wieder aufgebracht werden müssen. 

Auch über Auftragsvergabe können Lebensper-
spektiven gesichert werden - für Jugendliche, für 
Frauen, für Menschen mit Behinderungen, für Ar-
beitslose, für Geringverdiener. 

Deshalb stimmen wir den Änderungsanträgen von 
Bündnis 90/Die Grünen und der Fraktion der SPD zu. 

Das vorgelegte Gesetz vernichtet persönliche 
Chancen und treibt dazu noch öffentliche Kosten - 
von  Arbeitslosen-, Sozial- und Krankenkassen bis zu 
Polizei und Justiz - in die Höhe. 

Das Gesetz stellt auch einen Verfassungsbruch 
dar. Die Mehrheit dieses Hauses wi ll  sich mit dem er-
wähnten § 106 GWB eine Kompetenz anmaßen, die 
dem Bund nach dem Grundgesetz gar nicht zusteht. 
Mir fehlt die Zeit, dies zu erläutern. Sie können es 
aber alle in einer ausführlichen aktuellen Ausarbei-
tung des Wissenschaftlichen Dienstes des Bundes-
tages nachlesen. 

Wir erleben hier wahrlich eine denkwürdige 
Stunde. Vor einer knappen halben Stunde besiegelte 
eine Mehrheit nicht nur endgültig die Entmündigung 
der Bevölkerung in einer wirk lich alle betreffenden 
Schicksalsfrage. 

(Beifall bei der PDS) 

Mit dem Ja zu diesem Euro beraubte sie zugleich 
den Bund seiner entscheidenden Gestaltungspoten-
zen. Mit der Zustimmung zu diesem Euro geben Sie 
bundespolitische Verantwortung auch nach Brüssel 
ab. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege, 
Ihre Redezeit ist abgelaufen. 

Rolf Kutzmutz (PDS): Letzter Satz, Herr Präsi-
dent. - 
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Statt also jetzt dafür zu sorgen, daß dafür die Re-
gionen, also die Länder, gestärkt werden, will nun 
ein großer Teil der erwähnten Mehrheit auch noch 
die Länder kastrieren, indem nur noch über Bundes-
gesetz geregelt werden soll, was in den Ländergeset-
zen längst Praxis ist. Wir stimmen deshalb zu, daß 
den Ländern diese Praxis erhalten bleibt, damit Men-
schen wieder in Arbeit kommen und nicht ausge-
schlossen werden. 

Danke schön. 

(Beifall bei der PDS sowie der Abg. Irmin

-

gard Schewe-Gerigk [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe das 
Wort  dem Parlamentarischen Staatssekretär Dr. 
Heinrich Kolb. 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Herr Präsident! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Die Bundesregierung hat, 
wie wir alle wissen, am 25. September 1996 beschlos-
sen, das damals noch relativ junge Recht zur Umset-
zung der EG-Vergaberichtlinien zu ändern, und den 
Bundesminister für Wirtschaft aufgefordert, einen 
Gesetzentwurf vorzulegen, der einen gerichtlichen 
Rechtsschutz für Bieter und Bewerber um öffentliche 
Aufträge schafft. 

Die europarechtlichen und auch die verfassungs-
rechtlichen Zwänge, die zu diesem Schritt geführt 
haben, sind im Vorfeld dieser Entscheidung und 
auch danach von allen Seiten beleuchtet worden. Ich 
glaube, sie bedürfen heute keiner näheren Erläute-
rung. 

Für den Schwenk in der Ausgestaltung der grund-
legenden Rahmenbedingungen für die öffentlichen 
Aufträge sind wirtschaftspolitische Gründe maßge-
bend. Ich meine, es lohnt sich, sich diese noch einmal 
kurz vor Augen zu führen. 

An erster Stelle steht die Erkenntnis, daß wir mit 
unserer betont außenwirtschaftsabhängigen Wi rt

-schaftsstruktur die Vollendung des Binnenmarktes 
in Europa brauchen wie kaum ein anderes Land. Wir 
können es uns nicht leisten, in andauerndem Streit 
mit den europäischen Organen über die richtige Um-
setzung gemeinsam beschlossener Regeln zu liegen. 
Der aus dem Bauverwaltungsbereich inspirierte 
deutsche Sonderweg der „haushaltsrechtlichen Lö-
sung " muß als gescheitert angesehen werden. 

Aus der Sicht der Kommission und aus dem Blick-
winkel der meisten anderen Mitgliedstaaten der Ge-
meinschaft haben wir uns - das ist der zweite Punkt - 
in  kleinlicher Streiterei permanent geweigert, die Re-
geln einzuhalten. Der Möglichkeit, mit Gewicht bei 
der Fortentwicklung der Regeln mitzusprechen, ha-
ben wir uns damit selbst beraubt. Sie wissen, in Brüs-
sel läuft derzeit der Prozeß der Revision der EG-Ver-
gaberichtlinien, während wir hier noch darüber re-
den, wie wir die erste Stufe in nationales Recht über-
nehmen wollen. 

Drittens: Die Stärkung der Rechtsstellung der Bie-
ter und Bewerber im Verfahren zur Vergabe öffentli-
cher Aufträge enthält auch eine große Chance für die 
Wirtschaft wie für die öffentlichen Auftraggeber. Die 
Stärkung der Rechtsstellung der Bieter wird zu einer 
genaueren Einhaltung der Regeln führen. Das schafft 
ein größeres Maß an Vertrauen. Dies wird eine Erhö-
hung der durchschnittlichen Zahl der Bewerber um 
öffentliche Aufträge bewirken, damit die Wettbe-
werbsintensität erhöhen und tendenziell zu niedrige-
ren Einkaufspreisen und qualitativ besseren Angebo-
ten führen. Ich glaube, die Vergaberichtlinien müs-
sen so verstanden werden, und sie dürfen nicht als 
aufgebürdete europäische Last gesehen werden. 

Zu den wichtigsten Aufgaben der Wirtschaftspoli-
tik gehört nach unser aller Grundverständnis die 
Ordnungspolitik, das heißt, permanente phantasie-
volle Pflege des Wettbewerbs ist verlangt. Nur so 
können Wachstum und Beschäftigung auf Dauer ge-
sichert werden. Ich glaube, daß wir es hier mit einer 
Reihe von wichtigen Projekten auch geschafft haben, 
die Performance unserer Wi rtschaft erheblich zu stei-
gern. Ich nenne das Postgesetz, das Telekommunika-
tionsgesetz und den neuen wettbewerblichen Ord-
nungsrahmen für Strom und Gas. 

Auch die sechste GWB-Novelle und das Vergabe-
rechtsänderungsgesetz gehören in diesen Kontext. 
Selbst wenn wir hier nicht ganz freiwillig zur Tat ge-
schritten sind, rechnen wir uns doch die Form der 
Umsetzung des EG-Rechts durch Implantation in das 
Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen als Ge-
winn an. Wettbewerb und öffentliche Aufträge wer-
den im GWB untrennbar miteinander verknüpft. 

Ich freue mich, daß es hier und heute bis auf einen 
Punkt, den der vergabefremden Aspekte, eine große 
Übereinstimmung gegeben hat. Ich will sagen: Wir 
haben mit großer Zähigkeit während der gesamten 
Diskussion über den Entwurf des Vergaberechtsän-
derungsgesetzes an der ungetrübten Aufnahme der 
Grundsätze der Auftragsvergabe, die eigentlich 
selbstverständlich sein sollten, festgehalten. Das gilt 
hauptsächlich für die st rikte Verpflichtung, die Un-
ternehmen nur nach Fachkunde, Leistungsfähigkeit 
und Zuverlässigkeit, die Angebote nur nach Wi rt

-schaftlichkeit zu beurteilen, also in der Konsequenz 
für ein Verbot der Berücksichtigung sogenannter ver-
gabefremder Aspekte. 

Immer wieder wird von allen möglichen Seiten ge-
fordert, andere als auftragsbezogene wi rtschaftliche 
Gesichtspunkte heranzuziehen. Wir haben es heute 
auch gehört. Dazu muß man ergänzend feststellen: 
Die Berücksichtigung vergabefremder Aspekte ver-
teuert die öffentlichen Aufträge. Probleme müssen 
auf dem Feld gelöst werden, auf dem sie entstehen, 
und mit Mitteln, die ihnen adäquat sind. Die öffentli-
chen Auftraggeber sind damit, glaube ich, überfor-
dert. 

(Jörg Tauss [SPD]: Was sagt Rüttgers denn 
dazu?) 

Gefährlich würde es für die öffentlichen Investitio-
nen, wenn wir nichts täten, wenn wir den Rechts-
schutz der ungeordneten Entwicklung überließen. 
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Dann könnte schon sehr bald der Zustand eingetre-
ten sein, daß praktisch jede Auftragsvergabe von ir-
gendeinem Gericht gestoppt und einer längeren 
Überprüfung unterworfen wird. Erste Urteile, die die 
Richtung deutlich machen, in die die Reise dann 
ginge, liegen bereits vor. 

Umgekehrt: Wenn Sie heute dem Gesetz zustim-
men, werden wir wieder in der Lage sein, in der Ge-
meinschaft bei der Revision des europäischen Verga-
berechts angemessen mitzureden, und auch bei un-
seren Partnern in den Vereinigten Staaten werden 
wir ein Stück Glaubwürdigkeit zurückgewinnen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe dem 
Abgeordneten Wolfgang Weiermann das Wo rt . 

Wolfgang Weiermann (SPD): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich will an dieser Stelle in 
meinen wenigen Minuten Redezeit ganz deutlich 
machen, daß wir als sozialdemokratische Bundes-
tagsfraktion dem Parlament die gesetzliche Öff-
nungsklausel für die Einbeziehung sozialpolitischer 
Kriterien abverlangen, weil wir sagen: Sie ist zwin-
gend notwendig, und die Beispiele, die in Berlin und 
Umgebung im Baugewerbe existieren, bringen uns 
dazu, dies knallhart auch an dieser Stelle zu fordern. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS und der Abg. Irmingard 
Schewe-Gerigk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]) 

Sehr geehrter Graf Lambsdorff, Sie mögen recht 
haben, 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: Ja, 
er hat recht!) 

daß vor 20 Jahren auf dem Tarifsektor noch auf der 
Basis von Treu und Glauben Geschäfte getätigt wer-
den konnten. Die Zeiten haben sich leider geändert, 
und die Politik hat heute aufzupassen, daß arbei-
tende Menschen nicht unter den Schlitten dieses 
neuen Stils gelangen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS und der Abg. Irmingard 
Schewe-Gerigk [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]) 

Die öffentliche Hand kann und darf bei der Ver-
gabe von Steuermitteln die Bekämpfung von 
Schwarzarbeit, illegaler Beschäftigung und illegaler 
Beauftragung von Subunternehmen etwa im Baube-
reich nicht außer acht lassen. 

Ich kann Sie nur herzlich auffordern, es nicht mit 
einem Flickenteppich zu vergleichen, wenn von 
einer großen Fraktion des Deutschen Bundestages 
und auch vom Bündnis 90/Die Grünen solche Anfor-
derungen an den Gesetzgeber gestellt werden. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Das ist mehr als ein Flickenteppich, denn es ist die 
Aufgabe eines Parlamentariers, sich mit der Wirklich-
keit auseinanderzusetzen. Gerade im Großraum Ber-
lin, aber nicht nur in den neuen Ländern, sind geset-
zesfreie Räume vorhanden. Auf den Baustellen in 
Berlin geht es teilweise in Wildwestmanier zu. In 
manchen Bereichen sind dies mafiaähnliche Metho-
den. Das muß an dieser Stelle deutlich gesagt wer-
den. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Deshalb unterstützen wir die Stellungnahme des 
Bundesrates zu diesem Gesetzentwurf. 

Warum wehren Sie sich eigentlich gegen die soge-
nannte Tariftreue, die eben mehrfach angesprochen 
worden ist? Das sind Abstimmungen zwischen Ar-
beitnehmern und Arbeitgebern auf gesetzlicher Ba-
sis. Oder wollen Sie indirekt die Tarifautonomie tan-
gieren? Dann hätten wir generell Wildwestzustände, 
die hier immer beklagt werden. 

Die Bundesregierung schreibt in ihrer Antwort auf 
die Große Anfrage der SPD-Fraktion, die Möglich-
keiten, bei einer Auftragsvergabe gesellschaftspoli-
tisch wünschenswerte Ziele zu berücksichtigen, 
seien durch europäisches Recht eng begrenzt. Sie 
sind nicht auf dem laufenden, meine Damen und 
Herren. Der Europäische Gerichtshof hat in letzter 
Zeit zunehmend die Einbeziehung sozialpolitischer 
Kriterien bei der Vergabe öffentlicher Gelder berück-
sichtigt und gerechtfertigt. Das ist die Wahrheit. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wie, meine Damen und Herren von der Koalition, 
wollen Sie sicherstellen, daß nach Auslaufen der ta-
rifvertraglichen Regelungen zum Arbeitnehmer-Ent-
sendegesetz Lohndumping auf den Baustellen in 
Deutschland nicht zur Regel wird? Eine solche Ent-
wicklung lassen alle bisher durchgeführten Kontrol-
len befürchten. Wollen Sie diese? - so frage ich an 
dieser Stelle. 

(Jürgen W. Möllemann [F.D.P.] und Dr. 
Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: Nein!) 

- Herr Möllemann, was Sie wollen, ist ohnehin nicht 
feststellbar. Das hat sich ja inzwischen erwiesen. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD - Jürgen 
W. Möllemann [F.D.P.]: Das war jetzt auch 

polemisch!) 

Verstöße gegen die Tarifvertragstreue, gegen das 
Gebot der Ausbildung junger Menschen, gegen die 
Chancengleichheit und die Gleichberechtigung von 
Frauen haben auch marktwirtschaftliche Konsequen-
zen von erheblicher Bedeutung. Sie mindern - das 
darf ich abschließend mit Nachdruck sagen - die 
Konkurrenzfähigkeit der ehrlichen Bewerber, und sie 
verzerren die Wettbewerbsverhältnisse. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und bei der PDS) 

Hier, meine Damen und Herren, wird es ausge-
sprochen paradox: Ausgerechnet die Neufassung des 
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Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen führt 
zu groben Diskriminierungen in unserem Lande. Der 
Ehrliche ist der Dumme, wie es so schön heißt. 

Ich appelliere daher an Sie: Stimmen Sie dem An-
derungsantrag der SPD-Bundestagsfraktion zu. 

(Dr. Wolfgang Weng [Gerlingen] [F.D.P.]: 
Ausgerechnet! - Zurufe von der F.D.P.: 

Nein!) 

Ich hoffe auf Ihr spätes, aber doch noch wichtiges 
Einlenken. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Damit schließe 
ich die Aussprache. Wir kommen zur Abstimmung 
über den von der Bundesregierung eingebrachten 
Gesetzentwurf zur Änderung der Rechtsgrundlagen 
für die Vergabe öffentlicher Aufträge, Drucksachen 
13/9340 und 13/10328, Buchstabe a. 

Dazu liegen Änderungsanträge der Fraktionen der 
SPD und Bündnis 90/Die Grünen vor, über die wir 
zuerst abstimmen. 

Wer dem Änderungsantrag der SPD auf Drucksa-
che 13/10441 zustimmt, den bitte ich um das Hand-
zeichen. - Die Gegenprobe! - Enthaltungen? - Ich 
stelle fest, daß der Änderungsantrag mit den Stim-
men der Koalition gegen die Stimmen des Hauses im 
übrigen abgelehnt worden ist. 

Nun rufe ich den Änderungsantrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 13/10461 
auf. Wer diesem Änderungsantrag zustimmt, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Die Gegenprobe! - 
Stimmenthaltungen? - Ich stelle fest, daß der Ände-
rungsantrag mit den Stimmen der Koalition und der 
Fraktion der SPD gegen die Stimmen des Hauses im 
übrigen abgelehnt worden ist. 

Ich bitte nun diejenigen, die dem Gesetzentwurf in 
der Ausschußfassung zustimmen wollen, um das 
Handzeichen. - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltun-
gen? - Ich stelle fest, daß der Gesetzentwurf in zwei-
ter Beratung mit den Stimmen der Koalition gegen 
die Stimmen der übrigen Mitglieder des Hauses an-
genommen worden ist. 

Wir treten nun in die 

dritte Beratung 

und Schlußabstimmung ein. Ich bitte diejenigen, die 
dem Gesetzentwurf zustimmen wollen, sich zu erhe-
ben. - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Ich 
stelle fest, daß der Gesetzentwurf in dritter Beratung 
mit demselben Stimmenverhältnis angenommen 
worden ist. 

Ich rufe nun die Beschlußempfehlung des Aus-
schusses für Wirtschaft zu dem Antrag der Fraktion 
Bündnis 90/Die Grünen zur Rechtsgrundlage für die 
Vergabe öffentlicher Aufträge und zur Koppelung 
der Auftragsvergabe an Frauenfördermaßnahmen, 
Drucksache 13/10328 Buchstabe b, auf. Der Aus-
schuß empfiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/9813 
abzulehnen. Wer der Beschlußempfehlung des Aus

-

schusses zustimmt, den bitte ich um das Handzei-
chen. - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltungen? - Ich 
stelle fest, daß die Beschlußempfehlung mit den 
Stimmen der Koalition gegen die Stimmen der übri-
gen Mitglieder des Hauses angenommen worden ist. 

Ich rufe nun Zusatzpunkt 3 auf: 

Aktuelle Stunde 

auf Verlangen der Fraktion der SPD 

Haltung der Bundesregierung zum Abrech

-

nungsverhalten von Vertragszahnärzten 

Ich eröffne die Aussprache und gebe das Wo rt  dem 
Abgeordneten Klaus Kirschner. 

Klaus Kirschner (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Wenige Monate nach 
den fälschlicherweise als Gesundheitsreform geprie-
senen Neuordnungen im Gesundheitswesen wird 
deutlich, daß die Gesundheitspolitik der Koalition für 
die Patienten, die Zahnersatz benötigen, in vielen 
Fällen mehr Geld kostet. 

Herr Seehofer, Sie haben höheres Kostenbewußt-
sein, mehr Transparenz und ein besseres Arzt-Patien-
ten-Verhältnis versprochen. Gesät haben Sie Verun-
sicherung und unverschämt hohe Kosten für die Pa-
tienten. 

(Beifall bei der SPD) 

Gleichzeitig bringen Sie mit Ihrer verfehlten Ge-
sundheitspolitik, die in der Zahnmedizin von den Be-
rufsfunktionären der Kassenzahnärztlichen Bundes-
vereinigung und des Freien Verbandes diktiert wird, 
auch den Teil des Berufsstandes öffentlich in Mißkre-
dit, für den der Patient im Mittelpunkt steht, bei dem 
die Ethik und nicht die Monetik vorherrscht. 

Herr Seehofer, Sie haben am 13. Juni 1995 zum so-
genannten Vertrags- und Wahlleistungskonzept der 
Kassenzahnärztlichen Bundesvereinigung schriftlich 
attestiert - ich zitiere -: 

Zusammenfassend ist das Modell aus meiner 
Sicht zahnmedizinisch widersinnig aufgebaut, 
verschlechtert die Mundgesundheit jener Versi-
cherten, die - aus welchem Grund auch immer - 
sich nicht für Wahlleistungen entscheiden, führt 
möglicherweise selbst bei Vertragsleistungen zu 
höheren Kosten als bisher schon und läßt die Ko-
sten von Wahlleistungen für die Versicherten un-
kontrollierbar hoch werden. 

Das sagte der Bundesgesundheitsminister am 
13. Juni 1995. 

(Zuruf von der SPD: Hört! Hört!) 

Ihre Vision ist Wirklichkeit geworden, weil Sie ge-
nau das getan haben, was Sie 1995 als völlig falsch 
entlarvt haben. Was wir zur Zeit erleben, ist die 
Bankrotterklärung der Gesundheitspolitik der Koali-
tion. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 
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Oder wie ist die Ankündigung von Minister Seehofer 
zu verstehen, wegen überhöhter Honorare die Ko-
stenerstattung bei Zahnersatz wieder zu streichen? 
Ich frage Sie, Herr Minister: Warum haben Sie über-
haupt erst die Möglichkeit hierzu geschaffen? 

Herr Minister, ich frage Sie weiter: Warum haben 
Sie überhaupt erst zugelassen, daß die Zahnärzte-
funktionäre Ihre ohnehin schon inakzeptablen. Neu-
ordnungsgesetze so auslegen, daß die Patienten 
noch stärker zur Kasse gebeten werden? 

Es ist doch geradezu grotesk, wenn Sie als oberste 
Aufsichtsbehörde der Kassenzahnärztlichen Bundes-
vereinigung Ihre Rechtsauffassung mündlich und 
schriftlich erläutern und die KZBV Ihnen lapidar mit-
teilt, man sei bereit, allen Zahnärzten diese Rechts-
auffassung weiterzugeben. Meine Damen und Her-
ren, ich komme mir vor wie in einer Bananenrepu-
blik! Anders kann man dies nicht bezeichnen; 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

denn gleichzeitig beschließt die KZBV, Ihre abwei-
chende Rechtsauffassung gleichgewichtig darzustel-
len. 

Wenn Sie als Minister Ihre aufsichtsrechtlichen 
Möglichkeiten hier nicht nutzen, muß das in der Öf-
fentlichkeit so gewertet werden, daß Sie die Rechts-
auffassung einiger Zahnärztefunktionäre für tragbar 
halten. 

Am 9. März dieses Jahres haben Sie in einem Inter-
view mit der „Süddeutschen Zeitung" erklärt - ich zi-
tiere -: Wir werden handeln. - Bis heute haben Sie 
nicht gehandelt. Im Gegenteil, Sie bestärken die 
Zahnärztefunktionäre, immer weitere Kapriolen zu 
schlagen. Man muß einmal lesen, was die KZBV mit 
Datum 26. März 1998 an den Staatssekretär schreibt. 
Unter anderem ist do rt  zu lesen: Der Vorstand der 
KZBV hat 

beschlossen, Ihr Schreiben und damit die darin 
nochmals verdeutlichte Rechtsauffassung des 
Bundesministeriums für Gesundheit allen Zahn-
ärzten im Bundesgebiet in gleicher Weise wie das 
Schreiben der KZBV vom 29. 01.1998 zu übersen-
den. ... 

Der Vorstand der KZBV hat ferner beschlossen, 
bei zukünftigen Darstellungen der Rechtsauffas-
sungen der KZBV die ggf. abweichende Rechts-
auffassung des BMG gleichgewichtig darzustel-
len. 

Wir gehen davon aus, daß damit den Inhalten des 
Beratungsgespräches vom 20. 03.1998 

- im Bundesgesundheitsministerium - 

seitens der KZBV umfassend Rechnung getragen 
worden ist. 

Wenn man dies liest, kommt man sich vor wie in 
einem Stück aus dem Tollhaus - oder anders ausge-
drückt: Herr Bundesgesundheitsminister, Sie dürfen 

den Kakao auch noch selbst austrinken, durch den 
Sie vorher von der KZBV gezogen worden sind. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, unterstützt und ange-
feuert werden die Zahnarztfunktionäre - das ist das 
Schöne - dabei von Ihrem Koalitionspartner F.D.P. 
Das, Herr Minister Seehofer, erklärt auch, warum Sie 
nur Nebelkerzen zünden. Herr Thomae hat ja ge-
stern in der Zeitung „Die Welt" deutlich gemacht: 

„Wenn der Minister unterschiedliche Rechtsauf-
fassungen zum Anlaß nimmt, den Zahnärzten 
Falschabrechnungen zu unterstellen, handelt er 
fahrlässig" ... Seehofers Überlegungen, das Ge-
setz zu ändern, seien ohne Verbündete nicht 
durchsetzbar, „und die gibt es nicht, jedenfalls 
nicht bei der FDP" . 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Wie lange 
können Sie noch reden?) 

Das ist wirklich ein Stück aus dem Tollhaus, was wir 
hier vorgeführt bekommen. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Herr Kollege, 
Ihre Redezeit ist abgelaufen. 

Klaus Kirschner (SPD): Meine Damen und Herren, 
ich denke, es ist notwendig, daß diese Politik endlich 
geändert wird. Ich sage Ihnen: Die SPD wird, wenn 
sie die Regierungsverantwortung bekommt, zu dem 
System der Sachleistungen zurückkehren. Nichts an-
deres ist mit Blick auf die Zahnmedizin richtig. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS - Walter Hirche [F.D.P.]: Dieser 
Hinweis ist sehr nützlich für die Zeit, die 

uns  bevorsteht!)  

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich rufe den 
Abgeordneten Wolfgang Lohmann auf. 

Wolfgang Lohmann (Lüdenscheid) (CDU/CSU): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Ich bin heute zwar stimmlich gehandicapt, 
aber andererseits ausgesprochen qualifiziert, zu dem 
heutigen Thema zu sprechen, weil mir am Montag 
dieser Woche ein Backenzahn gezogen worden ist, 
wie Sie wissen, Herr Kirschner. 

(Heiterkeit) 

Deshalb bitte ich auch, mich nicht zu sehr zu reizen, 
denn es tut nach wie vor weh, und ich könnte mögli-
cherweise so reagieren, wie es Ihnen nicht gefallen 
würde. 

Auslöser dieser Aktuellen Stunde sind ja die Aus-
sagen eines Kassenfunktionärs, daß von 50 000 über-
prüften Heil- und Kostenplänen jeder zweite zu teure 
Berechnungen enthalte. Wer behauptet, die Hälfte 
aller Abrechnungen sei überhöht, der erweckt zu-
mindest fahrlässig - Sie haben das ja auch voll aufge-
nommen - den Eindruck, daß die Zahnärzte abzok- 
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ken, wie es heißt, oder betrügen; denn wer zu hoch 
abrechnet, ist ja letztlich jemand, der betrügt. 

Solange aber diese angeblichen Falschberechnun-
gen nicht belegbar von den dafür zuständigen In-
stanzen - dazu zählen beispielsweise auch die Auf-
sichten - nachgeprüft und bewiesen sind, verwahre 
ich mich zunächst einmal gegen diese Pauschalver-
unglimpfung eines Berufsstandes. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der F.D.P.) 

Vorverurteilungen und Pauschalverunglimpfungen 
lehne ich selbstverständlich - ich habe geglaubt, das 
täten wir alle - für jeden Berufsstand ab. Wir zählen 
ja gelegentlich auch zu denen, die mit einbezogen 
werden, wenn es heißt: die Politiker. Auch dagegen 
wehren wir uns. Es gibt eben, wie die Westfalen sa-
gen, so'ne und so'ne in allen Berufen. Wer generell 
über die Gruppe der Zahnärzte solche Negativbot-
schaften verbreitet, hat eigentlich die Verpflichtung - 
das ist für mich wichtig -, den Betroffenen die Gele-
genheit zu geben, die Vorwürfe zu überprüfen. 

Die zuständige KZV hat sich an den besagten Kas-
senfunktionär gewandt. Statt Einsicht in die vorhan-
denen Heil- und Kostenpläne zu gewähren, hat man 
von den angeblich 25 000 - das wäre die Hälfte von 
50 000 - rechtswidrigen Heil- und Kostenplänen sage 
und schreibe drei der anfragenden KZV zur Verfü-
gung gestellt. 

(Walter Hirche [F.D.P.]: Das ist der Unter

-

schied zwischen brutto und netto!) 

Daraus könnten gewisse Rückschlüsse gezogen wer-
den. Ich kann nur sagen: Bei einer solchen Selektion 
braucht man sich nicht wundern, daß diese drei vor-
gelegten Heil- und Kostenpläne statt des 1,7fachen 
den 2,3fachen GOZ-Satz enthielten und nach dieser 
Interpretation damit in der Tat nicht der Anwendung 
der Vorschriften, wie man sie sich vorgestellt hatte, 
entsprachen. 

(Klaus Kirschner [SPD]: Was tun Sie dann?) 

Nun stellt sich die Frage, ob dieses wirklich eine zu 
teure und damit rechtswidrige Abrechnung ist. Dafür 
ist eine Beurteilung der Rechtslage erforderlich, aus-
gehend von der Frage: Was wollte der Gesetzgeber 
eigentlich? Da wir ja hier nicht die Zeit für eine um-
fassende Darstellung haben, äußere ich mich stich-
wortartig: 

Erstens. Wir wollten die Umstellung von einem un-
gerechten prozentualen Zuschuß auf einen Festzu-
schuß. 

Zweitens. Wir wollten mit der Einführung von Fest-
zuschüssen in Verbindung mit der direkten Kostener-
stattung kostensteuernde Strukturen schaffen. 

Drittens. Wir wollten die Eigenverantwortung der 
Versicherten erhöhen, und zwar so, daß die Versi-
cherten zusätzliche Mittel dann bereitstellen müssen, 
wenn sie oberhalb des medizinisch Notwendigen 
und Ausreichenden Zahnersatz verlangen. 

Diese Stärkung der Eigenverantwortung, diese Be-
lebung des Wettbewerbs kann nur erfolgen, wenn 

Vergleichsangebote möglich sind. Deshalb haben wir 
auf die Kostenfreiheit von Heil- und Kostenplänen 
sehr großen Wert gelegt. Für mich - für uns alle, wie 
ich annehme - gibt es überhaupt kein Problem, damit 
zu sagen: Heil- und Kostenpläne sind kostenfrei zu 
erstatten. Daran gibt es für mich nichts zu rütteln. 

(Beifall des Abg. Ulf Fink [CDU/CSU]) 

Ein weiterer Streitpunkt liegt in der Möglichkeit, 
unterschiedliche Verblendungen zu wählen. Beim 
Zusammentreffen von vertragszahnärztlichen und 
außervertragszahnärztlichen Leistungen taucht die 
Problematik auf, inwieweit man die gesamte Be-
handlung außerhalb der Honorarbindung stellen 
kann oder ob man - umgekehrt - die gesamte Versor-
gung innerhalb der Honorarbindung lassen muß. Die 
Zahnärzteschaft ist in den letzten Wochen und Mona-
ten mit zwei Rechtsauffassungen konfrontiert wor-
den. So hat sich die Kassenzahnärztliche Bundesver-
einigung, wie dies schon gesagt wurde, mit ihrer 
Auffassung an ihre Zahnärzte gewandt. Daneben hat 
das Ministerium seine Rechtsauffassung verbreitet. 
Die Krankenkassen als Auslöser dieser streitigen Si-
tuation - jedenfalls nach meiner Auffassung - unter-
stützen weitgehend das Ministe rium, wobei sie aller-
dings interessanterweise nicht sicherstellen können, 
daß sich alle Kassen vor Ort so verhalten, wie sie es 
immer fordern. 

Ich sehe, wie schnell meine Redezeit abläuft. Es ist 
nicht zu glauben. Ich kann Ihnen deswegen noch 
weniger sagen, als ich eigentlich tun müßte. - Wir 
müssen auch fragen, wie die Situation in anderen 
Bundesländern aussieht. Ich zitiere Ihnen aus einer 
Aufsichtsanordnung des Sozialministeriums von 
Mecklenburg-Vorpommern unter dem dritten Punkt 
„Erwägungen" in einem B rief vom 26. März 1998 an 
die dortige KZV: 

Die Allgemeine Ortskrankenkasse Mecklen-
burg-Vorpommern, die den größten Anteil der 
Versicherten des Landes betreut, hat ermittelt, 
daß in etwa 10 Prozent der Fälle die Abrechnun-
gen nicht dem Rechtsstandpunkt des Bundesmi-
nisteriums entsprechen. Die Umstände, daß es 
sich hierbei um eine verhältnismäßig geringe 
Fallzahl handelt und außerdem weitere Kontroll-
mechanismen über die Krankenkassen greifen, 
veranlaßt die Aufsichtsbehörde, die Aufsichtsan-
ordnung nicht mit einem Sofortvollzug zu verse-
hen. 

So wird also ganz unterschiedlich vorgegangen. 
Erst wird von 50 und mehr Prozent gesprochen; dann 
hört man 10 Prozent. Die Kassenzahnärztliche Verei-
nigung Stuttgart  stellt bei der Auswertung von 750 
Heil- und Kostenplänen fest, daß 58 Prozent der 
Zahnärzte nach der Rechtsauffassung des BMG ab-
rechnen, 32 Prozent der Interpretation der KZBV fol-
gen und 9,6 Prozent der Heil- und Kostenpläne feh-
lerhafte Steigerungsfaktoren enthalten. 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ihre Redezeit 
ist zu Ende. 
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Wolfgang Lohmann (Lüdenscheid) (CDU/CSU): 
Ich möchte Sie - dies ist mein letzter Punkt - nicht im 
unklaren darüber lassen, was beispielsweise in 
einem internen Kassen-Papier vom 3. November 
1997 gestanden hat. Es wird dort festgestellt, daß 
durchaus die Möglichkeit besteht, in Anlehnung an 
§ 2 GOZ Mehrkosten im Heil- und Kostenplan nach 
der Neuregelung geltend zu machen, wenn diese 
entstehen und über die Höhe der Vergütung aus-
drücklich eine abweichende Verinbarung getroffen 
worden ist. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Wilhelm  Schmidt [Salzgitter] [SPD]: Was 

heißt das nun?) 

Vizepräsident Dr. Burkhard Hirsch: Ich gebe der 
Abgeordneten Monika Knoche das Wo rt . 

Monika Knoche (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Herren und Damen! Ich glaube, eines hat die ak-
tuelle Kabbelei um das Abrechnungsgebaren der 
Zahnärzte gezeigt: Kostenerstattungen und Festzu-
schußregelungen für gesetzlich Versicherte sind ein 
Irrweg und müssen zurückgenommen werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Wir sehen gerade an diesen Streitigkeiten, wo wir 
hinkommen, wenn zahnmedizinische Leistungen aus 
dem Schutz der gesetzlichen Krankenkassen heraus-
genommen und in privatrechtliche Leistungsverhält-
nisse überführt werden. Es wäre verkehrt, Ihnen, 
Herr Minister Seehofer, an dieser Stelle die Rolle des 
Schutzpatrons der Patientinnen und Patienten zuzu-
weisen. 

(Zuruf von der SPD: Das könnte ihm so  pas
-sen!) 

Was ist das Problem? Schauen wir uns doch einmal 
das NOG an: Mit Ablauf des Jahres 1999 wollen Sie 
jegliche Begrenzung fallenlassen. Dann gehen doch 
überhaupt erst diese unsäglichen Verhandlungen in 
den Arztpraxen los. Dann haben doch Begrenzungen 
gar keine relevante Zuordnung mehr. Das ist doch 
das, was eigentlich passiert ist. Insofern erleben wir 
jetzt nur ein Vorgeplänkel zu dem, was passiert, 
wenn das NOG in vollem Umfang umgesetzt wird. 
Diese Tatsache muß man doch auch einmal benen-
nen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der PDS) 

Noch etwas: Ich habe innerhalb der Zahnärzte-
schaft in Deutschland gerade im Rahmen der Aus-
grenzung des Sachleistungsprinzips an vielen Stellen 
in sehr erfreulicher Weise erlebt, daß die Zahnärzte 
mit der Differenzierung zahnmedizinischer Leistun-
gen in gesetzliche und p rivate Leistungen überhaupt 
nicht einverstanden sind und daß sie diese Warenan-
gebotsmentalität, die dann in ihr ärztliches Tun hin

-

eintransportiert wird, mit ihrem grundlegenden so-
zialen und ethischen Verständnis von Zahnmedizin 
gar nicht vereinbaren können. Es ist nicht im Inter-
esse der gesamten deutschen Zahnärzteschaft, daß 
die Regierung dem Lobbyismus aus der F.D.P. nach-
gegeben hat. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der SPD) 

Wenn man sich die Ergebnisse, die es in der Zahn-
prophylaxe gibt, genau anschaut und dann sieht, daß 
Sie hier de facto ein Selbstverschuldungsprinzip ein-
geführt haben - anders kann man das, was über Zu-
zahlungen zu leisten ist, gar nicht interpretieren -, 
dann muß man sagen: Die Hemmschwelle zu einer 
wirksamen Individualprophylaxe in der zahnärztli-
chen Praxis ist sehr hoch. Da, wo in der Prophylaxe 
die wirklichen Probleme sind, nämlich in der Breiten-
prophylaxe, gibt es in der Bundesrepublik Deutsch-
land in der Tat noch beachtlichen Nachholbedarf, 
weil Sie nämlich die Menschen, die die größten Risi-
ken haben, tatsächlich einmal Zahnersatz zu brau-
chen, mit der Individualprophylaxe überhaupt nicht 
erreichen. 

(Vorsitz: Vizepräsidentin Dr. Antje Voll

-

mer) 

Völlig klar, es gibt sozialbezogene Zusammen-
hänge mit der Zahngesundheit. Da Sie auch noch - 
was  im Gesetz festgeschrieben worden ist - junge 
Menschen, die nach 1978 geboren worden sind, von 
der Zahnersatzleistung ausgeschlossen haben, be-
deutet das in der Tat nichts anderes als das, was ich 
an anderer Stelle schon einmal gesagt habe: Zeige 
mir deine Zähne, und ich sage dir, wie arm du bist. 
Das ist die Quintessenz, darauf läuft es hinaus. 

(Beifall bei der SPD - Wolfgang Zöller 
[CDU/CSU]: Dann müßte es ja in der 

Schweiz auch so sein!) 

- Die Schweiz hat eine völlig andere Konzeption in 
der Prävention und in der Prophylaxe. Hier wird das 
in das ärztliche Honorierungssystem übernommen. 
Da, wo die großen Defizite sind, werden die Zahn-
ärzte ja gar nicht tätig. Dieses Problem ist bekannt. 

Es führt kein Weg daran vorbei, die zahnmedizini-
sche Versorgung wieder vollständig in den Regellei-
stungskatalog zurückzuführen, sie als Sachleistungs-
prinzip anzuerkennen - was sie eigentlich auch im-
mer ist -, nicht die Zahnheilkunde zu diskreditieren 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Um Zahner

-

satz geht es! Sie wissen ja gar nicht, um 
was es geht!) 

und handwerkliche und unternehmerische Elemente 
in das ärztliche Tun hineinzubringen. 

Danke. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Jürgen Möllemann. 
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Jürgen W. Möllemann (F.D.P.): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Zunächst wünsche ich Ih-
nen, lieber Herr Kollege Lohmann, gute Besserung. 
Bei Ihrem Beitrag ist mir deutlich geworden, wie 
wichtig eine Zweitstimme immer mal wieder ist. Bei 
dem Beitrag der Kollegin Knoche, die vor mir sprach, 
ist mir deutlich geworden, daß es keinen Zweck hat, 
wenn eine Grundsatzentscheidung hier im Parlament 
getroffen worden ist, unter der Überschrift eines 
ganz anderen Themas 

(Zuruf von der SPD: Unter großen Zahn
-schmerzen!) 

so zu tun, als stünde diese Grundsatzentscheidung 
im Moment zur Disposition. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wenn Sie jetzt 
bei jedem Thema sagen, daß Sie alles, was in den 
letzten 20 Jahren gelaufen ist, zurückdrehen werden, 
wenn Sie drankommen, 

(Widerspruch bei der SPD) 

löst das doch allmählich ein gewisses Maß an Lange-
weile aus. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Wir werden sehen, was geschieht, zumal Ihr Kanzler-
kandidat - das war immerhin ein Zeichen von Klug-
heit - gesagt hat: ob er alles zurücknehmen werde, 
was Sie gerne zurückgenommen sähen, werde er da-
von abhängig machen, ob es nicht vielleicht doch 
wirke. Wenn es gut wirke, könne es auch bleiben. - 
Das fand ich gar nicht so schlecht. Wahrscheinlich 
wird er uns für das dankbar sein, was wir an Struk-
turreformen gemacht haben, auch wenn er es nur 
aus der Rolle des Zuschauers bewerten können wird. 

In der Sache gibt es hier nur drei Feststellungen: 

Erstens. Die Debatte wird hier auf der Grundlage 
von Vermutungen, Behauptungen und Unterstellun-
gen geführt. Dieses Parlament sollte sich dafür zu 
schade sein. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Deswegen möchte ich gerne, daß das Maß an Unklar-
heit, das hier in der Bewe rtung von Behauptungen 

.besteht, durch klare Berichte der dafür Zuständigen 
überwunden wird. Vorher möchte ich mich im Detail 
nicht äußern. 

Zweitens. Es gibt keinerlei Zweifel daran, daß die 
Mehrheit dieses Hauses in diesem Bereich und dar-
über hinaus den schrittweisen Wandel - weg vom 
Sachleistungsprinzip hin zum Kostenerstattungsprin-
zip - wollte und will. Sie wollten den nie, Sie sind da-
gegen und nehmen jetzt alles und jedes zum Anlaß, 
dagegen zu polemisieren. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Man sieht 
die Folgen!) 

Drittens. Die Folge, die wir sonst hätten - das wis-
sen auch Sie, Herr Kollege Catenhusen -, wäre die 
Unmöglichkeit, die Lohnnebenkosten in den Griff zu 
bekommen. Sie wissen doch ganz genau, daß wir 
den Weg nicht weitergehen können, ständig explo

-

dierende Beitragssätze in allen sozialen Sicherungs-
systemen zu haben und gleichzeitig die Arbeitslosig-
keit zu bekämpfen. Sie wissen, daß wir diese Debatte 
hier schon geführt haben. 

(Beifall bei der F.D.P. sowie bei Abgeordne

-

ten der CDU/CSU) 

Das Verhältnis zwischen Solidarität und Subsidiari-
tät neu zu ordnen, Eigenbeteiligung als Ausdruck 
der Eigenverantwortung zu praktizieren, das haben 
wir gewollt; dabei bleiben wir. 

(Klaus Kirschner [SPD]: Mut zur Lücke!) 

Sie werden dagegen immer wieder polemisieren; 
aber das muß man aushalten, außer in den Fällen, in 
denen Sie es mitgetragen haben. 

Ich möchte gern sagen, daß in dem Streit um eine 
bestimmte Rechtsauffassung aus meiner Sicht der 
Vorsitzende der KZBV recht hat. In dieser Frage gibt 
es auch zwischen den Koalitionspartnern unter-
schiedliche Meinungen. Entweder finden wir - dafür 
plädiere ich - einen Kompromiß zwischen den Koali-
tionsfraktionen und den Betroffenen, wie wir ihn an

-

gedacht hatten, oder es wird einen entsprechenden 
Disput geben, der dann rechtlich zu klären wäre. 

Eines möchte ich zum Schluß noch sagen: Ich habe 
die herzliche Bitte - ich erinnere daran, daß ich der 
Bundesregierung zehn Jahre angehört habe; auch 
ich habe gelegentlich geglaubt, Gesetze selbst än-
dern zu können -, zu berücksichtigen, daß ein Bun-
desminister nur Vorschläge machen kann. Wenn er 
für diese Vorschläge in der Koalition eine Mehrheit 
findet, dann ist es gut. Wenn er weiß, daß er in der 
Koalition keine Mehrheit bekommt, dann sollte er sie 
gar nicht erst machen. Was diesen Fall angeht, Herr 
Seehofer, sage ich Ihnen: Sie bekommen die Mehr-
heit nicht. Lassen Sie es deswegen bleiben! 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt die Abgeordnete Ruth Fuchs. 

Dr. Ruth Fuchs (PDS): Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Verehrter Herr Kollege Möllemann, 
wenn es hier wirklich nur um Verdächtigungen und 
Vermutungen ginge, dann, glaube ich, hätte sich 
Herr Minister Seehofer nicht bereit erklärt, sich öf-
fentlich dazu zu äußern und entsprechende Maßnah-
men einzuleiten. 

Fakt ist, daß entgegen der ministe riellen Rechts-
auffassung viele Zahnärzte ihren Patienten Heil- und 
Kostenpläne für zahnprothetische Leistungen in 
Rechnung stellen. 

(Zuruf des Abg. Wolfgang Lohmann [Lü

-

denscheid] [CDU/CSU]) 

- Herr Lohmann, Sie haben recht: Es sind Gott sei 
Dank nicht alle. - Wie festgestellt werden muß, hal-
ten sich keineswegs alle Zahnärzte daran, daß bei 
gewünschten Keramikverblendungen die Kronen 
und Brücken als vertragszahnärztliche Leistungen 
nur mit einem limitierten Gebührensatz in Rechnung 
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gestellt werden dürfen. Auf Rundschreiben des Mi-
nisters, mit deren Hilfe er die gesetzliche Ordnung 
nun wieder herstellen will, antwortet die Kassen-
zahnärztliche Bundesvereinigung mit genauen Emp-
fehlungen an ihre Mitglieder, wie man sich darüber 
hinwegsetzen und die Patienten entsprechend zur 
Kasse bitten kann. Letztendlich berufen sich die 
Zahnärzte darauf, daß nach dem generellen Über-
gang zur Kostenerstattung bei Zahnersatz eine 
Rechtsbeziehung nicht mehr zwischen Zahnarzt und 
Krankenkasse, sondern nur noch zwischen Zahnarzt 
und Patient besteht. Damit gleicht der Gesundheits-
minister dem berühmten Zauberlehrling, der die Gei-
ster, die er rief, nicht mehr beherrschen kann. 

Auf ministerielle Drohungen, die Neuregelung aus 
dem Gesetz wieder zu streichen, erklären die Reprä-
sentanten der Zahnärzte - also nicht alle Zahnärzte -, 
daß man keineswegs klein beigeben werde. Man 
staunt dann schon, daß sich die Oberen der Kassen-
zahnärztlichen Bundesvereinigung immerhin ver-
pflichtet haben - oder man könnte auch sagen: sich 
dazu herablassen -, die Zahnärzte nicht nur über ihre 
eigene, sondern auch über die Rechtsauffassung des 
Ministers in Kenntnis zu setzen. 

(Zuruf von der SPD: Großzügig!) 

Kollege Kirschner hat völlig recht mit seiner Aussage: 
Dies alles erinnert durchaus an Rechtsstreitigkeiten 
von sogenannten Bananenrepubliken. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Früher wart 
 ihr froh, wenn ihr welche gekriegt habt!) 

Mit anderen Worten: Die Situation hat sich - zumal 
im Wahljahr - zu einer weiteren Peinlichkeit für die 
Regierung ausgewachsen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Oh Gott, oh 
Gott!) 

Nun wird vom Minister erwartet, daß er der offiziel-
len Rechtsauslegung Nachdruck verleiht und mög-
lichst schnell wieder Ordnung schafft. Das ist aber 
nur die eine Seite der Angelegenheit. 

Wirft man die Frage auf, warum es zu dieser gro-
tesken und aus meiner Sicht beschämenden Situa-
tion gekommen ist, dann zeigen sich die ernsteren 
Dimensionen des Problems. Vertreter der Zahnärzte 
haben bekanntlich seit langer Zeit und immer wieder 
den Übergang zu Kostenerstattungsverfahren mit 
Anwendung der privaten zahnärztlichen Gebühren-
ordnung gefordert. 

(Jürgen W. Möllemann [F.D.P.]: Das haben 
wir beschlossen!) 

Da dies mit den Grundsätzen und der Funktionsfä-
higkeit einer solidarischen Krankenversicherung 
beim besten Willen nicht zu vereinbaren ist, hat der 
Gesetzgeber bis vor kurzem diesem Ansinnen nicht 
nachgegeben. Wie man spätestens jetzt sieht, war er 
damit immer auch gut beraten. 

(Jürgen W. Möllemann [F.D.P.]: Nein!) 

Die Stunde der zahnärztlichen Standesorganisatio

-

nen konnte deshalb erst kommen, als durch diese Ko

-

alition die schrittweise Zerstörung des Solidargedan

-

kens in der gesetzlichen Krankenversicherung zum 
offiziellen Regierungsprogramm erhoben wurde. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD) 

Das Beitragsentlastungsgesetz von 1996 und das 
2. GKV-Neuordnungsgesetz markieren speziell auch 
für die zahnärztliche Versorgung diesen bewußt ein-
geleiteten Richtungswechsel. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Das sind sehr gute Gesetze!) 

Wahr ist und bleibt aber: Kostenerstattung, Selbstbe-
teiligung, Beitragsrückgewähr und weitere Elemente 
privater Versicherung sind in der GKV völlig fehl am 
Platz und haben dort  nichts, aber auch gar nichts zu 
suchen. In diesem Zusammenhang unterstütze ich 
die Äußerungen von Monika Knoche und ihrer Frak-
tion. In dem Fall stimmen wir auch einmal mit der 
SPD überein. 

(Jürgen W. Möllemann [F.D.P.]: Das ist ja 
neu!) 

- Das ist nicht neu. Ich hoffe, daß ich ihr damit nicht 
in Ihrem Sinne geschadet habe. 

Sie höhlen das Solidarprinzip nach meiner Mei-
nung systematisch aus, erzeugen wachsende soziale 
Ungerechtigkeit und steuern geradewegs auf eine 
Medizin nach Maßgabe des Geldbeutels zu, wir wer-
den das ja erleben. Nicht nur die mehr oder weniger 
undurchdachten und oft mit heißer Nadel gestrickten 
Einzelregelungen der 3. Stufe der Gesundheitsreform 
sind also das eigentliche Problem, sondern Geist und 
Grundrichtung dieser sogenannten Reformgesetze 
insgesamt. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne-
ten der SPD - Zuruf des Abg. Wolfgang 

Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/CSU]) 

- Herr Lohmann, sich als Privatpatient mit Menschen 
zu vergleichen, die in einer gesetzlichen Krankenver-
sicherung sind - - 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Wo habe ich denn das getan?) 

- Nein, Sie haben nur gesagt, Sie könnten darüber 
kompetent reden. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Weil ich Schmerzen habe im Mo

-

ment!)  

- Ja, das ist klar; das ist etwas, was Privatpatienten 
und GKV-Patienten gemeinsam haben können. Das 
ist wahr: Gegen Schmerzen hilft auch keine Kosten-
ermäßigung. 

Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der PDS - Wolfgang Zöller 
[CDU/CSU]: Sie werden lachen: Ich bin 
Kassenpatient! - Jürgen W. Möllemann 
[F.D.P.]: Fuchs, dich hat die Gans gestohlen! 

- Gegenruf von der SPD: Das ist blöd!) 
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Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Herr Minister Seehofer. 

Horst Seehofer, Bundesminister für Gesundheit: 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Ich 
möchte drei Bemerkungen machen. 

Die erste: Wir haben in den letzten neun Jahren 
drei große Gesundheitsreformen erlebt. 

(Zuruf von der SPD: „Reformen"? Ja?) 

Bei allen drei Gesundheitsreformen gab es anschlie-
ßend beim Vollzug die hauptsächlichen rechtlichen 
Auseinandersetzungen im Bereich der Zahnheil-
kunde. Das war so 1989/90, 1992/93 so, und das ist 
jetzt, 1997/98, wieder so. Es ist schon erstaunlich, daß 
bei jeder dieser Reformen ausgerechnet im gleichen 
fachlichen Bereich, nämlich der Zahnheilkunde, über 
die Auslegung der vom Parlament beschlossenen 
Gesetze die heftigsten Auseinandersetzungen statt-
finden. 

Zweitens. Auch bei dieser Gesundheitsreform gibt 
es wiederum im Bereich der Zahnheilkunde Ausle-
gungsprobleme. Das bezieht sich auf die Honorarbin-
dung bei keramisch verblendeten Kronen und Brük-
ken und auf die Frage der kostenfreien Erstellung 
eines Heil- und Kostenplanes. Ich bin überrascht, 
daß es diese Auslegungsprobleme gibt. Denn klarer 
als für diese Felder kann man gesetzliche Bestim-
mungen kaum noch formulieren. Oder bietet die 
deutsche Sprache eine bessere Möglichkeit, als in 
ein Gesetz zu schreiben, daß der Heil- und Kosten-
plan kostenfrei zu erstellen ist, und in die Begrün-
dung eines Gesetzes zu schreiben, daß der Heil- und 
Kostenplan auch dann kostenfrei zu erstellen ist, 
wenn die Behandlung nicht durch den Zahnarzt, der 
den Heil- und Kostenplan erstellt hat, erfolgt? 

Gleichwohl hat - das war der Grund meines Vorge-
hens - die Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung 
am 29. Januar 1998 eine Patienteninformation ver-
schickt, die diese Rechtslage nicht korrekt wieder-
gibt. Deshalb haben wir am 20. März 1998 nach ver-
schiedenen informellen Gesprächen zwischen Mini-
sterium, Koalition und Zahnärzten ein aufsichtsrecht-
liches Beratungsgespräch durchgeführt. Dieses auf-
sichtsrechtliche Beratungsgespräch bezog sich nicht 
auf irgendwelche Meldungen von Kassen, sondern 
auf diese Patienteninformation vom Januar 1998, die 
die Rechtsgrundlage nicht korrekt wiedergegeben 
hat. 

Der Grund: Die Kassenzahnärztliche Bundesverei-
nigung steht unter meiner Rechtsaufsicht. Es ent-
spricht meiner Verpflichtung, wenn eine Körper-
schaft des öffentlichen Rechts eine aus meiner Sicht 
falsche, nicht korrekte Patienteninformation versen-
det, darauf hinzuwirken, daß diese nicht korrekte In-
formation unterbleibt und korrigiert wird. Es ent-
spricht auch einer Grundregel der aufsichtsrechtli-
chen Tätigkeit, daß man nicht sofort mit Aufsichtsan-
ordnungen arbeitet, sondern zunächst miteinander 
spricht; das nennen die Fachleute aufsichtsrechtli-
ches Beratungsgespräch. 

Bei dem Gespräch am 20. März wurde folgendes 
Vorgehen vereinbart - nicht das Vorgehen, das heute 
schon wieder fälschlicherweise in der Öffentlichkeit 
behauptet wird -, das wir der Kassenzahnärztlichen 
Bundesvereinigung am 24. März bestätigt haben: 

Erstens. Das Bundesministerium für Gesundheit er-
läutert nochmals die rechtlich strittigen Punkte und 
legt seine Auffassung dar. 

Zweitens. Die Vorsitzenden des Vorstandes der 
KZBV sind - vorbehaltlich der kurzfristig einzuholen-
den Zustimmung des Vorstandes - bereit, diese 
Rechtsauffassung des Bundesministeriums ein-
schließlich ihrer Begründung den Vertragszahnärz-
ten in gleicher Weise wie in dem Schreiben der 
KZBV vom 29. Januar 1998 unverzüglich mitzuteilen. 

Drittens. Die KZBV - so war die Vereinbarung - 
wird auch bei der zukünftigen Information Dritter 
diese Rechtsauffassung des Bundesministeriums für 
Gesundheit einschließlich ihrer Begründung umfas-
send darlegen. 

Meine Damen und Herren, das war das Ergebnis 
des aufsichtsrechtlichen Beratungsgespräches. Nun 
liegt es in der Natur der Sache, daß man einige Wo-
chen beobachtet, ob sich die Zahnärzte in der Bun-
desrepublik Deutschland in ihrer Mehrheit an diese 
Rechtsauffassung, die ihnen nach diesem Beratungs-
gespräch noch einmal mitgeteilt worden ist, halten 
oder nicht. Dann hat eine Bewe rtung stattzufinden. 

Dritte und letzte Bemerkung: Es wird gelegentlich 
angeführt, man müsse aus wi rtschaftlichen Gründen 
eine höhere Gebühr abrechnen, als im Gesetz er-
laubt, weil anders die zahnärztliche Leistung nicht 
wirtschaftlich und kostendeckend zu erbringen sei. 
Deshalb möchte ich einmal darauf hinweisen, daß 
zwischen 1993 und 1997, also in fünf Jahren, die Aus-
gaben für die zahnärztliche Behandlung und den 
Zahnersatz in der Bundesrepublik Deutschland je 
Mitglied um über 22 Prozent gestiegen sind. Die Aus-
gaben für Zahnersatz sind in diesen fünf Jahren je 
Mitglied um sage und schreibe 36,8 Prozent gestie-
gen. In der gleichen Zeit -1993 bis 1997 - sind die 
Löhne in der Bundesrepublik Deutschland um 
6,6 Prozent gestiegen. Deshalb komme ich zu dem 
Ergebnis, daß das Argument, man könne aus wirt-
schaftlichen Gründen nur so abrechnen, wie es da 
und dort  offensichtlich geschieht, wohl nicht zutref-
fen kann. 

Ich werde als für die Aufsicht über die KZBV ver-
antwortlicher Minister in den nächsten Wochen - das 
wird mein Haus machen - das tatsächliche Abrech-
nungsverhalten sorgfältig, fundie rt  und seriös erhe-
ben. Am Schluß dieser Erhebung stehen die Bewer-
tung und möglicherweise neue Entscheidungen. 

Ich wünsche mir - das ist mein Appell an die Mehr-
heit der Zahnärzte -, daß sie sich an das Recht halten, 
so wie es das Bundesministerium für Gesundheit 
sieht. Aber ich möchte hier auch sehr deutlich sagen: 
Wenn das die Mehrheit der Zahnärzte nicht tun 
sollte, bin ich verpflichtet, im Interesse des Patienten-
schutzes zu reagieren. Ich wünsche mir das nicht, 
aber, meine Damen und Herren, es würde meiner 
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Verantwortung entsprechen, daß ich dann handeln 
müßte. 

Ich stehe sehr zu der Grundentscheidung der letz-
ten Gesundheitsreform, Eigenverantwortung und 
Deregulierung in den Sozialversicherungssystemen 
endlich durchzusetzen, weil ich glaube, daß dies die 
erste Voraussetzung dafür ist, daß wir die hohe Lei-
stungsfähigkeit unserer Gesundheitssysteme erhal-
ten können. Aber, meine Damen und Herren, bei al-
ler Eigenverantwortung und Deregulierung müssen 
wir auch den Patientenschutz ausreichend beachten, 
und darauf lege ich Wert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Abgeordnete Regina Schmidt-Zadel. 

Regina Schmidt-Zadel (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Es herrscht ja landläufig 
die Meinung, es gebe nichts Schlimmeres als einen 
Zahnarztbesuch. Herr Lohmann, Sie werden das be-
stätigen. Aber bei uns - Sie werden auch das verste-
hen - herrscht zusätzlich die Meinung, es sei fast 
ebenso schlimm, sich mit Ihrer verfehlten Gesund-
heitspolitik zu beschäftigen, Herr Minister. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Nein, das ist eine wunderbare 

Sache!) 

Wenn Sie sich hier hinstellen, klagen und sagen, daß 
alles so schlimm ist, dann frage ich Sie: Warum tun 
Sie nichts? 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Er hat doch gesagt, 
was er getan  hat!)  

Sie haben doch den Ruf, ein Mann des Handelns zu 
sein. Hier scheinen Sie ein Mann des Nichthandelns 
zu sein. Der bayerische Löwe, als der Sie sich ja 
gerne bezeichnen lassen, ist zahnlos, Herr Minister. 

Bei dem Thema dieser Aktuellen Stunde - über-
höhte Zahnarzthonorare - kommt beides zusammen: 
Nachdem die Versicherten in den letzten Wochen 
diese doppelte Dosis des Schreckens über sich haben 
ergehen lassen müssen, ist es an der Zeit, daß wir 
dies heute auch politisch bewerten. Aus gutem 
Grund: Diese unselige Kombination aus unsolidari-
scher Gesundheitspolitik dieser Regierungskoalition 
und dem dreisten Gewinnstreben - ich will hier nicht 
ganze Berufsstände verunglimpfen - 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aber Sie tun es 
trotzdem!) 

mancher schwarzer Schafe unter den Zahnärzten 
macht die ganze Fragwürdigkeit Ihrer angeblichen 
Reformen der letzten Jahre deutlich. 

(Jürgen W. Möllemann [F.D.P.]: Manchmal 
frage ich mich, was schlimmer ist: ein rotes 

oder ein schwarzes Schaf!) 

Nach dem Desaster bei der Einziehung des Notopfers 
und nach Ihrer wahltaktischen Notbremse bei der ur-
sprünglich geplanten Koppelung von Zuzahlung und 
Beitragssatz sind auch der Streit mit den Zahnärzten 

und die Ministerdrohung, das Gesetz wieder zu än-
dern, nur ein weiteres Symbol für das völlige Schei-
tern Ihrer Gesundheitspolitik. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Herr Minister und vor allem liebe Kolleginnen und 
Kollegen von der F.D.P., es war doch ein erklärtes 
Ziel Ihrer Gesundheitspolitik, die bewäh rte solidari-
sche Krankenversicherung 

(Jürgen W. Möllemann [F.D.P.]: Was ist 
schlimmer, ein weißes oder ein rotes Schaf?) 

mit ihrem Sachleistungsprinzip als Kernbestandteil 
Schritt für Schritt auszuhöhlen und zu entsolidarisie-
ren. Ihre Gesundheitspolitik steht unter dem Motto: 
weg von der solidarisch finanzierten Sozialversiche-
rung, hin zur rein privaten Absicherung des Krank-
heitsrisikos - und am liebsten auch noch ohne Arbeit-
geberanteil an den Beiträgen. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Ich komme mir vor wie bei Guildo 

Horn!)  

Für diese Politik haben Sie gerade die Zahnarztpra-
xen zu einer Spielwiese für Ihre Privatisierungsexpe-
rimente auserkoren. 

(Jürgen W. Möllemann [F.D.P.]: „Piep, piep, 
piep, ich hab dich lieb! ") 

Bei den Versicherten ab Geburtsjahrgang 1979 ha-
ben Sie Ihre Pläne ja auch schon weitgehend realisie-
ren können; bei denen ist der Zahnersatz ja lebens-
lang keine Kassenleistung mehr. 

(Jürgen W. Möllemann [F.D.P.]: „Piep, piep, 
piep, ich hab euch lieb! ") 

Bei den vor 1979 Geborenen haben Sie mit der Ein-
führung von Kostenerstattung und Festzuschüssen 
zumindest schon den ersten Schritt getan - frei nach 
dem Motto: Gewöhnt euch schon mal daran, Rech-
nungen zu bekommen und in die Vorkasse zu gehen! 

Die Koalition, meine Damen und Herren, hat dies 
so gewollt. Sie hätten wissen müssen, daß einige 
Zahnärzte die Gunst der Stunde nutzen und die Ver-
sicherten regelrecht abzocken werden. Herr Minister, 
ich kann Ihre Krokodilstränen und Ihre Empörung 
über die Zahnärzte nicht verstehen. Wenn abgezockt 
wird, dann haben Sie doch in jedem Fall Beihilfe 
dazu geleistet. 

(Beifall bei der SPD) 

Die SPD hat Sie eindringlich vor Ihrem Kurs in die 
Privatisierung der gesetzlichen Krankenversicherung 
gewarnt. Wir Sozialdemokraten haben immer gesagt: 
Ihre Politik ist der Weg in die Beutelschneiderei und 
in die Zweiklassenmedizin. Jeder Patient, der in den 
letzten Tagen seine Zahnarztrechnung bekommen 
hat, kann das verstehen und weiß, worum es geht. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wissen Sie, 
wovon Sie reden?) 
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- Ich weiß das sehr gut. Ich habe mich sehr genau 
damit beschäftigt. Wir kennen uns lange genug. 

(Jürgen W. Möllemann [F.D.P.]: Wie sollen 
wir denn das verstehen?) 

Wir werden den Sündenfall der Kostenerstattung 
korrigieren. Elemente der privaten Krankenversiche-
rung haben in der GKV nichts zu suchen. Nur das 
Sachleistungsprinzip garantiert, daß alle Versicher-
ten auch die Leistungen erhalten, die sie benötigen, 
und zwar unabhängig davon, ob sie sich die teure 
Vorkasse leisten können, und auch unabhängig da-
von, ob sie die Tricks gerissener Funktionäre durch-
schauen können. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Meine Damen und Herren, eine Politik des Abkas-
sierens wird es mit uns nicht geben. Wir werden 
diese Dinge ändern; das verspreche ich Ihnen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und der PDS sowie bei 
Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Als nächster hat 
das Wort  der Abgeordnete Ulf Fink. 

Ulf Fink (CDU/CSU): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die Abgeordnete Frau 
Schmidt-Zadel hat erneut den Versuch unternom-
men, die erfolgreiche Gesundheitspolitik dieser Bun-
desregierung in Mißkredit zu bringen. Das ist ihr 
auch diesmal nicht gelungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Der Bundesgesundheitsminister hat, wie ich finde, 
sehr überzeugend dargelegt, wie er auch in diesem 
Fall tatkräftig verfährt. Sie probieren noch einmal, 
daran herumzukritisieren. Es wird Ihnen aber auch 
in diesem Fall nicht gelingen. 

Die Grundentscheidung, daß wir von dem prozen-
tualen Zuschuß beim Zahnersatz weg- und zum Fest-
zuschuß übergegangen sind, hätte doch auch von 
Ihnen belobigt und anerkannt werden müssen; denn 
es war doch nicht in Ordnung, daß derjenige, der 
den teuersten Zahnersatz genommen hat, das meiste 
Geld von der Solidargemeinschaft bekommen hat, 
und derjenige, der sich vernünftig verhalten hat, der 
versucht hat, die Solidargemeinschaft zu schonen, in 
dem er nicht den teuersten Zahnersatz genommen 
hat, von den Kassen am wenigsten bekommen hat. 
Insofern war es doch ein richtiger Schritt, das zu ma-
chen. Wenn Sie das zurücknehmen wollen, dann 
wäre das eigentlich gegen alles, was Sie als Grund-
satz immer vorgetragen haben. 

Zu Frau Knoche nur folgendes: Sie haben gesagt, 
Sie glauben, daß man künftig die Patienten und ihren 
Geldbeutel am Zustand ihres Gebisses erkennen 
könne. Frau Knoche, Sie stellen diese Behauptung 
immer wieder auf. Das Gegenteil aber ist richtig: Wir 
haben durchgesetzt, daß diejenigen, die unter die 
Härtefallregelung fallen - das sind die Menschen mit  

kleinem Einkommen, denen Sie sich verpflichtet füh-
len -, überhaupt nichts dazuzahlen, weil sie den 
zweifachen Festzuschuß bekommen. Bei ihnen ist 
auch für alle Zukunft die Honorarbindung gegeben. 
Das heißt: Gerade die Ärmsten haben nach dieser 
Gesundheitsreform die besten Bedingungen. Das 
sollten Sie doch anerkennen, Frau Knoche. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Ich möchte noch ein Wort  dazu sagen, wie sich die 
Zahnärzte in diesem Zusammenhang verhalten. Ich 
verstehe die Standesvertretungen der Zahnärzte 
eigentlich nicht. Das hat, so finde ich, besonders gut 
Herr Stüwe von der „Frankfu rter Allgemeinen Zei-
tung" heute in einem Kommentar auf den Punkt ge-
bracht. Unter der Überschrift „Verbohrt" - das paßt 
sehr gut zu diesem Thema, deswegen ist das auch 
die Überschrift - schreibt er - ich zitiere -: 

Allem Anschein nach haben sich die Zahnärzte 
verbohrt. Noch vor kurzem lobten sie den Über-
gang von der Sachleistung zur Behandlung auf 
Rechnung beim Zahnersatz als ersten Schritt zu 
mehr Freiheit. Auch viele Patienten möchten 
gern schwarz auf weiß sehen, was denn ihr Dok-
tor abrechnet. Gerade weil Krankenkassen, SPD 
und Grüne das Projekt bekämpfen, mußten die 
Zahnärzte daran interessie rt  sein, die Neurege-
lung geräuschlos anzuwenden. Das Gegenteil 
wurde getan. 

Ich finde, man sollte im Bereich der Zahnärzte noch 
einmal über den Gesamtzusammenhang nachden-
ken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Abgeordnete Gudrun Schaich-Walch. 

Gudrun Schaich-Walch (SPD): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Herr Ulf Fink, ich glaube 
Ihnen, daß es eine erfolgreiche Gesundheitspolitik 
ist. Es fragt sich bloß, für wen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Für eine Truppe ganz sicher: für die Zahnärzte; denn 
ihre Einkommen haben sich schon wieder deutlich 
verbessert. 

(Regina Schmidt-Zadel [SPD]: Dafür hat 
sich Herr Möllemann eingesetzt!) 

Es gab einmal einen Stillstand; jetzt haben sie sich 
verbessert. 

Herr Minister, Sie haben uns gerade gesagt, daß es 
eine Rechtsberatung gegeben habe. Nach dieser 
Rechtsberatung gab es eine schriftliche Mitteilung 
an die Zahnärzteorganisationen, die sich, nachdem 
sie am 24. März noch einmal eine schriftliche Bera-
tung bekommen haben, am 26. März gegenüber 
ihren Mitgliedern dahin gehend geäußert haben, daß 
sie die Beratung erhalten hätten, daß auf die Rechts-
auffassung des BMG und der Krankenkassen hinge-
wiesen sei und daß sowohl die KZBV als auch das 
Bundesgesundheitsministerium ihre Rechtsauffas- 
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sung aufrechterhielten. Herr Minister, ich frage Sie 
ganz ernsthaft, warum Sie nach einem solchen B rief 
noch sechs Wochen brauchen, um etwas zu tun. 

(Beifall bei der SPD) 

Das, was die Zahnärzte do rt  abgeliefert haben, ist 
im Prinzip eine Kampfansage: nicht nur an die Regie-
rung, sondern auch an das Parlament, an den Gesetz-
geber. 

(Zustimmung bei der SPD - Jürgen W. Möl

-

lemann [F.D.P.]: Das stimmt nicht!) 

Es ist zugleich eine Kampfansage an das Po rte-
monnaie der Patientinnen und Patienten. 

Sie haben mit Hilfe der Koalition diesen Spielraum 
für die Gesetzesinterpretation geschaffen. Ich stimme 
Ihnen zu, daß das beim Heil- und Kostenplan nicht 
der Fall ist. Aber Sie haben sehr wohl gewußt, daß 
private Elemente in der gesetzlichen Krankenver-
sicherung zu den entsprechenden Begehrlichkeiten 
auf seiten der Leistungserbringer führen werden. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Natürlich sind die Zahnärzte keine besseren Men-
schen als andere Menschen. Wenn man ihnen die 
Möglichkeit gibt, dann ergreifen sie sie. Jetzt seien 
Sie im Prinzip entsetzt, sagen Sie. 

(Wolfgang Lohmann [Lüdenscheid] [CDU/ 
CSU]: Nein!) 

Dabei haben Sie genau gewußt - das haben Sie uns 
vorhin auch gesagt -, mit welcher besonderen Klien-
tel verfaßter Ärzteschaft Sie es do rt  zu tun haben. Sie 
haben genau gewußt, welche Standesorganisation es 
ist. Sie haben gewußt, daß sie auf nichts anderes als 
auf diese Privatisierungsmöglichkeit gewartet hat. 
Sie haben auch gewußt, daß Privatisierung im Ge-
sundheitswesen nie dazu führt, daß die Leistung ver-
bessert wird. Das einzige, was passiert, ist, daß die 
Leistung verteuert wird. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Diese Kosten werden auf die Patientinnen und Pa-
tienten abgewälzt. 

Lassen Sie mich Ihnen jetzt sagen, was das bei 
einer keramikverblendeten Einzelkrone heißt. Bisher 
betrug der Versichertenanteil 300,60 DM. Jetzt be-
trägt er beim 1,7fachen 410 DM und beim 2,3fachen 
514 DM. 

Nun komme ich zu den Härtefällen, Herr Fink, de-
nen es nach Ihrer Auffassung angeblich so gut geht. 
In allen Abrechnungsfragen zahlen die Härtefälle. 
Sie haben bisher nichts bezahlt. Jetzt zahlen sie trotz 
eines doppelten Festkostenzuschusses für die Krone 
110 DM. Weil ihnen Ihrer Auffassung nach ohnehin 
nur eine Billigversion zusteht, zahlen sie für diese im-
mer noch 26,48 DM. Bei einem etwas umfassenderen 
Zahnersatz zahlt der Härtefall für die billigste Va-
riante 957,77 DM. Das ist von Ihrer Härtefallregelung 
übriggeblieben, weil Sie versäumt haben, in das Ge-
setz hineinzuschreiben, daß der doppelte Festkosten

-

zuschuß die Grenze dessen darstellt, was mit Patien-
ten abgerechnet werden darf. 

Schauen Sie doch einfach einmal hin, sehen Sie 
doch einmal, wo Fehler sind! Wir haben Ihnen ge-
sagt, daß Sie das zu schnell machen und daß es dann 
Fehler und Pannen gibt. Haben Sie doch den Mumm, 
die Pannen zu reparieren! Wir werden dies späte-
stens nach dem 27. September für Sie tun. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Wolfgang Zöller. 

Wolfgang Zöller (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte 
versuchen, die Diskussion über das Abrechnungsver-
halten der Zahnärzte auf Grund der Festzuschußre-
gelung bei Zahnersatz etwas zu versachlichen. 

(Regina Schmidt-Zadel [SPD]: Ach!) 

- Ja, es wäre vielleicht ganz gut, wenn Sie wenig-
stens versuchen würden, zuzuhören. 

(Regina Schmidt-Zadel [SPD]: Wir hören 
immer zu!) 

Mit Beschluß des Landgerichtes Dortmund wurde 
einer Krankenkasse auf Antrag eines Zahnarztes un-
tersagt, dessen Patienten gegenüber in einem Form-
schreiben die Behauptung zu erheben, durch das 
Sozialgesetzbuch V sei „eindeutig geregelt, daß alle 
Kronen und Brückenglieder zur vertragszahnärztli-
chen Versorgung gehören", und der Zahnarzt sei 
deshalb verpflichtet, in diesen Fällen entsprechend 
der im Gesetz vorgesehenen Honorarbegrenzung auf 
das 1,7fache des Abrechnungsbetrages nach der Ge-
bührenordnung für Zahnärzte zu planen und abzu-
rechnen. 

Ich darf aus der Begründung zitieren: 

Die Antragsgegnerin 

- in diesem Fall die Kasse - 

überschreitet aber ihr Recht zur freien Meinungs-
äußerung, indem sie gegenüber Patienten des 
Antragstellers die im Tenor wiedergegebene 
Rechtsauffassung als eindeutige gesetzliche Re-
gelung hinstellt. Der Gesetzeswortlaut ist für die 
Streitfrage der Parteien nicht eindeutig. 

Fachgerichtliche Entscheidungen zur Auslegung 
der hier maßgebenden seit dem 1. Januar 1998 
geltenden geänderten Vorschriften des Sozialge-
setzbuches sind - soweit ersichtlich - noch nicht 
ergangen. 

Für mich ist deshalb ganz eindeutig, daß es hier 
nicht um eine Böswilligkeit von Zahnärzten, sondern 
schlicht und ergreifend einfach um unterschiedliche 
Rechtsauffassungen geht. Dies ist in einem Rechts-
staat möglich und sollte deshalb alsbald mit rechts-
staatlichen Mitteln gelöst bzw. klargestellt werden. 

(Jürgen W. Möllemann [F.D.P.]: So ist es!) 
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Aus diesem Grunde ist es für mich auch nicht 
nachvollziehbar und völlig unverständlich, wenn 
Kassenvertreter und heute auch Vertreter der Oppo-
sition von Abzockern reden. Ich frage mich: Mit wel-
chen Zahnärzten verkehren Sie eigentlich? Ich bin 
Kassenpatient. Sie können mir jetzt nicht mit dem Ar-
gument des freiwillig Privatversicherten kommen. 

(Regina Schmidt-Zadel [SPD]: Fragen Sie 
mal die Patienten!) 

Ich kann Ihnen versichern, daß die Zahnärzte, die ich 
persönlich kenne und durch meine vielen Gespräche 
kennengelernt habe, vertrauenswürdig sind. Ich 
weise den Vorwurf Abzocker auch im Interesse einer 
fairen Streitkultur, die wir in diesem Hause pflegen 
sollten, ganz bewußt zurück. 

Ich kann diese Aussagen nur als eine Kampagne 
gegen das Festzuschußsystem ausmachen. Ich stehe 
nach wie vor zu diesem neuen Festzuschußsystem, 
da es bei sinnvoller Umsetzung durch die Selbstver-
waltungen der Kassen und der Zahnärzte sozial ge-
rechter ist und den Versicherten mehr Wahlfreiheit 
und Kostentransparenz garantiert. Im übrigen habe 
ich großes Vertrauen, daß die Zahnärzte vor Ort ihren 
Patienten mit Rat und Tat zur Seite stehen. 

(Regina Schmidt-Zadel [SPD]: Manche! Die 
Funktionäre nicht!) 

Vergessen wir bitte nicht: Ärztliche Behandlung ist 
Vertrauenssache. Wir sollten in Deutschland nicht 
noch mehr kaputtreden. Niemand sollte sich von 
überzogenen Pressemeldungen verunsichern lassen. 
Kehren wir gemeinsam wieder zur Sachlichkeit zu-
rück! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Jürgen W. Möllemann [F.D.P.]: Bravo! Das 
war sehr gut! - Regina Schmidt-Zadel 
[SPD]: Das hat doch der Minister gesagt! - 
Dr.  Ruth Fuchs [PDS]: Zwischen dem Herrn 
Minister und Ihnen hätte es eine bessere 

Absprache geben müssen!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Pfaff. 

Dr. Martin Pfaff  (SPD): Frau Präsidentin! Liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Handelt es sich wirklich nur 
um ein Problem des Vollzugs, wie Herr Bundesmi-
nister Seehofer behauptet? Ist es wirklich wahr, wie 
Herr Lohmann sagt, daß es sich hier nur um Aussa-
gen eines einzelnen Funktionärs handelt? Ist wahr, 
was Herr Möllemann behauptet, es gehe hier um 
Vermutungen, Behauptungen und Unterstellungen? 

(Jürgen W. Möllemann [F.D.P.]: So ist es!) 

Nein, die Situation ist leider sehr viel alarmieren-
der. Es geht nämlich nicht nur um die Auswertung 
durch die Ersatzkassen in Nordrhein, bei der sich 
herausgestellt hat, daß jeder zweite Heil- und Ko-
stenplan eine nicht korrekte Auslegung dieses Ge-
setzes impliziert. Ich kann auf Auswertungen der 
AOK verweisen, die zeigen, daß beispielsweise in 
Baden-Württemberg, in Hessen, in Sachsen, in Sach

-

sen-Anhalt und in Schleswig-Holstein die Versor-
gung mit Metall-Keramik-Verblendungen in mehr 
als 50 Prozent der Fälle zu unkorrekten Abrechnun-
gen geführt hat und daß bei der Aufstellung der Ko-
stenpläne jeder fünfte Kostenplan in Baden-Würt-
temberg, in Hessen, in Rheinland-Pfalz und Schles-
wig-Holstein fälschlicherweise in Rechnung gestellt 
wurde. 

(Jürgen W. Möllemann [F.D.P.]: Sie haben 
dem Kollegen Zöller nicht zugehört oder 
ihn nicht verstanden, was schlimmer wäre!) 

- Ich bin sehr beeindruckt, Herr Kollege Möllemann, 
daß Sie sich zumuten, mir etwas im Bereich der Ge-
sundheitspolitik erklären zu wollen. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Entschuldigung, da kann ich nur herzlich lachen. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Er ist 
noch in seiner Lehrlingsphase! Er schult 

gerade um!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ist es wirklich nur 
eine bewußte Mißachtung des Gesetzes durch die 
KZBV? - Ein bißchen ja. Oder geht es auch um hand-
werkliche Fehler in diesem Gesetz? Ich behaupte: Ja, 
es sind handwerkliche Fehler, zwar nicht, Herr Bun-
desminister, wenn es um den Heil- und Kostenplan 
geht - da ist das Gesetz eindeutig -, aber in vielen 
anderen Bereichen. Mir fehlt die Zeit. Sie könnten 
mir natürlich den Gefallen tun, Fragen zu stellen. 
Dann könnte ich in die Details gehen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Das geht nicht!) 

Dort  sind eindeutig handwerkliche Fehler passiert. 

Das Problematischste dabei ist - damit komme ich 
zu Herrn Kollegen Zöller -: Es geht hier nicht um Ver-
trauen in einzelne Menschen. Es geht um die Qua-
lität der Gesetzgebung, um die Anreize, die das 
2. NOG den Zahnärzten gegeben hat. Wir haben es 
Ihnen gesagt. Die internationale Erfahrung zeigt im-
mer wieder, daß dies in allen Ländern, in denen man 
diesen Weg gegangen ist, als Freibrief zur Auswei-
tung der Inrechnungstellung betrachtet wird, 

(Beifall der Abg. Dr. Ruth Fuchs [PDS]) 

daß Festzuschüsse und Kostenerstattung am Ende 
als eine Form der variablen Zuzahlung mißbraucht 
werden. Das ist das Dilemma. Sie können nicht sa-
gen, daß Sie das nicht gewußt haben. Wir haben das 
mehrfach gesagt. 

Jetzt kommt es noch viel schlimmer: Die KZBV 
fühlt sich wie ein Staat im Staate. Sie stellt ihre 
Rechtsauffassung neben Ihre und fühlt sich nicht be-
müßigt, Ihre Signale aufzugreifen. Die herablassende 
Art , wie sie dann kommentiert, daß sie bis zur Grenze 
der Selbstverleugnung in ihrer Behandlung des Bun-
desministers und des Gesetzes gegangen ist, finde 
ich eine Verhöhnung nicht nur der Exekutive. Das 
geht uns alle hier an. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 
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Herr Bundesminister, wir haben das vorhergesagt. Es 
kam, wie es kommen mußte. 

Die Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung muß 
in die Verantwortung gezogen werden für das, was 
sie im Augenblick tut. Es ist höchste Zeit, daß Sie 
handeln. 

Auch Sie, Herr Bundesminister, müssen die Ver-
antwortung dafür übernehmen, 

(Regina Schmidt-Zadel [SPD]: Er muß 
Zähne zeigen!) 

daß Sie das Erfahrungswissen aus dem internationa-
len Bereich, aber auch bei uns nicht beachtet haben. 
Systeme der Kostenerstattung sind weniger kosten-
effektiv und weniger verteilungsgerecht. 

(Klaus Kirschner [SPD]: Sehr wahr!) 

Der Weg der Privatisierung führt nicht einmal zu 
niedrigen Lohnnebenkosten. Er führt dazu, daß der 
Gesamtkostenrahmen in der Gesellschaft wächst. 
Wann wird diese Lektion endlich begriffen werden? 

(Beifall bei der SPD - Jürgen W. Möllemann 
[F.D.P.]: Das ist einfach Unsinn!) 

- Aber, Herr Möllemann. 

(Jürgen W. Möllemann [F.D.P.]: Das ist 
Unsinn, Herr Kollege! Das wissen Sie doch! 
Sie reden wider besseres Wissen! - Zuruf 
von der F.D.P.: Das ist Ideologie! - Jürgen 
W. Möllemann [F.D.P.]: Das ist Ideologie, 

schiere sozialistische Ideologie!) 

- Herr Möllemann, ich will mich nicht dazu äußern. 

Herr Bundesminister Seehofer, daß Herr Mölle-
mann das nicht weiß, kann ich ja noch akzeptieren. 
Aber von Ihnen erwarte ich, daß Sie die Botschaften, 
die mehrfach in diesem Hause gebracht wurden, be-
greifen und daß Sie merken, daß die Geister, die Sie 
damals riefen, als Sie den Weg der solidarischen 
Krankenversicherung verlassen haben, Sie immer 
wieder besuchen werden. Die gespenstische Diskus-
sion im Augenblick ist ein Zeichen. Das Philippi, das 
Ihnen angekündigt wurde, ist jetzt unmittelbar vor 
der Tür. Es hat ein Datum: 27. September 1998. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS - Jürgen W. Möllemann 
[F.D.P.]: Das einzige Problem ist, daß Herr 
Geißler gerufen hat, und Sie sind gekom

-

men!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Herr Kollege Wodarg. 

Dr. Wolfgang Wodarg (SPD): Frau Präsidentin! 
Liebe Abgeordnete! Lieber Martin, ich glaube, Du 
hast es sehr nett mit Herrn Möllemann gemeint. Ich 
glaube nicht, daß er Fehler gemacht hat. Er hat das 
absichtlich gemacht. 

Der Zweite Vorsitzende der Kassenzahnärztlichen 
Bundesvereinigung hat in einem Interview am 15. Ja-
nuar dieses Jahres in der „Stuttgarter Zeitung" sein 

Verständnis von Marktwirtschaft deutlich gemacht. 
Er sagte nämlich wörtlich: Früher lagen Patienten 
und Zahnärzte doch in der Hängematte der anony-
men Sachleistungen. Dieses Freibiersystem habe die 
Leute korrumpiert. 

(Jürgen W. Möllemann [F.D.P.]: Stimmt!) 

„Solange es nichts kostet, wird gesoffen", hat er ge-
sagt. 

(Jürgen W. Möllemann [F.D.P.]: So ist es ja 
auch!) 

- Herr Möllemann bestätigt das. Genau in diesem 
Geist haben die F.D.P. und später auch der CSU-Ge-
sundheitsminister argumentiert und gehandelt. 

Die von den Regierungsfraktionen auf Drängen 
der F.D.P. durchgesetzte Zerschlagung des Sachlei-
stungsprinzips im Zahnärztebereich zeigt jetzt näm-
lich ihre verheerende Wirkung: Ärztliches Denken 
wird immer stärker durch kaufmännisches Handeln 
und marktgerechtes Agieren verzerrt und überlagert. 
Hierüber klagen nicht nur die Patienten, sondern 
auch viele Zahnärzte empfinden diese Entwicklung 
als entwürdigend und für die Arzt-Patienten-Bezie-
hung belastend. 

Aber jetzt, wo es seit dem 1. Januar Festbeträge 
pro Leistungsfall gibt, ein Streit um die Kosten erst 
einmal zwischen Zahnarzt und Patient direkt ausge-
tragen wird und die Kassen nur noch indirekt in die 
auftretenden Konflikte involvie rt  sind, zahlen die 
Kassen den festgelegten Satz, und alles weitere, was 
zwischen Zahnarzt und Patient ausgehandelt wurde, 
geht zu Lasten des Patienten. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Es kann auch 
billiger werden!) 

Hier übernimmt nicht mehr die GKV die Interes-
senvertretung für die Patienten, sondern gegebenen-
falls dessen Rechtsschutzversicherung, wenn er denn 
eine hat. Bisher hatten die Kassen in jedem einzelnen 
Fall ein Interesse daran, daß die Behandlung des Pa-
tienten kostengünstig war, daß sie sachgerecht er-
folgte. Jetzt beschränkt sich das Interesse der Kran-
kenkassen darauf, ob der Festbetrag gerechtfertigt 
war. Für den Rest steht der Patient auf Grund Ihrer 
Gestzgebung jetzt alleine da. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Der Patient 
geht zum Arzt und nicht zum Gangster! - 
Jürgen W. Möllemann [F.D.P.]: Er ist ein 

mündiger Bürger!) 

Der Patient sei ja schließlich Kunde, sagen Sie. Das 
sagt auch die Kassenzahnärztliche Vereinigung. 
Mündiger Bürger - dieser Patient hat Zahnschmer-
zen. Dieser Patient soll mit seinen Zahnschmerzen 
Preise vergleichen, er soll Leistungen vergleichen. 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, erinnern Sie sich an 
Ihre letzten Zahnschmerzen? Sie haben gesagt, Herr 
Lohmann, Sie tun das noch. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: Aber die 
akute Behandlung bleibt doch Sachlei

-

stung!)  
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Manchmal ist es möglich, und manchmal reicht die 
Zeit auszuwählen. Manchmal kann man so etwas 
planen. In den meisten Fällen ist es so, daß die Men-
schen Beschwerden haben. 

(Jürgen W. Möllemann [F.D.P.]: Es gibt hier 
Reden, die sind offenbar mit Kopfschmerzen 

geschrieben worden!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, ich bitte doch, sich mit den Zwi-
schenrufen jetzt etwas mehr zurückzuhalten. Ich 
wußte gar nicht, daß man mit so wenig Abgeordne-
ten so viel Lärm machen kann. 

Dr. Wolfgang Wodarg (SPD): Ich kann Ihrem Kore-
ferat, Herr Lohmann, gar nicht zuhören, weil ich sel-
ber dabei bin zu reden. 

Der Patient sei Kunde, haben Sie gesagt. Er ist 
kein Kunde. Er hat Zahnschmerzen; es geht ihm 
schlecht. Von daher ist das, was Sie mit dem Aus-
wählen wollen, daß sich jetzt jemand als Kunde 
marktentsprechend verhält und das dort regelt, reine 
Illusion. Es ist ein Vorwand, Ihrer Lobby, Herr Mölle-
mann, den Zahnärzten, die Sie brauchen, um über 
die Fünfprozenthürde zu kommen, etwas Gutes zu 
tun. Was Sie hier machen, ist praktizierter Lobbyis-
mus, nichts weiter. 

Herr Seehofer weiß das genau. Der kleine Koali-
tionspartner hat ihn dazu gebracht mitzumachen. 

Ich möchte noch eines anfügen. Es kann sein, daß 
hinter dieser ganzen Aktion noch eine Taktik steckt 
und daß die Tatenlosigkeit von Herrn Seehofer, die 
wir jetzt beobachten, System hat. Ich erinnere mich, 
Herr Minister Seehofer, an den 15. Oktober 1994. Da-
mals haben Sie über alle Zeitungen und Sender 
einen Tag vor der Bundestagswahl verbreiten lassen, 
Sie würden widerspenstigen Zahnärzten gegebenen-
falls den Staatsanwalt in die Praxis schicken. 

(Klaus Kirschner [SPD]: Die Zähne ziehen!) 

Das war sehr clever. Auf diese Weise haben Sie näm-
lich dazu beigetragen, daß diese Zahnärzte nicht die 
CSU oder die CDU gewählt haben, sondern Sie ha-
ben der F.D.P. dazu verholfen, gerade noch über die 
Fünfprozenthürde zu springen. 

(Wolfgang Zöller [CDU/CSU]: So viele 
Zahnärzte gibt es nicht!) 

Sie sparen sich offenbar auch jetzt wieder ihre drasti-
schen Maßnahmen, ihre kleine Hilfspeitsche für die 
F.D.P. auf, um kurz vor der Bundestagswahl diesen 
Trick noch einmal zu versuchen. 

(Jürgen W. Möllemann [F.D.P.]: Sie machen 
das! - Walter Hirche [F.D.P.]: Ihre Argu

-

mente helfen uns viel mehr!) 

Ich fürchte, er wird Ihnen diesmal nichts nützen. 

(Beifall bei der SPD - Regina Schmidt-Zadel 
[SPD]: Wir ziehen euch die Zähne vorher!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Die Aktuelle 
Stunde ist damit beendet. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 5 a und 5 b auf: 

Beratung der Großen Anfrage der Abgeordne-
ten Ulrike Mehl, Ursula Burchhardt, Michael 
Müller (Düsseldorf), weiterer Abgeordneter 
und der Fraktion der SPD 
Umweltbildung 
- Drucksachen 13/5238, 13/8213 - 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten Ul ri
-ke Mehl, Ursula Burchhardt, Eckart  Kuhlwein, 

weiterer Abgeordneter und der Fraktion der 
SPD 

Umweltbildung - Bildung für eine nachhalti-
ge Entwicklung 
- Drucksache 13/10225 — 

Überweisungsvorschlag : 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(federführend) 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Bildung, Wissenschaft, Forschung, 
Technologie und Technikfolgenabschätzung 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung 

Zur Großen Anfrage liegt ein Entschließungsan-
trag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen vor. 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine Stunde vorgesehen. - Wider-
spruch gibt es nicht. Dann ist auch so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat zunächst 
die Abgeordnete Ursula Burchardt (SPD). 

Ursula Burchardt (SPD): Meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Frau Präsidentin! Kurz vor Ablauf 
dieser Wahlperiode - aber immerhin gerade noch 
rechtzeitig - legt die Bundesregierung, die hier nur 
noch ganz sparsam vertreten ist, einen auf Initiative 
der SPD vom Deutschen Bundestag einstimmig ge-
forderten Bericht zur Umweltbildung vor. Vermutlich 
hat unsere Große Anfrage zu dem gleichen Thema 
ihren Findungsprozeß beschleunigt. So haben wir 
heute die Chance, mit ihrem Bericht auch die Ant-
wort  der Bundesregierung zu diskutieren. 

Beide Stellungnahmen enthalten eine Fülle einzel-
ner programmatischer Aussagen zum Stellenwert 
von Umweltbildung, die für sich genommen zum 
überwiegenden Teil gut, richtig und unterstreichens-
wert sind. In beeindruckender Fülle findet man Dar-
stellungen von Projekten und Vorhaben der unter-
schiedlichen Ebenen: von den Kommunen bis zu den 
Vereinten Nationen - ein wahres Kompendium für 
den interessie rten Leser. 

Doch bei diesen Dokumenten verhält es sich im 
Prinzip genauso wie bei allen Berichten und Stel-
lungnahmen, die die Bundesregierung zum Thema 
Umweltbildung und Nachhaltigkeit vorlegt. Der Ver-
such, eine Verbindung zwischen den programma-
tischen Aussagen und der praktischen Politik herzu-
stellen, führt schlicht und ergreifend zu dem Ergeb-
nis: Eine Strategie ist nicht vorhanden. 

Sie begreifen und betreiben Umweltbildung und 
-forschung genausowenig wie Umweltpolitik als zen-
tralen und elementaren Bestandteil einer ökologisch- 
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sozialen Innovationsstrategie, die auf das Leitbild der 
nachhaltig zukunftsfähigen Entwicklung ausgerich-
tet ist. 

Nachhaltige Entwicklung heißt Kurswechsel, heißt 
neu denken und anders entscheiden als bisher, raus 
aus den alten Routinen in Wirtschaft, Wissenschaft 
und Politik, heißt, sich daran zu orientieren, daß der 
Erhalt der natürlichen Lebensgrundlagen die Vor-
aussetzung für zukunftsfähige wi rtschaftliche und 
soziale Entwicklung ist. 

Nachhaltige Entwicklung erfordert nicht nur Fak-
tenwissen über die Zusammenhänge von Wirt

-schaftsweise, Konsummustern und Naturhaushalt, 
sondern Einsicht in die Folgen des eigenen Tuns, 
eine neue Qualität von Verantwortung und die Fä-
higkeit, eingefahrene Verhaltensweisen und Ge-
wohnheiten neuen Erfordernissen anzupassen. 

Kurzum: Nachhaltige Entwicklung erfordert neue 
Qualifikationen, vor allem vernetztes, vorausschau-
endes Denken, die Fähigkeit zu Kommunikation, Ko-
operation neuer Art  und die Fähigkeit zu lebenslan-
gem Lernen. Dies sind nichts anderes als die Qualifi-
kationen, die die Innovationsfähigkeit einer Gesell-
schaft im Zeitalter der Globalisierung ausmachen. 
Umwelt und Bildung sind die Schlüsselgrößen für 
den Übergang von der Indust rie- zur Wissens- und 
Dienstleistungsgesellschaft. 

(Beifall bei der SPD) 

Doch Umweltbildung als Lernen für die Zukunft 
braucht neue Inhalte, braucht neue Lern- und Kom-
munikationsformen. Das Neue muß im Alltag gelernt 
und gelebt werden und wird dafür den Alltag verän-
dern, soweit die Rahmenbedingungen stimmen. 
Denn eines ist banales, alltägliches Wissen: Die Men-
schen wenden neues Wissen nur dann an, wenn es 
sich lohnt, wenn es für sie nützlich ist. 

Wie sieht nun vor diesem Hintergrund die Umwelt-
bildungsbilanz der Bundesregierung aus? Vernet-
zung und Kooperation? - Weit gefehlt. Wir erfahren, 
daß für Umweltbildung das Umweltministerium ver-
antwortlich zeichnet, partiell noch die Ministerien für 
Bildung und Forschung sowie Wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit. Doch, meine Damen und Herren, ich 
frage Sie: Warum ist Umweltbildung kein Thema für 
das Verkehrsministerium, obwohl es doch um neue 
Formen und Nutzungsmuster von Mobilität geht? 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten der PDS) 

Warum ist Umweltbildung kein Thema für das 
Finanzministerium, obwohl es dringend überfällig 
ist, ökologisch vernünftiges Verhalten zu belohnen? 

All  Ihre Debatten über die ökologische Steuerre-
form haben Klippschulniveau. Da fehlt einem wirk-
lich der flüssige Satz, um zu dem Stellung zu neh-
men, was sich bei Ihnen in den letzten Wochen abge-
spielt hat. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Mat

-

thias Berninger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]) 

Warum ist Umweltbildung kein Thema für das 
Landwirtschaftsministerium, obwohl die Förderung 
einer zukunftsfähigen Nahrungsmittelproduktion 
und -nachfrage überfällig ist? 

(Ulrike Mehl [SPD]: Siehe Naturschutzge

-

setz!) 

- Siehe Naturschutzgesetz. 

Warum ist Umweltbildung kein Thema für das Mi-
nisterium für Raumordnung, Bauwesen und Städte-
bau, obwohl es überfällig ist, die Voraussetzungen 
für ressourcen- und energiesparende Bauweisen und 
Siedlungsstrukturen zu schaffen? Der Abgang von 
Herrn Töpfer, auch wenn er nachhaltiger geredet als 
gehandelt hat, ist doch offenkundig ein Symbol für 
Stagnation, ja für Rückschritt dieser Bundesregie-
rung. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Ulrike 
Höfken [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]) 

Meine Damen und Herren, ohne ein Umsteuern in 
diesen zentralen Handlungsfeldern gibt es nicht die 
Qualifikationen und damit nicht die Innovationen, 
die neue Chancen für Arbeit, Umwelt und Wohlstand 
eröffnen. Zu Recht beklagt die Bundesregierung die 
Diskrepanz zwischen Umweltwissen und Umweltver-
halten und verweist auf die große Bedeutung gei-
stes- und sozialwissenschaftlicher Forschung. In der 
Tat müßte gerade diese verstärkt gefördert werden. 
Das ist nicht nur eine zentrale Forderung von WBGU 
und SRU, sondern auch Ergebnis der Enquetekom-
mission „Schutz des Menschen und der Umwelt". 
Doch im Haushalt des BMBF ist die geistes- und so-
zialwissenschaftliche Forschung zu einer Restgröße 
verkommen. Sie findet so gut wie gar nicht mehr 
statt. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Mat
- thias Berninger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-

NEN]) 

Eine Schlüsselrolle für nachhaltige Innovation hat 
die berufliche Aus- und Weiterbildung. Ohne neue 
berufliche Qualifikationen gibt es nicht die neuen 
Produkte, Verfahren und Dienstleistungen, die gef or-
dert sind. Gibt es dazu etwa Ideen und Vorschläge 
des Bundesbildungsministers? - Nein. Von ihm 
kommt nur der Vorschlag für eine Schmalspurausbil-
dung und die stereotype Forderung, den schulischen 
Ausbildungsteil zu reduzieren. Wer weniger Bildung 
fordert, hat die Herausforderung der Globalisierung 
wahrlich nicht begriffen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

PDS) 

Unbestritten ist - da unterstreichen wir Ihre Fest-
stellung - die Vernetzung von Umweltbildung im 
europäischen und internationalen Rahmen. Doch wo 
bleiben die Initiativen der Bundesregierung für ein 
europäisches Aktionsprogramm zur Umweltbildung? 
Einzelne Maßnahmen wie Sokrates oder Leonardo 
sind löbliche Details; aber von einer Integration der 
Umweltbildung in alle Politikbereiche der Europäi-
schen Union sind wir noch weit entfernt. Hier spielt 
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die Bundesregierung ganz und gar keine Vorreiter-
rolle. 

Sie begrüßen genauso die lokalen Agenda-Pro-
zesse. Doch die Kommunen beklagen sich nicht nur 
über Ihre mangelnde Unterstützung, nein, sie bekla-
gen vor allem, daß Sie insbesondere mit Ihrer Ener-
gie- und Verkehrspolitik alle Bemühungen der lo-
kalen Ebene konterkarieren und kaputtmachen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist 
unstreitig, daß in einem föderalen Staat und in einer 
pluralen Gesellschaft eine Bundesregierung nicht 
alleine verantwortlich ist, das Lernen für die Zukunft 
zu organisieren; das ist überhaupt keine Frage. Aber 
das ist keine Entschuldigung für eine fehlende Stra-
tegie und für unzureichende Maßnahmen. 

Mit unserem Antrag haben wir eine Fülle von sehr 
konkreten, sehr praktischen Vorschlägen vorgelegt 
und gesagt, was getan werden kann und was d rin-
gend getan werden muß. Ich will nur einige nennen. 

Der Orientierungsrahmen „Bildung für eine nach-
haltige Entwicklung" muß rasch umgesetzt und fi-
nanziell abgesichert werden. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Notwendig ist ein Aus- und Fortbildungskonzept 
für die Bundestagsverwaltung, also für unseren ur-
eigenen Verantwortungsbereich. Dies wird Signal-
wirkung für andere Einrichtungen und auch für die 
Berufsausbildung haben. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Wir wollen ein Förderkonzept für die Umweltbil-
dungsforschung an Universitäten und außeruniver

-sitären Forschungseinrichtungen. Schließlich muß 
Umweltbildung im neuen Sinne zum integralen 
Bestandteil der beruflichen Aus- und Weiterbildung 
und der Ausbildungsordnung gemacht werden. 

(Beifall bei Abgeordneten SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es reicht 
eben nicht, nur beratend und koordinierend tätig zu 
sein. Von einer Bundesregierung kann man Initiative 
und Führungskraft erwarten. Es ist zuwenig, Innova-
tion von Unternehmern, Wissenschaftlern und Ver-
brauchern einzufordern, aber selbst nur die ausgetre-
tenen Pfade zu begehen. 

Überfällig sind Politikinnovationen. Dazu gehört 
ein nationaler Umweltplan. Erst damit kann Umwelt-
bildung ihre produktive Kraft tatsächlich entfalten. 
Ohne eine strategische Orientierung an anspruchs-
vollen Zielen werden nicht das Know-how und die 
Kreativität der Menschen der Zivilgesellschaft mobi-
lisiert, um den Fortschritt zu gestalten. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die For-
derung nach diesem Umweltplan hier und heute zu 
wiederholen und sie abermals an Sie zu richten, ist 
müßig. Die Lücke zwischen dem vorhandenen Um-
weltwissen der Regierung, angesammelt durch Hun-
derte von Beratungsgremien, und ihrem tatsächliche 

Handeln ist zu groß. Sie haben eines nicht beg riffen: 
Die ökologische Modernisierung ist die Basis-
innovation für das 21. Jahrhundert, die Chance für 
Arbeit, Umwelt und Wohlstand. Wir werden sie nut-
zen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Päselt. 

Dr. Gerhard Päselt (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der Um-
weltschutz hat in den letzten Jahren eine neue Di-
mension erreicht. Alle Äußerungen der Bundesregie-
rung lassen erkennen, daß es deren erklärtes Ziel ist, 
konkrete Handlungsziele am Leitbild der nachhalti-
gen Entwicklung abzuleiten. 

In unserer gemeinsamen Beschlußempfehlung des 
vergangenen Jahres zur Forschungspolitik für eine 
nachdrückliche Entwicklung hatten wir zur Defini-
tion der nachhaltigen Entwicklung erklärt: Nachhal-
tige Entwicklung betrifft alle Lebensbereiche und 
kann kurz so charakterisiert werden: dauerhaft um-
weltverträgliche Entwicklung, wirtschaftsverträgli-
che Entwicklung und sozial akzeptable Entwicklung. 
- Soll Umweltpolitik für eine dauerhaft umweltver-
trägliche Entwicklung erfolgreich wirken, muß ein 
gesellschaftlicher Grundkonsens über Verhaltens-
regeln erzielt werden. 

Bei ihrer Politik zur Bewahrung der natürlichen 
Lebensgrundlagen wird die Bundesregierung durch 
unterschiedliche Wissenschaftliche Beiräte unter-
stützt. Diese Beiräte sollen dazu beitragen, daß die 
Voraussetzungen zum Zugang zu und zum Transfer 
von Umweltwissen und umweltverträglichen Tech-
nologien gefördert werden. In allen Gutachten dieser 
Beiräte wird das Thema Umweltbewußtsein und Um-
weltbildung an hervorragender Stelle behandelt. So 
erklärte der Wissenschaftliche Beirat Globale Um-
weltveränderungen wörtlich: 

Erst wenn die Notwendigkeit einer nachhaltigen 
Entwicklung im Bewußtsein der Menschen, in 
ihren verschiedenen Rollen und Positionen in der 
Gesellschaft ihren festen Platz hat, können auch 
Strategien der Verhaltensänderung wirksam wer-
den. 

Ich nenne nur ein Beispiel: Wenn jemand den 
Flugverkehr verteufelt, aber fünfmal im Jahr fliegt, 
dann ist es nicht gerade so, daß ein umweltverträg-
liches Handeln Platz gegriffen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der SPD und 
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Das haben wir leider an allen Stellen; das möchte ich 
einmal sagen. Was hilft es, wenn ich von Bildung 
spreche, aber mich ungebildet, das heißt: nicht um-
weltverträglich benehme? Aber darauf werden wir 
noch zurückkommen. 

In den meisten internationalen Erklärungen und 
Konventionen zur Bewältigung globaler Umweltpro- 
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bleme und ihrer Folgen werden eine Stärkung des 
Umweltbewußtseins der Bevölkerung und Maßnah-
men zur Umweltbildung gefordert. Die Umweltbil-
dung muß Bestandteil der Umweltpolitik werden. 

(Dr. Peter Paziorek [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Allerdings wird ohne eine Bereitschaft der Bevölke-
rung zur Mitwirkung beim Schutz der Umwelt die 
Umweltpolitik schnell an eine Grenze stoßen. Die 
Problemwahrnehmung und die Bewußtseinsbildung 
sind die Voraussetzungen für die Erreichung der er-
wünschten Ziele und des von uns allen erwünschten 
Erfolgs. 

Umweltbildung muß aber mehr sein als die Schaf-
fung von Umweltbewußtsein. Basierend auf einer 
gründlichen Kenntnis der Ursachen und Zusammen-
hänge, die sich nicht nur auf naturwissenschaftliche 
und technische Kenntnisse beschränken dürfen, son-
dern auch die sozialen Zusammenhänge berücksich-
tigen müssen, ist Umweltbildung eine Anleitung zu 
konkretem umweltgerechten Handeln. Dieses Han-
deln schließt alle Lebensbereiche ein und verlangt 
auch von uns persönliche Veränderungen vielfältig-
ster Art . Das reicht von liebgewordenen Konsumge-
wohnheiten bis zum luxuriösen Lebensstil, um nur 
einige zu nennen. 

Wissen reicht nicht aus, wenn es nicht zum Han-
deln führt. Dies gilt auch für den Umweltbereich. Da 
die nachhaltige Entwicklung, soll sie kein Lippen-
bekenntnis bleiben, von uns allen Konsequenzen im 
persönlichen Handeln erfordert, ist die Umsetzung 
um so schwieriger. Aber was nützt Wissen, wenn dar-
aus nicht das entsprechende Handeln resultiert? Alle 
Experten sind sich darin einig, daß der Erfolg der 
Umweltbildung nur am umweltgerechten Verhalten 
gemessen werden kann. Daß dies ein schwieriges 
Unterfangen ist, können alle an der Bildung und Er-
ziehung Beteiligten bestätigen. Zufrieden mit dem 
jeweils erreichten Stand wird man nie sein können. 

Ausgangspunkt für die heutige Debatte ist die Ant-
wort  der Bundesregierung auf die Große Anfrage der 
SPD „Umweltbildung" und der Antrag der SPD 
„Umweltbildung - Bildung für eine nachhaltige Ent-
wicklung" . In der recht ausführlichen Antwort der 
Bundesregierung wird der Stand der Umweltbildung 
dargestellt. Auch die Defizite werden nicht ver-
schwiegen. Wir können feststellen, daß das, was die 
Bundesregierung und Minister Rüttgers auf diesem 
Gebiet geleistet haben, beträchtlich ist und sich 
sehen lassen kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Im Zusammenhang mit der Antwort auf die er-
wähnte Anfrage steht der vom Bundestag in der 
12. Wahlperiode geforderte Bericht zur Umweltbil-
dung, der erstmals im Herbst 1997 dem Bundestag 
zugeleitet wurde. Dieser Bericht gliedert sich in vier 
Kapitel, die unmittelbar mit dem Antrag der SPD in 
Zusammenhang stehen. An den Kapiteln „Konzep-
tion und Förderung der Umweltbildung", „Neuorien-
tierung der Umweltbildung" und der Beschreibung 
der gegenwärtigen Situation werden sich die im An-
trag erhobenen Forderungen der SPD messen lassen 
müssen. 

Übrigens ist der Tenor des Antrages nicht ganz 
neu. Er wurde bereits 1992 als Antrag unter der 
Bezeichnung „Umweltbildung und Umweltwissen-
schaften" unter ähnlichen Vorzeichen eingebracht. 
Es wird im Ausschuß zu prüfen sein, inwieweit die 
aufgestellten Forderungen in den Programmen der 
Bundesregierung bereits berücksichtigt sind; denn 
von der Bundesregierung etwas zu fordern, was 
schon in Programmen aufgenommen wurde, ergibt 
nichts Neues und trägt auch nicht zur Lösung der 
Probleme bei. 

Eine Auflistung der Schwächen und Versäumnisse 
im Bereich der Umweltbildung findet sich seit etwa 
1990 in fast allen Gutachten und Berichten. Auch in 
der Antwort der Bundesregierung sind diese zu fin-
den. Ich kann mir persönlich nicht vorstellen, daß 
diese Defizite alle noch in dieser Form existieren. Ich 
denke hier nur an die Anstrengungen zur Umweltbil-
dung im Bereich der Schulen und auf dem Gebiet 
der beruflichen Bildung. 

Unbestritten unbefriedigend ist die mangelnde 
komplexe Herangehensweise und Vermittlung bei 
der Integration pädagogischer, natur- und technik-
wissenschaftlicher sowie sozialwissenschaftlicher In-
halte. Es hat den Anschein, daß sich das Suchen 
nach einer gemeinsamen Sprache, bedingt durch die 
den einzelnen Wissenschaften innewohnende Me-
thodik der Herangehensweise, als schwierig und 
langwierig erweist. Ich hoffe, daß die Wissenschaftler 
dies noch abstellen können. Wir wissen, daß sich auf 
diesem schwierigen Gebiet Erfolge nur langsam ein-
stellen, aber die Anstrengungen für das edle Ziel der 
nachhaltigen Entwicklung lohnen sich. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P.) 

Erhebliche Schwächen und Versäumnisse im Be-
reich der Umweltbildung hat die Bundesregierung 
auch nicht zu vertreten, 

(Dr. Peter Paziorek [CDU/CSU]: Genauso ist 
es!) 

da, wie die Bundesregierung im Umweltbericht be-
tont - ich zitiere -, „ein Geflecht von Zuständigkeiten 
und Akteuren existiert". 

(Jörg Tauss [SPD]: Komisch, daß ihr nie 
zuständig seid! Für nichts!) 

Danach liegt der größte Teil der öffentlichen Verant-
wortlichkeiten bei den Ländern sowie bei autonomen 
Einrichtungen, wie etwa den Hochschulen. 

(Günter Rixe [SPD]: Immer auf die anderen 
schieben!) 

Ich erinnere nur daran, daß die Bund-Länder-Kom-
mission bereits seit zehn Jahren an dem Gesamtkon-
zept Umweltbildung arbeitet, das einen Orientie-
rungsrahmen für Erziehung, Bildung und Ausbil-
dung geben soll. Wenn das bis jetzt schon zehn Jahre 
gedauert hat, scheint es nicht so einfach zu sein, wie 
es hier oft dargestellt wird, zu einem Konsens zu 
kommen. 

Ausgangspunkt der aktuellen Politik zur Umwelt-
bildung auf allen Ebenen sind die Gutachten und 
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Stellungnahmen der entsprechenden Wissenschaftli-
chen Beiräte. Unerwähnt dürfen aber auch nicht die 
Arbeiten und Berichte der Enquete-Kommissionen 
„Vorsorge zum Schutz der Erdatmosphäre" und 
„Schutz des Menschen und der Umwelt" bleiben. 

Die Anforderungen der SPD an einzelne Projekte 
müssen mit den bereits geförderten Projekten und 
Modellvorhaben verglichen werden. Dann wird zu 
prüfen sein, wo Handlungsbedarf besteht; denn die 
in der Antwort der Bundesregierung angegebene 
Anzahl und Vielschichtigkeit kann sich sehen lassen. 
Auch dafür können wir Bundesminister Rüttgers 
Dank sagen. 

(Tilo Braune [SPD]: Der ist ja nicht einmal 
hier! Wahrscheinlich interessie rt  ihn das gar 

nicht!) 

Völlig unverständlich ist für mich im Zeitalter des 
Fernsehens und der Medien, daß nur etwa 10 Prozent 
der Bevölkerung etwas mit dem Begriff „nachhaltige 
Entwicklung" anfangen können oder schon von ihm 
gehört haben. Indirekt ist damit auch die Umweltbil-
dung betroffen. Die Feststellung, daß eine Strategie 
fehlt, das neue Leitbild „nachhaltige Entwicklung" 
und damit auch die Umweltbildung populär zu ma-
chen, kann ich nicht nachvollziehen. Es muß doch 
möglich sein, daß unsere Medien dazu einen Beitrag 
leisten. Sollte es wirklich so sein, daß Umweltbil-
dung, nachdem sie als Katastrophen- oder Zeigefin-
gerpädagogik und auch als alleinige Vermittlungsin-
stanz von Umweltwissen gescheitert ist, für die Me-
dien nicht mehr interessant ist? Daß Umweltbildung 
sehr erfolgreich sein kann, wenn neben kognitiven 
Möglichkeiten auch andere Aspekte betont werden 
und damit ein ganzheitlicher Ansatz gewählt wird, 
wie auch Frau Burchardt hier gefordert hat, könnte 
doch publik gemacht werden. Zweifel hege ich auch, 
ob und inwieweit wir der Forschung Zügel anlegen 
können. 

Die Bundesregierung hat in ihrem Programm „For-
schung für die Umwelt" vom September 1997 der 
Umweltbildung ein ganzes Kapitel gewidmet. Dort 
sind die vordringlichen Aufgaben in der Forschung 
und die künftigen Maßnahmen festgeschrieben. Die-
ses Kapitel ist von allen Verbänden, die auf dem Ge-
biet der Umweltbildung arbeiten, als Schritt in die 
richtige Richtung begrüßt worden. Ein Vergleich die-
ses Kapitels mit dem Antrag der SPD-Fraktion ergibt, 
daß das vorliegende Regierungsprogramm diese For-
derungen bereits erfüllt. Dies werden sicher auch die 
Beratungen im Ausschuß bestätigen. 

Zum Schluß noch ein Wort an Frau Burchardt: Ich 
kann in dem Antrag der SPD eigentlich nicht erken-
nen, wo Sie ausgetretene Pfade verlassen. 

Ich danke für Ihr Zuhören. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Jörg Tauss [SPD]: Erkennen hat mit Bildung 

zu tun!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Matthias Berninger. 

Matthias Berninger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Um-
weltbildung ist ein Thema, das parteiübergreifend 
Gewicht genießt, das als sehr wichtig angesehen 
wird und angesichts dessen alle Parteien der Mei-
nung sind: Hier müßte eigentlich mehr getan wer-
den. Es ist ein Thema, dem zumindest auf dem Papier 
und in den Reden nach wie vor sehr viel Bedeutung 
zugemessen wird. Das Problem ist nur, daß Umwelt-
bildung ein Thema ist, das in den letzten Jahren mas-
siv an tatsächlicher Bedeutung eingebüßt hat, und 
daß diejenigen, die im Rahmen der Umweltbildung 
in den Schulen, Hochschulen und auch im außer-
schulischen Bereich durch Eigeninitiative zeigen, 
was alles machbar ist, zunehmend frustriert sind. 

Vor diesem Hintergrund und angesichts des um-
fangreichen Danks an die Bundesregierung meine 
ich, daß wir als erstes denjenigen, die in den letzten 
Jahren zum Teil bei Gegenwind und ohne Beachtung 
zu finden in diesem Bereich aktiv waren, danken und 
ihnen sagen müssen: Sie haben eine Menge Gutes 
geleistet. Sie haben im Rahmen dieser Debatte und 
dieser Auseinandersetzung den meisten Dank ver-
dient. 

(Beifall der Abg. Ursula Burchardt [SPD]) 

Umweltbildung ist ein Thema, für das, eine Bun-
desregierung wesentlich mehr tun könnte. Ich will 
einmal einen Vergleich zu einem anderen Thema zie-
hen, dessen sich Herr Rüttgers zumindest teilweise 
angenommen hat, und zwar zum Bereich Multime-
dia, zur Initiative „Schulen ans Netz". Dies ist ein 
klassisches Thema. Hier hat er gesagt, daß in diesem 
Bereich mehr getan werden müßte. Ich wünschte mir 
von dem nächsten Bildungsminister oder der näch-
sten Bildungsministerin, dem Thema Umweltbildung 
wieder das Gewicht zu geben, das es eigentlich ha-
ben müßte. Das heißt, es im Rahmen von Ausbildung 
und Fortbildung mindestens auf eine Ebene mit der 
Bedeutung des Multimediabereichs zu stellen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD - Tilo 
Braune [SPD]: Versprochen!) 

Ich glaube übrigens, daß in den Ländern, die eben 
kritisiert worden sind, eine Menge Fortschritte er-
reicht wurden. Als ich zur Schule ging, fing es an, 
daß Umweltbildung ein wichtiges Thema wurde. Die 
Lehrerinnen und Lehrer begannen damit, uns mit 
dem Thema zu konfrontieren. Als ich studiert habe, 
fing es an, daß die Hochschulen diesen Bereich zum 
Thema machten. Jetzt kommen sich die einzelnen 
Akteure ziemlich allein gelassen vor und haben den 
Gesamtüberblick über das, was passiert, längst verlo-
ren. Ich habe mit vielen gesprochen, die zuerst äußer-
ten: Wir sind frustriert. Wir wissen nicht, wie es wei-
tergehen soll. Wir fühlen uns von der Politik nicht 
mehr sonderlich ernstgenommen. 

Dafür habe ich viel Verständnis. Denn es gibt Bei-
spiele, wie gering die Bundesregierung dieses 
Thema letztlich behandelt hat. Schauen Sie nur ein-
mal in das Umweltbundesamt. Dort  war einmal mehr 
Initiative im Bereich der sozialwissenschaftlichen 
Aspekte des Umweltschutzes bzw. im Bereich Um-
weltbildung zu sehen. Heute droht dieses Thema im 
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Rahmen von Umbildungen und Stelleneinsparungen 
völlig an den Rand gedrängt zu werden. Auch im Bil-
dungsministerium ist man dabei, wichtige und gute 
Gutachten nur abzuheften und im Zweifel dann her

-

auszukramen, wenn eine Anfrage gestellt wird. Daß 
man aber sagen könnte: „Hier gibt es ja richtig 
Power; hier könnte man etwas machen", kann ich zu-
mindest im Moment und angesichts dieses Bundes-
bildungsministers, aber auch dieser Umweltministe-
rin - die vielen anderen betroffenen Ministerien sind 
ja angesprochen worden - nicht erkennen. 

(Dr. Peter Paziorek [CDU/CSU]: Das ist eine 
Fehlbeobachtung!) 

Ich glaube, die nächste Bundesregierung hat eine 
Chance, in diesem Bereich mehr zu tun. Es gibt eine 
Menge Möglichkeiten. Einer der ersten Schritte, die 
wir machen müssen, ist, die verschiedenen Akteure 
wieder miteinander in Kontakt zu bringen und zu 
vernetzen. Es wird einer der wichtigsten Punkte 
überhaupt sein, deutlich zu machen: Es gibt ein Feld 
von Akteuren. 

Ein zweiter Schritt, den wir machen müssen, ist, 
den Akteuren klarzumachen, daß wir sie nicht allein 
lassen wollen, sondern daß wir sie in den nächsten 
Jahren - auch wenn die Konferenzen von Rio und 
Moto kein Thema mehr sind und die Umweltkonfe-
renz in Berlin vorbei ist - unterstützen werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Auch eine dritte Sache wird sehr wichtig sein. Das 
merkt man ein wenig an den Streitigkeiten über Zu-
ständigkeiten innerhalb der Bundesregierung, die es 
ja in diesem Bereich gegeben hat. Man merkt immer 
wieder: Man beharkt sich do rt, statt miteinander zu 
kooperieren. Wenn Umweltbildung ein solch wichti-
ges Thema ist, dann ist es fächerübergreifend, mi-
nisterien- und ressortübergreifend von Bedeutung. 
Nur wenn man es als ein Schwerpunktthema einer 
ganzen Bundesregierung und nicht als irgendein 
Randthema begreift, dann kann es zu einem Thema 
werden, mit dem wir wieder etwas erreichen können. 

Eines möchte ich bezüglich der Antwort der Bun-
desregierung auf die Große Anfrage positiv hervor-
heben - das zeigt, daß .  in diesem Bereich in den letz-
ten Jahren viel und gut geforscht worden ist -: Die 
Antwort der Bundesregierung enthält eine ganze 
Menge positiver Ansätze. 

(Dr. Karlheinz Guttmacher [F.D.P.]: Richtig!) 

Aber eine Sache fehlt: sie in die Tat umzusetzen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Diese Umsetzung kann die Bundesregierung nicht 
alleine schaffen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Das wollen wir überhaupt nicht in Abrede stellen. 

Wir können das hier in Bonn nicht alleine errei-
chen. Es gibt den Bildungsföderalismus. Natürlich 
müssen die Länder mitarbeiten. Ich glaube auch, daß 
die Länder bereit wären, mitzugehen, wenn die Bun

-

desregierung das für ein wichtiges Thema hielte. Sie 
haben es beim Multimediagesetz gemerkt. Auch da 
herrschte in den Ländern zum Teil Dornröschen-
schlaf. Aber als wir hier in Bonn angefangen haben, 
das zum Thema zu machen, sind die Länder mitge-
gangen. Das ist der Vorwurf, den man dieser Regie-
rung machen muß: Statt zu sagen: „Okay, wir könn-
ten hier den Anfang machen", zeigt man auf die Län-
der - das haben Sie, Herr Päselt, eben auch gemacht 
- und sagt, die sollten mal etwas tun. 

Ein Bereich, für den wir aber die Federführung ha-
ben und in dem wir wirklich Durchbrüche schaffen 
könnten, ist der gesamte Bereich der beruflichen 
Ausbildung. Hier wird immer wieder gesagt, Ausbil-
dungsgänge seien wahnsinnig wichtig und das Um-
weltthema müsse man unbedingt mit hineinnehmen. 
Wenn Sie sich die Realität anschauen - die Verkür-
zung der Ausbildungszeiten ist nur ein Teil dieser 
Realität -, stellen Sie fest: Die ökologische Frage 
spielt eine immer geringere Rolle oder spielt keine 
besonders große Rolle in der Berufsausbildung. 

(Zuruf von der F.D.P.: Das stimmt doch 
nicht!) 

Wissen Sie, wir haben nun wirk lich viele Gesprä-
che mit Vertretern der Berufsschulen geführt. Sie sa-
gen uns: Wenn ihr die Ausbildungszeiten verkürzt, 
dann wird für solche Themen kein Spielraum mehr 
sein, dann werden wir unsere klassischen Fachthe-
men durchziehen müssen. Gerade für ein solches 
Thema wie den Umweltschutz, das in alle schuli-
schen Fächer integ riert  werden soll, haben wir dann 
nicht mehr den Raum. - Ich glaube, vor diesem Hin-
tergrund sollten Sie die Sorgen der Berufsschulen 
ernst nehmen und hier nicht sagen: Das stimmt nicht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Ein weiterer Punkt - dieser fällt mir immer wieder 
bei der CDU/CSU-Fraktion ein -: Ich glaube, daß ge-
rade Umweltbildung ein Thema ist, das nicht nur die 
jüngere Generation bet rifft. Eine Menge junger 
Leute haben sehr von den Fortschritten in den letzten 
Jahren profitiert. Umweltbildung ist aber - das merke 
ich vor allem, wenn ich mir die CSU-Fraktion an-
schaue - ein Thema, das auch die älteren Menschen 
betrifft, die Leute, die jetzt eigentlich zum lebenslan-
gen Lernen kommen müßten, die sich fortbilden 
müßten. 

Wir haben in den letzten Wochen eine Menge Tele-
fonate zum Thema Ökosteuer geführt. Mir sind dabei 
zwei Dinge aufgefallen. Zum einen: Die Menschen 
wissen, daß mit dem ökologischen Umbau eine 
Menge Probleme und Sorgen verbunden sind. Zum 
anderen aber glaube ich, daß sie zwar bereit sind, et-
was für den Umweltschutz zu tun, inzwischen aber 
so weit von diesem Thema weggedrängt worden 
sind, daß auch ihnen in Zukunft wieder klargemacht 
werden muß, wie groß die Bedeutung ökologischer 
Fragen für die Zukunft unseres Landes ist. 

Zum Abschluß - da will ich Ihnen noch einmal 
beipflichten -: Die ökologische Modernisierung die-
ses Landes wird das zentrale Thema des nächsten 
Jahrtausends sein. Sie haben bewiesen, daß es für 
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Sie nur noch ein Randthema ist. Wir wollen in den 
nächsten Monaten unter Beweis stellen, daß es für 
uns das zentrale Thema ist, an dem wir unsere Politik 
ausrichten. Davon wird Umweltbildung stark profi-
tieren. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Guttmacher. 

Dr. Karlheinz Guttmacher (F.D.P.): Frau Präsiden-
tin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die 
Große Anfrage der SPD zum Thema Umweltbildung 
und ihre Beantwortung durch die Bundesregierung 
macht zwei Dinge deutlich. 

Erstens. In hochentwickelten Ländern wie der 
Bundesrepublik Deutschland gibt es mittlerweile ein 
weitverbreitetes Bewußtsein für die existentielle Not-
wendigkeit eines nachhaltigen Umgangs mit unse-
ren Lebensgrundlagen. 

Zweitens. Umweltbildung ist immer nur eine 
kleine Teilmenge der gesamten Bildung. Die in der 
Vergangenheit vom früheren BMBW oder heutigen 
BMBF durchgeführten Modellversuche oder die in 
der BLK verabredeten Programme haben sicherlich 
bei dieser Bewußtseinsbildung mitgewirkt. Im weite-
ren wurde Umweltbewußtsein auch als Ergebnis von 
Umweltbildung zum Allgemeingut. Im internationa-
len Vergleich steht die Bundesrepublik Deutschland 
relativ gut da, was uns aber nicht davon entbindet, 
die Möglichkeiten und Voraussetzungen dafür zu 
schaffen, daß andere, weniger entwickelte Staaten 
uns auf diesem Wege folgen können. 

Umweltbildung in Deutschland muß aber weiter-
gehen. Nicht durch die Institutionalisierung und cur-
riculare Festschreibung von Inhalten läßt sich die 
Qualität der Umweltbildung verbessern, sondern nur 
durch Vermittlung der Grundlagen und der besonde-
ren Aspekte komplexer Systeme. 

In der Beantwortung der Bundesregierung auf die 
Große Anfrage der SPD zur Umweltbildung wird auf 
die geförderten Modellversuche und Forschungs-
vorhaben zur Umweltbildung verwiesen. Die Entfal-
tung handlungsorientierter, Selbständigkeit fördern-
der Lehr- und Lernstrukturen hat einen entscheiden-
den Stellenwert. Im Vordergrund der Bildungsmaß-
nahmen stehen derzeitig die Betrachtung von Um-
weltressourcen, Auswirkungen ihrer Übernutzung 
wie aber auch Maßnahmen zu ihrer Einsparung und 
Schonung. Mit dieser Fokussierung werden die na-
turwissenschaftlichen Disziplinen und die Technik-
wissenschaften zum Zentrum der Umweltbildung er-
hoben. 

Die bisherigen Maßnahmen waren wichtige Im-
pulsgeber für eine „grüne Wende" im Bildungssy-
stem. Da aber die natur- und technikbezogene Orien-
tierung der Umweltbildung allein noch keinen Weg 
in die nachhaltige Entwicklung der Gesellschaft 
bahnt, müssen in verstärktem Maße auch kultur-, so-
zial-, politik- und wirtschaftswissenschaft liche Diszi-
plinen Berücksichtigung finden. Diese neue Phase 

kann auch als kulturelle Wende der Umweltbildung 
bezeichnet werden. Die Umweltbildung und Um-
weltforschung bedarf in dieser neuen Phase drin-
gend der Zuarbeit durch die Umweltsoziologie, die 
Umweltpsychologie und die Umweltkommunikation. 

(Dr. Renate Hellwig [CDU/CSU]: Und die 
Theologie!) 

Die starke Umweltsensibilität unserer Bürger lenkt 
immer häufiger das Interesse beispielsweise der Me-
dien auf Umweltthemen. Hierbei ist tagtäglich zu be-
obachten, welche panischen Auswirkungen sich er-
geben, wenn sehr hochentwickeltes Umweltbewußt-
sein in Verbindung mit deutlich weniger entwickelter 
Fachkenntnis Risiken oder Gefahrenpotentiale be-
wertet oder diskutiert. Der Unterschied zwischen Di-
oxan und Dioxin in bezug auf seine Gefährlichkeit ist 
ähnlich groß wie etwa der zwischen Urin und Uran. 

(Heiterkeit) 

Dennoch ist es ein leichtes, dem besorgten Verbrau-
cher zu suggerieren, daß er mit dem in seinem Haar-
waschmittel enthaltenen Dioxan ein Stück Risiko un-
ter der Dusche hat. 

In besonders eindrucksvoller Weise hat die in die-
sem Monat vom BDI herausgegebene Schrift „Um-
weltspezifische Hochschulausbildung - Studienan-
gebote und industriell gewerblicher Bedarf" doku-
mentiert, daß sich die Umweltbildung im Sinne von 
Umweltausbildung leider zuwenig von den zuvor ge-
schilderten Bedingungen hat leiten lassen. Die Un-
ternehmen halten die Absolventen umweltkompe-
tenter Ingenieur-Studiengänge von allen ökologisch 
ausgebildeten Akademikern für die geeignetsten, 
um in ökologisch relevanten Tätigkeitsbereichen zu 
arbeiten. Alle neumodischen Schwerpunktsetzun-
gen, gesamtheitliche oder integ rierte Ansätze, blei-
ben in ihren Ergebnissen hinter den Erwartungen zu-
rück. 

Ich möchte noch auf einen weiteren Aspekt auf-
merksam machen. Der Club of Rome hat in den 70er 
Jahren viel Aufmerksamkeit erlangt mit seiner Fest-
stellung der Grenzen des Wachstums. Aus ökologi-
scher Sicht mag vordergründig ein Zusammenhang 
zwischen Wachstum und Umweltverbrauch be-
stehen. Es gibt aber auch einen Zusammenhang zwi-
schen Wachstum und Bildung. 

Der Nobelpreis-Aspirant Professor Romer von der 
Stanford University hat mit seinen Arbeiten über den 
Zusammenhang zwischen Wissen und Wachstum 
deutlich gemacht, daß der Verzicht auf Wachstum zu 
Lasten der Freiheit oder der Gleichheit der Lebens-
verhältnisse geht. Er stellt fest, daß in den vergange-
nen Jahrhunderten breite Schichten der Bevölkerung 
von Freiheit und Wohlstand relativ gleichmäßig profi-
tierten. Dies war nur deshalb möglich, weil die Men-
schen, vereinfacht gesprochen, wohlhabend werden 
konnten durch Wachstum und nicht dadurch, daß sie 
sich auf anderem Weg bereichert haben. Zur Teil-
habe an den „Wachstumsgewinnen" oder für deren 
gerechte Verteilung braucht man Bildung und Wei-
terbildung. 
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Ich will mit diesem Beispiel zeigen, daß nicht nur 
das ökologische System Wald, sondern auch das öko-
nomische System Welt von einer Komplexität ist, die 
es im Rahmen einer Bildung zu vermitteln gilt, damit 
auch die Umwelt als das gesehen wird, was sie ist: 
unsere Umgebung, unser Umfeld, der Boden, auf 
dem alles basiert, was wir tun. Nicht mehr und nicht 
weniger. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt die Abgeordnete Neuhäuser. 

Rosel Neuhäuser (PDS): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Die Kollegin Burchardt hat in ih-
rem Beitrag deutlich gemacht, welche Defizite be-
stehen, die Umweltbildung als Querschnittsaufgabe 
und etwas Ressortübergreifendes zu verstehen. Der 
Kollege Päselt hat in seinen Ausführungen gesagt, 
daß Umweltbildung Bestandteil der Umweltpolitik 
sein muß. Genauso muß sie aber auch Bestandteil 
der Bildungs-, der Verkehrs-, der Gesundheits-, der 
Wirtschaftspolitik und aller Politikfelder in dieser Ge-
sellschaft sein; denn es ist notwendig, dies als gesell-
schaftliches Interesse ressortübergreifend zu verste-
hen. 

(Beifall bei der PDS) 

In der 12. Shell-Jugendstudie steht an zweiter 
Stelle der Zukunftsängste junger Menschen - nach 
der Arbeitslosigkeit - die Angst vor der Zerstörung 
der natürlichen Lebensgrundlagen. Das Gute an 
dieser Tatsache ist, daß sie von einem wachsenden 
Problembewußtsein zeugt. Bedenklich erscheint mir 
jedoch, daß diese Probleme Angste auslösen, aber 
eben auch eine bestimmte Hilflosigkeit signalisieren. 
Dabei wäre es doch so wichtig, daß gerade junge 
Menschen auch Ideen in bezug darauf hätten, wie 
denn die beängstigenden Entwicklungen in ihrer 
Stadt, in ihrem Dorf oder dem Land zu stoppen sind. 
Woran liegt es, daß junge Menschen zwischen 14 
und 27 Jahren Angst bei dem Gedanken an ihre Zu-
kunft empfinden, ohne offensichtlich zu wissen, wie 
ihr zu begegnen ist? Fakt ist, daß gerade junge Men-
schen - übrigens auch Kinder - ein reges Interesse 
an Umweltfragen haben. Das zeigt zum Beispiel eine 
Petition von Greenpeace e. V., Aktion BISS, die von 
90 000 Kindern unter 17 Jahren unterzeichnet wurde, 

(Beifall bei der PDS) 

um von der Bundesregierung zum Beispiel eine 
Ozonverordnung einzufordern, die die Gesundheit 
der Kinder wirklich schützt. Wie aber gehen unsere 
Gesellschaft und die Politik mit diesen Interessen 
um? 

Die herrschenden Eliten in Politik und Wi rtschaft 
lassen auch nicht ansatzweise erkennen, daß sie 
ernsthaft gewillt sind, von ihren Positionen abzurük-
ken. In diesem Zusammenhang erhält das Wo rt 

 Nachhaltigkeit den ziemlich bitteren Beigeschmack 
von „nachhaltig unheilbringend", „nachhaltig zer-
störerisch" oder vielleicht auch „nachhaltig zukunfts-
feindlich" . Ausgaben für die Umwelt, den  Natur

-schutz und die dazugehörige Bildungsarbeit werden 
mit dem Hinweis auf die angespannte Haushaltslage 
und die Sparzwänge immer wieder und allzu leicht-
fertig in eine unsichere Zukunft verschoben. Dies wi-
derspricht jeder Logik. Was die heutige Generation 
nicht lernt, wird sie zukünftig auch nicht anwenden 
können. Die Versäumnisse von heute werden später 
nicht zu kompensieren sein. So ist Bildung, zumal die 
Umweltbildung, eine effiziente Investition in die Ein-
sicht, daß nur eine positive Nachhaltigkeit das Über-
leben dieser Gesellschaft und des Planeten insge-
samt sicherzustellen vermag. 

Wenn umweltbezogene Bildungs- und Erziehungs-
arbeit wirksam bet rieben werden sollen, geht das 
nicht zum Nulltarif. Kontinuität und ausreichende 
Qualifikation bei den damit befaßten Personen ist 
nun einmal eine Grundvoraussetzung dafür. Es kann 
also nicht darum gehen, mit rigorosen Streichungen 
ABM-Stellen zu liquidieren, Projekte zu verkürzen 
oder ganz abzuwürgen; denn die Umweltbildung fin-
det gerade auch in den neuen Bundesländern in Pro-
jekten statt. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Umweltbildung muß als zukünftige Pflichtaufgabe 
auf allen Ebenen begriffen und realisiert werden. 

(Beifall bei der PDS) 

Wer es mit nachhaltiger Entwicklung und den Ver-
pflichtungen aus der Agenda 21 ernst meint, der 
kann nicht auf die Pa rtner vor Ort verzichten. Diese 
wollen aus ihrem Selbstverständnis heraus viel für 
Umweltbildung, Umwelterziehung und auch den 
Umweltschutz tun. Das Problem ist nicht die man-
gelnde Initiative, sondern die Rahmenbedingungen, 
unter denen sie in der Regel keine Chance haben. 
Hier sind Umdenken und politischer Wille zur Verän-
derung gefragt. Es sind jetzt in der Debatte Vor-
schläge gemacht worden, und ich denke, daß in den 
Ausschüssen entsprechende Beschlüsse gefaßt wer-
den. 

Ich möchte noch sagen, daß ich den Punkt im An-
trag der Bündnisgrünen sehr begrüße, in dem sie das 
Schulfach Ökologie einführen wollen. Das hat natür-
lich unsere volle Unterstützung. 

Zum Abschluß meiner heutigen Rede zu diesem 
Thema sage ich noch einmal: Es ist höchste Zeit zum 
Handeln. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Ma rtin Mayer. 

Dr. Mart in Mayer (Siegertsbrunn) (CDU/CSU): Frau 
Präsidentin! Meine Damen und Herren! Der Antrag 
und die Große Anfrage der SPD zur Umweltbildung 
üben wahlkampfbedingt 

(Ulrike Mehl [SPD]: Das ist doch dummes 
Zeug! - Günter Rixe [SPD]: Unsinn!) 
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heftige, aber unberechtigte Kritik an der Arbeit der 
Bundesregierung. 

(Tilo Braune [SPD]: Das ist ein Argument, 
das immer wieder herhalten muß, aber 

nicht richtig ist!)  

In Ihrer Rede, Frau Burchardt, kam das ja deutlich 
zum Ausdruck. 

Die Bundesregierung hat in der Antwort auf die 
Große Anfrage sachlich und, wie ich meine, in richti-
ger Weise, ihre Erfolge dargestellt. Die Frau Staatsse-
kretärin wird sicher dazu noch einiges sagen. 

Dennoch sollten wir eines nicht übersehen: Es gibt 
eine breite Übereinstimmung im Grundanliegen, mit 
Natur und Umwelt schonend und pfleglich umzuge-
hen und dieses Anliegen auch in Bildung und Erzie-
hung zu vermitteln. Da gibt es, glaube ich, hier kei-
nen Dissens. Der Begriff der Nachhaltigkeit, der da-
bei Verwendung findet, ist im übrigen nicht neu. In 
meiner eigenen landwirtschaftlichen Ausbildung vor 
rund vier Jahrzehnten war es der oberste Grundsatz, 
daß die Bodenfruchtbarkeit zu erhalten oder zu meh-
ren ist. Dieser Grundsatz der Nachhaltigkeit bedeu-
tet, übertragen auf den Umweltschutz allgemein, 
letztlich, daß Lebenssysteme und Medien in Natur 
und Umwelt - die Luft, das Wasser - bei der Nutzung 
so zu behandeln sind, daß sie auf Dauer ihre Lei-
stungsfähigkeit und ihre Lebensfähigkeit behalten. 

Einigkeit besteht auch darüber, daß Erziehung und 
Bildung eine Schlüsselstellung einnehmen, wenn es 
darum geht, mit der Natur verantwortlich umzuge-
hen. Bei den Mitteln und Wegen gibt es allerdings 
Unterschiede. Mit dem ungeeigneten Versuch, die 
Hauptverantwortung für die Umwelterziehung auf 
den Bund abzuladen, um dann kleinlich daran her-
umzumäkeln, mißachtet die Opposition ein Grund-
element der Bildungspolitik, das Subsidiaritätsprin-
zip, das dem einzelnen und den kleinen Gemein-
schaften vorrangig Verantwortung zumißt. Ein scho-
nender Umgang mit der Natur wird sich nicht des-
halb durchsetzen, weil von einer Zentralinstanz 
große Programme verkündet werden, sondern weil 
die überwältigende Mehrheit der Bürger in unserem 
Land von der Notwendigkeit überzeugt ist. 

Herr Berninger, warum der Bund für die Vernet-
zung der Umwelteinrichtungen eine neue Institution 
schaffen soll, 

(Matthias Berninger [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Von einer Institution war doch 

gar nicht die Rede!) 

ist angesichts des geübten Umgangs all derer, die im 
Umweltbereich arbeiten, mit dem Internet völlig un-
erfindlich. 

Auch die Umwelterziehung ist in erster Linie eine 
Aufgabe der Eltern. Viele Eltern werden bestätigen - 
ich kann das als Vater von vier Kindern tun -, daß zu-
mindest in Bayern - nur dafür kann ich sprechen - in 
den Kindergärten und in den Schulen Hervorragen-
des in der Umwelterziehung geleistet wird. 

(Matthias Berninger [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]: Das stimmt!) 

In den Schulen ist das Lernziel „umweltgerechtes 
Verhalten" zum selbstverständlichen Bestandteil des 
Unterrichtes geworden und wird erfolgreich vermit-
telt. Ich möchte an dieser Stelle dafür allen Erziehern 
und Lehrern, die sich dafür einsetzen, ein herzliches 
Wort des Dankes sagen. 

Auch die Medien leisten einen erheblichen Bei-
trag, um in der Umwelterziehung vorwärtszukom-
men. 

Im Gegensatz zu dem umfangreichen Antrag, den 
die SPD im Bundestag vorgelegt hat, sagt sie in ihrem 
Wahlprogramm zur Umweltbildung kein einziges 
Wort . Das ist schon erstaunlich. Es hängt wohl damit 
zusammen, daß sie dort Nebelkerzen wirft. Sie sagen 
lediglich: Wir wollen weniger Bürokratie, wir wollen 
die Steuern senken. Dann bringen Sie hier einen An-
trag ein, der letztlich zu mehr Bürokratie, zu neuen 
Institutionen und zu neuen finanziellen Belastungen 
führt. Damit erweist die SPD ihrer Glaubwürdigkeit 
und der Umweltbildung einen schlechten Dienst. 

(Jörg Tauss [SPD]: Was sagt Ihr Wahlpro

-

gramm?) 

Als drittes möchte ich noch auf die Forderung der 
SPD eingehen, die vielfältigen Aktivitäten der Bun-
desregierung für die Umweltbildung und zugunsten 
einer nachhaltigen Nutzung der Natur in allen Le-
bensbereichen sozusagen chemisch rein im Haushalt 
darzustellen. 

(Horst Kubatschka [SPD]: „Chemisch rein" 
gibt es nicht! Herr Kollege, das ist unwis

-

senschaftlich!) 

Ich finde, das ist eine unsinnige Forderung. Denn ein 
sorgsamer Umgang mit der Natur kann ebenso wie 
viele andere Dinge niemals isoliert betrachtet wer-
den. Vielmehr kann er letztlich nur fächer- und the-
menübergreifend dargestellt werden. 

Der Schutz von Natur und Umwelt ist nur im Rah-
men einer Grundsatzhaltung zu verwirklichen, in der 
sich jeder Bürger seiner Verantwortung für sich 
selbst und für andere bewußt ist. Diese Verantwor-
tung kann nicht aus zentralistischen Programmen, 
wie von der Opposition gefordert, sondern letztlich 
nur aus der Ehrfurcht jedes einzelnen vor dem Leben 
und vor der Schöpfung erwachsen. Es kommt in der 
Umweltbildung ja weniger auf das Wissen an als auf 
das Handeln, und zwar darauf, wie ich selbst han-
dele, nicht darauf, was ich dem anderen vorschreiben 
möchte. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Deshalb meine Bitte: Ziehen Sie von der SPD Ihren 
bürokratischen und kleinmäklerischen Antrag zu-
rück, und lassen Sie uns statt dessen gemeinsam für 
eine Umweltbildung eintreten, die dem Grundsatz 
der Subsidiarität entspricht, die von den Bürgern an-
genommen wird, statt von oben gesteuert wird, und 
die deshalb erfolgreich ist, weil sie ein Anliegen der 
Bürger selbst ist! 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 
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Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Ecka rt  Kuhlwein. 

Eckart  Kuhlwein (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Schade, Herr Kollege Ma-
yer, aber es ist schon ein Ausdruck von besonderer 
Schlichtheit, wenn Sie unseren Antrag und die heu-
tige Debatte für Wahlkampf halten. Ich hatte Sie se-
riöser eingeschätzt und eigentlich auch seriöse Bei-
träge von Ihrer Seite erwartet. Selbst Ihre eigene 
Bayerische Staatsregierung ist, was diese Themen 
angeht, weiter. Wir haben neulich eine Veranstaltung 
in Ihrer Landesvertretung genießen dürfen, wo sich 
zeigte, daß dort  zumindest eine ganze Menge Pro-
blembewußtsein vorhanden ist. 

Für meine vermutlich letzte Rede nach sechs Legis-
laturperioden im Deutschen Bundestag habe ich mir 
ein Thema aussuchen dürfen, das mich in diesem 
Haus viele Jahre lang beschäftigt hat, als Bildungs-
politiker in verschiedenen Funktionen, dann als Um-
weltpolitiker und zuletzt als Haushälter, nämlich das 
Thema: Wie können die Menschen dafür gewonnen 
und befähigt werden, für sich und für nachfolgende 
Generationen aktiv eine lebenswerte Zukunft zu ge-
stalten? 

Im Minderheitsbericht der Enquete-Kommission 
„Bildung 2000" des Bundestages, die ich in der 
11. Wahlperiode leiten durfte, haben wir 1990 der Bil-
dung die überragende Bedeutung für ökologisch be-
wußtes Leben und Arbeiten zugeschrieben. Wir ver-
langen dort  Lernprozesse, die Umweltbewußtsein, 
Umweltethik und Wahrnehmungsfähigkeit fördern 
sollen, und die Bereitschaft, ökologisches Wissen und 
umweltrelevante Fähigkeiten auch einzusetzen. Im 
Einleitungskapitel des Berichts heißt es wörtlich: 

Was wäre es für ein Ziel, wenn in jungen Men-
schen die Bereitschaft und die Fähigkeit gestärkt 
würde, für die eine Welt verantwortlich zu han-
deln und der Vernichtung der natürlichen Le-
bensgrundlagen der Menschheit entgegenzuwir-
ken und so die Auslöschung der Welt durch falsch 
verstandenen Fortschritt zu verhindern! 

Meine Damen und Herren, das müßte auch heute 
noch ein Ziel von Bildung und Ausbildung sein. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

1992 habe ich gemeinsam mit der Kollegin Ul rike 
Mehl in diesem Haus einen Antrag „Umweltbildung 
und Umweltwissenschaften" eingebracht, der ein 
mit den Ländern abgestimmtes Programm zur Veran-
kerung der Umweltbildung in allen Bildungsberei-
chen und die Verabschiedung eines „Gesamtkon-
zepts Umweltbildung" der Bund-Länder-Kommission 
für Bildungsplanung und Forschungsförderung ge-
fordert hat. Seitdem gibt es das Thema Umweltbil-
dung trotz der begrenzten Kompetenzen im Bundes-
tag. Und, Herr Kollege Päselt, bei aller Begrenztheit 
der bundespolitischen Kompetenzen: Etwas mehr 
Engagement der Bundesregierung in Wahrnehmung 

ihrer gesamtstaatlichen Verantwortung hätten wir 
auch in diesem Bereich erwarten dürfen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Die Bedeutung, die die Bundesregierung diesem 
Thema beimißt, zeigt sich ja auch da rin, daß weder 
Herr Rüttgers noch Frau Merkel an dieser Debatte 
teilnimmt. Nun weiß ich ja als früherer Parlamentari-
scher Staatssekretär, der ich vorübergehend war, wie 
sehr Parlamentarische Staatssekretäre es begrüßen, 
wenn sie hier auch mal ihre Häuser vertreten dürfen. 
Aber ich erinnere mich auch daran: Wenn zu unserer 
Zeit ein Thema wirklich wichtig war, dann war es 
Chefsache. - Der Umkehrschluß ist wohl berechtigt. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

1994 haben wir kurz vor dem Ende der Legislatur-
periode im Bundestag einstimmig beschlossen, daß 
die verschiedenen politischen Initiativen zu einer 
verstärkten Umweltbildung „jetzt weiterentwickelt, 
gebündelt und schrittweise umgesetzt werden" müß-
ten. 

Vier Jahre später steht das Thema nun wieder auf 
der Tagesordnung. Und die Antworten der Bundesre-
gierung auf unsere Große Anfrage und im Bericht be-
stätigen, daß trotz des in der Zwischenzeit gewachse-
nen Problembewußtseins unsere Feststellung von da-
mals noch immer gilt: 

Bildung und Wissenschaft sind heute trotz einer 
Reihe positiver Aktivitäten in Ausbildungsbetrie-
ben, Schulen, Hochschulen und Forschungsein-
richtungen noch immer unzureichend auf die 
globalen ökologischen Herausforderungen vor-
bereitet ... 

Weil es meine letzte Rede in diesem Hohen Hause 
sein wird, darf ich mir vielleicht auch einige grund-
sätzliche Überlegungen erlauben. Seit dem Erdgipfel 
in Rio 1992 sprechen Umweltpolitiker in allen Län-
dern von der nachhaltigen oder dauerhaft umwelt-
verträglichen Entwicklung und dem Beginn einer 
neuen globalen Pa rtnerschaft. „Die Menschheit steht 
an einem entscheidenden Punkt ihrer Geschichte", 
heißt es in der Präambel der Agenda 21, dem Hand-
lungsprogramm von mehr als 170 Unterzeichnerstaa-
ten für das nächste Jahrhundert. Do rt  heißt es weiter 
wörtlich: 

Wir erleben eine zunehmende Ungleichheit zwi-
schen Völkern und innerhalb von Völkern, eine 
immer größere Armut, immer mehr Hunger, 
Krankheit und Analphabetentum sowie eine fort-
schreitende Zerstörung der Ökosysteme, von de-
nen unser Wohlergehen abhängt. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich habe bewußt 
gesagt: Davon sprechen Umweltpolitiker und natür-
lich auch viele Bildungsexperten. Aber dann hört das 
meistens auch schon auf. In Regierungserklärungen 
ist von Nachhaltigkeit selten die Rede, höchstens als 
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Ausdruck der Hoffnung auf nachhaltiges Wachstum 
zum Beispiel der Steuereinnahmen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Die alles entscheidende Frage wird nicht gestellt, 
nämlich die Frage, wie unser am Wachstum orientier-
tes Wirtschaften garantieren kann, daß kommende 
Generationen auf diesem Globus die gleichen Le-
benschancen haben wie wir, die Frage, ob unser 
Wohlstandsmodell dauerhaft funktionieren kann und 
ob es gleichzeitig noch auf Südostasien und auf an-
dere Regionen der Welt übertragen werden kann. 
Die Frage der Agenda 21 nach der Notwendigkeit 
neuer Wertorientierungen und neuer nachhaltiger 
Lebensstile und Wirtschaftsformen wird in den Re-
gierungserklärungen weder gestellt noch beantwor-
tet. 

Ein aktuelles Beispiel für unseren kollektiven Ver-
drängungsprozeß ist der spektakuläre Streit um den 
Benzinpreis von fünf Mark. Natürlich ist die Frage 
an die Grünen berechtigt, ob jetzt Schocktherapie an 
die Stelle von Umweltbildung treten soll. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Pädago

-

gisch war das nicht!) 

- Genau, Kollege Catenhusen. 

Aber daß die Union alle eigenen Erkenntnisse 
ganz schnell vergißt, um wahltaktische Vorteile zu 
gewinnen, das ist nicht nur unaufrichtig, das straft 
alle offiziellen Bekenntnisse zur Nachhaltigkeit Lü-
gen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Da muß man ja beinahe Frau Merkel und Herrn 
Schäuble danken, daß sie sich nicht auch die Tank-
pistole an den Kopf gesetzt und ökologischen Selbst-
mord gemacht haben. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege 
Kuhlwein, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Eckart  Kuhlwein (SPD): Ich gestatte gern eine Zwi-
schenfrage, insbesondere wenn sie vom Kollegen 
Koppelin kommt. 

Jürgen Koppelin (F.D.P.): Herr Kollege Kuhlwein, 
da Sie ja nun Beispiele bringen und wir über die Um-
weltbildung diskutieren: Teilen Sie meine Auffas-
sung, daß man natürlich gerade in dem Bereich von 
Beispielen leben kann? Sie haben ein Beispiel ge-
nannt. Ich will einmal drei andere kurze Beispiele 
nennen: Zum Beispiel fliegt der Umweltminister des 
Landes Schleswig-Holstein, der ja den Grünen ange-
hört, mit dem Hubschrauber zu einer Nordseeinsel, 
obwohl dort  Flugverbot besteht. Oder er stimmt im 
Kabinett morgens für den Bau der A 20, um wenige 

Stunden später mit dem Dienstwagen zur Demo zu 
fahren, die natürlich dagegen ist. 

(Horst Kubatschka [SPD]: Was wollten Sie 
denn fragen?) 

Oder: Im rot-grünen Koalitionsvertrag aus Schles-
wig-Holstein wollen Sie eine bestimmte Entensorte 
schützen, nämlich die Eiderenten, weil sie, wie Sie 
schreiben, auf Muschelbänken leben sollen, obwohl 
diese Enten dort pa rtout nicht hinwollen. - Das sind 
schöne Beispiele, die man bezüglich der Umweltbil-
dung nennen kann. 

Eckart  Kuhlwein (SPD): Herr Kollege Koppelin, alle 
Ihre Einlassungen machen nur eines deutlich: daß 
Sie auf Biegen und Brechen mit der F.D.P. in die 
schleswig-holsteinische Landesregierung wollen. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, unabhängig vom Wahl-
kampf bleibt es doch Tatsache, daß bei uns die Ener-
giekosten zu niedrig und die Arbeitskosten zu hoch 
sind. Diese Tatsache können auch der CDU-General-
sekretär oder die bayerische CSU nicht außer Kraft 
setzen. Erst in dieser Woche hat der europäische Un-
ternehmerrat für eine nachhaltige Energiezukunft 
gerade die deutsche Politik aufgefordert, voraus-
schauend und mutig das Steuer- und Subventionssy-
stem nach ökologischen Gesichtspunkten zu moder-
nisieren. Ich hoffe, daß die Frage der ökologischen 
Steuerreform nicht durch den handwerklich nicht 
sehr geschickten Vorstoß der Grünen und Ihre nicht 
besonders erfreuliche Perspektive nachhaltig bestä-
tigt worden ist. 

(Beifall bei der SPD sowie des Abg. Rolf 
Kutzmutz [PDS]) 

Dabei ist die Frage nach den Energiekosten und 
der ökologischen Steuerreform nur ein Aspekt der 
notwendigen ökologischen Wende. Diese Wende 
muß nicht nur in den politischen Rahmenbedingun-
gen und in den Strukturen, sie muß auch in den Köp-
fen stattfinden. Wie es in Kapitel 4 der Agenda 21 
heißt, brauchen wir eine Veränderung der Konsum-
gewohnheiten. Wir brauchen politische Angebote 
für die ökologische Modernisierung der Industriege-
sellschaft, und wir müssen dafür um Mehrheiten wer-
ben. 

Umweltbildung versucht auf diese Weise nicht nur 
die Veränderung individuellen Verhaltens - Herr 
Kollege Mayer, das wäre zuwenig -, sie wird zugleich 
zur politischen Bildung. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Wie es gute politische Bildung tun sollte, aktiviert sie 
Bürgerinnen und Bürger, ihre demokratischen Betei-
ligungsrechte wahrzunehmen und in Bürgerinitiati-
ven, in Umwelt- und Naturschutzverbänden, 

(Dr. Martin Mayer [Siegertsbrunn] [CDU/ 
CSU]: Jawohl!) 
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in gesellschaftlichen Organisationen und nicht zu-
letzt - das wünschen wir uns alle - in den politischen 
Parteien mitzumachen. Auch die These, die ich eben 
vorgetragen habe, ist in diesem Parlament schon 
1994 gemeinsam aufgeschrieben worden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich gehöre jetzt 
fast 22 Jahre dem Bundestag an. Ich habe mich be-
müht, für Chancengleichheit im Bildungssystem, für 
die Förderung der Schwächeren, für mehr Freiheit 
und Solidarität zu arbeiten. Ich habe immer auf der 
Seite derjenigen gestanden, die Wi rtschaft und Ge-
sellschaft in die Richtung einer nachhaltigen Ent-
wicklung umsteuern wollten. Ich habe deshalb für 
BAföG und Ausbildungsplätze und gegen unsinnige 
Großprojekte und gegen zerstörerischen Umgang 
mit der Natur gekämpft. Ich war immer ungeduldig; 
aber ich habe in den Jahren gelernt, daß „der Fo rt

-schritt eine Schnecke" ist, wie Günter Grass es for-
muliert hat. Ich habe erfahren dürfen, daß auch 
Schnecken sich bewegen. Das sage ich an die 
Adresse derjenigen, die als sogenannte Politikver-
drossene an den Institutionen unserer Demokratie 
verzweifeln wollen. 

Ich möchte zitieren, was der amerikanische Vize-
präsident Al Gore 1992 in seinem „Marshall-Plan für 
die Erde" am Schluß schreibt, obwohl auch er das 
nicht alles umgesetzt hat 

(Walter Hirche [F.D.P.]: „Nicht alles" ist 
gut!)  

- das ist gut, Herr Kollege Hirche -, weil er viel zuviel 
Konzessionen an mächtige Wirtschaftsverbände in 
seinem Land gemacht hat, wie es in unserem Land 
die übliche Art vor allem der Freien Demokraten ist, 
solche Rücksichten zu nehmen. 

(Dr. Karlheinz Guttmacher [F.D.P.]: Einer 
muß für Arbeitsplätze sorgen!) 

Al Gore also als F.D.P.- und Hirche-Epigone! Ich 
zitiere ihn trotzdem, weil das, was er 1992, als er 
noch nicht im Amt und Würden war, formuliert hat, 
nach wie vor richtig bleibt: 

Die Entscheidung liegt bei uns; auf dem Spiel 
steht die Erde. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich wünsche mir 
vom nächsten Deutschen Bundestag die richtigen 
Entscheidungen. 

(Beifall im ganzen Hause) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Lieber Herr Kol-
lege Kuhlwein, wenn das wirklich Ihre letzte Rede im 
Deutschen Bundestag war, was ich gar nicht glauben 
mag, dann möchte ich mich bei Ihnen im Namen des 
ganzen Hauses und auch im Namen der Menschen, 
die Sie gewählt haben und die Sie hier gut vertreten 
haben, herzlich für Ihre Rede und für die ganze Ar-
beit bedanken und Ihnen sagen, daß Sie uns fehlen 
werden. 

(Beifall) 

Das Wort hat jetzt die Staatssekretärin Wülfing. 

Elke Wülfing, Parl. Staatssekretärin beim Bundes-
minister für Bildung, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie: Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich möchte mich den Worten der Frau 
Präsidentin anschließen. Abgeordnete, die sich ge-
rade für das Thema Umwelt interessieren und sehr 
dafür einsetzen, haben auch dafür gesorgt, daß das 
Thema Umweltbildung diskutiert und für wichtig 
gehalten wird. 

Was das Thema Umwelt angeht, stehen wir in 
Deutschland so schlecht nicht da. Wenn es denn bei 
uns mit der Umwelt so schlecht bestellt wäre, wieso 
sind wir dann eigentlich bei den Exporten von Um-
welttechnik inzwischen vor den USA wieder die 
Nummer eins auf der Welt? 

(Jörg Tauss. [SPD]: Zufriedenheit ist der 
Feind allen Fortschritts!) 

Das, was Frau Burchardt und Herr Berninger hier 
gesagt haben, hat sicherlich seine Berechtigung, 
wenn man sich nur auf die Antwort der Bundesregie-
rung auf die Anfrage bezieht und nicht darüber hin-
aus einmal betrachtet, was seitdem noch alles pas-
siert ist. Herr Päselt hat ja recht: Es ist eine ganze 
Menge passiert. Ich habe ein bißchen den Eindruck, 
daß Sie unsere Antwort auf die Große Anfrage nicht 
richtig gelesen haben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, Umwelt-
bildung ist für uns ein unverzichtbarer Bestandteil ei-
ner vorsorgenden Politik zum Schutz von Natur und 
Umwelt. Dies ist in der Antwort der Bundesregierung 
auf die Große Anfrage noch einmal betont worden. 
Darüber besteht Einigkeit. Ich glaube, in diesem 
Punkt sind wir nicht weit auseinander. Umweltbil-
dung ist heute ebenso Bestandteil der Allgemein- 
nd Berufsbildung wie der außerschulischen Ju-
gend- und Erwachsenenbildung - dank engagierter 
Lehrer, engagierter Eltern und auch engagierter Er-
zieher. In klassischen Bildungseinrichtungen, in Ver-
bänden, in Vereinen und in der Familie ist Umwelt-
bildung heute Teil des täglichen Lebens. 

Es ist schon so - das hat auch Herr Berninger zuge-
geben -, daß sich die Bundesregierung diesem 
Thema sehr frühzeitig gewidmet hat und zahlreiche 
Forschungsaktivitäten durchgeführt hat. Wenn Sie, 
Herr Berninger, den Bildungsminister schon nicht lo-
ben, dann hätten Sie doch wenigstens einmal den 
Forschungsminister loben können. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich denke, die Bundesregierung hat sich seit Rio 
von Anfang an die Agenda 21, vor allem das Kapitel 
36, zu eigen gemacht. Sie zielt seit Jahren mit ihrer 
Politik auf die Umsetzung der Umweltbildung durch 
entsprechende Maßnahmen. Die Bundesregierung 
hat seit vielen Jahren Umweltbildung gefördert, wie 
beispielsweise: die Förderung von BLK-Modellversu-
chen zum Thema „Lebensraum Erde"; die Unterstüt-
zung der Clearingstelle Umweltbildung beim Deut-
schen Institut für Erwachsenenbildung in Frankfu rt ; 
verschiedene Gutachten des BUND zum Thema „Zu-
kunftsfähiges Deutschland - Ein Beitrag zur globalen 
nachhaltigen Entwicklung - Umsetzung im Bildungs-
bereich" ; die Analyse von Umweltstudiengängen im 
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Ingenieurbereich; die Förderung des OECD-Projek-
tes „Environment and School Initiatives". 

Des weiteren hat sich die Bundesregierung lange 
vor Rio für die Umweltbildung im beruflichen Aus-
bildungsbereich eingesetzt. Es ist nämlich nicht rich-
tig, Frau Burchardt und Herr Berninger, daß es in den 
Ausbildungsordnungen keine Vorschriften zur Um-
weltbildung gibt. Bereits seit Mitte der 80er Jahre ist 
der Umweltschutz in den Ausbildungsordnungen be-
rücksichtigt. Im Ap ril 1997 hat sich die Bundesregie-
rung mit den Sozialpartnern und den Ländern darauf 
verständigt, einen einheitlichen Mindeststandard bei 
der Umweltbildung für alle Ausbildungsberufe zu 
gewährleisten. 

Wir haben bei den Ausbildungsberufen - das gibt 
ja sogar die SPD zu - seit 1995 einen außerordentli-
chen Modernisierungsschub. Bei der Modernisierung 
bestehender und der Schaffung neuer Berufe wird 
der Umweltschutz über die genannten Mindestlern-
ziele hinaus dann berücksichtigt, wenn es in fachli-
cher Hinsicht erforderlich ist. 

Die Entwicklung in der beruflichen Bildung wurde 
und wird durch eine breite Palette von Modellversu-
chen flankie rt , die von der Umweltbildung für be-
nachteiligte Jugendliche bis zur Qualifizierung des 
Bildungspersonals reicht. Als Beispiele möchte ich 
hier nennen: 

Gezielte Förderung der beruflichen Umweltbil-
dung in den neuen Ländern. Vom Bundesinstitut für 
Berufsbildung wird ein Forschungs- und Entwick-
lungsprojekt „Umweltgerechte Berufsausbildung in 
den neuen Bundesländern - Maßnahmen zur Förde-
rung der Qualität beruflicher Umweltbildung" mit ei-
ner Laufzeit von 1995 bis Februar 1999 durchgeführt. 

Projekt zur Entwicklung und Erprobung von Quali-
fizierungsmaßnahmen für eine erfolgreiche Imple-
mentation von Umweltmanagementsystemen in 
Handwerksbetrieben in Düsseldorf und Oberhausen 
mit einer Laufzeit von 1996 bis Dezember 1999. 

Modellversuch in Berlin, der sich auf einen großen 
metallgewerblichen Berufsbereich im Handwerk be-
zieht. Am Beispiel der versorgungstechnischen Aus-
bildungsberufe werden umweltrelevante Unter-
richtsziele in Lernfeldern gebündelt und fachüber-
greifend Unterrichtsvorhaben entwickelt und er-
probt, die umweltgerechtes berufliches Handeln för-
dern. Dieser Modellversuch hat eine Laufzeit von 
1995 bis Mitte 1998. 

Aktuellstes Beispiel ist der aus BMBF-Mitteln ge-
förderte ökologisch orientierte Neubau einer überbe-
trieblichen Ausbildungsstätte für das Baugewerbe in 
Cottbus. Hierdurch soll der Umweltschutz erlebbar 
und für Ausbildungszwecke nutzbar gemacht wer-
den. 

Die Bundesregierung hat also viel für die Umwelt-
bildung getan. 

Aber - das hat Herr Päselt sehr richtig gesagt - Bil-
dung und vor allen Dingen Umweltbildung sind vor 
allem Ländersache. Auch diese, meine ich, sind dazu 
aufgefordert, hier einiges zu leisten. Zum Teil, wird es 
ja auch in den Schulen geleistet. 

Die Bundesregierung hat ja - auch das wissen Sie - 
schon 1989 darauf gedrängt, daß ein Konzept zur 
Umweltbildung in der Bund-Länder-Kommission für 
Bildungsplanung und Forschungsförderung einge-
bracht wird. Auch der Deutsche Bundestag hat sich - 
das ist eben gesagt worden - für einen schnellen Ab-
schluß sehr eingesetzt. 

Die Einigung Deutschlands hat die Prioritäten in 
der BLK zunächst verschoben. Das ist wohl wahr. In-
zwischen liegt aber, auch auf Drängen unseres Hau-
ses, das Konzept der BLK mit dem Titel „Orientie-
rungsrahmen - Bildung für eine nachhaltige Ent-
wicklung " zur Umweltbildung vor. 

(Vorsitz : Vizepräsident Hans-Ulrich Klose) 

Es hat, bevor dieses Konzept entwickelt werden 
konnte, natürlich einiges an Vorarbeiten geben müs-
sen. Denn die Spannweite des Begriffs „nachhaltige 
Entwicklung" ist ja besonders groß. Da gibt es kein 
Einheitskonzept. Es war deshalb für unser Haus 
wichtig, den Begriff der nachhaltigen Entwicklung 
für den Bildungsbereich etwas greifbarer zu machen, 
um hier konkrete Programme und Standards abzulei-
ten. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Um zu sachgerechten Lösungen zu kommen, hat 
die Bundesregierung ein Gutachten des Instituts für 
Pädagogik der Naturwissenschaften, des sogenann-
ten IPN, in Kiel in Auftrag gegeben. Die Ergebnisse 
dieses Gutachtens sind in das BLK-Konzept zur Um-
weltbildung eingeflossen. 

Das BLK-Konzept „Orientierungsrahmen - Bildung 
für eine nachhaltige Entwicklung" hat inzwischen 
die Projektgruppe Innovationen der BLK passiert und 
wird am 30. April im Ausschuß Bildungsplanung der 
BLK beraten. 

Ich begrüße es außerordentlich, daß jetzt ein klarer 
Orientierungsrahmen für die weitere Förderung der 
Umweltbildung vorliegt. Ich meine, daß es wichtig 
ist, die sechs Empfehlungen hier noch einmal zu nen-
nen, nämlich: erstens die Vernetzung bestehender 
Clearingstellen, zweitens die Einrichtung von Mo-
dellregionen, drittens die Durchführung eines BLK-  
Programms zur „Bildung für eine nachhaltige Ent-
wicklung", viertens die Veröffentlichung guter Pra-
xisbeispiele, fünftens die Durchführung von Kon-
gressen, sechstens der Bericht der BLK an die Regie-
rungschefs über die Umsetzung dieser Maßnahmen. 

Einen besonderen Stellenwert, finde ich, hat die 
dritte Empfehlung, nämlich ein BLK-Programm zur 
„Bildung für eine nachhaltige Entwicklung" durch-
zuführen. 

Bund und Länder haben ab 1998 die BLK-Einzel-
modellversuchsförderung auf eine Programmförde-
rung umgestellt. Das ist ja genau das, was auch Sie 
selbst empfohlen haben, Herr Berninger und Frau 
Burchardt. Wenn Sie das jetzt nicht hören wollen, ist 
das Ihr Bier, nicht meins. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Tilo Braune 
[SPD]: So spannend ist es nun wieder 

nicht!) 
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- Ob Sie das spannend finden oder nicht, ist mir rela-
tiv egal. Das, was Sie in Ihren Anträgen gefordert ha-
ben, machen wir längst. Insofern ist es für Sie viel-
leicht auch ganz spannend, das zu hören. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Wir brauchen eine solche Programmentwicklung. 
Das ist völlig richtig. Wir sind zur Zeit dabei, diese 
mit den Ländern zusammen zu erstellen. Wir sind da-
bei, die Länder davon zu überzeugen, daß die Bün-
delung der finanziellen Ressourcen richtig ist. Wir 
wollen für dieses Programm in den nächsten fünf 
Jahren immerhin 25 Millionen DM ausgeben. Das ist 
ja nicht geringzuschätzen. 

Wenn Herr Berninger versucht, Multimedia gegen 
Umweltbildung auszuspielen, dann kann ich dazu 
nur sagen: Man muß beides im Blick haben. Man 
muß das eine tun und darf das andere nicht lassen. 
Wenn wir hier nicht über Multimedia reden würden, 
dann würden wir ganz sicherlich einen sehr wichti-
gen Wirtschaftszweig, der zum Teil auch zur Umwelt-
bildung beiträgt, vernachlässigen. Ich meine, das 
kann es ja wohl nicht sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ich denke, es ist wichtig, darzustellen, daß seit der 
Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage 
zusätzlich einiges passiert ist. Was Sie in Ihren Anträ-
gen fordern, ist von der Bundesregierung inzwischen 
längst auf den Weg gebracht. Das Programm wird 
eine von Ihnen geforderte Vernetzung und eine Bün-
delung der Finanzen bringen. 

Ich glaube, da sind wir alle gemeinsam auf dem 
richtigen Weg, die Umweltbildung zu etwas zu ma-
chen, was in den Schulen, in den Kindergärten, in 
den Familien, in den Ausbildungsordnungen, in der 
Wirtschaft wirklich eine wichtige Ro lle spielt. Das ist 
unser gemeinsames Anliegen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Ich schließe die 
Aussprache. 

Es ist beantragt worden, den Entschließungsantrag 
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auf Drucksache 
13/10471 zu überweisen, und zwar zur federführen-
den Beratung an den Ausschuß für Bildung, Wissen-
schaft, Forschung, Technologie und Technikfolgen-
abschätzung und zur Mitberatung an den Ausschuß 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend sowie an 
den Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor-
sicherheit. Sind Sie damit einverstanden ? - Das ist 
der Fall. Dann ist die Überweisung so beschlossen. 

Interfraktionell wird die Überweisung der Vorlage 
auf Drucksache 13/10225 an die in der Tagesordnung 
aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Sind Sie 
auch damit einverstanden? - Das ist der Fall. Dann ist 
die Überweisung so beschlossen. Bei diesem Punkt 
soll die Federführung beim Ausschuß für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit liegen. Einver-
standen? - So ist es. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 6 auf: 

Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Haushaltsausschusses (8. Aus-
schuß) 

- zu dem Antrag des Bundesministeriums der 
Finanzen 

Entlastung der Bundesregierung für das 
Haushaltsjahr 1994 

- Vorlage der Haushaltsrechnung und Ver-
mögensrechnung des Bundes (Jahresrech-
nung 1994) - 

- zu der Unterrichtung durch den Bundes-
rechnungshof 

Bemerkungen des Bundesrechnungshofs 
1996 zur Haushalts- und Wirtschaftsfüh-
rung (einschließlich der Feststellungen zur 
Jahresrechnung des Bundes 1994) 

- Drucksachen 13/3437, 13/5700, 13/6153 
Nr. 1, 13/9799- 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Dieter Pützhofen 
Jürgen Koppelin 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung war für 
die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen. Mir 
ist aber mitgeteilt worden, daß alle Redner für diese 
Debatte ihre Beiträge zu Protokoll geben*). Kann ich 
davon ausgehen, daß das Haus damit einverstanden 
ist? - Das ist so. Dann schließe ich die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß-
empfehlung des Haushaltsausschusses zu dem An-
trag des Bundesfinanzministeriums zur Entlastung 
der Bundesregierung für das Haushaltsjahr 1994 und 
zu den Bemerkungen des Bundesrechnungshofes 
1996. Das ist die Drucksache 13/9799. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? - Die Gegenprobe! - 
Enthaltungen? - Die Beschlußempfehlung ist ein-
stimmig angenommen. 

Dann rufe ich den Tagesordnungspunkt 7 auf: 

Beratung der Großen Anfrage der Abgeordne-
ten Andrea Fischer (Berlin), Werner Schulz 
(Berlin), Marieluise Beck (Bremen) und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Soziale Dienste und geplanter ABM-Abbau in 
den neuen Bundesländern 

- Drucksachen 13/5795, 13/8237 - 

Es  liegt dazu ein Entschließungsantrag der Frak-
tion Bündnis 90/Die Grünen vor. 

Auch hier war nach einer interfraktionellen Verein-
barung für die Aussprache eine halbe Stunde vorge-
sehen. Ich höre, daß auch hier die Beiträge sämtlich 
zu Protokoll gegeben werden sollen **). Sind Sie da-
mit einverstanden? - Das freut mich. Weitere Wo rt

-meldungen liegen nicht vor. Dann schließe ich die 
Aussprache. 

*) Anlage 5 
**) Anlage 6 
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Wir kommen zur Abstimmung über den Entschlie-
ßungsantrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
auf Drucksache 13/10472. Wer stimmt für diesen Ent-
schließungsantrag? - Die Gegenprobe! - Enthaltun-
gen? - Der Entschließungsantrag ist mit den Stimmen 
der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen von SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen bei Stimmenthaltung 
der PDS abgelehnt. 

Ich rufe die Tagesordnungspunkte 8a und 8 b auf: 

a) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft 
(9. Ausschuß) zu dem Antrag der Abgeordne-
ten Dr. Christa Luft, Wolfgang Bierstedt, 
Dr. Barbara Höll, weiterer Abgeordneter und 
der Gruppe der PDS 

Für eine wirtschaftliche und ökologische Al

-

ternative in den neuen Bundesländern 

- Drucksachen 13/7519, 13/8580 - 

Berichterstattung: 
Abgeordnete Sabine Kaspereit 

b) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Arbeit und So-
zialordnung (11. Ausschuß) 

- zu dem Antrag der Gruppe der PDS 

Regelung von Ansprüchen und Anwart-
schaften aus zusätzlichen Versorgungen 
der DDR in einem spezifischen Versor-
gungsystem 

- zu dem Antrag der Gruppe der PDS 

Regelung von Ansprüchen und Anwart-
schaften aus den Systemen der Altersver-
sorgung der Deutschen Reichsbahn und 
der Deutschen Post der DDR 

- zu dem Antrag der Gruppe der PDS 

Regelung von Ansprüchen und Anwart-
schaften auf Renten für Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter des Gesundheits- und So-
zialwesens der DDR 

- zu dem Antrag der Gruppe der PDS 

Regelung von Ansprüchen und Anwart-
schaften auf berufsbezogene Zuwendun-
gen von Ballettmitgliedern aus der DDR 

- Drucksachen 13/7118, 13/7119 13/7536, 
13/8463, 13/9448 - 

Berichterstattung: 

Abgeordneter Uwe Lühr 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für 
die Aussprache eine halbe Stunde vorgesehen, wo-
bei die Gruppe der PDS fünf Minuten haben soll. - 
Ich höre keinen Widerspruch, dann ist so beschlos-
sen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wo rt  hat die Kolle-
gin Petra Bläss, PDS. 

Petra Bläss (PDS): Herr Präsident! Liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Heute abend liegen dem Hause 
fünf Anträge der PDS zu Problemen in den neuen 
Bundesländern zur Abstimmung vor. Obwohl sie alle 
aus dem Jahre 1997 stammen, zeigt die nüchterne Bi-
lanz: Die Probleme sind weiterhin aktuell und unerle-
digt. 

Nun haben auch fast alle anderen Parteien Aufbau 
bzw. Interessenve rtretung Ost auf die Fahnen des 
Wahlkampfes geschrieben bzw. zur Chefsache er-
klärt. Da wird es schwer erklärbar, warum Sie heute, 
wie zu erwarten, nicht unseren Forderungen zustim-
men werden. 

Was stört Sie im Antrag der PDS „Für eine wirt-
schaftliche und ökologische Alternative in den neuen 
Bundesländern" an solchen Forderungen wie dem 
Auf- und Ausbau regionaler Wirtschaftsstrukturen 
zwecks Erhaltung bestehender Arbeitsplätze und 
Schaffung neuer Beschäftigungsmöglichkeiten, da-
mit regionale Ressourcen genutzt und Transpo rte 
vermieden werden, oder der unverzüglichen Reform 
der Wirtschaftsförderung mit dem Ziel konsequenter 
Beschäftigungsorientierung oder der Stärkung der 
Finanzkraft der Kommunen, damit sie als öffentliche 
Auftraggeber und Investitionsträger spürbare Be-
schäftigungsimpulse auslösen können, oder an der 
Forderung, die Bildungsmisere oder den Ausbil-
dungsnotstand zu überwinden? 

Wie wichtig unsere fünf Forderungen nach neuen 
Wegen für eine sichere Bodenpolitik waren, zeigen 
die jüngsten Angriffe auf die Bodenreform. Wir for-
dern unmißverständlich Eigentumsbildung und 
Eigentumssicherung in Ostdeutschland statt fortge-
setzter Enteignung der Ostdeutschen. 

(Beifall bei der PDS) 

Ihre neuerlichen Bekundungen, sich für Ostinter-
essen stark zu machen, bleiben halbherzig. Trotz 
wohlklingender Absichtserklärungen, die innere 
Einheit zu vollenden, fehlt völlig der Wille, die zu-
sätzlichen Ansprüche auf Altersruhegelder aus der 
DDR wahren zu wollen. Sie können doch nicht ernst-
haft als Privilegien diskreditieren, daß für Angehö-
rige der wissenschaftlichen, medizinischen, techni-
schen und künstlerischen Intelligenz, Pädagoginnen 
und Pädagogen, Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
Behörden und aus dem gesellschaftlichen Bereich, 
für Angehörige von Polizei, Armee, Zo ll, der Deut-
schen Reichsbahn und der Deutschen Post, für Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter des Gesundheits- und 
Sozialwesens und nicht zuletzt für Ballettmitglieder 
in der DDR ähnlich strukturierte zusätzliche oder be-
sondere Versorgungen existierten wie in der Alt

-

Bundesrepublik. 

Diese Ansprüche jetzt nicht anzuerkennen und die 
Altersgefährtinnen und -gefährten Ost bei einem 
Drittel bis zur Hälfte der Bezüge gleicher oder ähnli-
cher Berufsgruppen West sitzenzulassen heißt eben, 
die innere Einheit nicht vollenden zu wollen. 

(Beifall bei der PDS) 

Eins steht fest: Betroffene, Verbände und Senioren-
vertretungen in Gewerkschaften werden diese Pro- 
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blematik zu einem Prüfstein für die kommenden 
Wahlen machen. Wie wollen Sie, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, da bestehen, wenn Sie heute zu den 
Anträgen der PDS, ein spezielles befristetes Versor-
gungssystem sui gene ris zu schaffen, nein sagen? Ist 
es nicht verlogen, wenn sich Ostabgeordnete aller 
anderen Parteien parteiübergreifend mit Vertreterin-
nen und Vertretern der Eisenbahnergewerkschaft zu-
sammensetzen, beteuern, sich um die Probleme zu 
kümmern, und dann heute, dem Fraktionszwang fol-
gend, zu den konkreten PDS-Vorschlägen nein sa-
gen? 

(Beifall bei der PDS) 

Wo bleiben dann wenigstens Ihre Aktivitäten, für be-
rentete Eisenbahnerinnen und Eisenbahner Ost eine 
Verordnung auf den Weg zu bringen? Wo bleibt Ihre 
Interessenvertretung Ost? 

(Jörg Tauss [SPD]: Das ist Geschichtsklitte

-

rung! - Andrea Fischer [Berlin] [BÜND

-

NIS 90/DIE GRÜNEN]: Bloß weil wir euch 
nicht zustimmen, haben wir trotzdem das 

Recht, das zu machen!) 

- Sie können gerne eine Zwischenfrage stellen. Dann 
hätte ich ein bißchen mehr Redezeit. 

(Beifall bei der PDS - Jörg Tauss [SPD]: Das 
wollen wir ja gerade nicht!) 

Bei allem müssen wir bedenken, daß es sich zum 
Teil um hochbetagte Menschen handelt, die von die-
sem Unrecht betroffen sind. Frau Kollegin Fischer, da 
Sie immer wieder sagen, hier gehe es nur um „Stasi

-

renten", möchte ich entgegnen: Sie wissen als Ren-
tenexpertin ganz genau, daß dieser Kampfbegriff ab-
solut unangemessen ist, wenn es um berechtigte An-
wartschaften geht. Außerdem geht es hier tatsächlich 
um einen weit größeren Betroffenenkreis. 

(Beifall bei der PDS) 

Der wird Ihnen sicher bei den kommenden Wahlen 
die entsprechende Quittung geben, wenn Sie ihn so 
mit dem Begriff „Privilegierte" diskreditieren. 

(Jörg Tauss [SPD]: Sie dürfen die Leute 
auch nicht belügen!) 

Für die PDS ist und bleibt es eine Selbstverständ-
lichkeit, die Festlegungen des Einigungsprozesses 
einzufordern. Wir werden es nicht zulassen, daß in 
der DDR gelebtes Leben weiter entwe rtet und diskri-
miniert wird. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ein Witz!) 

Die PDS verpflichtet sich in ihrem Wahlprogramm, 
beim verbliebenen Rentenstrafrecht, den vielen 
Überführungslücken und dem Versorgungsunrecht 
nicht lockerzulassen. Mit unserem Rostocker Mani-
fest haben wir ein Gesamtprojekt für einen zukunfts-
fähigen Osten in einer gerechten Republik vorgelegt. 

(Tilo Braune [SPD]: Da lachen ja die Hüh

-

ner!) 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Sie können sich 
darauf verlassen, daß wir auch im nächsten Bundes

-

tag diese Forderungen wieder stellen und Sie damit 
konfrontieren werden. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  hat der 
Kollege Manfred Grund, CDU/CSU. 

Manfred Grund (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Im Antrag der 
Gruppe der PDS zur Schaffung eines spezifischen 
Versorgungssystems, um die Ansprüche und Anwart-
schaften aus Sonder- und Zusatzversorgungssyste-
men der DDR zu regeln, wird unsere Verfassung, das 
Grundgesetz, bemüht. Bei der PDS heißt es: 

Es ist ein Verfassungsgebot (Artikel 3 und 14 
GG), gesetzlich zugesicherte, rechtmäßig erwor-
bene und auch mit der Einheit anerkannte An-
sprüche nicht erlöschen zu lassen, sondern Ver-
trauensschutz und Besitzstände zu wahren. 

Man sollte vorgewarnt sein, wenn die PDS das 
Grundgesetz bemüht. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Lachen bei der 
PDS) 

Denn in Ihrem Parteiprogramm rufen Sie zu nicht 
mehr, aber auch zu nicht weniger als zur Überwin-
dung der rechtsstaatlichen Ordnung in diesem Lande 
auf. 

(Dr. Barbara Höll [PDS]: Lächerlich!) 

Die PDS bemüht das Grundgesetz, um eine Un-
gleichheits- und Neiddebatte zu entfachen. Da wer-
den Versorgungsansprüche Ost und West wie Äpfel 
und Birnen verglichen. 

Im Antrag heißt es dazu: 

Die Versorgungsberechtigten in den neuen Bun-
desländern erhalten derzeit nur die gesetzliche 
Rente und nicht, wie ihre vergleichbaren Berufs-
kollegen im Altbundesgebiet, eine Gesamtver-
sorgung (Rente plus Zusatzversorgung) oder Pen-
sion. Der größte Teil der Versorgungsansprüche 
wird nicht überführt und daher nicht leistungs-
wirksam. 

Es wird noch verrückter, meine Damen und Her-
ren. Um diese Ungerechtigkeit mit Zahlen und Daten 
zu untersetzen, wird im Antrag der PDS beispielhaft 
vorgerechnet, daß ein Major der DDR nach 40 Dienst-
jahren als SGB-VI-Rente lediglich 2500 DM erhält, 
während der Major im Westen 5081 DM erhält. Dar-
aus abgeleitet wird im Antrag gefordert, die Major

-

rente Ost um mindestens 1000 DM zu erhöhen. 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Grund, gestatten Sie eine Zwischenfrage der Kolle-
gin Bläss? 

(Zurufe von der CDU/CSU: Nein!) 

Manfred Grund (CDU/CSU): Nein, ich möchte zu 
Ende ausführen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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Um die Redezeit günstig zu gestalten, besteht noch 
die Möglichkeit der Kurzintervention. 

Genau in der Größenordnung von zirka 1000 DM, 
um die Sie die Renten aus Sonder- und Zusatzversor-
gungssystemen aufstocken wollen, bewegen sich die 
Renten für Frauen in den alten Bundesländern. Übri-
gens soll dieses neue Versorgungssystem den Steuer-
zahler die Kleinigkeit von 1,3 Milliarden DM jährlich 
kosten, ohne daß Sie sagen, woher dieses Geld ge-
nommen werden soll. 

Meine Damen und Herren von der PDS, Ihre An-
träge sind nicht von dieser Welt. 

(Beifall bei der CDU/CSU - Dr. Barbara Höll 
[PDS]: Wir glauben ans Diesseits!) 

Es geht Ihnen auch nicht um die Interessen von 
Reichsbahnern, Postlern oder Ballettänzerinnen. Es 
geht Ihnen darum, Neid und Unzuf riedenheit in die-
sem Lande zu schüren und die innere Einheit nicht 
zum Tragen kommen zu lassen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Sie tragen eine Spaltung in diese Gesellschaft. PDS - 
Partei der Spaltpilze. 

(Widerspruch bei der PDS) 

Niemand von Ihnen, meine Damen und Herren, 
sitzt seines schönen Namens wegen im Deutschen 
Bundestag. Sie sind von den Genossinnen und Ge-
nossen der PDS losgeschickt worden, und die rekru-
tiert sich zu fast 100 Prozent aus ehemaligen Mitglie-
dern der SED. 

(Dr. Barbara Höll [PDS]: Von den Wählerin

-

nen und Wählern!) 

Meine Damen und Herren von der PDS, genau diese 
SED hat die Versorgungsansprüche und -anwart-
schaften von Postlern und Reichsbahnern in den 50er 
und 60er Jahren entwertet und auf Null gesetzt. 

(Petra Bläss [PDS]: Dafür bin ich persönlich 
verantwortlich!) 

Nehmen wir das Beispiel der Deutschen Reichs-
bahn; es ist hier angesprochen worden. Ansprüche 
und Anwartschaften der deutschen Eisenbahner auf 
eine erhöhte Altersversorgung sind historisch be-
gründet, und zwar durch die erhöhte Altersversor-
gung für nicht beamtete Eisenbahner aus dem Jahre 
1944. Während in der alten Bundesrepublik die per-
sönlichen Beitragsleistungen vom Arbeitgeber Deut-
sche Bundesbahn übernommen worden sind, sind in 
der Sowjetischen Besatzungszone und dann in der 
DDR Ansprüche und Anwartschaften aus der Alters-
versorgung der alten und weitergeführten Deutschen 
Reichsbahn enteignet worden. Die Enteignung ha-
ben nicht wir durchgeführt, die haben Sie durchge-
führt. 

(Dr. Barbara Höll [PDS]: Und was machen 
Sie mit den Alten?) 

Erst 1956 wurde mit der Wiedereinführung der Al-
tersversorgung der Deutschen Reichsbahn in der 
DDR an die Tradition angeknüpft. Wer sich mit der 
Thematik beschäftigt - das haben alle Parteien in 

diesem Hause getan -, weiß, daß bei der Überfüh-
rung der Altersversorgung der Deutschen Reichs-
bahn eine Regelungslücke entstanden ist, die ge-
schlossen werden sollte. 

(Dr. Barbara Höll [PDS]: Wann denn?) 

Die dafür notwendige Finanzierung kann allerdings 
nicht im Rahmen der gesetzlichen Rentenversiche-
rung aufgebracht werden, sondern sollte analog den 
Versorgungsregelungen der Deutschen Bundesbahn 
aus dem Bundeseisenbahnvermögen erfolgen. 

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge

-

ordneten der F.D.P. und der Abg. Andrea 
Fischer [Berlin] [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ

-

NEN]) 

Dies wird auch von den Reichsbahnern so gesehen, 
mit denen alle demokratischen Parteien dieses Hau-
ses Gespräche geführt haben. 

(Zurufe von der PDS: Oh!) 

Realistischerweise wird es in dieser Wahlperiode 
keine Gesetzesänderung mehr geben. Aber aufge-
schoben ist nicht aufgehoben. Es gibt einen breiten 
Konsens, dieses Thema in der kommenden Wahlperi-
ode auf die Agenda zu heben. 

Mit der Überführung von 4 Millionen Bestandsren-
ten in die gesetzliche Rentenversicherung ist die 
wohl größte sozialpolitische Leistung im Zuge des Ei-
nigungsprozesses geschehen. Zusätzlich waren zirca 
4 Millionen Anwartschaften und Ansprüche aus den 
mehr als 50 Sonder- und Zusatzversorgungssystemen 
zu übertragen. Daß es bei so vielen Anwartschaften 
Ungerechtigkeiten und zum Teil auch Probleme oder 
Ungereimtheiten gibt, ist, glaube ich, verständlich 
und auch erklärlich. Doch der Gesetzgeber hat nicht 
geschlafen. Die Rentner müssen nicht warten, 

(Dr. Barbara Höll [PDS]: Doch!) 

bis Sie ihnen auf die Sprünge helfen. Wir haben zum 
1. Januar 1997 mit der Änderung des Renten-Über-
leitungsgesetzes 75 000 Bestandsrenten, die bisher 
unter eine Kappungsgrenze gefallen sind, aus dieser 
Kappung herausgenommen. Die Interessen der Rent-
ner in den neuen Bundesländern sind bei der Koali-
tion am besten aufgehoben. 

(Lachen bei der PDS) 

Anträge und Forderungen, die völlig unrealistisch 
sind, wie die vorliegenden von der PDS, sind kontra-
produktiv und nützen den Beteiligten nicht, sondern 
schaden eher. Wir werden diese Anträge ablehnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Widerspruch bei der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort hat die 
Kollegin Andrea Fischer, Bündnis 90/Die Grünen. 

Andrea Fischer (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Seit vier Jahren beschäftige ich mich mit der Renten-
überleitung - und das als Westlerin, womit ich allein 
schon der lebendige Beweis dafür bin, daß das Vorur- 
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teil nicht stimmt, Westler würden sich für Ostfragen 
nicht interessieren. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Lachen bei der PDS) 

- Ich glaube, das muß man Ihnen öfters sagen. - Aber 
je länger ich mich damit beschäftige und je länger 
ich die spätabendlichen Debatten darüber verfolge, 
um so mehr komme ich zu der Überzeugung, daß es 
ein völlig irriges Unterfangen ist, die Auseinander-
setzung über die DDR-Vergangenheit und über die 
verschiedenen Biographien an Hand der Rentenpoli-
tik führen zu wollen. 

(Beifall der Abg. Birgit Homburger [F.D.P.] 
und des Abg. Horst Kubatschka [SPD]) 

Wir haben deswegen auch den Versuch abgelehnt, 
die Renten wegen Staatsnähe kürzen zu wollen, weil 
wir auch dort  gesagt haben: So werdet ihr keine Ver-
gangenheitspolitik machen. - Genauso lehnen wir 
jetzt den Versuch ab, eine vermeintliche Gerechtig-
keit herstellen zu wollen, indem bestimmte Perso-
nengruppen im nachhinein höhere Rentenanwart-
schaften bekommen, womit Grundentscheidungen, 
die beim Renten-Überleitungsgesetz getroffen wor-
den sind, noch einmal in Frage gestellt werden. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Wir haben Verständnis für einzelne Probleme, die 
dort  entstanden sind. Der Kollege Grund hat gerade 
von den Problemen bei der Eisenbahnerversorgung 
gesprochen. Ich weise nachdrücklich darauf hin: 
Wenn es hier interfraktionelle Gespräche mit den Be-
troffenen gibt und die Suche nach einer Lösung mit 
dem Renten-Überleitungsgesetz vereinbar ist, dann 
ist das verantwortliche Politik. Es ist nicht zynisch, 
gegen anderslautende Vorschläge der PDS zu sein, 
sondern ein gutes demokratisches Recht. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU, der SPD und der F.D.P.) 

Die PDS argumentiert hier die ganze Zeit, sie wolle 
nachträglich Gerechtigkeit herstellen. Wir haben uns 
sehr genau mit der Frage beschäftigt, ob man das auf 
diesem Wege tun kann. Die PDS möchte für Men-
schen, die in dem öffentlichen Dienst im Westen ver-
gleichbaren Berufen gearbeitet haben, die Zusatzver-
sorgung des öffentlichen Dienstes bzw. eine Beam-
tenversorgung im nachhinein einführen. Wie, bitte 
schön, erklären Sie es jungen Leuten in Ostdeutsch-
land, die jetzt im öffentlichen Dienst arbeiten und 
nicht mit einem Pfennig eine Anwartschaft für eine 
Zusatzversorgung des öffentlichen Dienstes erwer-
ben, daß sie mit ihren Steuergeldern jetzt für eine 
nachträgliche Einführung einer Zusatzversorgung im 
öffentlichen Dienst für Rentner eintreten sollen? 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Ich kann nicht entdecken, daß auf diese A rt  und 
Weise das Ostinteresse gewahrt wird, sondern ich 
glaube, daß das eher ein Punkt ist, an dem zu lernen 
ist, daß auch im Osten höchst unterschiedliche Inter

-

essenlagen bestehen, die man in einen klugen Aus-
gleich bringen muß. 

(Beifall des Abg. Uwe Lühr [F.D.P.]) 

Die Vorschläge der PDS taugen überhaupt nicht 
dazu, diesen klugen Interessenausgleich zu finden. 

Die PDS hat natürlich, wie es alle tun, die solche 
Sachen machen würden - das würde ich sicherlich 
auch so machen -, darauf verwiesen, wie hoch die 
Rente einer Kindergärtnerin ist und wie man sie auf-
stocken muß. Wir haben in der ersten Lesung der Ge-
setzentwürfe schon einmal darüber gesprochen: Da 
werden Zahlen über die Versorgung einer Kinder-
gärtnerin im Westen genannt, die jenseits aller Reali-
tät sind und mit dem Ganzen überhaupt nichts zu tun 
haben. Dieser Vergleich taugt nicht. 

Vor allem aber können Sie nicht darüber hinweg-
täuschen, daß die meisten Menschen, die von Ihren 
Vorschlägen profitieren würden, jetzt schon deutlich 
über dem Durchschnitt liegende Renten in Ost-
deutschland haben. Da ist dann doch die Frage er-
laubt: Ist das unter den gegenwärtigen Bedingungen 
- das Geld fällt nicht vom Himmel -, bei denen genau 
überlegt werden muß, woher wir es nehmen, wer es 
braucht und wem wir es geben müssen, eine zielfüh-
rende Sozialpolitik? Es gibt niedrige Renten in Ost- 
und in Westdeutschland. Do rt, wenn überhaupt, ha-
ben wir das sozialpolitische Problem und nicht bei 
den hohen Renten. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der CDU/CSU sowie bei Abgeord

-

neten der SPD) 

Grundsätzlich - das sei noch abschließend gesagt - 
ist es eine rückwärts gewandte Politik, die die PDS 
hier betreiben will. Wir haben in der gesetzlichen 
Rentenversicherung einen gewaltigen Reformbedarf, 
der sowohl den Osten wie auch den Westen betrifft. 
Hier spielt die Musik in den nächsten Jahren und 
nicht bei einer rückwärtsgewandten Politik, mit der 
die PDS vermeintliche Gerechtigkeit herstellen will. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
bei der CDU/CSU und der F.D.P. sowie bei 

Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Das Wort  zu 
einer Kurzintervention hat die Kollegin Petra Bläss. 

Petra Bläss (PDS): Herr Kollege Grund, da Sie 
meine Zwischenfrage leider nicht zugelassen haben, 
muß ich Sie jetzt im nachhinein fragen. Sie haben un-
terstellt, daß unser Vergleich, der die Versorgungsan-
sprüche in Ost und West betrifft, ein Vergleich zwi-
schen Äpfeln und Birnen sei. Ich gebe einmal die 
Frage zurück: Ist nicht der Vergleich der Höhe der 
Bezüge in der gesetzlichen Rentenversicherung zwi-
schen Ost und West, der vom Bundesarbeitsminister 
Blüm immer wieder gebetsmühlenhaft wiederholt 
wird, gerade auch ein Vergleich zwischen Äpfeln 
und Birnen? 

Sie als Sozialexperte Ihrer Partei wissen ja nur zu 
gut, daß die gesetzliche Rentenversicherung im We- 
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sten nur eine Säule der Alterssicherung ist. Daneben 
gibt es die Beamtenversorgung, die beruf ständischen 
Versorgungsrenten, die Betriebsrenten und vieles 
andere mehr. Die Systementscheidung aus dem Ren-
ten-Überleitungsgesetz aus dem Jahr 1991 beinhal-
tete, sämtliche Versorgungsansprüche, die in der 
DDR erworben wurden, in das SGB VI, also allein in 
die gesetzliche Rentenversicherung, zu überführen. 
Das heißt, in der gesetzlichen Rentenversicherung 
sind im Osten alle drin: vom Herrn Professor bis zur 
Mindestrentnerin aus der ehemaligen DDR. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

- Ach, hören Sie doch auf mit Ihren blöden Stasivor-
würfen! Stellen Sie bitte noch eine Frage, oder geben 
Sie einen ordentlichen Debattenbeitrag! Das ist der-
maßen unqualifiziert . 

Es geht hier um zu DDR-Zeiten erworbene Anwart-
schaften. Ich denke, eine Debatte über die notwen-
dige Bewältigung der Stasivergangenheit führen wir 
auf anderen Ebenen, aber nicht im Sozialrecht. Das 
bekunden Sie beim Wahlkampf im Osten übrigens 
auch immer wieder. 

Die von der PDS vorgeschlagene Lösung eines be-
fristeten Versorgungssystems sui gene ris 

(Birgit Homburger [F.D.P.]: Was heißt das 
denn auf deutsch?) 

geht von der richtigen Schlußfolgerung aus, daß es 
unmöglich ist, die jetzt rentennahen Jahrgänge bzw. 
die Bestandsrentnerinnen und Bestandsrentner in 
das Beamtenversorgungsrecht einzuschieben. Das 
geht ja gar nicht. Deshalb schlagen wir ein befristetes 
Versorgungssystem vor. 

Herr Kollege Grund, zu Ihrem billigen Einlaß, daß 
uns die Genossinnen und Genossen irgend etwas 
aufgetragen hätten: Sie wissen genau, daß die SED 
2,3 Millionen Mitglieder hatte. Die PDS hat derzeit 
knapp über 100 000 Mitglieder. Wo der Rest abge-
blieben ist, können Sie sich ja selber einmal fragen. 
Davon sind genug auch in den Reihen Ihrer Partei 
gelandet. 

(Beifall bei der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Herr Kollege 
Grund. 

Manfred Grund (CDU/CSU): Herr Präsident! Frau 
Kollegin Bläss, rufen wir uns noch einmal das Ren-
ten-Überleitungsgesetz und die dem Renten-Überlei-
tungsgesetz zugrundeliegenden Kriterien in Erinne-
rung: 

(Petra Bläss [PDS]: Das ist nicht die Frage!) 

Es ging darum, was mit 4 Millionen Rentnern in den 
neuen Bundesländern geschehen sollte, nachdem 
eine Volkswirtschaft ruiniert und zusammengebro-
chen war und alle Versorgungsansprüche, die zu 
DDR-Zeiten erworben wurden, null und nichtig wa-
ren. Der Gesetzgeber, der Bundestag, hat damals be

-

schlossen, alle Ansprüche und Anwartschaften in die 
gesetzliche Rentenversicherung zu überführen. 

(Petra Bläss [PDS]: Das stellen wir nicht in 
Frage!) 

Wir hätten lange zuwarten können, bis zum Bei-
spiel berufständische Versorgungswerke die Versor-
gungsansprüche von Rechtsanwälten oder Ärzten 
übernommen hätten. Sie hätten wahrscheinlich 
einige Jahre überhaupt keine Rente bezogen, wenn 
der Gesetzgeber hier nicht gehandelt hätte. Das 
gleiche gilt für die von Ihnen angesprochenen Profes-
soren. In den alten Bundesländern finanzieren die 
Länder die Pensionen und die Versorgungsansprü-
che der Professoren. Die Länder waren auf dem 
Gebiet der ehemaligen DDR noch gar nicht wieder 
gegründet, als es darum ging, Rentenzahlungen zu 
leisten. Uns blieb damals gar nichts anderes übrig. 
Die meisten Rentner haben es auch dankbar auf-
genommen, einschließlich meiner Mutter, die nicht 
mit Äpfeln und Birnen von der DDR in die Rente 
geschickt wurde, sondern mit Dörrobst. 

(Beifall bei der CDU/CSU und dem 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Beifall des 

Abg. Rolf Kutzmutz [PDS]) 

Sie ist nämlich mit 340 DM Rente von Ihnen in das 
Jahr 1989/90 geschickt worden. 

Mir kommt Ihr Verhalten und das Verhalten der 
PDS manchmal vor wie das Verhalten von jemandem, 
der ein Haus anzündet, die Feuerwehr nach Kräften 
beim Löschen hindert und sich dann über Wasser-
schäden beschwert. Sie haben 4 Millionen Rentner in 
eine völlig ungewisse Zukunft entlassen. Wenn diese 
Bundesrepublik und die Solidarität der westdeut-
schen Beitragszahler für Ostdeutschland nicht gewe-
sen wären, die wir noch heute brauchen - ungefähr 
17 Milliarden DM brauchen wir jedes Jahr für die ge-
setzliche Rentenversicherung -, dann würde ich 
gerne einmal sehen, was die Rentner in den neuen 
Bundesländern Ihnen sagen würden. Denn Sie ha-
ben deren Lebensperspektive 40 Jahre lang entwer-
tet. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Widerspruch bei der PDS) 

Vizepräsident Hans-Ulrich Klose: Die Kollegin 
Rennebach, die Kollegen Türk und Dr. Pohler sowie 
der Parlamentarische Staatssekretär Kolb geben ihre 
Beiträge in dieser Debatte zu Protokoll.*) 

Damit schließe ich die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Beschluß-
empfehlung des Ausschusses für Wirtschaft zu dem 
Antrag der Gruppe der PDS zu einer wirtschaftlichen 
und ökologischen Alte rnative in den neuen Bundes-
ländern. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag auf 
Drucksache 13/7519 abzulehnen. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? - Die Gegenprobe! - 
Enthaltungen? - Die Beschlußempfehlung ist gegen 
die Stimmen der Gruppe der PDS mit den Stimmen 
des Hauses im übrigen angenommen. 

*) Anlage 7 
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Beschlußempfehlung des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung zu dem Antrag der Gruppe der 
PDS zur Regelung von Ansprüchen und Anwart-
schaften aus zusätzlichen Versorgungen der DDR, 
Drucksache 13/9448, Buchstabe a. Der Ausschuß 
empfiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/7118 abzu-
lehnen. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - 
Die  Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Beschluß-
empfehlung ist gegen die Stimmen der Gruppe der 
PDS mit den Stimmen des Hauses im übrigen ange-
nommen. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung zu dem Antrag der Gruppe der 
PDS zur Regelung von Ansprüchen und Anwart-
schaften aus den-Systemen der Altersversorgung der 
Deutschen Reichsbahn und der Deutschen Post der 
DDR, Drucksache 13/9448, Buchstabe b. Der Aus-
schuß empfiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/7119 
abzulehnen. Wer stimmt für diese Beschlußempfeh-
lung? - Die Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Be-
schlußempfehlung ist gegen die Stimmen der 
Gruppe der PDS mit den Stimmen des Hauses im 
übrigen angenommen. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung zu dem Antrag der Gruppe der 
PDS zur Regelung von Ansprüchen und Anwart-
schaften auf Renten für Mitarbeiterinnen und Mitar

-

beiter des Gesundheits- und Sozialwesens der DDR, 
Drucksache 13/9448, Buchstabe c. Der Ausschuß 
empfiehlt, den Antrag auf Drucksache 13/7536 abzu-
lehnen. Wer stimmt für diese Beschlußempfehlung? - 
Die  Gegenprobe! - Enthaltungen? - Die Beschluß-
empfehlung ist gegen die Stimmen der Gruppe der 
PDS mit den Stimmen des Hauses im übrigen ange-
nommen. 

Beschlußempfehlung des Ausschusses für Arbeit 
und Sozialordnung zu dem Antrag der Gruppe der 
PDS zur Regelung von Ansprüchen und Anwart-
schaften auf berufsbezogene Zuwendungen von Bal-
lettmitgliedern aus der DDR, Drucksache 13/9448, 
Buchstabe d. Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag 
auf Drucksache 13/8463 abzulehnen. Wer stimmt für 
diese Beschlußempfehlung? - Die Gegenprobe! - 
Enthaltungen? - Die Beschlußempfehlung ist gegen 
die Stimmen der Gruppe der PDS mit den Stimmen 
des Hauses im übrigen angenommen. 

Wir sind damit am Schluß der heutigen Tagesord-
nung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf morgen, Freitag, den 24. April 1998, 
9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 21.28 Uhr) 
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Abgeordnete(r) 
. 
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brunn), Elisabeth 90/DIE 

GRÜNEN 
Antretter, Robert SPD 23. 4. 98 * 
Becker-Inglau, Ingrid SPD 23. 4. 98 
Behrendt, Wolfgang SPD 23. 4. 98 * 
Bindig, Rudolf SPD 23. 4. 98 * 
Blunck, Lilo SPD 23. 4. 98 * 
Carstensen (Nordstrand), CDU/CSU 23. 4. 98 
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Janssen, Jann-Peter SPD 23. 4. 98 
Junghanns, Ulrich CDU/CSU 23. 4. 98 * 
Klemmer, Siegrun SPD 23. 4. 98 
Kronberg, Heinz-Jürgen CDU/CSU 23. 4. 98 
Kurzhals, Christine SPD 23. 4. 98 
Lehn, Waltraud SPD 23. 4. 98 
Dr. Luft, Waltraud PDS 23. 4. 98 
Dr. Mahlo, Dietrich CDU/CSU 23. 4. 98 
Marten, Günter CDU/CSU 23. 4. 98 * 
Michels, Meinolf CDU/CSU 23. 4. 98 
Dr. Probst, Albe rt  CDU/CSU 23. 4. 98 * 
Purps, Rudolf SPD 23. 4. 98 
Reinhardt, Erika CDU/CSU 23. 4. 98 
Rübenkönig, Gerhard SPD 23. 4. 98 
Dr. Scheer, Hermann SPD 23. 4. 98 * 
Simm, Erika SPD 23. 4. 98 
Terborg, Margitta SPD 23. 4. 98 * 
Tröscher, Adelheid SPD 23. 4. 98 
Verheugen, Günter SPD 23. 4. 98 
Voigt (Frankfurt) SPD 23. 4. 98 
Karsten D. 

Anlagen zum Stenographischen Bericht (C) 

Abgeordnete(r) entschuldigt bis 
einschließlich 

Weisskirchen (Wiesloch), SPD 23. 4. 98 
Gert 

Wimmer (Neuss), Willy CDU/CSU 23. 4. 98 
Wittich, Berthold SPD 23. 4. 98 
Wohlleben, Verena SPD 23. 4. 98 
Zierer, Benno CDU/CSU 23. 4. 98 * 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 

Anlage 2 

Erklärung nach § 31 GO 
zur Abstimmung über die Beschlußempfehlung 
des Finanzausschusses zu den Unterrichtungen 

durch die Bundesregierung 
Beschluß der Bundesregierung zur Festlegung 
des Teilnehmerkreises an der Dritten Stufe 

der Europäischen Wirtschafts- und 
Währungsunion und 

Ersuchen der Bundesregierung, 
Zweiter Bericht des Arbeitsstabes Europäische 
Wirtschafts- und Währungsunion des Bundes

- ministeriums der Finanzen und der Bundes-
ministerien (AS WWU) vom 27. März 1998 
Einführung des Euro in Gesetzgebung und 

öffentlicher Verwaltung 
(Tagesordnungspunkt 3) 

Jürgen Koppelin (F.D.P.): Ich werde meine Zustim-
mung geben, auch wenn ich kritisch würdige, auf 
welche Art und Weise die Kriterien in Deutschland 
erreicht worden sind. Politisch sehe ich in der Wi rt

-schafts- und Währungsunion einen wichtigen Schritt 
zum gemeinsamen Europa. 

Um die Kriterien zu erreichen, sind in Deutschland 
jedoch haushaltspolitische Entscheidungen getroffen 
worden, die uns in wenigen Jahren große Probleme 
machen werden. Nebenhaushalte, Kreditaufnahmen 
von bundeseigenen Einrichtungen, die die aufge-
nommenen Mittel dem Bundeshaushalt zur Verfü-
gung stellen mußten, sowie die auf uns zukommen-
den hohen Pensionslasten, zum Beispiel bei der Post, 
werden in den kommenden Jahren zu Haushaltspro-
blemen führen, die das Erreichen der Kriterien auch 
unter dem Aspekt der geforderten Nachhaltigkeit er-
schweren werden. 

Die Europäische Wirtschafts- und Währungsunion 
wird nur dann erfolgreich sein können, wenn zusätz-
lich eine gemeinsame Steuerpolitik erreicht wird. 
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Dr. Otto Graf Lambsdorff (F.D.P.): Ich will begrün-
den, warum ich in der heutigen Schlußabstimmung 
nicht mit Ja votieren werde. 

Ich greife dabei zurück auf die Entschließung des 
Deutschen Bundestages vom 27. November 1992 und 
auf meine Reden in den Debatten zum Maast richt-
Vertrag vom 13. Dezember 1991 und 8. Oktober 
1992. Damals habe ich für Partei und Fraktion der 
F.D.P. und für mich selbst die Zustimmung zu einer 
einheitlichen europäischen Währung begründet. Ich 
habe die endgültige Zustimmung davon abhängig 
gemacht, daß die Kriterien des Vertrages st rikt einge-
halten werden und daß ihre Dauerhaftigkeit gesi-
chert wird. 

Ich habe Zweifel, ob die Kriterien wirk lich strikt ein-
gehalten wurden. Stichwort: „Kreative Buchführung". 
Trotzdem könnte ich heute zustimmen. Die politischen 
Argumente sind gewichtig, die stabilitätspolitischen Er-
folge im Vorlauf zum Euro beeindruckend. Gilt das 
auch für die „Nachhaltigkeit"? Leider nein. Hier liegt 
der Schlüssel für mein heutiges Votum. 

Schon am 8. Oktober 1992 habe ich von dieser Stelle 
aus die Teilnahme Italiens an der ersten Runde proble-
matisiert. Der Bericht des Zentralbankrates bestätigt, 
daß mein Pessimismus berechtigt war. Mit einer 
Gesamtverschuldung von 121,6 Prozent des Brutto-
sozialproduktes kann von Einhaltung des Kriteriums 
keine Rede sein. Die Bedenken des Zentralbankrates 
gegen eine Teilnahme Italiens sind im Bericht klar 
formuliert. Die Tabelle über Budgetlücken zeigt: Es 
ist ausgeschlossen, daß Italien die Marke von 
60 Prozent in den nächsten 10 bis 15 Jahren errei-
chen könnte. Dazu bedürfte es eines Budgetüber-
schusses von 8,2 Prozent für einen Fünf-Jahres-
zeitraum oder von 2,2 Prozent für einen Zehn-Jahres-
zeitraum. Jetzt hat Italien ein Budgetdefizit von 
2,7 Prozent. Veränderungen dieser Größenordnung 
kann ich nur ironisieren: Unmögliches wird sofort 
erledigt, Wunder dauern etwas länger. - Trotzdem 
könnte ich auch hier noch zustimmen, wenn auch 
unter schweren Bedenken. 

Aber nun kommt ,der für mich entscheidende 
Punkt: Wenn wir mit dem Mühlstein italienischer - 
übrigens auch belgischer - Gesamtverschuldung in 
die Europäische Währungsunion gehen, dann ist die 
Stabilitätspolitik der Europäischen Zentralbank be-
sonders gefordert. Kann die EZB das leisten? Ja, 
wenn ihre Unabhängigkeit nicht unterminiert wird. 
Aber solche Versuche laufen, und die Bundesregie-
rung hat sie bisher trotz aller Bemühungen, die ich 
würdige, nicht endgültig abwehren können. 

Im Vordergrund steht dabei die Frage der ersten 
Besetzung der Position des Präsidenten der EZB. Es 
geht mir nicht um Personen, obwohl ich die Kandida-
tur Duisenbergs voll unterstütze. Es geht mir um die 
Frage, ob hier ein Kuhhandel veranstaltet wird. 

Eine Aufteilung der achtjährigen Amtszeit darf die 
Bundesregierung nicht akzeptieren. Das ginge ge-
gen Buchstaben und Geist des Maastricht-Vertrages. 
Zurecht hat Herr Duisenberg dies vor Wochen schon 
abgelehnt. Es wäre ein verheerender Anfang, es 
würde das Vertrauen der Bürger in die EZB schwer 

erschüttern und öffnete Tür und Tor für künftige poli-
tische Manipulationen. 

Das sollte die Bundesregierung übrigens auch be-
denken, wenn sie ihren Kandidaten für das Direkto-
rium der EZB vorschlägt. Es geht auch hier nicht um 
Personen, aber wenn wir die Unabhängigkeit der 
EZB von politischen Einflüssen wollen, dann darf der 
deutsche Personalvorschlag nicht in die falsche Rich-
tung weisen. 

Schon hören wir aus Den Haag, man werde am 2. Mai 
anderen Personalvorschlägen als dem eigenen nicht 
zustimmen. Dann bliebe die Entscheidung weiter in der 
Schwebe, und die Arbeitsfähigkeit der EZB würde - so 
Bundesbankpräsident Tietmeyer - gleich zu Beginn be-
schädigt. Das ist sehr ärgerlich, aber es liegt wahrlich 
nicht an unseren holländischen Freunden. 

Solange der Nebel um die EZB nicht gelichtet ist, 
kann ich nicht zustimmen. Weil ich aber ein Befür-
worter der Europäischen Währungsunion bin, will 
ich nicht mit Nein stimmen. Ich werde mich heute - 
zu meinem Bedauern - der Stimme enthalten. 

Dr. Burkhard Hirsch (F.D.P.): Dem Eintritt in die 
dritte Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt und mit dem vorgese-
henen Teilnehmerkreis stimme ich nicht zu. Obwohl 
es sich um eine Entscheidung von großer Bedeutung 
handelt, werde ich mich der Stimme enthalten. Die 
Gründe habe ich meiner Fraktion dargestellt. Diese 
Erklärung gebe ich deswegen ab, damit meine Mo-
tive nicht mißdeutet werden können. 

Erstens. Der Deutsche Bundestag hat in seiner fei-
erlichen Entschließung vom 2. Dezember 1992 zum 
Vertrag vom 7. Februar 1992 zur Europäischen Union 
ausdrücklich und einmütig erklärt: 

Die künftige europäische Währung muß so stabil 
sein und bleiben wie die Deutsche Mark. Der 
Deutsche Bundestag wird sich jedem Versuch 
widersetzen, die Stabilitätskritierien aufzuwei-
chen, die in Maast richt vereinbart worden sind. 
Er wird darüber wachen, daß der Übergang zur 
3. Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion 
sich streng an diesen Kriterien orientiert. 

Das der heutigen Entscheidung vorangehende Ver-
fahren gibt dem Bundestag weder zeitlich noch in-
haltlich die Möglichkeit einer eigenen Bewe rtung. 
Vor allem wird die Entscheidung heute nicht mehr 
vorrangig von der Erfüllung der Stabilitätskritierien 
abhängig gemacht. Sie soll vielmehr eine Entschei-
dung für oder gegen Europa sein, hinter der die 
Erfüllung der Stabilitätskriterien weit zurücktritt. 
Während die Währungsunion die Folge einer Zusam-
menarbeit in einer politischen Union hätte sein müs-
sen, wird sie nun zu einer Hoffnung, die politische 
Union auf diese Weise zu erreichen. 

Zweitens. Die Konvergenzkritierien sind von we-
sentlichen Teilnehmerländern nur teilweise und je-
denfalls nicht nachhaltig erreicht worden. Dabei lie-
gen die Probleme nicht nur in den Meßzahlen, son-
dern vor allem in der Verschuldungsstruktur und der 
Entwicklung der staatlichen Haushalte dieser Teil-
nehmerländer. 
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Der nicht entschiedene Streit über die Person des 
ersten Präsidenten der Europäischen Zentralbank ist 
nicht nur eine Personalfrage, sondern hängt mit un-
terschiedlichen währungs- und wirtschaftspoliti-
schen Zielsetzungen zusammen, die sich auch dann 
auswirken werden, wenn die Personalfrage entschie-
den ist. Diese unterschiedlichen Zielsetzungen bezie-
hen sich insbesondere auf die Frage, ob und in wel-
chem Umfang die Währungspolitik zu arbeitsmarkt-  
und sozialpolitischen Zielsetzungen eingesetzt wer-
den kann. 

Drittens. Die Einführung des Euro wird für einen 
unbestimmten Zeitraum die bestehenden regionalen 
Unterschiede verstärken. Die sich daraus ergeben-
den Wettbewerbslagen und Angleichungsprozesse 
werden um so schwieriger sein, je unterschiedlicher 
die Ausgangslage ist: ein verstärkter Rationalisie-
rungsdruck mit Auswirkungen auf den Arbeitsmarkt, 
unterschiedliche politische Vorstellungen über die 
Bekämpfung der Arbeitslosigkeit, Eingriffe in die 
Sozialsysteme zum Ausgleich des staatlichen Haus-
halts, Wanderungsbewegungen in die Länder mit 
höherem Lohnniveau und Ausgleichszahlungen zur 
Dämpfung sozialer Spannungen. Diese Aufgaben 
werden um so schwerer zu bewältigen sein, wenn 
man gleichzeitig im nationalen Bereich die Steuerab-
gabenlast drastisch verringern will, um eine wirt-
schaftliche Belebung zu erreichen. Eine Wirtschafts- 
und Währungsunion wird unter diesen Vorausset-
zungen außerordentlich weitgehende Abstimmun-
gen der politischen Entscheidungen der einzelnen 
Teilnehmerländer erfordern, um diese Spannungen 
in Grenzen zu halten. Es gibt aber keine demokra-
tisch und parlamentarisch legitimie rte politische In-
stitution, die diese Entscheidungen, gestützt auf ein 
Votum der Wähler, treffen könnte. 

Viertens. Die Einigung Europas und die enge Ver-
knüpfung mit den bisherigen Nationalstaaten ist un

-

ausweislich und notwendig. Ich respektiere die Ent-
scheidung der Abgeordneten, die alle Risiken um 
des Zieles willen akzeptieren wollen, die Einigung 
Europas durch Verknüpfung ihrer Wirtschaften und 
Währungen auf Dauer zu erzwingen. Den Weg über 
eine Währungsunion, die unmittelbar und irrepara-
bel in die Lebensverhältnisse eines jeden einzelnen 
Bürgers eingreift, halte ich angesichts der bestehen-
den ungelösten Zielkonflikte nur dann für politisch 
akzeptabel, wenn er mit einem direkten Votum der 
Wähler verbunden werden würde. 

Wolfgang Schulhoff (CDU/CSU): Während meiner 
16jährigen Zugehörigkeit zum Deutschen Bundestag 
gab es viele wichtige Entscheidungen. Es war ja 
auch eine Zeit epochaler Umbrüche: Bei allen Ab-
stimmungen in diesen Jahren war ich weitgehend 
sicher, das Richtige zu tun. Die jetzt vor uns liegende 
über die Wirtschafts- und Währungsunion - von fun-
damentaler Bedeutung für die Zukunft Europas - 
macht mir jedoch erhebliche Schwierigkeiten. Nicht, 
weil ich gegen eine gemeinsame Währung bin. Wie 
könnte ich es auch sein! Haben wir nicht als Studen-
ten Ende der 50er Jahre mit Heißblut die Römischen 
Verträge studiert. Als Kölner Student hatte ich das 
große Glück, mit einem der geistigen Väter des euro

-

päischen Integrationswerkes, nämlich mit Alfred 
Müller-Armack, selbst zu diskutieren. 

Wir waren beseelt vom europäischen Einheits-
gedanken, einem gemeinsamen friedlichen Europa, 
einer politischen Union, die dann zum Abschluß aller 
Integrationsbemühungen gekrönt würde mit einer 
gemeinsamen Währung, eine gemeinsame Währung 
als ökonomisch notwendige Konsequenz, aber auch 
als politisches Zeichen der Unumkehrbarkeit des 
Integrationsprozesses. Die einzelnen Integrations-
schritte waren auch klar definie rt : Erst die politische 
Union, die auch von einer weitgehenden wirtschaft-
lichen Konvergenz der einzelnen Volkswirtschaften 
getragen werden mußte, mit einer gemeinsamen, un-
abhängigen Zentralbank, dann erst die gemeinsame 
Währung.  

Mit dem Maastrichter Vertrag wurden jedoch die 
Prioritäten richtungsweisend verschoben. Die ge-
meinsame Währung bekam jetzt eine andere Funk-
tion. Mit ihr sollte nunmehr der noch stockende Inte-
grationsprozeß quasi wie mit einer Lokomotive gezo-
gen werden. Obwohl dieser Gedanke nicht neu war, 
von den Franzosen immer wieder favorisiert, ent-
sprach er nie der deutschen Position. Im Gegenteil, 
wir haben ihn aus triftigen ökonomischen Gründen 
immer vehement abgelehnt. Dies war auch die Hal-
tung der Bundesregierung bis Ende der 80er Jahre. 

Mit dem Maastrichter Vertrag, der anerkannter-
maßen Positives bewirkte, sowohl mit seinen Konver-
genzkriterien als auch dem geglückten Statut der 
europäischen Zentralbank, wurde jedoch die deut-
sche Position aufgegeben. Dieser Vertrag wurde von 
der Außenpolitik und nicht mehr von der Ökonomie 
bestimmt. Und gerade hierin liegt das Dilemma und 
die große Gefahr. Denn hat nicht die Geschichte ge-
lehrt, daß alles, was ökonomisch falsch war, sich 
auch im nachhinein als politisch schädlich erwiesen 
hat! Wir brauchen nur in den ehemaligen Ostblock 
zu sehen. Deshalb gab es auch von Anfang an große 
Kritik am Vertrag und es wurden Nachbesserungen 
verlangt. Die Verfasser des Vertrages hatten zwar 
ernsthaft über die Eintrittsbedingungen zur gemein-
samen Währung nachgedacht, aber nicht darüber, 
was passieren würde, wenn nach Zustandekommen 
der Währungsunion sich einzelne Länder dann per-
manent kontraproduktiv, d. h. nicht stabilitätsgerecht 
verhalten würden. 

Obwohl man in Artikel 104 b eine sog. ,No bail-
out-Klausel' eingeführt hat, also keine Unterstützung 
für in Schwierigkeiten geratene Länder, so weiß doch 
jeder, daß dies in der Praxis zu großen Problemen 
führen wird. Der Präsident der Bundesbank, Hans 
Tietmeyer, hat in der vom Finanz- und Europaaus-
schuß durchgeführten Anhörung auf die in diesem 
Zusammenhang auf die europäische Zentralbank zu-
kommenden und nicht von ihr alleine lösbaren Pro-
bleme für die gemeinsame Geldpolitik hingewiesen. 
Ich werde an anderer Stelle nochmals auf diesen 
Sachverhalt zurückkommen. 

Im Klartext also: Es wurde ein Vertrag ohne Kündi-
gungsklausel verabschiedet. Dieses Problem hat 
auch der deutsche Finanzminister erkannt. Dankens-
werterweise handelte er schnell. Auch er wollte 
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nachbessern. Dies ist ihm zum Teil auch mit dem Sta-
bilitäts- und Wachstumspakt gelungen. Da dieser 
Vertrag jedoch keinen Automatismus aufweist und 
damit der Beliebigkeit der Politik ausgesetzt ist, hat 
er nur einen warnenden Charakter. Auch seine An-
wendung wäre problematisch, entzieht man doch 
einem in finanzielle Schwierigkeiten geratenen Land 
weitere Liquidität. Ein Widerspruch in sich. Mir wäre 
ein klar definie rter Ausschlußmechanismus lieber ge-
wesen. Als ich dies vor Jahren vorschlug, hat man es 
als illusorisch abgewiesen. Eines Tages, so befürchte 
ich, wird man sich noch daran erinnern. 

Aber es gibt wie eben schon erwähnt, auch Positi-
ves zu bemerken. Die Bemühungen der EU-Staaten, 
dem Kreis der Euro-Berechtigten anzugehören, führ-
ten zu ungeahnten Stabilitätserfolgen, die fast einem 
Wunder gleichkommen. Bei näherem Hinsehen je-
doch stellt man unschwer fest, daß es mit dem Wun-
der bei einigen Staaten nicht so weit her ist. So 
wurde nämlich bei einigen die Defizitquote nur 
durch Einmalaktionen wie in Frankreich und Italien 
erreicht. Anderen wurde durch EU-Mittel kräftig 
unter die Arme gegriffen. Hier drängt sich die Frage 
auf: Was passiert, wenn diese Unterstützung jetzt wie 
geplant wegfällt? Weiter ist festzuhalten, daß in der 
vergangenheitsbezogenen Betrachtung die Schul-
denquote im Durchschnitt der EU von 56 Prozent im 
Jahr 1991 auf 73 Prozent im Jahr 1996 angestiegen 
ist. Hier kann von einer im Vertrag geforderten hin-
reichenden Rückläufigkeit und einer Annäherung an 
den Referenzwert bei vielen Ländern keine Rede 
sein. Ganz kraß trifft das für Italien und Belgien zu. 

Hierauf hat der Bundesbankpräsident in der ein-
gangs erwähnten Anhörung abgehoben. Wörtlich: 
„Für die nachhaltige Tragfähigkeit der öffentlichen 
Finanzen in den einzelnen Mitgliedstaaten ist die 
Schuldenquote wichtiger als die in einem einzelnen 
Jahr erreichte Defizitquote." Er hat unter den be-
stehenden Bedingungen deshalb große Bedenken 
hinsichtlich der Aufnahme dieser Länder. Gleichzei-
tig hat er auf die dadurch entstehenden Gefahren für 
die gemeinsame Geldpolitik hingewiesen. Damit ist 
der Konflikt schon vorgezeichnet und der Wirkungs-
grad der künftigen europäischen Zentralbank einge-
schränkt. Wer nämlich glaubt, der Geldwert hänge 
allein von der Politik der Notenbank ab, irrt sich ge-
waltig. Auch hierauf hat der Bundesbankpräsident 
nochmals mit Nachdruck hingewiesen. Er hat sogar 
von einem Schreckensszenario gesprochen, wenn 
einige Länder nach Teilnahme an der Währungsunion 
einen anderen Kurs fahren oder notwendige Struktur-
anpassungen hinauszögern oder sogar unterlassen. 

Wie soll die Geldpolitik der Europäischen Noten-
bank künftig die Stabilitätsdämme halten, wenn z. B. 
eine nicht genügend flexible Tarifpolitik zu Millionen 
von Arbeitslosen in den verschiedenen Ländern 
führt, die dann aus ganz Europa zu Demonstrationen 
in Frankfurt  zusammenströmen? Wie soll die Euro-
päische Notenbank unterschiedliche Konjunktur-
zyklen mit allen ihren sozialen Verwerfungen künftig 
in ihrer Zinspolitik berücksichtigen? 

Tietmeyer wörtlich: „Die Geldpolitik ist wichtig, 
aber sie alleine kann den Geldwert nicht stabil hal

-

ten. " So ist auch die Stellungnahme der Bundesbank 
insgesamt betrachtet mehr ablehnend als zustim-
mend. Denn wie interpretie rt  man ein konditioniertes 
„stabilitätspolitisch vertretbar". Sie sagt ja zum Bei-
tritt der Bundesrepublik, macht aber keine Aussage 
über den Teilnehmerkreis, meldet sogar große Be-
denken gegen die Länder Italien und Belgien an. 

Ich stimme Roland Vaubel, Mitglied des wissen-
schaftlichen Beirats des Wi rtschaftsministe riums und 
einer der namhaftesten deutschen Ökonomieprofes-
soren zu, wenn er in dieser Formulierung keine 
Befürwortung sieht. Die Bundesbank hat sich, wie 
Vaubel zu Recht feststellt, geschickt aus der Affäre 
gezogen, „wie einst Pontius Pilatus seine Hände in 
Unschuld gewaschen hat".  Interessant ist festzu-
stellen, daß sich die deutsche Bundesbank auch in 
der Beurteilung des Kriteriums „einer auf Dauer trag-
baren Finanzlage der öffentlichen Hand" deutlich 
von der EU-Kommission unterscheidet, sich sogar 
von ihr distanziert. 

Hier sieht man schon die künftige Konfliktlage: 
Auf der einen Seite die Herren der Geldpolitik, sach-
bezogen und stabilitätstreu, auf der anderen Seite 
die EU-Administeratoren, leichtfertig sich dem Pri-
mat der Politik unterwerfend. Sollten Italien und Bel-
gien von Anfang an der Währungsunion angehören, 
ist der Konflikt - ich wiederhole - programmiert. Des-
halb ist für mich die Aufnahme dieser Länder stabili-
tätspolitisch nicht vertretbar, obwohl ich durchaus 
die Konsolidierungsbemühungen der Prodi-Regie-
rung zu würdigen weiß. 

Auch andere Staaten haben noch längst nicht ihre 
stabilitätspolitische Gesinnung, was die Nachhal-
tigkeit anbelangt, bewiesen. Erstaunlicherweise hat 
hierauf selbst der französische Kommissar de Silguy 
in der erwähnten Anhörung hingewiesen und auch 
expressis verbis Deutschland und Frankreich ge-
nannt. Denn über die Konsequenzen einer gemein-
samen Währung sind sich Opposition und Koalition 
in Deutschland noch lange nicht einig, wie dies auch 
die Beratungen im Finanzausschuß sehr deutlich ge-
zeigt haben. Wer nämlich glaubt, daß eine europäi-
sche Harmonisierung der Steuern und Sozialstan-
dards auf deutschem Niveau stattfinden wird, täuscht 
sich gewaltig. Vielen ist noch nicht bewußt, daß eine 
Währungsunion zwangsläufig von uns eine Reduzie-
rung der Steuerlast und den Abbau von Sozialstan-
dards verlangt. Wenn dies nicht geschieht, sind wir 
der europäischen Konkurrenz nicht gewachsen. 

Mir ist natürlich völlig klar, daß man aus politi-
schen Gründen Italien und Belgien nicht ausschlie-
ßen kann. Darüber hinaus sind noch wichtige Ent-
scheidungen im Vorfeld der Währungsunion zu tref-
fen, wie z. B. die Finanz- und Strukturreform der EU 
sowie auch die Besetzung der Spitze der Europäi-
schen Zentralbank. Dies ist deshalb wichtig, weil es 
sich nicht nur um eine Personalfrage handelt, son-
dern gleichzeitig damit ein klares Zeichen für die zu-
künftige Politik der Bank gesetzt wird. 

Kurzum: Der Sta rt  der Europäischen Währungs-
union muß verschoben werden. In der dann verblei-
benden Zeitspanne von vielleicht zwei oder drei Jah-
ren können alle Staaten den Beweis der Nachhaltig- 
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keit ihrer stabilitätspolitischen Bemühungen erbrin-
gen. Damit würde die Währungsunion das Vertrauen 
der Bürger erlangen. Denn ohne dieses Vertrauen 
kann eine Währung auf Dauer keine Stabilität erlan-
gen. Das Risiko einer heutigen Zustimmung ist zu 
groß. Die Wirtschafts- und Währungsunion, als Kata-
lysator des europäischen Integrationsprozesses ge-
dacht, könnte sich nämlich zu deren Sprengsatz ent-
wickeln. Deshalb muß ich als Anhänger einer Wäh-
rungsunion mit Nein stimmen. 

Roland Kohn (F.D.P.): Gemäß § 31 der Geschäfts-
ordnung des Deutschen Bundestages erkläre ich zur 
Abstimmung über die Einführung einer gemein-
samen europäischen Währung: 

Ich stimme der Einführung einer gemeinsamen 
europäischen Währung zum gegenwärtigen Zeit-
punkt und unter den gegebenen Umständen nicht 
zu, obwohl ich die Schaffung eines einheitlichen 
europäischen Währungsraumes langfristig für unver-
meidlich halte. 

In der Abwägung sind für meine Entscheidung 
drei Gründe maßgeblich: 

Erstens. Auch unter dem Druck der „ Maastricht
-Kriterien " ist die reale wirtschaftliche Konvergenz 

der vorgesehenen Teilnehmerstaaten in den letzten 
Jahren nicht so weit fortgeschritten, daß die Einfüh-
rung des Euro ein vertretbares Risiko darstellt. Die 
Dauerhaftigkeit einer auf Geldwertstabilität gerich-
teten Politik in mehreren Ländern erscheint ange-
sichts statistisch geschönter Haushaltszahlen (Pen-
sionslasten France Télécom, italienische Europa-
steuer, Nichtberücksichtigung der Schulden von 
Krankenhäusern etc.) überaus zweifelhaft. Die rein 
politische Entscheidung über einen großen Teilneh-
merkreis von Anfang an birgt in sich das Risiko ent-
weder eines weichen Euro, zusätzlicher finanzieller 
Lasten für Deutschland oder aber erheblicher poli-
tisch-sozialer Spannungen. 

Zweitens. Die ursprüngliche Idee, die Europäische 
Wirtschafts- und Währungsunion in eine neu struktu-
rierte politische Union unter Berücksichtigung des 
Subsidiaritätsprinzips einzubetten, ist in Amsterdam 
nicht verwirklicht worden. Die Einführung des Euro 
und ihre Konsequenzen bewirken deshalb eine Stär-
kung der europäischen Exekutive, eine weitere 
Schwächung der Parlamente sowie einen neuen 
Schub des Zentralismus in den politischen Entschei-
dungsprozessen der Europäischen Union. Deutsche 
Interessen können dabei nicht mehr in ausreichen-
dem Maße zur Geltung gebracht werden. 

Drittens. Die Abschaffung nationaler Währungs-
souveränität ist eine nicht mehr umkehrbare Ent-
scheidung, deren Sachlogik eine integ rierte europäi-
sche Wirtschafts-, Finanz- und Haushaltspolitik 
zwingend zur Folge hat; sie berührt den Kern der bis-
herigen auf dem Boden des Grundgesetzes organi-
sierten Staatlichkeit der Bundesrepub lik Deutsch-
land. Nach meinem Demokratieverständnis kann 
eine solche fundamentale Entscheidung nicht von 
Repräsentativorganen getroffen werden, sondern nur 
durch einen neuen Gesellschaftsvertrag, also eine 

Urabstimmung der europäischen Bürger, wirklich 
legitimiert  werden. 

Hans Büttner (Ingolstadt) (SPD): 18 Millionen Ar-
beitslose in den Ländern der Europäischen Union, 
davon allein 4,5 Millionen registrierte Arbeitslose in 
Deutschland, machen deutlich: Die Regierungen in 
Europa und die EU-Kommission müssen die Beschäf-
tigungspolitik zum Zentrum ihrer Anstrengungen in 
den nächsten Jahren machen. Dazu genügen eigene 
nationale Anstrengungen alleine nicht mehr. 

Die Einführung einer einheitlichen Währung, des 
Euro, und der Eintritt Deutschlands zur EWU, wor-
über der Deutsche Bundestag heute endgültig ent-
scheidet, garantiert keinen ausreichenden Zuwachs 
von Arbeitsplätzen. Vielmehr werden nationale An-
strengungen und Programme zur Beseitigung der 
Arbeitslosigkeit mit öffentlichen Mitteln durch die 
Stabilitätskriterien von Maastricht besonders durch 
die engen Auslegungen der derzeitigen Bundes-
regierung behindert. Ohne eine Politik, die Arbeit 
wieder Vorrang vor der reinen Förderung der Kapi-
talstabilität und des Kapitalzuwachses einräumt, 
wird ein f riedliches und von den Menschen getrage-
nes Zusammenwachsen der europäischen Gesell-
schaft jedoch nicht möglich. 

Ich stimme der Einführung des Euro zu, weil ich 
erwarte, daß die ab Herbst 1998 mehrheitlich von 
Sozialdemokraten gestellten Regierungen der EU-
Staaten folgende sieben Kriterien zum Mittelpunkt 
ihrer Politik machen werden: 

Erstens. Das Beschäftigungskapitel im Amster-
damer Vertrag ist von europäischen Sozialdemokra-
ten gegen die Widerstände der Bundesregierung 
durchgesetzt worden. Jetzt muß dieses Beschäfti-
gungskapitel mit Leben und Aktionen erfüllt wer-
den. Beschäftigung und der Abbau der Massen-
arbeitslosigkeit müssen in den Mittelpunkt euro-
päischer Politik gerückt werden. Dafür brauchen wir 
in Europa eine abgestimmte Wirtschafts- und Sozial-
politik mit dem Ziel einer abgestimmten Beschäfti-
gungspolitik. 

Zweitens. Die Steuerpolitik in den Staaten Europas 
muß möglichst rasch so harmonisiert und koordiniert 
werden, daß Arbeit steuerlich sowohl für die Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer als auch für die 
Arbeit zur Verfügung stellenden Unternehmen entla-
stet wird und dafür Kapitalerträge und hohe Einkom-
men sowie knapper werdende Rohstoffe einheitlich 
stärker belastet werden. 

Drittens. Die Arbeitnehmerinnen und die Arbeit-
nehmer sowie Arbeit zur Verfügung stellende Unter-
nehmen müssen von Sozialabgaben entlastet und zur 
Finanzierung dieser Aufgaben immer knapper wer-
dende Ressourcen und Energie stärker zur Finan-
zierung dieser Aufgaben herangezogen werden. 
Dies soll durch eine ökologische Steuerreform er-
reicht werden. Sie muß auf europäischer Ebene koor-
diniert und sowohl sozialverträglich als auch wirt-
schaftlich vertretbar in für die einzelnen Personen 
und Bereiche tragbaren Schritten erfolgen. 



21164* 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 230. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 23. Ap ril 1998 

Viertens. Für Jugendliche und Langzeitarbeitslose 
sind in einem Sofortprogramm durch Einsatz öffent-
licher Mittel innerhalb der nächsten fünf Jahre Ar-
beitsplätze zu schaffen. Dabei sind die Stabilitätskri-
terien von Maast richt in der Richtung neu zu verhan-
deln, daß sowohl solche Programme als auch kon-
junkturbedingte Beschäftigungseinbrüche nicht zu 
Strafzahlungen führen. 

Fünftens. Die Sozialcharta der Europäischen Union 
muß auf hohem Niveau harmonisiert und stabilisiert 
werden. Länder mit hohen Mitbestimmungsrechten, 
Arbeits- und Sozialstandards dürfen nicht mit Hin-
weis auf angebliche Behinderungen des Wettbe-
werbs zu Sozialdumping gezwungen werden. 

Sechstens. Die Europäische Kommission muß in die 
Lage versetzt werden, gemeinsame europäische Inve-
stitionsvorhaben ohne bürokratische Hemmnisse und 
nationale Kompetenzstreitigkeiten umzusetzen. Das 
gilt besonders für den beschleunigten Aufbau der euro-
päischen Netze im Bereich des Schienenverkehrs. 

Siebtens. Ein stabiler Euro kann nur dann für sta-
bile Beschäftigungs- und Sozialverhältnisse in einem 
vereinigten Europa sorgen, wenn die Rechte der 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, deren soziale 
Sicherheit sowie die Erhaltung der Umwelt und der 
Gesundheit einen gleichwertigen Stellenwert neben 
den Prinzipien der Wettbewerbsfreiheit erhalten. 

Meine Zustimmung geschieht unter der Erwar-
tung, daß die Europäische Union allen ihren Bürgern 
die Teilhabe an der Erarbeitung der wirtschaftlichen 
Waren, Güter und Dienstleistungen gewährt, ebenso 
wie einen gerechten Anteil an diesen. Meine vorbe-
haltliche Zustimmung ist ein Eintreten für eine euro-
päische Teilhabegesellschaft, ein Europa der Rechte 
und Pflichten, ein Europa, das die Menschen in den 
Mittelpunkt stellt. Der Euro ist nur ein Anfang dazu. 

Heinrich Lummer (CDU/CSU): Die Diskussion um 
die Einführung des Euro im Jahre 1999 ist gekenn-
zeichnet von den Beg riffen Chancen und Risiken. 
Nach Abwägung der Argumente meint die Bundes-
bank, der Eintritt in die Währungsunion ab 1999 sei 
„stabilitätspolitisch vertretbar". Die Last und die Ver-
antwortung der Entscheidung schieben Bundesbank 
und Verfassungsgericht der Politik zu. Das kann 
nach Lage der Dinge nicht anders sein. Insofern wird 
auch deutlich, daß es sich um eine politische Ent-
scheidung handelt. 

Gewiß ist es eine maßlose und kaum verantwort-
bare These, wenn man die Frage der Einführung des 
Euro mit der Frage von Krieg und Frieden in Verbin-
dung bringt. Falsch wäre es auch, die Einführung 
des Euro zu einer finanzpolitischen Fachfrage zu ver-
harmlosen. Die Konsequenzen werden fast alle Le-
bensbereiche der Bürger erfassen. So wie bei der 
Einführung der D-Mark in den neuen Ländern, ver-
bunden mit dem Wechselkurs 1:1, können der Fach-
verstand und das politische Interesse auseinanderfal-
len und zu Entscheidungen führen, die im Streit blei-
ben. So ist das auch bei der Einführung des Euro. 

Auch wird der politische Charakter der Entschei-
dung durch die Diskussion in Frankreich unterstri

-

chen. Diese Diskussion ist einerseits durch das Be-
mühen gekennzeichnet, sich einen Handlungsspiel-
raum für eine nationale Arbeitsmarkt- und Sozialpoli-
tik offenzuhalten. Andererseits scheint ein wesent-
liches Argument der französischen Unterstützung für 
den Euro in dem Wunsch zu bestehen, das deutsche 
Gütezeichen D-Mark zu beseitigen und den deut-
schen Einfluß in Europa zu begrenzen. Auch andere 
Sachverhalte unterstreichen die Rolle der politischen 
Argumente bei der Entscheidung. 

Risiken bedeuten Zweifel. Nach Abwägung kann 
man zu unterschiedlichen Ergebnissen kommen. Für 
mich überwiegen derzeit die Zweifel, weshalb ich 
den Vorlagen nicht zustimmen werde. Die Zweifel 
betreffen vor allem folgende Punkte: 

Erstens. Die Entscheidung für den Euro bedeutet 
in der Praxis, daß wir in den betreffenden Ländern 
nach 1999 eine Währungspolitik haben werden, aber 
elf nationale Wirtschaftspolitiken möglich sein wer-
den. Wenn man insofern die Währungspolitik vor 
dem Hintergrund politischer Strukturen sieht, die 
von unterschiedlichen nationalen Interessen gekenn-
zeichnet sind und dem Wechsel unterschiedlicher 
politischer Mehrheiten ausgeliefert sein werden, 
dann können die Chancen des Euro schnell zer-
schmelzen. Ich zweifle an der notwendigen einheit-
lichen stabilitätsorientierten Wirtschaftspolitik in ver-
schiedenen Ländern, die eine Voraussetzung für den 
Erfolg des Euro wäre. 

Zweitens. Ein großer Teil der Befürworter des Euro 
will mit Hilfe der einheitlichen Währung die politi-
sche Einheit voranbringen. Die Währung wird als ein 
Mittel der Politik instrumentalisiert. Deshalb sagt der 
Zentralbankrat zutreffend, über den rein wirtschaft-
lichen Bereich hinaus könne die Währungsunion ein 
wichtiger Schritt zu einer weiterführenden politi-
schen Einigung in Europa sein. Eine solche Instru-
mentalisierung der Währung halte ich für zweifel-
haft. Nach meinem Dafürhalten muß der Einführung 
einer gemeinsamen Währung eine weitgehende poli-
tische Harmonisierung vorausgehen. Das notwen-
dige Maß an Harmonisierung ist auch mit dem Ver-
trag von Maast richt nicht erreicht worden. 

Drittens. Gerade im Hinblick auf das nicht erfüllte 
Verschuldungskriterium in einigen Ländern und die 
Einführung des Euro bei hoher Arbeitslosigkeit erge-
ben sich besondere Risiken, die die Problematik der 
Transferleistungen aufwerfen werden. Daran ändert 
auch die jetzt formulierte Ausschließung nichts. Die 
Zahl der Arbeitslosen ist in den letzten Jahren in der 
Gemeinschaft nicht gesunken. Ob angesichts dieser 
Lage die notwendige Sparsamkeit und die Fähigkeit 
zur Anpassung des Arbeitsmarktes und der Sozial-
verfassungen durchgesetzt werden können, wage 
ich zu bezweifeln. Gerade auch die Lage im eigenen 
Land kann die Zweifel nicht zerstreuen. 

Viertens. Die Erfüllung der Konvergenzkriterien zu 
einem bestimmten Zeitpunkt ist das eine, die Ge-
währleistung einer Langzeitstabilität das andere. 
Schon im eigenen Lande habe ich einige Zweifel an 
der Fähigkeit zur dauerhaften Konsolidierung der 
Staatsfinanzen, Zweifel, die sich bei einem Regie-
rungswechsel erhöhen müßten. Insbesondere bei Ita- 
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lien und Belgien sehe ich keine Möglichkeit, in ab-
sehbarer Zeit das Problem zu lösen. 

Fünftens. In wichtigen Bereichen sind die für eine 
funktionsfähige Währungsunion notwendigen Refor

-

men  namentlich hinsichtlich der Flexibilität der Ar-
beitsmärkte und Sozialsysteme noch nicht erreicht. 
Offensichtlich besteht die Hoffnung der Befürworter 
einer jetzigen Einführung des Euro darin, daß diese 
Reformen durch den Euro erzwungen werden. Die 
fehlende nationale Handlungsfähigkeit soll durch die 
Zwänge des Euro ersetzt werden. Für mich ist es 
zweifelhaft, ob der Euro in der Lage sein wird, diese 
Reformen zu erzwingen. 

Sechstens. Die Euro-Zweifler und Euro-Skeptiker 
werden gern als Populisten bezeichnet. Für mich er-
kenne ich das normale Verhalten eines Parlamenta-
riers darin, daß er den Auffassungen der Mehrheit 
und dem Votum seiner Klientel folgt. Dies ist der Re-
gelfall. In Ausnahmefällen darf und muß der Abge-
ordnete entsprechend seinem Gewissen auch gegen 
die erkennbare Meinung der Wähler entscheiden. 
Die Entscheidung über den Euro ist für mich kein 
derartiger Fall. 

Angesichts der mit der Einführung des Euro ver-
bundenen Chancen und Risiken komme ich derzeit 
zu dem Ergebnis, daß die Aussicht auf eine Verwirk-
lichung der Chancen geringer erscheint als eine Ver-
wirklichung jener Gefahren, die mit den Risiken ver-
bunden sind. 

Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): Auch 
als Abgeordneter aus einer europäischen Grenzre-
gion, in der der Nachbarstaat, das Königreich Däne-
mark, der Einführung einer gemeinsamen europäi-
schen Währung noch nicht zustimmen wird, bin ich 
für diesen einmaligen historischen Schritt. Gerade 
für periphere Regionen sind Staatsgrenzen auch 
Währungsgrenzen, besondere Barrieren, um grenz-
überschreitende Kooperation reibungsloser zu ver-
wirklichen. Dänemark wird auch bald Euro-Partner 
werden, die neue Europawährung wird wie alle bis-
herigen gemeinsamen Entscheidungen eine Sogwir-
kung haben, der sich auch Kopenhagen nicht entzie-
hen kann und wird. Dann wird es auch für die euro-
päische Region Schleswig-Sonderjylland eine kraft-
vollere gemeinsame Zukunft geben. 

Gemeinsames Geld bedeutet bessere gemeinsame 
Nutzung auch des regionalen deutsch-dänischen 
Marktes, bessere Erfüllung gemeinsamer Arbeitssi-
cherung und Arbeitsplatzschaffung, bessere Durch-
setzung eines Tourismusangebotes aus einem Guß. 
Mit der Einführung des Euro entfallen die Wechsel-
kursrisiken zwischen den teilnehmenden Ländern. 
Das erleichtert den grenzüberschreitenden Aus-
tausch von Gütern, Dienstleistungen, Kapital und 
Arbeitskräften erheblich und fördert Wachstum, 
Wohlstand und Beschäftigung auch bei uns. 

Die Entscheidung über den Euro ist das wichtigste 
Ereignis seit der Unterzeichnung des Vertrages von 
Rom; es macht die Einigung der europäischen Län-
der unumkehrbar. Mit dieser Entscheidung sind wir 
konkret auf dem Weg, von einem Kontinent der Kon

-

flikte und Kriege zu einer Landschaft von Frieden, 
Freiheit und Füreinander zu werden. Eine, wie ich 
finde, großartige Botschaft an die Jugend unserer 
Länder. Ein Europa des dauerhaften Friedens wird 
Wirklichkeit. Aber die junge Generation denkt und 
fühlt nicht viel anders als die Älteren; Skepsis, Zwei-
fel, aber auch Ängste sind durchaus vorhanden. 
Diese Merkmale galten auch 1948 in Deutschland. 

Wir feiern in diesem Jahr den 50. Geburtstag der 
Deutschen Mark. Obwohl die D-Mark heute das ge-
lungene Wiederaufbauwerk nach dem zweiten Welt-
krieg und die politische Reintegration der Bundes-
republik Deutschland in den Kreis der westlichen 
Demokratien symbolisiert, ähnelt die heutige Ein-
stellung zum Euro interessanterweise stark der Hal-
tung der Deutschen gegenüber der Einführung der 
D-Mark im Jahr 1948. Kaum jemand glaubte damals an 
die Zukunft der neuen Währung. Doch die D-Mark 
hat sich durchgesetzt. 

Heute ist die Zeit reif für ein umfassendes, ein euro-
päisches Symbol. Wir stehen an der Schwelle zum 
21. Jahrhundert. Trotz Internet und unbegrenzter 
Telekommunikationsmöglichkeiten stehen wir jedoch 
erst am Beginn dieses neuen Zeitalters der Globalisie-
rung. Die weltwirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
haben sich in den letzten Jahren mit einer zuvor nie 
gekannten Geschwindigkeit verändert. Die weltweite 
Öffnung der Märkte für Güter, Kapital, Dienstleistun-
gen und Information, die internationale Standortkon-
kurrenz und der weltweite Wettbewerb und Struktur-
wandel schreiten in Windeseile voran. Unsere Erde 
als globales Dorf ist heute bereits Realität. 

In einer sich ständig verändernden Welt ist das 
Festhalten am Vertrauten und Hergebrachten die fal-
sche Strategie. Der Schriftsteller Tomaso die Lampe-
dusa sagte einmal: „Wenn wir wollen, daß alles so 
bleibt, wie es ist, dann ist es nötig, daß sich alles ver-
ändert. " In diesem Satz steckt eine Weisheit, die wir 
gut auf die Situation in Deutschland am Ende des 
20. Jahrhunderts anwenden können. Wir wollen den 
Wohlstand, den wir in den letzten Jahrzehnten hart 
erarbeitet haben, behalten. Dafür brauchen wir je-
doch neue Rezepte - denn die alten führen nicht 
mehr zum gewünschten Erfolg. Deutschland muß 
sich auch in Zukunft auf einem ha rt  umkämpften in-
ternationalen Markt behaupten - einem Markt, der 
sich nicht nach unseren Bedürfnissen richtet, son-
dern der uns mit Vorgaben konfrontiert, die wir zu 
erfüllen haben. 

Die richtigen Anworten auf diese zentralen Zu-
kunftsfragen lauten: globales Denken, Flexibilität, 
Mobilität, Innovation. Dies gilt für Unternehmen ge-
nauso wie für die Wirtschafts- und Finanzpolitik. Die 
Europäische Wirtschafts- und Währungsunion ist da-
her unsere strategische Antwort auf die Globalisie-
rung, sie ist die Basis für wirtschaftlichen Erfolg und 
Arbeitsplätze im 21. Jahrhundert. 

Die gemeinsame neue Währung bedeutet eine 
Übernahme des Erfolgsmodells unserer deutschen 
Währungsordnung in der Europäischen Union. Da-
durch wird in Europa eine Stabilitätszone geschaffen, 
die die Vorteile des Binnenmarktes ohne Wachstums-
verluste ausschöpft; die eine offene Marktwirtschaft, 
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den freien Wettbewerb und den effizienten Einsatz 
der vorhandenen Mittel zur Grundlage hat; die die 
Geldwertstabilität durch die unabhängige Euro-
päische Zentralbank gewährleistet und die stabile 
Rahmenbedingungen für Wachstum und Arbeits-
plätze schafft. 

Gerade die Exportnation Deutschland ist auf die 
Vorteile des vollständigen europäischen Binnen-
marktes angewiesen. Deutschland ist die am stärk-
sten exportabhängige Industrienation der Welt. Im 
Schnitt hängt bei uns jeder vierte Arbeitsplatz vom 
Export  ab. Je nach Region und Branche sogar jeder 
zweite. Davon sind auch kleine und mittlere Unter-
nehmen als Zulieferer betroffen. Der wichtigste Ex-
portmarkt unserer Wi rtschaft ist das europäische 
Ausland. Rund zwei Drittel der deutschen Ausfuhren 
gehen nach Westeuropa; über 57 Prozent in die Län-
der der Europäischen Union. Nach Expertenschät-
zungen hat allein der Weg zum Binnenmarkt zwi-
schen 1986 und 1990 etwa 9 Millionen zusätzliche 
Arbeitsplätze geschaffen und die Wachstumsrate um 
gut 0,5 Prozent angehoben. 

Mit dem Euro erhält Europa eine neue Selbstän-
digkeit und Unabhängigkeit. Das gilt für den Wett-
bewerb auf dem Weltmarkt, das gilt gegenüber Dol-
lar und Yen, das gilt auch ganz besonders für den Eu-
robürger als Verbraucher, dessen Wechselkurs- und 
Umrechnungsrisiko wegfallen. Der Euro garantiert 
nach dem Frankfu rter Muster ein europäisches Stabi-
litätsmodell, und er gibt diesem Kontinent und sei-
nen Menschen Zukunft. 

Jürgen Augustinowitz (CDU/CSU): Eine Währung 
ist mehr als nur ein Zahlungsmittel. Wie ich bereits in 
meiner Erklärung vom 2. Dezember 1992 (Plenar-
protokoll 12/126) festgestellt habe, ist die Deutsche 
Mark ein nationales Symbol für den wirtschaftlichen 
und sozialen Wiederaufstieg Deutschlands, ein Sym-
bol für 50 Jahre Frieden und Freiheit, ein Symbol für 
50 Jahre Wohlstand und Stabilität. Diese Errungen-
schaft dürfen wir nicht leichtfertig aufgeben. 

Bei den unbestreitbar vorhandenen Vorteilen einer 
gemeinsamen Währung müssen wir uns daher auch 
gegen die Risiken für die Währungsstabilität absi-
chern. Wir haben in Deutschland in diesem Jahrhun-
dert zweimal eine Geldentwertung gehabt, die viele 
Menschen um ihr ganzes Vermögen gebracht hat. 
Diese Erfahrung gebietet es, unsere stabile Deutsche 
Mark nicht gegen eine europäische Währung einzu-
tauschen, die nicht genauso stabil ist wie die Deut-
sche Mark. Angesichts der Tatsache, daß jeder Pro-
zentpunkt Inflation die Geldvermögen der deutschen 
Sparer mit 45 Milliarden DM pro Jahr um mehr ent-
wertet, als man sich insgesamt von der Währungs-
union an Kostenersparnis erhofft, ist der Gesichts-
punkt der Stabilität von fundamentaler Bedeutung. 

Eine Währungsunion bedarf daher sorgfältiger Vor-
bereitung und kann ökonomisch nur unter strengen 
Voraussetzungen in Betracht kommen. In den Erklä

-

rungen des Deutschen Bundestages und des Bundes-
rates vom Dezember 1992 wird daher die Sicherung 
einer dauerhaften und nachhaltigen Konvergenz der 
Volkswirtschaften in den Mittelpunkt gerückt. Insbe-

sondere wird festgehalten, daß eine statistische Erfül-
lung der Kriterien nicht ausreicht, sondern daß ihre 
dauerhafte Erfüllung auch aus dem Verlauf des Kon-
vergenzprozesses glaubhaft sein muß. Auch das Bun-
desverfassungsgericht hat in seinem Maast richt-Ur-
teil gefordert, daß die Europäische Union eine Stabili-
tätsgemeinschaft sein muß. Insgesamt sind im Vertrag 
von Maastricht mit den Konvergenzkriterien und im 
Stabilitätspakt von Dublin Vorkehrungen getroffen 
worden, die dem Ziel einer stabilen Währung dienen 
und dieses bei sachgerechter Anwendung der Bestim-
mungen auch erreichen können. 

Nach den getroffenen Feststellungen (siehe Be-
richte der Bundesregierung, der Bundesbank, der 
Europäischen Kommission und des Europäischen 
Währungsinstituts) hat zwar eine große Zahl der Län-
der diese Kriterien erreicht, jedoch sehe ich auf 
Grund der Entwicklung in den letzten Jahren auch 
Gefahren. Insbesondere scheint es bislang an einem 
gesamteuropäischen Stabilitätsbewußtsein zum Teil 
noch zu fehlen: 

Erstens. Zu der erforderlichen nachhaltigen Erfül-
lung der Kriterien ist es nicht ausreichend gekom-
men. Die Spielräume des Vertrages wurden von 
einer Vielzahl der beteiligten Länder genutzt: Das 
Defizitkriterium wurde von einigen Ländern nur mit 
großer Mühe erreicht, und Italien und Belgien sollen 
mit einer Staatsverschuldung von über 120 Prozent 
teilnehmen dürfen. Die Deutsche Bundesbank hat 
ihre Einschätzung, daß der Eintritt in die Währungs-
union stabilitätspolitisch vertretbar sei, daher auch 
mit der Einschränkung verbunden, daß Belgien und 
Italien „zusätzliche substantielle Verpflichtungen 
verbindlich" eingehen. 

Zweitens. Der Stabilitätspakt, der die dauerhafte 
Einhaltung der Stabilitätskritierien des Vertrags von 
Maastricht sicherstellen soll, bleibt mit seinen be-
schränkten Eingriffsmöglichkeiten hinter den von 
deutscher Seite geforderten automatischen Sanktio-
nen zurück. Insgesamt hängt zu viel vom politischen 
Willen des Ministerrates ab, den Pakt konsequent 
umzusetzen. Es läßt sich leicht eine Sperrminorität 
der Länder denken, über deren Haushaltsgebahren 
als nächstes abgestimmt wird. 

Drittens. Der Europäischen Zentralbank kommt 
eine Schlüsselfunktion für die Stabilität der neuen 
Währung zu. Dies muß sich auch in der personellen 
Besetzung des Amtes des Präsidenten sowie der an-
deren Mitglieder des Direktoriums der Europäischen 
Zentralbank ausdrücken. Der Streit um den ersten 
Präsidenten der Europäischen Zentralbank ist ein 
beredtes Beispiel dafür, daß sich eine europäische 
Stabilitätskultur bislang noch nicht ausreichend ent-
wickelt hat. 

Vor dem Hintergrund dieser Gefahren für die Sta-
bilität der neuen Währung, die im Bericht der Deut-
schen Bundesbank ebenfalls deutlich gesehen wer-
den, kommt der Entscheidung des Deutschen Bun-
destages über den Eintritt in die dritte Stufe der Wäh-
rungsunion eine große Bedeutung zu. Ich unterstrei-
che ausdrücklich, daß die Wirtschafts- und Wäh-
rungsunion nicht zu einer Transferunion werden darf 
(vergleiche auch den Beschluß der Bundesregierung 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 230. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 23. April 1998 	21167* 

in Drucksache 13/10250). Nach den vertraglichen 
Regelungen gibt es auch keine Haftung der Gemein-
schaft für Verbindlichkeiten der Mitgliedstaaten. 
Weiterhin sind von allen beteiligten Ländern zusätz-
liche deutliche Anstrengungen erforderlich, um eine 
tragbare Finanzlage der öffentlichen Haushalte 
nachhaltig und dauerhaft zu gewährleisten. Belgien 
und Italien müssen die von der Bundesbank gefor-
derten zusätzlichen Verpflichtungen noch eingehen. 

Insgesamt muß klar sein, daß die gemeinsame 
Währung kein Mittel zur Übertragung immer weite-
rer Zuständigkeiten auf Europa sein darf. Ziel ist ein 
vereintes Europa der Vaterländer, einen europäi-
schen Bundesstaat mit einer allzuständigen Haupt-
stadt Brüssel darf es nicht geben. Die Nationalstaa-
ten und die Europäische Union haben auch künftig 
unterschiedliche, sich gegenseitig ergänzende Auf-
gaben. Aus diesem Grund muß der Beachtung des 
Subsidiaritätsgrundsatzes noch größere Aufmerk-
samkeit gewidmet werden. 

Angesichts der Tatsache, daß die Deutsche Bun-
desbank den Eintritt in die Währungsunion - nach 
sorgfältiger Analyse und trotz deutlich geäußerter 
Bedenken - als „stabilitätspolitisch vertretbar" ein-
stuft, stimme ich dem vorliegenden Ersuchen zu. 

Manfred Kolbe (CDU/CSU): Europa ist unsere Zu-
kunft. Gerade deshalb aber ist sorgfältig abzuwägen, 
ob die jetzige Einführung des Euro mehr Chancen 
oder mehr Risiken für den europäischen Einigungs-
prozeß beinhaltet. 

Erstens. Die politische Union als Gegenstück zur 
Währungsunion fehlt. Bundeskanzler Kohl erklärte 
noch am 6. November 1991 vor dem Deutschen Bun-
destag, „daß die Vorstellung, man könne eine Wi rt

-schafts- und Währungsunion ohne Politische Union 
auf Dauer erhalten, abwegig ist." Die politische 
Union und insbesondere ein Europäisches Parlament 
mit vollen parlamentarischen Kompetenzen wird 
aber auf absehbare Zeit nicht kommen. Noch nie in 
der Geschichte aber hat eine Währungsunion zwi-
schen elf verschiedenen souveränen Staaten funktio-
niert. 

Zweitens. In Europa fehlt bisher eine ausreichende 
Konvergenz der Wirtschafts-, Haushalts-, Steuer- 
und Sozialpolitik. Insbesondere die Wirtschaftspolitik 
bildet den Orientierungsrahmen für die Geldpolitik 
und dieser fehlt der Europäischen Zentralbank. Eu-
ropa muß daher vom Kopf auf die Füße gestellt wer-
den. Erst auf dem soliden Fundament einer abge-
stimmten Wirtschafts-, Haushalts-, Steuer- und So-
zialpolitik läßt sich eine Währungsunion ohne kaum 
kalkulierbare Risiken verwirklichen. 

Drittens. Die einheitliche europäische Währung 
schafft mehr Transparenz und verschärft den Wett-
bewerb. Gefährdet sind dadurch insbesondere Ar-
beitsplätze in Ländern mit höhere Löhnen und So-
zialstandards wie Deutschland. Investoren werden in 
Niedriglohnländer ausweichen, in Hochlohnländern 
geraten Löhne und Sozialleistungen unter Druck, 
und es kann zum Arbeitsplatzabbau kommen. Für 
Deutschland entfällt der bisherige Standortvorteil 

Währungsstabilität, was durch den Wegfall der 
Wechselkursrisiken nicht kompensiert wird. Die von 
der SPD geforderte europäische Beschäftigungspoli-
tik ist nicht finanzierbar und stellt daher keine Lö-
sung dar, aber auch die Union hat diese Problematik 
nicht ausreichend thematisiert. 

Aus diesen Gründen kann ich der heutigen Be-
schlußempfehlung zur Einführung des Euro nicht zu-
stimmen. Diese meine Entscheidung ist keine Ent-
scheidung gegen Europa, sondern - nach bestem 
Wissen und Gewissen - eine Entscheidung für einen 
soliden europäischen Einigungsprozeß. 

Dr. Egon Jüttner (CDU/CSU): Der Teilnahme der 
Bundesrepublik Deutschland an der Europäischen 
Wirtschafts- und Währungsunion und der damit ver-
bundenen Einführung des Euro stimme ich im 
Grundsatz zu, da die gemeinsame Währung dem 
europäischen Integrationsprozeß eine neue Qualität 
verleihen wird. Verantwortungsvolle Politik darf sich 
aber nicht allein mit den Chancen einer Entwicklung 
beschäftigen, sondern muß immer auch versuchen, 
die Risiken, die mit jeder Veränderung verbunden 
sind, zu minimieren. Dies sind wir den Bürgerinnen 
und Bürgern, aber auch der Zukunft unseres Landes 
schuldig. 

Es muß deshalb sichergestellt werden, daß die Sta-
bilität der neuen Währung dauerhaft gesichert wird 
und sich die Mitgliedstaaten auch weiterhin bemü-
hen, die im Vertrag von Maast richt festgelegten Kon-
vergenzkritierien dauerhaft zu erfüllen. Die Bundes-
regierung muß insbesondere gegenüber Italien und 
Belgien darauf dringen, daß diese ihren hohen Schul-
denstand durch eine tragbare Finanzpolitik konti-
nuierlich abbauen. Beide Länder müssen zusätzliche 
Schritte ergreifen, um ihre hohen Schuldenstände zu 
vermindern und damit die Stabilitätsanforderungen 
des Maastricht-Vertrages zu erfüllen. Bedenken und 
Sorgen, die in diesem Sinne gerade auch von Bun-
desbankpräsident Tietmeyer geäußert wurden, kön-
nen nur abgebaut werden, wenn beide Staaten 
„substantielle Verpflichtungen" zum Abbau ihrer 
Schulden eingehen. Eine solche bindende Verpflich-
tung ist bisher nicht in ausreichendem Maße erfolgt, 
so daß ich Zweifel an der Nachhaltigkeit der begon-
nenen Stabilitätsbemühungen habe. Die Aufnahme 
beider Länder steht nicht im Einklang mit den Be-
schlüssen von Bundestag und Bundesrat vom De-
zember 1992. 

Aus diesen Gründen halte ich die Aufnahme Bel-
giens und Italiens zum jetzigen Zeitpunkt für stabili-
tätspolitisch nicht vertretbar und somit die Einfüh-
rung einer gemeinsamen europäischen Währung mit 
diesem Teilnehmerkreis für verfrüht. Ich habe die Be-
fürchtung, daß sich künftige Aufnahmekandidaten 
auf diese Ausnahmeerteilung berufen könnten und 
daß auf diese Weise die Stabilität des Euros gefähr-
det wird. 

Es muß deutlich gemacht werden, daß ein hoher 
Grad an Konvergenz nicht nur in der Gegenwart, 
sondern auch in Zukunft ein gemeinschaftsrecht-
liches Ziel von höchster Priorität sein muß. Die Mit-
gliedstaaten sind gefordert, ihre nationalen Wi rt- 
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schaftspolitiken an diesem Ziel auszurichten. Die 
Bundesregierung muß bei den europäischen Pa rt

-nern auch in Zukunft auf eine Fortsetzung des be-
gonnenen Konsolidierungsprozesses drängen. Die 
Begrenzung der öffentlichen Defizite muß zudem ein 
finanzpolitisches Ziel bleiben, damit die Defizit-
grenze von 3 Prozent in Zukunft auch ohne einmalig 
wirkende Maßnahmen nicht überschritten wird. Ein 
Ziel deutscher Politik muß ein europaweiter Abbau 
der Staatsverschuldung sein, um eine tragbare Fi-
nanzlage der öffentlichen Haushalte nachhaltig und 
dauerhaft zu gewährleisten. Es muß sichergestellt 
werden, daß es zu keinen zusätzlichen EU-Transfer-
leistungen kommt. Eine Transferunion für Zahlungen 
zwischen reichen und ärmeren Regionen infolge der 
Euro-Einführung muß ausgeschlossen werden. Die 
Bundesregierung muß im weiteren Verlauf des euro-
päischen Integrationsprozesses sicherstellen, daß der 
von den Mitgliedsländern vereinbarte Stabilitäts-  
und Wachstumspakt ohne Wenn und Aber Anwen-
dung findet. 

Anlage 3 

Erklärung nach § 31 GO 
der Abgeordneten Robert Leidinger, Brigitte Adler, 

Dr. Bodo Teichmann, Dr. Liesel Hartenstein, 
Peter Conradi (alle SPD) 

zur Abstimmung über die Beschlußempfehlung 
des Finanzausschusses zu den Unterrichtungen 

durch die Bundesregierung 
Beschluß der Bundesregierung zur Festlegung 
des Teilnehmerkreises an der Dritten Stufe der 
Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion 

und Ersuchen der Bundesregierung, 
Zweiter Bericht des Arbeitsstabes Europäische 

Wirtschafts- und Währungsunion des 
Bundesministeriums der Finanzen und der 

Bundesministerien (AS WWU) 
vom 27. März 1998 

Einführung des Euro in Gesetzgebung 
und öffentlicher Verwaltung 
(Tagesordnungspunkt 3) 

Erstens. Ich stimme gegen den Beitritt Deutsch-
lands zur Europäischen Währungsunion zum jetzt 
vorgesehenen Zeitpunkt, weil das Konvergenzkrite-
rium des Artikels 104c EG-Vertrag, nach dem der 
Schuldenstand „erheblich und laufend" zurückge-
hen und „einen Wert in der Nähe des Referenzwerts 
erreicht" haben soll, von Belgien und Italien bei wei-
tem nicht erfüllt wird. Ich bin deshalb für eine Ver-
schiebung des Beitritts, bis das Konvergenzkriterium 
Schuldenstand auch in diesen Staaten annähernd er-
füllt ist. 

Zweitens. Ich bin für eine Verschiebung der Ein-
führung des Euro, weil die Bundesregierung sich bis-
lang weigert , die für die deutschen Steuerzahler und 
Verbraucher entstehenden Kosten für die Einführung 
des Euro zu beziffern. 

Drittens. Ich stimme gegen die Einführung des 
Euro zum jetzt vorgesehenen Zeitpunkt, a) weil ich 

befürchte, daß der Zusammenschluß von elf unter-
schiedlichen Währungen zur Zeit noch nicht die glei-
che Stabilität haben wird wie bisher die DM und daß 
die Europäische Zentralbank versuchen könnte, die 
Stabilität des Euro durch höhere Zinsen mit der Folge 
höherer Arbeitslosigkeit zu sichern; b) weil ich be-
fürchte, daß der verschärfte Wettbewerb in der 
EWWU sich zugunsten der großen Konzerne und zu 
Lasten des Mittelstands, der Kleinbetriebe und des 
Handwerks, zugunsten der Arbeitgeber und zu La-
sten der Arbeitnehmer auswirken wird, und weil ich 
befürchte, daß die deutschen Arbeitnehmer im härte-
ren Wettbewerb den Preis mit höherer Arbeitslosig-
keit, mit sinkenden oder stagnierenden Einkommen 
und mit verschärftem Sozialabbau bezahlen müssen; 
c) weil ich es für fahrlässig halte, die Instrumente 
einer nationalen Wirtschafts- und Beschäftigungs-
politik aus der Hand zu geben, ohne daß innerhalb 
der EU die notwendige Koordination der Wirtschafts-, 
Beschäftigungs-, Sozial- und Steuerpolitik in Aus-
sicht steht. 

Viertens. Ich bin für die Verschiebung der Einfüh-
rung des Euro, weil es uns den politischen Parteien, 
in Deutschland nicht gelungen ist, eine Mehrheit des 
Volkes für den Euro zu gewinnen. Außerdem be-
fürchte ich eine weitere Entfremdung des Volkes von 
seiner Volksvertretung, wenn eine überwiegende 
Mehrheit der Bevölkerung gegen den Euro ist und in 
der Volksvertretung eine große Mehrheit dafür

-

stimmt. Ich habe großen Respekt vor dem schwedi-
schen Reichstag, der am 25. November 1997 einmü-
tig erklärte: „Ausschlaggebend für die Entschei-
dung, der Währungsunion nicht beizutreten, ist die 
fehlende Unterstützung des schwedischen Volkes ... ". 
So handeln Demokraten. 

Anlage 4 

Erklärung nach § 31 GO 
der Abgeordneten Dr. Eberhard Brecht, 

Tilo Braune, Christel Deichmann, Thomas Krüger, 
Gisela Schröter und Gunter Weißgerber (alle SPD) 
zur Abstimmung über die Beschlußempfehlung 
des Finanzausschusses zu den Unterrichtungen 

durch die Bundesregierung 
Beschluß der Bundesregierung zur Festlegung 
des Teilnehmerkreises an der Dritten Stufe der 
Europäischen Wirtschafts- und Währungsunion 

und Ersuchen der Bundesregierung, 
Zweiter Bericht des Arbeitsstabes Europäische 

Wirtschafts- und Währungsunion des 
Bundesministeriums der Finanzen 

und der Bundesministerien (AS WWU) 
vom 27. März 1998 

Einführung des Euro in Gesetzgebung 
und öffentlicher Verwaltung 
(Tagesordnungspunkt 3) 

Wir stimmen heute bei der abschließenden Bera-
tung des Deutschen Bundestages dem Eintritt in die 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 230. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 23. April 1998 	21169* 

dritte Stufe der Europäischen Währungsunion zu, 
weil wir die Vorteile einer gemeinsamen europäi-
schen Währung anerkennen: der Wegfall der Trans-
aktionskosten, die Chancen für eine langfristig gesi-
cherte Geldwertstabilität, ein transparenterer Wett-
bewerb, der Wegfall von Wechselkursschwankungen 
innerhalb der Euro-Zone und die Chance einer Redu-
zierung von Wechselkursschwankungen gegenüber 
Drittwährungen. 

Andererseits sehen wir die Gefahr einer weiteren 
Verschlechterung des Wi rtschaftsstandortes Ost-
deutschland. In einem Europa, in dem Kapitalströme 
noch beweglicher werden, wird sich der Wettbe-
werb auf europäischer, nationaler, aber auch regio-
naler Ebene verschärfen. Darunter könnten insbe-
sondere die in Ostdeutschland agierenden Unter-
nehmen leiden. Schon heute weist Ostdeutschland 
eine sehr niedrige Exportquote mit einem deutlichen 
Negativsaldo auf. Die ostdeutschen Unternehmen 
haben derzeit zu wenig Eigenkapital (im verarbei-
tenden Gewerbe 10,4 Prozent im Osten gegenüber 
23 Prozent im Westen), eine inzwischen verbesserte, 
aber noch immer unbefriedigende Infrastruktur, eine 
zu geringe Produktionstiefe und Probleme beim Zu-
gang zu internationalen Märkten, um die mit dem 
Euro eröffneten Expansionschancen auch nutzen zu 
können. 

Gleichzeitig werden sie zugunsten leistungsstarker 
europäischer Konkurrenten Marktanteile auch auf 
regionaler Ebene verlieren. Der häufig als Argument 
herangezogene kompetitive Lohnkostenvorteil Ost-
deutschlands existiert nur bedingt, da die Arbeits-
kosten in der verarbeitenden Industrie in Ost-
deutschland (31,89 DM) zwar unter derjenigen West-
deutschlands (47,28 DM) liegen, aber immer noch 
über der zum Beispiel in Frankreich (30,82 DM) oder 
Portugal (9,84 DM) liegen. Zudem konnte die Lohn

-

Produktivitätslücke noch nicht geschlossen werden; 
die absoluten Lohnstückkosten lagen 1997 in den 
neuen Bundesländern bei 26,9 Prozent über denen 
im Westen Deutschlands. 

Der Osten Deutschlands wird nur dann von der 
europäischen Wirtschafts- und Währungsunion profi-
tieren, wenn die europäischen und nationalen Struk-
turhilfen für die neuen Bundesländer bis zu einer 
Trendwende verstetigt werden, der Aufbau eines lei-
stungsfähigen Forschungs- und Entwicklungspoten-
tials endlich ausreichend finanziert wird und wirk-
samere Hilfen beim Marktzugang für ostdeutsche 
Unternehmen gewährt werden. Daneben müssen die 
Wirtschafts-, Finanz-, Arbeitsmarkt- und Sozialpoli-
tik in der Europäischen Union besser abgestimmt 
werden, um Wettbewerbsverzerrungen zu minimie-
ren. 

Mit der Perspektive einer so gea rteten Kurskor-
rektur durch die im September 1998 neu gebil-
dete Bundesregierung stimmen wir der Einfüh-
rung der dritten Stufe der Europäischen Wäh-
rungsunion zu. 

Anlage 5 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 6 

(Entlastung der Bundesregierung für das 
Haushaltsjahr 1994 - Vorlage der Jahresrechnung 
1994 - und Bemerkungen des Bundesrechnungs

-

hofes 1996 zur Haushalts- und Wirtschaftsführung 
(einschließlich der Feststellungen zur 
Jahresrechnung des Bundes 1994)) 

Dieter Pützhofen (CDU/CSU): Zunächst darf ich 
Ihnen, liebe Kolleginnen und Kollegen, herzlich da-
für danken, daß Sie nach der vielstündigen und an-
strengenden Debatte zum Teilnehmerkreis an der 
Dritten Stufe der Europäischen Wirtschafts- und 
Währungsunion dem Rechnungsprüfungsausschuß 
des Haushaltsausschusses noch die nötige Unterstüt-
zung bei der Entlastung der Bundesregierung für das 
Haushaltsjahr 1994 geben. 

Als Vorsitzender des Rechnungsprüfungsausschus-
ses möchte ich zunächst einige Worte des Dankes 
sagen und zwar zunächst an meinen Stellvertreter, 
den Kollegen Rudolf Purps, mit dessen Hilfe und Kol-
legialität es möglich war, die Sitzungen des Rech-
nungsprüfungsausschusses zügig, effektiv und er-
gebnisorientiert durchzuführen. In diesen Dank ein-
schließen mchte ich natürlich alle Mitglieder des 
Ausschusses, die viel Zeit und Mühen investiert ha-
ben, um die zugrundeliegenden Bemerkungen des 
Bundesrechnungshofes 1996 zur Hauhalts- und Wi rt

-schaftsführung auf der politischen Ebene aufzuarbei-
ten.  

Wenn ich eben den Bundesrechnungshof genannt 
habe, gestatten Sie mir, den Vizepräsidenten, Herrn 
Dr. Dieter Engels, herzlich willkommen zu heißen 
und ihn zu bitten, die Anerkennung, die der Rech-
nungsprüfungsausschuß der Arbeit seiner Behörde 
zollt, in geeigneter Weise an alle Mitarbeiter weiter-
zugeben; auf die besondere Bedeutung des Bundes-
rechnungshofes für unseren Ausschuß werde ich 
später noch zu sprechen kommen. 

Da der Rechnungsprüfungsausschuß, wie sie alle 
wissen, ein Querschnittsausschuß ist, der die Mittel-
verwendung der gesamten Bundesregierung zu 
überprüfen hat, möchte ich hier auch feststellen, daß 
nicht nur das Bundesministerium der Finanzen, wel-
ches ein ständiger Teilnehmer unserer Sitzungen ist, 
sondern alle Ressorts zum reibungslosen Ablauf der 
Beratungen durch gute Vorbereitung und sachkun-
dige Präsenz beigetragen haben. 

Meine abschließenden Worte des Dankes richte 
ich an alle unsere Abgeordneten-Mitarbeiter sowie 
das Sekretariat des Rechnungsprüfungsausschusses, 
die im Stillen die unerläßliche organisatorische und 
inhaltliche Vorbereitung einer jeden Sitzung durch-
zuführen hatten. 

Der Grund, weshalb ich diese einleitenden Worte 
recht ausführlich gestaltet habe, liegt da rin, daß das 
Arbeitsklima in diesem Unterausschuß sich offen-
sichtlich von dem anderer Ausschüsse etwas abhebt, 
indem dort  im wesentlichen eine weniger parteipoli- 
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tisch als vielmehr ergebnisorientierte Arbeit geleistet 
wird; dies wird dadurch belegt, daß überwiegend 
einvernehmliche Beschlüsse gefaßt werden. Der 
Rechnungsprüfungsausschuß versteht sich in seiner 
Gesamtheit als Wächter über die den Resso rts treu-
händerisch anvertrauten Bundesmittel, der ein Kon-
trollrecht wahrnimmt, das Teil des parlamentarischen 
Budgetrechts ist. Daß meine Kollegen und ich Ihre 
diesbezügliche Aufgabe sehr ernst nehmen, werden 
Ihnen einige Staatssekretäre oder Abteilungsleiter 
betroffener Resso rts leidvoll bestätigen können, die 
die Erfahrungen machen mußten, auch von Aus-
schußmitgliedern der Koalitionsfraktionen in keinster 
Weise mit „Samthandschuhen" angefaßt, sondern 
gelegentlich recht „peinlich" befragt zu werden. Das 
Selbstverständnis des Ausschusses läßt es auch nicht 
zu, lediglich im Nachhinein warnend den Finger zu 
erheben und Besserung für die Zukunft einzufor-
dern; vielmehr setzt der Ausschuß in Fällen eklatan-
ter Mißstände beamtenrechtliche, disziplinarische 
oder gar staatsanwaltschaftliche Konsequenzen 
durch. Die Tatsache, daß nicht nur der Ausschuß 
Anforderungen an sich selbst stellt, sondern auch 
von der Bundesregierung ernst genommen und von 
einer interessie rten Öffentlichkeit beachtet wird, 
zeigt das Interesse der Medien an seiner Arbeit und 
zeigen die Anrufe aus der Bürgerschaft, die bei al-
len Mitgliedern oder dem Sekretariat ständig auflau-
fen. Eine gewisse Öffentlichkeitswirksamkeit er-
reicht der Ausschuß ferner dadurch, daß er nicht nur 
verantwortliche Ressortvertreter, sondern auch Da-
men und Herren der für die Bewirtschaftung der zur 
Verfügung gestellten Mittel zuständigen Institutio-
nen, wie zum Beispiel Verbänden, Kommunen, Zu-
wendungsempfängern oder sonstigen Einrichtun-
gen, zur Aufklärung von Sachverhalten zu den Sit-
zungen einlädt. 

Lassen Sie mich nun - wie oben angekündigt - 
nochmals auf den Bundesrechnungshof und dessen 
Bedeutung für den Rechnungsprüfungsausschuß ein-
gehen. Es gibt nach meiner Kenntnis keinen Aus-
schuß dieses Hohen Hauses, der in solch enger 
Weise mit dem Bundesrechnungshof zusammenar-
beitet wie der Rechnungsprüfungsausschuß. Wenn 
ich das Verhältnis zu dieser unabhängigen, in unse-
rer Verfassung verankerten Prüfungsinstitution ein-
mal mit meinen eigenen Worten beschreiben darf, so 
würde ich es als „Symbiose" bezeichnen, in der wir 
miteinander arbeiten. Der Rechnungsprüfungsaus-
schuß überprüft die Ordnungsmäßigkeit und Wi rt

-schaftlichkeit der Haushalts- und Wirtschaftsführung 
der Bundesregierung überwiegend auf der Grund-
lage der von Fachleuten des Bundesrechnungshofes 
festgestellten Prüfungsergebnisse. Da der Bundes-
rechnungshof - ganz bewußt - nicht selbst über Exe-
kutivbefugnisse verfügt, um Mängel abstellen zu las-
sen, bedarf es der politischen Bewe rtung und Ein-
flußnahme des Rechnungsprüfungsausschusses, den 
als berechtigt angesehenen Empfehlungen des Bun-
desrechnungshofes zur Durchsetzung zu verhelfen. 
An dieser Stelle wird deutlich, daß wir den Bundes-
rechnungshof als Pa rtner des Parlaments gegenüber 
der Regierung und nicht als Instrument der Opposi-
tion gegenüber den Regierungskoalitionen oder um-
gekehrt verstehen. 

Klarstellen möchte ich aber auch, daß dieses enge 
Verhältnis zum Bundesrechnungshof durchaus Raum 
für gegensätzliche Bewe rtungen einzelner Sachver-
halte läßt. Dies gilt insbesondere dann, wenn - wie es 
seine Aufgabe ist - der Bundesrechnungshof die 
Wirtschaftlichkeitsaspekte in den Vordergrund stellt, 
politische Erwägungen und Überzeugungen hinge-
gen diese im Einzelfall zurücktreten lassen; lassen 
Sie mich als Beispiel nur die Stichworte Transrapid, 
Eurofighter oder Berlin-Umzug nennen. 

Beleg dafür, daß zwischen dem Rechnungsprü-
fungsausschuß und dem Bundesrechnungshof ein 
Zusammenarbeiten zum gegenseitigen Vorteil statt-
findet, ist ein Zitat unserer Kollegin Uta Titze-Stecher 
aus ihrer Rede anläßlich der Entlastung der Bundes-
regierung für das Haushaltsjahr 1990 vom 24. Juni 
1993, worin sie ausführt: „Die Mitglieder des Rech-
nungsprüfungsausschusses sind nur so gut wie der 
Bundesrechnungshof gut ist, d. h. unabhängig und 
in ausreichender personeller Besetzung arbeiten 
kann." Es liegt deshalb im wohlverstandenen eige-
nen Interesse des Parlaments, den Bundesrech-
nungshof zu stärken, was zunächst der Haushalts-
ausschuß und - dessen Empfehlung folgend - das 
Plenum durch Verabschiedung des Haushaltsrechts-
Fortentwicklungsgesetzes zum Jahresende 1997 un-
terstützt hat. Dadurch, daß durch dieses Gesetz unter 
anderem die Vorprüfungsstellen bei den Resso rts 
aufgelöst und nicht nur organisatorisch, sondern nun 
auch personell dem Bundesrechnungshof in Form 
der Prüfungsämter nachgeordnet worden sind, dürfte 
dessen Effizienz gesteigert worden sein und lassen 
sich mittelfristig mehrere 100 Stellen einsparen. 

War früher die nachfolgende Prüfung durch den 
Bundesrechnungshof der Schwerpunkt seiner Tätig-
keit, so geht dieser heute - einer Forderung des 
Haushaltsausschusses bzw. des Rechnungsprüfungs-
ausschusses folgend - immer mehr zu einer beglei-
tenden, zeitnahen Prüfung über. Auch dadurch sitzt 
der Bundesrechnungshof jedem Resso rt  stets als das 
„schlechte Gewissen" im Nacken, bewirkt immer 
wieder einen Lernprozeß bei den Ministe rien und 
stärkt das Bewußtsein, daß mit öffentlichen Mitteln 
wirtschaftlich und sparsam umzugehen ist. 

Durch diese Ausführungen habe ich hoffentlich 
deutlich gemacht, wie ich als Ausschußvorsitzender 
die Arbeit des Bundesrechnungshofes einschätze 
und hoffe, dabei im Einklang mit der Bewe rtung mei-
ner Kolleginnen und Kollegen zu stehen. 

Aus der Erfahrung von annähernd achtjähriger Tä-
tigkeit in diesem Gremium ziehe ich auch das Fazit, 
daß es unerläßlich ist, die Mitglieder des Rechnungs-
prüfungsausschusses aus dem Kreis des Haushalts-
ausschusses zu rekrutieren, denn nur, wer im Rah-
men der Haushaltsaufstellung Vorgaben selbst mit

-

gesetzt hat, ist in der Lage, deren Einhaltung jährlich 
wiederkehrend zu kontrollieren. 

Aus der täglichen öffentlichen Diskussion wissen 
wir alle, daß es sich verbietet die derzeitige Situation 
der Öffentlichen Haushalte durch größere Steuerer-
höhungen oder eine Anhebung der Staatsverschul-
dung verbessern zu wollen; deshalb kommt der Aus-
gabenseite der Haushalte eine besondere Bedeutung 
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zu, um das Ziel einer Entlastung der Bürger von 
Steuern und Abgaben zu erreichen und den Wirt-
schaftsstandort Deutschland zu stärken. Dabei 
kommt dem Rechnungsprüfungsausschuß mit die 
Aufgabe zu, zu überprüfen, ob die von der Bundesre-
gierung propagierte Sparpolitik tatsächlich umge-
setzt wird; die Mahnungen des Bundesrechnungs-
hofs, die Staatsverschuldung nicht noch weiter an-
wachsen zu lassen, um finanziellen Handlungsspiel-
raum zu erhalten, sind dabei zu berücksichtigen und 
werden sehr ernst genommen. 

Wenn ich vorher die Verabschiedung des Haus-
haltsrechts-Fortentwicklungsgesetzes zum 1. Januar 
1998 angesprochen habe, so muß ich der Vollständig-
keit halber auch mit Blick auf die kommenden Prü-
fungsjahre darauf verweisen, daß durch die in dem 
Gesetz zugelassene Übertragbarkeit von Mitteln in 
das nächste Haushaltsjahr, die Reduzierung der Zahl 
kleiner Haushaltstitel und die Möglichkeit, den Res-
sorts verstärkt budgetierte Mittel zur eigenverant-
wortlichen Bewirtschaftung zuzuweisen, zunächst 
der Bundesrechnungshof und danach der Rech-
nungsprüfungsausschuß vor einer veränderten Aus-
gangslage stehen werden, bedarf es doch für die Be-
wertung, ob Mittel wirtschaftlich und zweckmäßig 
eingesetzt worden sind, in diesem Zusammenhang 
konkreterer Zielvorgaben. 

Eine wesentliche Klarstellung erwarte ich mir in 
den kommenden Monaten von einer Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts, welches u. a. dar-
über zu befinden hat, ob die Auffassung der Bundes-
regierung zutreffend ist, daß Art. 115 Abs. 1 Satz 2 
des Grundgesetzes, wonach die Einnahmen aus Kre-
diten die Summe der im Haushaltsplan veranschlag-
ten investiven Ausgaben nicht überschreiten dürfen, 
nur für die Haushaltsaufstellung gilt oder ob der Op-
position recht zu geben ist, die diese verfassungsmä-
ßige Grenze auch auf den Haushaltsvollzug ausge-
dehnt sehen möchte. Diese Streitfrage, die seit Jah-
ren immer wiederkehrend thematisiert wird, muß 
endlich einer Entscheidung - so oder so - zugeführt 
werden. Hinweisen möchte ich mit Blick auf das 
heute in Rede stehende Haushaltsjahr 1994, daß da-
mals die Nettokreditaufnahme rd. 11,5 Milliarden 
DM unter den investiven Ausgaben lag. 

Mit Blick auf die Diskussion des heutigen Tages 
zur Wirtschafts- und Währungsunion ist auch heute 
bereits absehbar, daß sich der Bundesrechnungshof 
und der Rechnungsprüfungsausschuß zukünftig ver-
stärkt mit gesamteuropäischen Sichtweisen und den 
unterschiedlichen Maßstäben, die die Pa rtnerländer 
an eine sparsame und wi rtschaftliche Mittelverwen-
dung anlegen, zu befassen haben werden. 

Abschließend will ich darauf hinweisen, daß der 
Rechnungsprüfungsausschuß die Bemerkungen des 
Bundesrechnungshofes 1997, die sich auf die beiden 
Haushaltsjahre 1995 und 1996 beziehen, bereits in 
der übernächsten Woche am 6. Mai 1998 abschließen 
wird; dies verdeutlicht, daß alle Beteiligten auf dem 
besten Wege sind, die Prüfungen zeitnäher als bisher 
zu gestalten. 

Für heute habe ich nur noch die Bitte an Sie, der 
Empfehlung des Rechnungsprüfungsausschusses 

und des Haushaltsausschusses zu folgen und der 
Bundesregierung die Entlastung für das Haushalts-
jahr 1994 zu erteilen. 

Uta Titze-Stecher (SPD): Lassen Sie mich gleich zu 
Beginn dieser Debatte um die Entlastung der Bun-
desregierung für das Haushaltsjahr 1994 einer Auf-
gabe nachkommen, die ich besonders gern erfülle: 
Ich möchte mich im Namen der SPD-Bundestagsfrak-
tion, insbesondere im Namen der Mitglieder des 
Haushalts- und Rechnungsprüfungsausschusses, 
ausdrücklich für die Arbeit des Bundesrechnungs-
hofes bedanken. 

Diese Arbeit ist in Zeiten zunehmender Privatisie-
rung von Bundesunternehmen, drückender Haus-
haltssorgen aufgrund wegbrechender Steuereinnah-
men, steigender Zinsbelastungen angesichts immer 
höherer Staatsverschuldung, sinkendem Wertebe-
wußtsein in der Gesellschaft für „das, was des Staa-
tes ist", immer schwieriger geworden - deshalb aber 
um so notwendiger. 

Ohne die ständige Begleitung durch die Bundes-
rechnungsprüfer, ohne deren beharrliches, sachver-
ständiges und unbestechliches Nachprüfen, Nachha-
ken und Nachbohren wäre die Arbeit des Rechnungs-
prüfungsausschusses nicht möglich. Wir, die Mitglie-
der des Rechnungsprüfungsauschusses, sind nur so 
gut, wie die Zu- und Mitarbeit des Bundesrechnungs-
hofes. Der Spielraum für die angemessene und unab-
hängige Zu- und Mitarbeit aber muß erhalten, ja, eher 
erweitert, denn beschnitten werden. Ich habe den 
Eindruck, daß im Laufe dieser Legislaturpe riode 
manch einer der Kollegen der Koalition - aber nicht 
nur der Koalition - den Spannungsbogen nicht mehr 
aushält, in dem sich naturgemäß die Arbeit des BRH 
vollzieht: im Spannungsbogen zwischen dem, was 
unabhängige Prüfung für sachlich erforderlich hält, 
und dem, was parlamentarische (Nach-)Prüfung für 
politisch gerechtfertigt ansieht. Gerade deshalb ist es 
aus der Sicht der SPD notwendig, die Rolle und Posi-
tion des BRH zu stärken. So ist die Wahl der Präsiden-
tin des BRH für uns ein sichtbares Zeichen hoher par-
lamentarischer Anerkennung für diese Funktion, 
aber auch die Verpflichtung, das hohe Gut der Unab-
hängigkeit des BRH zu schützen und zu wahren. 

Während allerdings der BRH nie Anlaß zu Zwei-
feln an seiner Loyalität gegeben hat, ist es zu mei-
nem Bedauern auf Seiten der Parlamentarier in der 
letzten Zeit zu unve rtretbaren Ausfällen gegenüber 
dem BRH gekommen: Ich erinnere an den rüden Vor-
wurf des Bundesverteidigungsministers Volker Rühe 
an die Adresse des Rechnungsprüfers - es ging um 
den 4. Bericht des BRH zum Eurofighter 2000 in 
der 85. Sitzung des Haushaltsausschusses vom 
30. Oktober 1997 - „Der BRH versteht nichts von der 
Materie!" Solch direkte Anwürfe sind zum Glück sel-
ten. Die Mitglieder des Rechnungsprüfungsaus-
schusses sind unter der freundlichen, sachkundigen 
und straffen Leitung des Ausschußvorsitzenden, des 
Kollegen Pützhofen, selten so echauffiert wie der Kol-
lege Rühe. 

Trotzdem muß ich aus gegebenem Anlaß auf die 
zwangsläufige Folge der zunehmenden Spannung 
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zwischen BRH und Vertretern der Koalition hinwei-
sen: Das scharfe Instrument der unbestechlichen 
Kontrolle wird auf diese Weise durch das Parlament 
selbst zur stumpfen Waffe degradie rt , also nutzlos, zu 
unserem eigenen Schaden! 

Daher meine Bitte an den BRH: Lassen Sie sich 
nicht entmutigen, bleiben Sie hartnäckige und loyale 
Partner wie bisher. Und mein Appell an die Kollegen: 
Stärken Sie diesen Pa rtner, um so größer wird der 
Nutzen für das Parlament insgesamt sein! 

Ich komme nach dieser Bemerkung, die mir für die 
Zukunft der parlamentarischen Kontrolle der Haus-
halts- und Wirtschaftsführung der Bundesregierung 
- welcher Couleur auch immer - wichtig ist, zur Ana-
lyse der Haushalts- und Wirtschaftsführung der Bun-
desregierung für das Haushaltsjahr 1994 auf der 
Grundlage der Jahresrechnung 1994 sowie der Be-
merkungen des BRH dazu. 

Für die SPD stelle ich fest, daß der Bundesregie-
rung für das Haushaltsjahr 1994 Entlastung zu ertei-
len ist, weil in dem betreffenden Jahr keine Rechts-
verstöße, wie zum Beispiel in 1996, vorgelegen ha-
ben. Dies hat mein verehrter Kollege Purps, den ich 
aufgrund seiner Erkrankung hier vertrete, in der 
RPA-Sitzung vom 12. Dezember 1997 bereits emp-
fohlen. 

Die Prüfung der Haushalts- und Vermögensrech-
nung, der Sondervermögen und - wenn auch nur 
stichprobenweise - der Einnahmen und Ausgaben 
durch den BRH und die Vorprüfungsstellen ergab 
keine entlastungsrelevanten Abweichungen. Das 
kassenmäßige Jahres- und Gesamtergebnis schließt 
für das Haushaltsjahr 1994 mit Ist-Einnahmen und 
Ist-Ausgaben in Höhe von 471,769 Milliarden DM, 
also ausgeglichen, ab. 

Der Finanzierungssaldo von 69,7 Milliarden DM im 
Haushaltsplan verringerte sich infolge von Mehrein-
nahmen (u. a. 9,4 Milliarden DM bei der Umsatz-
steuer) und Minderausgaben (zum Beispiel bei der 
veranschlagten Einkommenssteuer 3,5 Milliarden 
DM) auf 50,6 Milliarden DM. Fazit: Der Finanzmini-
ster hat nicht gespart, sondern mehr eingenommen. 
Dickster Brocken bei den Mehrausgaben war die Ar-
beitslosenhilfe (5,3 Milliarden DM mehr). Bedeu-
tende Minderausgaben entstanden beim Zuschuß an 
die Bundesanstalt für Arbeit (7,9 Milliarden DM) und 
bei der Erstattung von Zinsleistungen des Sonderver-
mögens „Kreditabwicklungsfonds" (5,5 Milliarden 
DM). Fazit: Der Bundeshaushalt spiegelt den „Fluch 
der bösen Tat" wieder, nämlich die Tatenlosigkeit im 
Bereich der Massenarbeitslosigkeit. 

Ein ärgerliches, aber jährlich wiederkehrendes Ka-
pitel ist bei dieser Bundesregierung die Handhabung 
der überplanmäßigen und außerplanmäßigen Ausga-
ben. Sie bedürfen aufgrund verfassungsrechtlicher 
Vorgaben der Zustimmung des Bundesfinanzministe-
riums; diese darf nur erteilt werden im Fall eines 
„unvorhergesehenen und unabweisbaren Bedürfnis-
ses". (Art . 112 GG) 

Von den in der Haushaltsrechnung 1994 entstan-
denen Haushaltsüberschreitungen wurden in 
26 Fällen insgesamt 20,2 Millionen DM ohne die not

-

wendige Zustimmung geleistet. Das Bundesfinanz-
ministerium hat für 20 Fälle (15,4 Millionen DM) in 
der Haushaltsrechnung bestätigt, daß es selbst bei 
rechtzeitiger Vorlage die Zustimmung nicht erteilt 
hätte, weil die Verwaltung nicht hinreichend begrün-
det hat, daß A rt . 112 GG anzuwenden sei. Dies ist ein 
eindeutiger Verstoß gegen bestehendes Haushalts-
recht, insbesondere gegen §§ 37 und 116 BHO. 

Aber wer nicht imstande ist, dafür zu sorgen, daß 
sich die Ressorts haushaltsmäßig korrekt verhalten, 
hat auch selbst keine Hemmungen, das originäre 
Budgetrecht des Parlaments auszuhöhlen: Im Haus-
haltsjahr 1994 waren 5,26 Milliarden DM an globaler 
Minderausgabe zu erbringen. Auch diese Praxis ist 
inzwischen zum Thema mit Variationen geworden: 
Auf diese Weise läßt sich die Koalition von der Regie-
rung die Haushaltskontrolle aus der Hand nehmen. 

Die im Bundeshaushalt veranschlagte Nettokredit-
aufnahme in Höhe von 69,1 Milliarden DM wurde 
um 19,027 Milliarden DM unterschritten. Dies ist u. a. 
auf in das Haushaltsjahr 1995 umgebuchte Kredite 
sowie auf die Abführung des Bundesbankgewinnes 
in Höhe von 11,255 Milliarden DM für Schuldentil-
gung zurückzuführen. Die Gewinnablieferung der 
Deutschen Bundesbank zur Ausgabenfinanzierung 
und Schuldentilgung bildet in der Finanzplanung bis 
zum Jahre 2000 eine feste Größe - so rechnet der 
Bund mit jährlich 7 Milliarden DM allein zur Ausga-
benfinanzierung. Am Ende des Haushaltsjahres 1994 
stand der Bund mit 712,488 Milliarden DM Gesamt-
schulden da - ohne Sondervermögen. Diese Praxis 
der Darstellung ist Anlaß zu ständiger Kritik seitens 
des BRH und der SPD bei den jährlichen Beratungen 
des Bundeshaushalts. Nach der durch das BMF der 
Haushaltsrechnung gesondert beigefügten Übersicht 
über den Bestand an Sondervermögen und deren 
Einnahmen und Ausgaben verfügt der Bund am 
Ende des Haushaltsjahres 1994 über insgesamt 
16 Sondervermögen, darunter solche in unmittelba-
rer Verwaltung des Bundes mit großer finanzieller 
Bedeutung für den Bundeshaushalt. Daher ist die ge-
sonderte Rechnungslegung aus Sicht der Gesamt-
rechnungsprüfung nichts als Schönfärberei und ein 
Verstoß gegen Prinzipien der Haushaltsklarheit und 
-wahrheit. 

Im einzelnen versteckt Waigel hier u. a. 102,6 Mil-
liarden DM Schulden im „Kreditabwicklungsfonds" 
(neuer Name für die alten Schulden: „Erblastentil-
gungsfonds" ab 1. Januar 1995), 89,5 Milliarden DM 
Schulden im „Fonds Deutsche Einheit", 72,115 Mil-
liarden DM Verbindlichkeiten beim Bundeseisen-
bahnvermögen (dieses erstellte für 1994 einen Jah-
resabschluß ohne die vom Gesetz vorgesehene Bi-
lanz mit Gewinn- und Verlustrechnung!). Der BRH 
weist in seinen Bemerkungen kritisch darauf hin, daß 
die Bedienung des Sondervermögens „Entschädi-
gungsfonds" durch den Bundeszuschuß erst ab dem 
Jahr 2004 fällig werden soll. So werden Haushaltsbe-
lastungen von rd. 12 Milliarden DM in die Zukunft 
verschoben, ohne von der mittelfristigen Finanzpla-
nung erfaßt zu sein. 

Zusammengefaßt bleibt festzuhalten, daß die fi-
nanzwirtschaftliche Entwicklung des Bundes, unbe- 
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schadet von Schwankungen in den einzelnen Jah-
ren, ein Ansteigen der jährlichen Nettokreditauf-
nahme von 27,5 Milliarden DM in 1987 über einen 
Höchstwert von 66,2 Milliarden DM in 1993 auf ge-
plante 56,5 Milliarden DM in 1997 verzeichnet. Und 
das hat konkrete Folgen: Durch die stark anwach-
sende Belastung des Bundeshaushalts mit Zinsver-
pflichtungen hat sich der Einzelplan 32 (Bundes-
schuld) seit 1992 zum zweitgrößten Ausgabevolumen 
nach dem EP 11 (Arbeit und Soziales) entwickelt. Da-
bei ist bisher nur die Rede von den Belastungen, die 
sich aus unmittelbaren Finanzkrediten des Bundes 
ergeben. Da aber auch die Sondervermögen des 
Bundes Kredite aufgenommen haben, die den Bund 
zusätzlich belasten, beläuft sich der Gesamtumfang 
der Schulden des Bundes einschließlich der seiner 
einzelnen Sondervermögen laut BRH Ende 1995 auf 
1,285 Billionen DM. (Bund: 754,2 Milliarden DM, 
Sondervermögen 530,8 Milliarden DM). 

Bereits ab 1996, so der BRH, ist die Zinslastquote 
(Verhältnis zwischen Zinsausgaben und Gesamtaus-
gaben) bei 19,4 Prozent angelangt, die Zins-Steuer-
Quote bei rd. 25 Prozent. 

Die SPD weist seit Jahren darauf hin, daß die Bun-
desregierung aufgrund verfassungsrechtlicher Vor-
gaben die finanzpolitische Pflicht hat, der „Gefahr 
entgegenzuwirken, daß sich ein stetig wachsender 
Schuldensockel bildet, der schließlich die Fähigkeit 
des Staatshaushaltes, auf die Probleme der Gegen-
wart  und Zukunft zu reagieren, in Frage stellt." 
(BVerfGE 79, 311 ff, 355, 356). Aus heutiger Sicht 
müssen wir feststellen, daß diese Bundesregierung 
und der für die Finanzpolitik verantwortliche Finanz-
minister dieser Verpflichtung nicht nachkommen. 

Der Haushalt 1994 ist der letzte gewesen, der im 
„Ist" im Vergleich zum „Soll" positiv abschloß - daß 
die Koalition daher die heutige Debatte wünschte, ist 
wenig erstaunlich! 

In den folgenden Jahren hat diese Bundesregie-
rung, insbesondere dieser Finanzminister, die Bun-
desfinanzen immer tiefer in eine verfassungswidrige 
Haushaltsnotlage hineingewirtschaftet. Die Staatsfi-
nanzen zerbröseln immer mehr zwischen den Mühl-
steinen „Kosten der Arbeitslosigkeit" und „wegbre-
chende Steuereinnahmen" - beides ein Ergebnis von 
16 Jahren der Regierung Kohl. Rund 5 Millionen Ar-
beitslose verursachen über 180 Milliarden DM Ge-
samtkosten im Jahr; und eine chaotische und unge-
rechte Steuerpolitik läßt die Steuereinnahmen weg-
brechen: So sind zum Beispiel die Einnahmen des 
Staates aus der veranlagten Einkommenssteuer für 
Gutverdienende innerhalb von wenigen Jahren von 
über 40 Milliarden DM auf nur noch 4,5 Milliarden 
DM in 1997 zusammengeschmolzen. Durchschnitts-
verdiener hingegen sind durch Lohnsteuer und So-
zialabgaben mit über 46 Prozent ihres Einkommens 
die Lastesel der Nation. 

Die Haushaltsnotlage zeigt sich auch da rin, daß 
das Staatsdefizit hart an der Grenze des Maast richt

-

Kriteriums liegt. Zu Recht hat die Deutsche Bundes-
bank darauf hingewiesen, daß damit zur Zeit jeder 
Spielraum fehlt, um bei einem Konjunkturab-
schwung mit dem Staatshaushalt auch nur hinsicht

-

lich der automatischen Stabilisatoren gegenzusteu-
ern. Die Notlage zeigt sich außerdem daran, daß 
Theo Waigel künftige Haushalte systematisch vorbe-
lastet hat bzw. vorbelasten mußte, um überhaupt ei-
nen Entwurf präsentieren zu können. Durch Til-
gungsaussetzungen, Verkauf von Forderungen, das 
Verschieben von Zinszahlungen durch swaps und 
Agio-Einnahmen sowie insbesondere den Verkauf 
von Telekom-Anteilen, der die Verlustabdeckung der 
Defizite bei den Postunterstützungskassen in Höhe 
von 7 bis 8 Milliarden DM in späteren Jahren zu ei-
nem Verbanquespiel in Abhängigkeit vom Kurs der 
Telekom-Aktie macht, schlingert sich diese Bundes-
regierung über die von ihr selbst fabrizierten Haus-
haltslöcher. 

Wir sagen schon jetzt, daß wir den Haushaltsent-
wurf 1999, den diese Bundesregierung ja wohl noch 
vorlegen will - und den nach der Bundestagswahl 
eine von Sozialdemokraten geführte Bundesregie-
rung in den Papierkorb werfen wird -, mit besonde-
rer Sorgfalt analysieren werden. Wir werden nicht 
zulassen, daß Sie versuchen, sich aus der finanzwirt-
schaftlichen Falle, in die Sie sich in den letzten Jah-
ren hineinmanövriert haben, gegenüber den Wäh-
lern herauszumogeln. 

Oswald Metzger (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Die Bemerkungen des Bundesrechnungshofes haben 
uns mal wieder die Notwendigkeit dieser Institution 
vor Augen geführt. Ich möchte hier nur exemplarisch 
die Anmerkungen des Bundesrechnungshofes zur 
Planung und Erfolgskontrolle bei Subventionen an-
führen. Der Bundesrechnungshof hat zu Recht auf 
das Fehlen einer wirksamen Subventionskontrolle 
hingewiesen. In den Bemerkungen heißt es: „Die 
Bundesministerien sind oft nicht in der Lage, die 
Zielerreichung, Wirtschaftlichkeit und Wirksamkeit 
von Subventionen einzuschätzen. Häufig fehlt eine 
Analyse der Ausgangssituation und eine daraus ab-
geleitete Begründung für die A rt  und den Umfang 
der Förderung durch den Bund. Meist werden auch 
keine überprüfbaren Ziele sowie Maßstäbe vorgege-
ben, an denen der Erfolg einer Maßnahme gemessen 
werden könnte. Damit fehlen die Grundlagen für ef-
fektive und effiziente Entscheidungen über Förder-
maßnahmen und für nachträgliche Erfolgskontrol-
len. " Auch im späteren Subventionsbericht (BT-
Drucksache 13/8420) wird dies - trotz des Versuches, 
das vernichtende Urteil des Bundesrechnungshofes 
zu entkräften - nicht eingelöst. Deshalb hat Bündnis 90/ 
Die Grünen einen Antrag zur Subventionsbegren-
zung vorbereitet, der die Bedenken des BRH endlich 
ernst nimmt. 

In der letzten Zeit wurde schon oft eine Diskussion 
über die Rolle des BRH geführt. Zitate wie „Ritter 
ohne Schwert" prägen die Debatte. Ich habe schon 
oft - und tue es an dieser Stelle wieder öffentlich - 
die  Forderung erhoben, die Position des BRH zu stär-
ken, um damit sicherzustellen, daß seinen Empfeh-
lungen auch gefolgt wird. Er hat in letzter Zeit zu Un-
recht viel Prügel bezogen. Fast jeder Bericht wurde 
in irgendeiner Form abgelehnt oder ist zumindest 
ohne Folgen geblieben. Egal ob es nun um den Euro-
fighter, den Transrapid, die Flugbereitschaft oder die 
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Bundesbauten in Berlin ging. Zum Teil wurde der 
BRH geradezu verunglimpft, so hat z. B. Volker Rühe 
beim Eurofighter-Bericht gesagt, der BRH wüßte 
nicht wovon er rede. Die Bau-Staatssekretärin Tho-
ben hat ihm vorgeworfen, er würde ,,Äpfel mit fir-
nen vergleichen" usw. Man könnte also Wirklich fra

-

gen, welchen Sinn die staatliche Institution Rech-
nungshof hat, wenn seine Empfehlungen immer 
ignoriert werden, wenn es gerade politisch opportun 
ist. 

Besonders ärgerlich für mich als Parlamentarier ist ,  
daß die Hauptarbeit der Kontrolle im Nachgang be-
steht. Denken Sie an den Berlin-Umzug. Die einma-
lige Chance, den Berlin-Umzug mit einer grundle-
genden Reform der Ministerialverwaltung zu verbin-
den, wurde nicht genutzt. Mögliche und notwendige 
Reformschritte wurden verschleppt und verzögert. So 
hat der Bundesrechnungshof im Sommer 1997 kriti-
siert, daß viele Resso rts noch nicht einmal mit den 
notwendigen Organisationsstrukturanalysen begon-
nen haben. Der ganz überwiegende Teil der Ministe-
rien hat so die in Berlin vorgesehene Organisa tions-
struktur ohne vorherige Analyse erstellt. Es wäre 
sinnvoll gewesen, wenn beispielsweise para llel be-
gleitend eine vorausschauende Kontrolle entweder 
durch das Haushaltsausschußgremium oder durch 
den Rechnungshof laufen würde, damit man Kosten-
belastungen der Zukunft nicht entstehen läßt: Ein 
entschlossener, frühzeitiger Beginn von Verwal-
tungsstrukturreformen hätte es ermöglicht, Bauko-
sten in erheblichem Umfang zu sparen. 

Abschließend mein Fazit: Wir brauchen den Bun-
desrechnungshof unverändert  als Schützenhilfe für 
unsere parlamentarische Kontrollarbeit: Seine Posi-
tion muß gestärkt werden. Vielen Dank. 

Jürgen Koppelin (F.D.P.): Erlauben Sie mir, daß ich 
als Jahresberichterstatter zum Beginn meiner Aus-
führungen für den Rechnungsprüfungsausschuß ein-
leitend einige Sätze des Dankes ausspreche. 

Als Mitglied des Rechnungsprüfungsausschusses 
möchte ich gern feststellen, daß unsere Zusammenar-
beit in guter Atmosphäre stattfindet. Unsere Zusam-
menarbeit, ob nun als Mitglieder der Koalition oder 
der Opposition, ist getragen von der gemeinsamen 
Aufgabe des Rechnungsprüfungsausschusses, daß 
Parlamentarische Kontrollrecht des Parlaments über 
die Ausgaben des Bundes wahrzunehmen. Mein 
Dank geht an den Ausschußvorsitzenden Dieter 
Pützhofen, der in souveräner Art  und Weise die Sit-
zungen geleitet hat. Mein Dank gilt dem früheren 
Ausschußsekretär, Herrn Dr. Dr. Kolbe, und seinem 
Nachfolger, Herrn Müller. Ihnen und den Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeitern im Ausschußsekretariat 
möchte ich Dank und Anerkennung für Ihre stets 
gute Zuarbeit sagen. 

Mein Dank gilt auch allen Kolleginnen und Kolle-
gen des Rechnungsprüfungsausschusses - gleich ob  

sie der Opposition oder der Koalition angehören -, 
die in gründlicher Vorbereitung gute und konstruk-
tive Arbeit geleistet haben. . 

Erlauben Sie mir, daß ich einen Kollegen beson-
ders hervorhebe: Lieber Kollege Rudolf Purps, Sie 
haben sich entschieden, nicht wieder für den Bun-
destag zu kandidieren. Im Namen aller Mitglieder 
des Rechnungsprüfungsausschusses danke ich Ih

-

nen, unserem stellvertretenden Vorsitzenden, für 
eine Zusammenarbeit, die beispielhaft ist. Immer an 
der Sache und am Problem orientiert, haben Sie im 
großen Maße zu der guten Zusammenarbeit im Aus-
schuß beigetragen. Ihr Rat, Ihre Erfahrungen, Ihr Ge-
rechtigkeitssinn und Ihre Fairneß sind vorbildlich für 
alle Mitglieder im Rechnungsprüfungsausschuß; da-
für danken wir Ihnen sehr herzlich. Sogar die Abge-
ordneten der Koalition hören auf Sie. Wer von der 
Opposition kann das schon von sich sagen. Wir las-
sen Sie ungern gehen. 

Zuguterletzt noch der Dank an den Bundesrech-
nungshof mit seiner Präsidentin Frau von Wedel und 
den Mitarbeiterinnen und den Mitarbeitern. Auf-
grund der kontinuierlichen Zuarbeit hat es uns der 
Bundesrechnungshof ermöglicht, unsere Kontrollar-
beit in so effektiver Art  und Weise durchzuführen. 

Die ständige Berichterstattung des Bundesrech-
nungshofes an den Rechnungprüfungsausschuß ist 
eine wesentliche Grundlage für die Wahrnehmung 
einer umfassenden Kontrollfunktion. Die unabhän-
gige Kontrolle öffentlicher Ausgaben ist und bleibt 
unverzichtbar. Steuergelder, die ausgegeben wer-
den, sind das Geld unserer Bürgerinnen und Bürger. 
Der Umgang mit diesem Geld bedarf besonderer 
Sorgfalt und effektiver parlamentarischer Kontrolle. 

Das Haushaltskontrollrecht, das Recht des Rech-
nungsprüfungsausschusses, den Staatshaushalt zu 
überwachen, ist eine unserer wichtigsten Kontroll-
funktionen. Vor dem Hintergrund immer knapper 
werdender Mittel in den öffentlichen Haushalten auf 
der einen Seite und einer Fülle von Staatsaufgaben 
auf der anderen Seite gewinnt die Haushaltskon-
trolle auch zukünftig immer mehr an Bedeutung. 
Hier gilt es auch in Zukunft in der Form weiterzuma-
chen, wie wir es bisher getan haben. Wir waren oft 
hart  und kritisch in der Sache, aber stets bemüht, bei 
den Beschlußfassungen über die Parteigrenzen hin-
aus Einvernehmen herzustellen. 

Lassen Sie mich an dieser Stelle kurz einige An-
merkungen machen: Ich würde mir wünschen, daß 
der Bundesrechnungshof uns zukünftig mit seinen 
Bemerkungen noch zeitnäher begleitet und unter-
richtet. Eine begleitende Prüfung des Rechnungsho-
fes von Vorhaben ist nicht nur wünschenswert, nein, 
sie ist viel mehr unabdingbar. Auf diesem Wege 
könnten wir anstehende Vorhaben und deren Umset-
zung schon im Vorfeld schnell und wirksam kontrol-
lieren und gegebenenfalls wenn notwendig beein-
flussen. Unsere Arbeit erfüllt doch nur dann ihren 
Zweck, wenn unsere Beschlüsse auch eine Wirkung 
auf die Gegenwart und die Zukunft haben. 

Erlauben Sie mir als Jahresberichterstatter jedoch 
auch eine kritische Anmerkung in Richtung Rech-
nungshof: Der Rechnungshof muß stärker als bisher 
dafür Sorge tragen, daß Berichte des Rechnungsho-
fes zuerst den Mitgliedern des Rechnungsprüfungs- 
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ausschussec und dann erst den Medien zur Kenntnis 
kommt. 

Mit den Feststellungen zur Haushalts- und Vermö-
gensrechnung des Bundes für das Haushaltsjahr 
1994 wird, wenn Sie es so wollen, ein Jahresab-
schlußbericht vorgelegt, der Auskunft gibt über den 
gesetzestreuen Vollzug von Parlamentsbeschlüssen 
und ob es einen sparsamen und wirtschaftlichen U

m-

gang von Steuergeldern gegeben hat. Hier möchte 
ich beispielhaft einige Fälle aufzeigen, die im Rech-
nungsprüfungsausschuß beraten worden sind: So 
wurde die Privatisierung eines bundeseigenen Un-
ternehmens, das mit der Verwertung von NVA-Er

-

satzteilen beauftragt war, um 35 Millionen DM teurer 
als die Weiterführung in öffentlich-rechtlicher Regie. 
Hierbei wurden die Grundsätze der Wirtschaftlich-
keit durch das zuständige Ministe rium stark außer 
acht gelassen. Dies wurde durch den Bundesrech-
nungshof zu Recht beanstandet und mit der Auffor-
derung des Rechnungsprüfungsausschusses unter-
mauert, zukünftige Privatisierungsentscheidungen 
unter dem Aspekt der Wirtschaft lichkeit sorgfältiger 
zu treffen. 

Auch der Einsatz der Bundeswehr in Somalia hat 
uns beschäftigt. Dabei gab es aus der Sicht des Rech-
nungsprüfungsausschusses erhebliche Mängel. In 
der Materialwirtschaft wurden für den Einsatz Ge-
genstände angeschafft, die überhaupt nicht notwen-
dig waren, und diese Gegenstände wurden dann 
auch noch ohne Ausschreibung angeschafft. An-
schaffungen in der Verpflegungswirtschaft waren 
überhaupt nicht notwendig, da die UN die Lebens-
mittel zur Verfügung stellte; es wurde eine Wasser-
aufbereitungsanlage im Wert von 1 Mil lion DM ange-
schafft, obwohl die UN für Trinkwasser in Flaschen 
sorgte; beim Rücktransport wurden Lebensmittel ver-
frachtet, um sie wenig später in Deutschland zu ver-
nichten. 

Der Haushaltsausschuß hat mehrfach die Bundes-
regierung aufgefordert dafür zu sorgen, daß eine 
Verringerung des Abstandes zwischen nationaler Be-
soldung und der Besoldung der Bediensteten der 
Europäischen Union und bei internationalen Organi-
sationen erfolgt. Das Bundesinnenministerium und 
das Auswärtige Amt teilen die Auffassung des Aus-
schusses. Ich will  jedoch auch jetzt die Gelegenheit 
nutzen, um festzustellen, daß unsere Forderung bis-
her nicht umgesetzt wurde. Es kann nicht angehen, 
daß in Zeiten, in denen Sozialleistungen gekürzt 
werden, in denen Gehälter kaum steigen, von uns für 
Bedienstete bei der EU und bei internationalen Orga-
nisationen aus unserer Sicht überhöhte Gehälter ge-
zahlt werden. Wir erwarten, daß die Bundesregie-
rung nicht nur im Ausschuß unsere Auffassung teilt, 
sondern alles unternimmt, um unsere Forderung um-
zusetzen. 

In einem letzten Fall, den ich hier nur beispielhaft 
anführen möchte, wurden Gelder in Höhe von 
24,82 Millionen DM unnötigerweise gezahlt. Dabei 
handelte es sich um Risikoausgleichsleistungen an 
die Krankenversorgung der Bundesbahnbeamten. 
Dieses Geld ist zuzüglich Zinsen mittlerweile von der 
Krankenkasse zurückerstattet worden. 

Wir können an diesen Beispielen erkennen, wie 
rotwendig eine Kontrolle durch Parlament und Bun-
desrechnungshof ist. Schließlich geht es - und dies 
kann man gar nicht oft genug betonen - um Steuer-
gelder und deren zweckmäßige und sinnvolle Ver-
wendung. 

In diesem Zusammenhang muß man sich sicherlich 
auch mit der Staatsverschuldung und dem Verhältnis 
zwischen Zinsausgaben an den Gesamtausgaben 
und den Steuereinnahmen des Bundes auseinander-
setzen. So betrugen die Schulden der öffentlichen 
Haushalte im Jahre 1994 1645 Milliarden DM - da-
von entfielen auf den Bund 712,5 Milliarden DM. Da-
mit betrug die Staatsschuldenquote bei einem Brutto-
inlandsprodukt von 3328 Milliarden DM 49,4 Prozent. 
Die Staatsquote selbst, also das Verhältnis zwischen 
den Staatsausgaben und dem Bruttoinlandsprodukt, 
betrug 50,1 Prozent. Die Zins-Steuerquote zeigt ste-
tig nach oben und betrug inklusive der Zinserstattun-
gen 17,2 Prozent. 

Diese Zahlen belegen einmal mehr, wie notwendig 
eine Konsolidierung der öffentlichen Haushalte ist. 
Nicht zu Unrecht verweist der Bundesrechnungshof 
darauf, daß der Gefahr entgegengewirkt werden 
muß, daß sich ein stetig wachsender Schuldensockel 
bildet, der schließlich die Fähigkeit des Staatshaus-
haltes, auf die Probleme der Gegenwart und der Zu-
kunft zu reagieren, in Frage stellt. Die jetzige Situa-
tion gibt uns die einzigartige Chance und sollte Ver-
anlassung genug sein, Veränderungen in unserem 
System vorzunehmen. Lassen Sie uns diese Chance 
nutzen und versuchen wir, so wie wir es auch im 
Rechnungsprüfungsausschuß handhaben, gemein-
sam etwas zum Wohle des Bürgers zu bewirken. 

In diesem Sinne beantrage ich als Jahresberichter-
statter die Entlastung der Bundesregierung für das 
Haushaltsjahr 1994. 

Dr. Uwe-Jens Rössel (PDS): Auch ich möchte die 
Gelegenheit nutzen, meinen Kolleginnen und Kolle-
gen aus dem Rechnungsprüfungsausschuß für die 
gute Zusammenarbeit zu danken. In einer Reihe von 
Fällen ist es uns gelungen, Mißstände aufzudecken 
und die Bundesregierung zu Änderungen ihrer bis-
herigen Haushaltspraxis zu veranlassen. 

Bemerkenswerterweise stellt der Bundesrech-
nungshof in seinen Bemerkungen zur Haushalts-
und Wirtschaftsführung für das Haushaltsjahr 1994 
fest, daß die Bundesregierung sowohl bei der Haus-
haltsplanung als auch beim Vollzug die Verschul-
densobergrenze des Art. 115 Grundgesetz eingehal-
ten hat. Aus diesem Grunde wird die Gruppe der 
PDS der Entlastung der Bundesregierung für das 
Haushaltsjahr 1994 auch zustimmen. Das heißt je-
doch nicht, daß die Bundesregierung damit einen 
Kurswechsel in dieser Frage vollzogen hat. Wer sich 
die Zahlen auch nur oberflächlich ansieht, wird 
schnell feststellen, daß in den Folgejahren die Netto-
kkeditaufnahme regelmäßig über den Neuinvestitio-
nen lag. 

Daß die Haushaltspolitik der Bundesregierung al-
lerdings auch 1994 nicht einmal vorübergehend an 
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Solidität gewonnen hat, zeigt die Analyse deutlich. 
So mußten im Haushaltsjahr 1994 insgesamt globale 
Minderausgaben von über 5 Milliarden DM erbracht 
werden. Dieses Instrument, welches wohl eigentlich 
nur ein Hilfsmittel sein sollte, hat sich zu einem Dau-
erinstrument entwickelt. Der Finanzminister muß 
sparen und weiß selbst nicht wo. Und es ist fast ein 
Witz, die globale Minderausgabe im Einzelplan 60 -
allgemeine Finanzverwaltung - mußte in anderen 
Einzelplänen erbracht werden. Der Finanzminister 
selbst war nicht in der Lage, seine eigene Sparver-
ordnung in seinem eigenen Bereich durchzusetzen. 
Ein prägnantes Beispiel für die Qualitäten des Bun-
desfinanzministers. 

Wie so oft waren auch die Haushaltsansätze insbe-
sondere in bezug auf die zu erwartenden Kosten der 
Massenarbeitslosigkeit in Deutschland zu niedrig. 
Die überplanmäßigen Ausgaben für Arbeitslosen-
hilfe in Höhe von sage und schreibe 5 Milliarden DM 
und die außerplanmäßigen Ausgaben zum Ausgleich 
des Defizits der Bundesanstalt für Arbeit in Höhe von 
reichlich 56 Millionen DM beweisen: Die Bundesre-
gierung hatte bereits damals mit einer der Folgen ih-
rer verheerenden Wi rtschaftspolitik, der Massenar-
beitslosigkeit, zu kämpfen. Bereits damals war sie 
nicht in der Lage, die finanziellen Belastungen für 
den Bundeshaushalt auch nur annähernd einzu-
schätzen. Und daran hat sich bis heute nichts geän-
dert. 

Es wird daher Zeit für eine neue Politik, die mit 
dieser Regierung nicht zu haben ist. 

Anlage 6 

Zu Protokoll gegebene Reden 
Zu Tagesordnungspunkt 7 

(Große Anfrage: Soziale Dienste und geplanter 
ABM-Abbau in den neuen Bundesländern) 

Wolfgang Dehnel (CDU/CSU): Um es von Anfang 
an klarzustellen: Ihre Behauptung in Ihrer Großen 
Anfrage ist nicht zutreffend, verehrte Kolleginnen 
und Kollegen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. 
Sie behaupten nämlich, im Einigungsvertrag und in 
den Begleitverhandlungen seien keine ausreichen-
den Regelungen zur Sicherung der sozialen Dienst-
leistungen und Einrichtungen in den neuen Ländern 
getroffen worden. 

Ich dagegen behaupte nicht, sondern stelle nüch-
tern  fest: Der Einigungsvertrag hat in Artikel 32 die 
Grundlage für den Auf- und Ausbau einer Freien 
Wohlfahrtspflege und einer Freien Jugendhilfe ge-
schaffen. Der Bund hat seine Verantwortung für den 
Aufbau in den neuen Ländern wahrgenommen und 
große finanzielle Anstrengungen zur Unterstützung 
des Auf- und Ausbaus einer Freien Wohlfahrtspflege 
und einer Freien Jugendhilfe unternommen. 

Gleichzeitig möchte ich klarstellen: Die Ausgestal-
tung der sozialen Dienste liegt nicht beim Bund, son-
dern bei den Ländern. Sie sollten wissen, daß das et

-

was mit der verfassungsmäßigen Aufgabenvertei-
lung in der föderalen Struktur der Bundesrepublik 
Deutschland zu tun hat. Noch einmal: Für die Aus-
führung der entsprechenden Sozialgesetzgebung 
und damit für die Ausgestaltung der sozialen Dienste 
sind die Länder zuständig. 

Das gilt zum Beispiel auch für Ihre letzten beiden 
Fragen, nämlich die Fragen 27 und 28, in denen Sie 
unter anderem die Bundesregierung fragen, was sie 
zu unternehmen gedenkt, um das Zusammenbre-
chen der sozialen Infrastruktur zu verhindern. Schon 
die Formulierung ist eine bewußte Schwarzmalerei, 
um die Leistungen der Bundesregierung gezielt zu 
diffamieren. Trotz Ihrer Unkenrufe wird hier nichts 
zusammenbrechen! Und ich wiederhole, auch hier 
gilt: Die Sicherstellung der sozialen Infrastruktur ist 
grundsätzlich Aufgabe der kommunalen Selbstver-
waltung. 

Die Bundesregierung verfügt daher nicht über Da-
tenmaterial in der von Ihnen, verehrte Kolleginnen 
und Kollegen von Bündnis 90/Die Grünen, angespro-
chenen Differenzierung. Mit Ausnahme der vom Sta-
tistischen Bundesamt erstellten Kinder- und Jugend-
hilfestatistik gibt es weder beim Bund noch bei den 
Ländern amtliche Statistiken über die sozialen Dien-
ste, die differenzie rtes Datenmaterial, bezogen auf 
Ihre Fragestellungen, enthalten. Soweit zur grundle-
genden Klarstellung. 

Dennoch stellte und stellt der Bund gerade für die 
neuen Länder enorme Summen zur Verfügung. Die 
Tatsachen sprechen für sich: So fördert der Bund im 
übrigen nach Artikel 52 PflegeVG zur zügigen und 
nachhaltigen Verbesserung der Qualität der ambu-
lanten, teilstationären und stationären pflegerischen 
Versorgung der Bevölkerung und zur Anpassung an 
das Versorgungsniveau im übrigen Bundesgebiet die 
neuen Länder bis zum Jahr 2002 mit Investitionshil-
fen von jährlich 800 Millionen DM. Das sind insge-
samt 6,4 Milliarden DM. 

Ein großer Teil Ihrer Fragen, liebe Kolleginnen und 
Kollegen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, be-
zieht sich unter anderem auf den Komplex „Qualität 
und Zielgenauigkeit des Einsatzes arbeitsmarktpoli-
tischer Instrumente im Bereich sozialer Dienstleistun-
gen in den neuen Bundesländern". 

Hierzu kann ich eindeutig sagen, daß die Bundes-
anstalt für Arbeit und ihre Dienststellen im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten zu einem hohen Qualitätsniveau 
beitragen. So gelten auch für die Vermittlung in Ar-
beitsbeschaffungsmaßnahmen und § 249-h-Maßnah-
men die allgemeinen Vermittlungsgrundsätze der 
Arbeitsvermittlung, wie fachliche und gesundheitli-
che Eignung oder auch die Beachtung der persönli-
chen Verhältnisse des Bewerbers. Bei § 249-h-Maß-
nahmen beträgt die Regelförderung 36 Monate. 
Gleichzeitig hat das ab 1. April 1997 in Kraft getre-
tene AFRG Grundlagen für einen erweiterten Einsatz 
schon vorhandener sowie für zusätzliche neue Ar-
beitsförderungsinstrumente geschaffen. Diese Neu-
regelungen zielen stärker als bisher auf die Einglie-
derung in reguläre Beschäftigungen ab. Insbeson-
dere bei Maßnahmen aus der Kinder- und Jugend-
hilfe oder der sozialen Dienste können finanzschwa- 
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che Träger in erheblichem Umfang weiter 100-Pro-
zent-Lohnkostenzuschüsse erhalten. 

Vergessen sollten wir auch nicht, daß durch das Fö-
derale Konsolidierungsprogramm die neuen Länder 
seit 1995 in den bundesstaatlichen Finanzausgleich 
einbezogen worden sind. Damit verfügen die neuen 
Länder und ihre Kommunen über eine sichere und 
angemessene Finanzausstattung, die es ihnen er-
möglicht, ihren Ausgabenbedarf im investiven und 
konsumtiven Bereich zu finanzieren. Es ist Sache der 
Länder, die kommunale Ebene an dieser Finanzaus-
stattung angemessen zu beteiligen. 

Für mich und sicher auch für Sie ist es interessant, 
wie die Länder selbst diese Problematik sehen. Da 
ich im Freistaat Sachsen zu Hause bin, ist mir die 
Sicht dieses Landes natürlich besonders wichtig. Ge-
nerell ist festzustellen, daß die in der Großen Anfrage 
genannten sozialen Dienste in Sachsen bedarfsdek-
kend vorhanden sind. Die Finanzierung erfolgt in er-
ster Linie durch die gesetzlich vorgegebenen Kosten-
träger, zum Beispiel Kranken-/Pflegekassen, Sozial-
hilfeträger, öffentliche Träger der Jugendhilfe usw. In 
verschiedenen Bereichen, in denen kein gesetzlicher 
Kostenträger zwingend zugeordnet ist oder bei de-
nen die Finanzkraft nicht ausreicht, wird die Finan-
zierung durch freiwillige Förderung des Freistaates 
Sachsen ergänzt. 

Aus der Sicht des Landes war die Unterstützung 
durch ABM- und AFG-Förderungen besonders in der 
Periode des Aufbaus dieser Dienste im Lande not-
wendig und sinnvoll. ABM- und andere AFG-Maß-
nahmen können aber gerade in diesem Bereich so-
zialer Dienste keine Dauerlösungen darstellen. Sie 
werden in vielen Fällen der Spezifik dieser Aufgaben 
nicht gerecht. Wirkliche Fachlichkeit und der Aufbau 
längerfristiger Vertrauensbeziehungen sind hier aus 
Landessicht nur schwer zu erreichen. Aus diesem 
Grund wurden beispielsweise Förderungen nach 
§ 249 h in Suchtberatungsstellen nur dann in An-
spruch genommen, wenn die spätere Übernahme der 
über diese Maßnahme finanzierten Fachkräfte in ein 
Dauerarbeitsverhältnis gesichert war. Die Lösung in 
diesem Bereich der sozialen Dienste kann vom 
Grundsatz her nicht in einer unbef risteten Fortset-
zung von ABM- und AFG-Förderprogrammen lie-
gen, sondern zuerst in der ausreichenden finanziel-
len Ausstattung der zuständigen Kostenträger, die 
für ein bedarfsgerechtes Angebot dieser Dienste zu 
sorgen haben. 

Ich möchte hinzufügen, daß ABM seinerzeit ge-
schaffen wurden, um Arbeitsmarktprobleme persön-
licher Natur von Arbeitnehmern zu lösen. Sie wur-
den nicht geschaffen, um bestimmte Aufgabenfelder 
von Kommunen, Ländern oder auch vom Bund abzu-
decken. 

Ich möchte zum Schluß noch etwas ausführlicher 
auf das 600-Millionen-DM-Sonderprogramm der 
Bundesregierung eingehen. 

Im vergangenen Monat hat sich die Bundesregie-
rung darauf verständigt, ein auf das Jahr 1998 befri-
stetes Sonderprogramm in Höhe von 600 Millionen 
DM zur Verfügung zu stellen. Die Hälfte der  

600 Millionen DM sind für arbeitsmarktpolitische 
Maßnahmen bei der Bundesanstalt für vereinigungs-
bedingte Sonderaufgaben, der Treuhand Liegen-
schaftsgesellschaft und der Bundesvermögensver-
waltung vorgesehen. Die anderen 300 Millionen DM 
sollen der allgemeinen Sachkostenfinanzierung bei 
ABM-Trägern dienen. Dadurch sollen die teilweise 
sehr hohen Schulden vor allem der Kommunen in 
den neuen Ländern sowie der freigemeinnützigen 
Träger im sozialen Bereich verringert werden. 

Die Bundesregierung beabsichtigt, das auslau-
fende Sonderprogramm des Bundes zur Eingliede-
rung von Langzeitarbeitslosen in den regulären Ar-
beitsmarkt um drei Jahre zu verlängern. Das erstmals 
1989 aufgelegte Programm hat sich in der Praxis be-
währt. Von Januar 1995 bis Ende Februar 1998 wur-
den rund 148 000 Anträge dieses Sonderprogramms 
bewilligt. Mit der Verlängerung dieses Programms, 
die auch einer Forderung der Sozialpartner ent-
spricht, schaffen wir die Möglichkeit, Langzeitar-
beitslosen auch weiterhin wirksam zu helfen. 

Daß die Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit 
einen hohen Stellenwert hat, wird auch dadurch 
deutlich, daß mit der Entscheidung über die Verlän-
gerung des Programms auch die Ausgabereste der 
vergangenen zwei Jahre in Höhe von 277 Millionen 
DM freigegeben worden sind. Damit steht im lauf en-
den  Jahr mehr als eine Milliarde DM für die Förde-
rung der Eingliederung von Langzeitarbeitslosen zur 
Verfügung. 

Ich halte die Selbstverwaltung in der Bundesan-
stalt für Arbeit für sehr wichtig. Der Staat kann nicht 
alles, vor allem nicht alles besser. Das habe ich als 
DDR-Bürger lange Zeit erfahren müssen. Selbstver-
waltung setzt auf die Erfahrung und das Engage-
ment der Betroffenen. Selbstverwaltung und Sozial-
partnerschaft sind wesentliche Grundlagen unseres 
Sozialstaates. Mehr Beschäftigung - und nur darum 
geht es letzten Endes - können wir nur erreichen, 
wenn alle mitmachen und zusammenarbeiten. 

Steffi Lemke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Die 
Arbeitsmarktpolitik der Regierung Kohl ist geschei-
tert. Fast 5 Millionen Menschen sind arbeitslos ge-
meldet, 2 Millionen befinden sich in Umschulungen 
und AB-Maßnahmen. 

Seit 1990 hat die Bundesregierung zwei Dutzend 
Änderungen beim Arbeitsförderungsgesetz (MG) 
und angrenzenden rechtlichen Regelungen vorge-
nommen. Sparpaket und Konjunkturprogramme sol-
len die Wirtschaft ankurbeln. Beschäftigungspoliti-
sche Ziele wurden mit diesen Maßnahmen jedoch 
nicht erreicht. Die Effekte am Arbeitsmarkt sind 
nicht nur gleich null, sie sind deutlich negativ. Das 
ständige „stop and go" der Bundesregierung, das im 
jüngst vom Minister Blüm vorgestellten „arbeits-
marktpolitischen Sonderprogramm Ost" gipfelt, of-
fenbart nur den konzeptionslosen Aktionismus der 
Bundesregierung. Kanzler Kohls großspurige Worte 
von der Halbierung der Arbeitslosenzahl bis zum 
Jahr 2000 waren von Anfang an peinliche Makulatur. 
Nun ist auch seine „Beschäftigungsinitiative 100 000 
Arbeitsplätze jährlich für Ostdeutschland" geschei- 
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tert. Die Bundesregierung bietet in dieser Situation 
keine wirksamen Strukturreformen an, sondern ver-
unsichert die Menschen mit Diskussionsbeiträgen 
über den Abbau des Solidarzuschlages, unfinanzier-
bare Steuersenkungen und die Streichung der Ar-
beitslosenhilfe. 

Um die Krise in den neuen Ländern zu überwin-
den, ist eine entschlossene, zukunftsorientierte Re-
formpolitik erforderlich. Dazu ist die Bonner Regie-
rungskoalition aber offenbar nicht in der Lage. Zu-
dem werden die Anstrengungen in den Ländern 
durch falsche und kurzfristig wechselnde Weichen-
stellungen der Bundesregierung belastet. Notwendig 
ist ein Langfristprogramm Aufbau Ost, in dem die 
verschiedenen Förderinstrumente und Initiativen 
konzeptionell gebündelt sind. Dieses muß über meh-
rere Jahre Bestand haben, damit Planungssicherheit 
für die Unternehmen entsteht und eine sichere Ver-
trauensbasis geschaffen wird, die eine wesentliche 
Voraussetzung für arbeitsplatzschaffende Investitio-
nen ist. 

Letztendlich kann es nicht darum gehen, jedes ein-
zelne Problem mit einem eigenen Förderprogramm 
abzudecken, sondern den Unternehmen die notwen-
digen Hilfen zu geben, ihre Probleme selbst zu lösen. 
Genauso wenig wäre es sinnvoll, auf Dauer eine 
Fülle von Sonderprogrammen Ost beizubehalten 
oder aufzulegen. Grundsätzlich sollten die Förderin-
strumente so ausgestaltet sein, daß sie in West und 
Ost anwendbar sind, allerdings für Ostdeutschland 
mit deutlich höheren Fördersätzen beziehungsweise 
mit speziell gebundenen Mitteln. 

Der Aufbau Ost erfordert langfristig einen Schwer-
punkt in der Arbeitsmarktpolitik. Öffentlich geför-
derte Beschäftigung kann zwar auch in den neuen 
Länder Massenarbeitslosigkeit nicht auffangen. Sie 
ist aber mittelfristig auf hohem Niveau unbedingt 
notwendig, um die wirtschaftlichen und sozialen Pro-
bleme in Folge der deutschen Vereinigung abzufe-
dern. Die Bundesregierung hat sich von diesem Ziel 
verabschiedet. Darüber kann auch das Wahlkampf-
bonbon „Sonderprogramm Ost" nicht hinwegtäu-
schen. Ein kurzfristiges Schönen der Arbeitsmarkt-
statistik für den Herbst ist keine Beschäftigungspoli-
tik! Auch die Projekte des zweiten Arbeitsmarktes 
brauchen verläßliche Förderinstrumente. Der Abbau 
von mehreren hunderttausend ABM-Stellen ver-
schärft die sozialen Probleme in den neuen Ländern 
durch das Ausdünnen der Betreuungsangebote. Die 
Existenz der sozialen Dienste ist dadurch vielfach in 
Frage gestellt. 

Die Bundesregierung bemerkt in ihrer Antwort auf 
unsere Große Anfrage lapidar: „Es ist jetzt Aufgabe 
der für die Förderung der sozialen Arbeit zuständi-
gen Länder und kommunalen Gebietskörperschaf-
ten, angemessene Haushaltsvorsorge zu treffen, um 
eine bedarfsgerechte Zahl von nach AFG geförder-
ten Stellen in eine ungeförderte bzw. aus den Haus-
halten der Länder und Kommunen finanzierte Be-
schäftigung zu überführen. " Wie bitte sollen die 
Kommunen diese „Haushaltsvorsorge" treffen, wenn 
die finanzielen Belastungen ständig zunehmen? Ent-
larvend ist in diesem Zusammenhang der Vorschlag  

von Minister Wissmann, die Arbeitslosenhilfe ganz 
zu streichen und die betroffenen Menschen der So-
zialhilfe der Kommunen zu überlassen. Dies können 
die Gemeinden weder im Osten noch im Westen 
Deutschlands leisten. 

Der Schwerpunkt arbeitsfördernder Maßnahmen 
muß künftig bei den kleinen und mittleren Unterneh-
men liegen, weil hier die größten Arbeitsplatzeffekte 
zu erwarten sind. Instrumente der Arbeitsförderung 
wie Lohnkostenzuschüsse müssen verstärkt mit der 
regionalen Wirtschaftsförderung verknüpft werden. 
Vordringlich ist die Stärkung von Existenzgründun-
gen und von kleinen und mittleren Unternehmen. 
Der Aufbau von Kapital-Beteiligungsmärkten und 
Infobörsen sowie verstärktes öffentliches Engage-
ment durch Beteiligungsfonds und eigenkapitalerset-
zende Kreditprogramme können dazu wesentliche 
Beiträge leisten. 

Auch beim Ausbau der Infrastruktur müssen die 
Weichen endlich in Richtung einer ökologischen, 
langfristig tragfähigen Entwicklung gestellt werden. 
Gerade in den neuen Ländern bedeutet dies einen 
klaren Schwerpunkt auf den verstärkten Ausbau der 
Schienenwege, des Öffentlichen Personenverkehrs 
und umweltfreundlicher Energieträger. Meine Frak-
tion hat hierzu ein konsistentes Programm erarbeitet, 
das die Reform des Arbeits- und Sozialrechts mit ei-
ner aktiven Arbeitsmarktpolitik verknüpft. Mit Blick 
auf die gesamtfiskalischen Kosten der Arbeitslosig-
keit, die sich allein 1996 auf fast 160 Milliarden DM 
beliefen, müssen neue arbeitsmarktpolitische Mo-
delle und Beschäftigungskonzepte möglichst gerecht 
finanziert und effizient gestaltet werden. 

Die Höhe der gesamten Aufbau-Ost-Förderung 
darf mittelfristig das derzeitige Niveau nicht unter-
schreiten. Der Solidaritätszuschlag kann erst abge-
baut werden, wenn sich die wi rtschaftlichen Verhält-
nisse in den neuen Ländern wesentlich und nachhal-
tig zum Besseren wenden. Die von der F.D.P. ange-
stachelte Debatte zur Senkung des Soli geht bei der 
momentanen wirtschaftlichen Situation in die völlig 
verkehrte Richtung. Die F.D.P. beteuert nun vor den 
sachsen-anhaltischen Wahlen zwar panikartig, daß 
sie die Transferleistungen in den Osten beibehalten 
will. Die Antwort, woher diese Gelder bei Kürzung 
des Solizuschlages kommen sollen, bleibt sie aber 
schuldig. 

Uwe Lühr (F.D.P.): Mit ihrer Anfrage erhofften sich 
die Grünen eigentlich den Beweis ihrer Thesen, die 
Koalition habe mit der auslaufenden Förderung der 
sozialen Dienste in den neuen Bundesländern eine 
beklagenswerte Unterversorgung der ostdeutschen 
Bevölkerung verursacht. 

Obwohl in den Eingangsbemerkungen zu ihrer 
Großen Anfrage richtig festgestellt wurde, daß die 
mit der deutschen Einigung auf die Kommunen über-
gegangenen Verpflichtungen für Kindergärten, Poli

-

klinken, Kulturhäuser, Ferienlager, Hilfen für Behin-
derte, für alte Menschen und junge Familien weder 
organisatorisch noch finanziell bewältigt werden 
konnten und daß in dieser Situation der drohende 
Kollaps der sozialen Dienstleistungen durch den 
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massiven Einsatz von Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men abgewendet wurde und weiter konstatiert wird 
- „in den neuen Ländern wurde die Finanzierung so-
zialer Dienstleistungen über Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen praktisch zum Regelfall" -, wird 
krampfhaft versucht, die Verantwortung für die an-
geblichen Versorgungslücken bei der Bundesregie-
rung abzuladen. 

Natürlich ist auch den Grünen bekannt, daß für die 
Instrumente der Arbeitsförderung nach wie vor gilt, 
daß es sich um Instrumente der individuellen Ar-
beitsförderung für die einzelnen Arbeitnehmer han-
delt und nicht um Instrumente zur Förderung der so-
zialen Dienste in den Kommunen. 

Ich finde, es war hervorragend, daß in den ersten 
Jahren nach der Vereinigung die Entscheidungen so 
flexibel getroffen wurden, daß die Finanzierung von 
Personalstellen bei der Freien Wohlfahrtspflege, bei 
den Freien Trägern der Jugendhilfe über Mittel des 
„zweiten Arbeitsmarktes" vorgenommen werden 
konnte, nur damit sich entsprechende Strukturen 
überhaupt bilden konnten. 

Aber für diese Instrumente gilt, daß sie der berufli-
chen Wiedereingliederung Arbeitsloser oder der Ab-
wendung von drohender Arbeitslosigkeit dienen sol-
len. Sie sollen durch ihre qualifizierende und stabili-
sierende Funktion die Chancen für die Aufnahme ei-
ner Arbeit im ersten Arbeitsmarkt verbessern. 

Nach der Aufgabenverteilung unseres Grundge-
setzes liegt die Zuständigkeit für die Ausführung der 
Sozialgesetzgebung und damit die Verantwortung 
für die sozialen Dienste bei den Ländern. Daher 
stand der Bundesregierung in wesentlichen Berei-
chen auch kein Datenmaterial zur Verfügung, das 
befriedigende Antworten auf die gestellten Fragen 
erlaubt hätte. 

Die Datenlage erlaubt aber auch nicht die Unter-
stellung, der Bund sei seiner Verantwortung in die-
sem Bereich nicht nachgekommen. Die Teilnahme 
der neuen Bundesländer am Finanzausgleich, der 
gerade in den vergangenen Tagen Gegenstand einer 
heftigen Diskussion über Schleichwege aus der Soli-
dargemeinschaft der Länder war, und darüber hin-
aus die Finanzzuweisungen des Bundes versetzen 
die neuen Länder sehr wohl in die Lage, diese Aufga-
ben selbst zu finanzieren und ihren Kommunen die 
notwendigen Finanzmittel zuzuweisen. 

Im übrigen wurden und werden die Träger der so-
zialen Dienste auch nicht unvermittelt in ungesi-
cherte finanzielle Verhältnisse entlassen. Der immer 
noch schwierige und nur langsam vorankommende 
Anpassungsprozeß in Ostdeutschland erfordert und 
erhält auch weiterhin eine nachhaltige Unterstüt-
zung, die entgegen dem, was man derzeit die Wähler 
in Sachsen-Anhalt glauben machen will, nicht verrin-
gert, sondern im Gegenteil sogar verstärkt wurde. 

Vor wenigen Wochen erst hat die Bundesregierung 
zusätzliche 600 Millionen Mark aus Bundesmitteln 
freigegeben, die für beschäftigungswirksame Maß-
nahmen verausgabt werden sollen, davon rund 
250 Millionen für die Bereitstellung von Sachkosten 
bei Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen, vor allem der 

Städte und Gemeinden in den neuen Bundesländern 
und der gemeinnützigen Träger im sozialen Bereich, 
damit diese nicht scheitern an der vorgegebenen 
mangelnden Fähigkeit der Kofinanzierung. 

Für die aktive Arbeitsmarktpolitik stehen in den 
neuen Ländern in diesem Jahr insgesamt fast 
20 Milliarden Mark zur Verfügung, das sind mehr als 
1,5 Milliarden Mark mehr als im Vorjahr. 

Allerdings unterscheiden sich diese Maßnah-
men grundsätzlich vom Modell der „sozialen Be-
triebe" der Grünen, die „die langfristige Etablie-
rung eines zusätzlichen öffentlich geförderten Be-
schäftigungssektors" fordern. OBS und PDS, ge-
rade in Rostock bekräftigt, läßt grüßen. Dabei ist 
die PDS-Position widerspruchsfreier und konse-
quenter als die der Grünen. Ohne Zweifel ist es 
richtiger, für Problemgruppen Arbeit zu finanzie-
ren als deren Dasein als Arbeitslose. Wir dürfen 
aber doch keine Arbeit im zweiten oder dritten 
Arbeitsmarkt finanzieren, die Arbeitsplätze im er-
sten Arbeitsmarkt gefährdet. 

Wer behauptet, die Politik der Deregulierung und 
Flexibilisierung und die Arbeitsmarktpolitik der Ko-
alition mit ihren „alten Instrumenten" habe keinen 
Arbeitsplatz geschaffen, verschweigt oder kennt 
nicht den Unterschied zwischen brutto und netto. 
Richtig ist, daß die Kurve der neuen wettbewerbsfä-
higen Arbeitsplätze, die in vielen innovativen Berei-
chen entstanden sind und weiter entstehen, die Ne-
gativ-Kurve noch nicht überholt hat. Richtig ist aber 
auch, daß die Daten positiv und wir auf richtigem 
Weg sind. 

Dr. Heidi Knake-Werner (PDS): Die Antwort der 
Bundesregierung auf die Große Anfrage ist ein Ar-
mutszeugnis und zeigt die Konzeptionslosigkeit ihrer 
Arbeitsförderungs- und Beschäftigungspolitik. Ihre 
Antworten machen deutlich, daß Sie Mittel der Ar-
beitsförderung immer wieder nur als Feuerwehrtopf 
mißbrauchen, statt damit sinnvolle stabile Strukturen 
zu entwickeln und eine kontinuierliche Arbeit im so-
zialen und Jugendhilfebereich zu gewährleisten. 

Bei den spannenden Fragen flüchten Sie sich in 
staatsbürgerliche Unterweisungen statt politisch ein-
zuschätzen, was sich erfolgreich und was sich defizi-
tär in bezug auf die Daseinsvorsorge der Menschen 
entwickelt. Daß eine Bundesregierung keine Ant-
wort  auf die Frage hat, ob sie das Angebot im Be-
reich der sozialen Dienste für bedarfsdeckend hält 
oder nicht, zeigt, wie wenig sie die soziale Lage der 
Menschen berührt. Und daß Sie keine Angaben dazu 
machen, wie viele Arbeitsplätze in den sozialen 
Diensten regelfinanziert und wie viele über Mittel 
der aktiven Arbeitsmarktpolitik eingerichtet werden, 
soll doch nur verdecken, daß in den neuen Bundes-
ländern inzwischen ein Großteil der soziokulturellen 
Regelaufgaben über ABM und andere arbeitsmarkt-
politische Maßnahmen aufrechterhalten werden. 
Daß dies zu unzumutbaren Diskontinuitäten bei den 
sozialen Diensten durch den permanenten Aus-
tausch der ABM-Beschäftigten führt, erkennen Sie 
selbst: „Der Aufbau kontinuierlicher Vertrauensbe-
ziehungen zu den Nutzern wird durch eine hohe 
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Fluktuation infolge befristeter Arbeitsverhältnisse er-
schwert und führt zu ständigen Neuanfängen im Hil-
feprozeß. Zudem bedeutet ein häufiger Personal-
wechsel auch zumeist eine Verschlechterung der 
Qualität zu Lasten der Nutzer" (S. 40) heißt es in der 
Antwort der Regierung. Das haben vor Ihnen auch 
schon andere gemerkt. 

Der Paritätische hat deshalb schon im Herbst 1996 
vorgeschlagen, Sondermittel des Bundes einzustel-
len, um von der Finanzierung sozialer Dienstleistun-
gen über Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen zur Re-
gelfinanzierung überzugehen. 

Die PDS hat beantragt, einen Bundesfonds zur 
„Bezuschussung von soziokulturellen Regelaufgaben 
in ostdeutschen Kommunen" zu schaffen, um im Be-
reich der kommunalen Infrastruktur Personalstellen 
im Osten auf Dauer zu sichern. Dies wäre die ange-
messene Reaktion darauf gewesen, daß vor allem die 
Kommunen die Folgen der Massenarbeitslosigkeit 
und des erhöhten Sozialhilfebedarfs ausbaden müs-
sen. Aber auf diese Vorschläge sind Sie ja nicht ein-
gegangen. 

In den Einrichtungen der sozialen Dienste werden 
Daueraufgaben wahrgenommen, die - weil sie sich 
nie rechnen werden - dauerhaft auf öffentliche För-
derung angewiesen sein werden. Das gilt nicht nur 
für die Hilfen und Angebote für Arbeitslose, sondern 
ebenso für die Schuldner- und Suchtberatung, die 
Behinderten- und Altenhilfe, die Kinder- und Ju-
gendhilfe und allen anderen Einrichtungen der so-
zialen Dienste. 

Und Ihr Verweis auf die Zuständigkeit von Län-
dern und Kommunen ist pharisäerhaft, we il  Sie für 
die nie gekannte Finanznot der Kommunen mitver-
antwortlich sind und sie weiter treiben, wie Ihre 
jüngsten Vorschläge zeigen. Selbst die Präsidentin 
des Deutschen Städtetages, Petra Roth, zeigt Ihnen 
die rote Karte und lehnt Ihre Pläne ab, die Arbeitslo-
senhilfe und Sozialhilfe zusammenzufassen und die 
Zuständigkeit allein den Kommunen zu übertragen, 
weil  „durch die neuen finanziellen Lasten das Selbst-
verwaltungsrecht der Kommunen erdrosselt würde". 
Jetzt kommt es hingegen darauf an, daß die von der 
Bundesanstalt und dem Städtetag beabsichtigte 
enge Kooperation von Arbeits- und Sozialämtern 
durchgesetzt wird. Wahlkampf macht's hoffentlich 
möglich. Aber auch durch eine bessere Zusammenar-
beit der Ämter werden keine neuen Arbeitsplätze ge-
schaffen, und die Stabilität im sozialen Bereich wird 
dadurch auch nicht gefördert. 

Nein, was wir brauchen, ist eine Verstetigung und 
eine deutliche Verbesserung der sozialen Daseins-
vorsorge, wie sie mit unserem Konzept für einen öf-
fentlich geförderten Beschäftigungssektor erreicht 
werden kann und wie es die PDS-Landtagsfraktion 
von Sachsen-Anhalt mit dem von ihr durchgesetzten 
Feststellenprogramm für die Jugendhilfe wenigstens 
in diesem wichtigen Bereich erreicht hat. 

Mit Blick auf die Wahlen machen Sie jetzt zusätzli-
che Mittel für ABM locker - Mittel, die 1997 gekürzt 
wurden und jetzt ein kurzes Strohfeuer entfachen 
sollen bis zum Wahltermin. Aber die Menschen las

-

sen sich nichts mehr vormachen, sie erkennen längst, 
daß Ihr plumpes Wahlkampfmanöver nichts mit ei-
nem bedarfsgerechten Aufbau sozialer Dienste für 
die Bevölkerung zu tun hat. 

Claudia Nolte, Bundesministerin für Fami lie, Se-
nioren, Frauen und Jugend: Die Wiedervereinigung 
Deutschlands hat in den neuen Bundesländern nicht 
nur zu Umbrüchen in der Wirtschaft und auf dem Ar-
beitsmarkt geführt, von denen fast jede Familie be-
troffen ist, sie hat auch eine Umstrukturierung der 
verschiedenen sozialen Dienstleistungen und Ein-
richtungen erfordert. 

Ein herausragendes Merkmal der sozialen Dienste 
in der DDR war ihr gesellschaftspolitischer Auftrag, 
instrumentalisiert durch den Machtapparat der SED, 
der sich auf und in alle Lebensbereiche erstreckte. 
Die Monopolisierung der Sozialen Dienste und Ein-
richtungen beispielsweise von FDJ, FDGB, Volkssoli-
darität oder von Staatsbetrieben ist hierzu nur ein 
Beleg. 

Weltanschauliche Pluralität im Bereich der Kir-
chen, der Freien Wohlfahrtspflege oder p rivater Trä-
ger - wie wir sie seit Jahrzehnten aus der alten Bun-
desrepublik als strukturelles Prinzip Sozialer Dienste 
kennen - war mit wenigen Ausnahmen wie Diakonie 
und Caritas unbekannt. 

Die katastrophalen Zustände vor allem in der sta-
tionären Altenpflege und der Behindertenbetreuung 
und die wenigen Möglichkeiten ehrenamtlicher Tä-
tigkeit oder Selbsthilfe im Sinne einer selbstbestimm-
ten Lebensgestaltung, sind Auswüchse dieser Ideolo-
gie. 

Um die notwendigen Umstrukturierungen nach 
der Wiedervereinigung durchführen zu können, die 
Sozialen Dienste also aus der politischen Bevormun-
dung zu befreien, die Strukturgrundsätze des sozia-
len Rechtsstaats im Sinne von selbstbestimmter Soli-
darität und Pluralität mit dezentralen, nach dem 
Grundsatz der Subsidiarität geordneten Verantwort-
lichkeiten aufzubauen und um vor allem den Bürge-
rinnen und Bürgern so effektiv wie möglich zu hel-
fen, hat die Bundesregierung schon im Einigungsver-
trag in Art . 32 die Grundlagen für den Auf- und Aus-
bau einer Freien Wohlfahrtspflege und einer Freien 
Jugendhilfe geschaffen. 

Konkret gehören hierzu: das Soforthilfeprogramm 
von 23 Millionen DM zum Aufbau eines flächendek-
kenden Netzes von Sozialstationen, das Sonderpro-
gramm zum Aufbau von Strukturen der Freien 
Wohlfahrtspflege und damit auch von Sozialen Dien-
sten in den neuen Bundesländern mit einem Ge-
samtvolumen von 47 Millionen DM, die Investitions-
förderung für den Erhalt und den Ausbau sozialer 
Einrichtungen aus Mitteln des Revolvingfonds der 
wegen des dringenden Bedarfs in den neuen Bun-
desländern um insgesamt 100 Millionen DM aufge-
stockt wurde. Aus Mitteln der Pflegeversicherung 
werden den neuen Bundesländern in den Jahren 
1995 bis 2002 Investitionshilfen von insgesamt 
6,4 Milliarden DM zur zügigen und nachhaltigen 
Verbesserung der Qualität der pflegerischen Versor- 
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gung der Bevölkerung und zur Anpassung an das 
Versorgungsniveau im übrigen Bundesgebiet zur 
Verfügung gestellt. 

Damit ist der Bund in dieser schwierigen Phase 
nicht nur seiner Verantwortung gerecht geworden, 
er hat zusätzlich im Bereich der Personalstellen mit 
den Mitteln des sogenannten „Zweiten Arbeits-
marktes" große finanzielle Anstrengungen unter-
nommen und geholfen. So sind seit 1993 im Bereich 
der sozialen Dienste jährlich durchschnittlich zwi-
schen 29 000 und 35 000 Personen im Rahmen von 
ABM beschäftigt worden. Hinzu kamen mit dem im 
Jahr 1993 neu geschaffenen Instrument der Lohnko-
stenzuschüsse nach § 249h AFG pro Jahr jeweils 
über 21 000 Stellen im Bereich soziale Dienste und 
Jugendhilfe. 

Die Bundesregierung hat sowohl strukturbildend 
und strukturfördernd eingegriffen als auch mit den 
Mitteln der geförderten Beschäftigung die berufli-
chen Chancen der Teilnehmer verbessert. Aber nicht 
die Projekt- oder institutionelle Förderung, die zu 
einer Ausweitung des Zweiten Arbeitsmarkts - finan-
ziert durch öffentliche Mittel - führen würde, son-
dern die begrenzte individuelle Arbeitsförderung des 
einzelnen Arbeitnehmers zur Integration in den er-
sten Arbeitsmarkt ist das primäre Ziel der unter-
schiedlichen AB-Maßnahmen. 

Daß diese Förderung zur Arbeitsaufnahme mit 
dem Aufbau der Sozialen Dienste kombiniert werden 
konnte, war in der ersten Zeit nach der Wiederverei-
nigung zwar sinnvoll und notwendig; aber die be-
grenzten Haushaltsmittel der Bundesanstalt für Ar-
beit für die ABM-Stellen und die begrenzte Kofinan-
zierungsbereitschaft insbesondere bei Maßnahmen 
nach § 249h AFG erfordern künftig ein stärkeres En-
gagement der für die Förderung der sozialen Arbeit 
zuständigen Länder und Gemeinden. 

Der Bund hat bis 1994 den neuen Bundesländern 
über den Finanzausgleich frei verfügbare Mittel in 
der Höhe von 34,6 Milliarden DM jährlich zur Ver-
fügung gestellt. Ab 1995 ist diese Summe auf 
50 Milliarden DM gestiegen, so daß durch den neu-
gestalteten Finanzausgleich in den neuen Bundes-
ländern Pro-Kopf-Ausgaben von 120 Prozent und 
Sachinvestitionen von knapp 170 Prozent des Ni-
veaus der alten Länder möglich sind. Insgesamt sind 
die neuen Länder damit in der Lage, die ihnen oblie-
genden Aufgaben kontinuierlich selbst zu finanzie-
ren. 

Diese Kontinuität, vor allem im Personalbereich, 
die durch die verschiedenen Arbeitsförderungsmaß-
nahmen nicht geleistet werden kann und die auch 
dem Sinn der Arbeitsförderung widersprechen 
würde, die aber von den Wohlfahrtsverbänden, den 
Einrichtungen der Freien Jugendhilfe und den ande-
ren Institutionen zu Recht gefordert wird, kann nur 
durch die Finanzierung über die Länder langfristig 
garantiert werden. 

Nicht nur die verfassungsmäßige Aufgabenvertei-
lung in der föderalen Struktur der Bundesrepublik 
Deutschland verlangt diesen Finanzierungsmodus; 
auch die jahrzehntelangen Erfahrungen der Sozial-

einrichtungen in den alten Bundesländern zeigen, 
daß wir mit diesem Modell gut gefahren sind. 

Die sozialen Einrichtungen haben ein primäres 
Ziel: Qualifizierte Hilfe und Unterstützung für alle 
Rat- und Hilfesuchenden. Doch qualitativ gute Ar-
beit ist nur möglich, wenn auch die Qualität der Mit-
arbeiterschaft - ob hauptamtlich oder ehrenamtlich 
aktiv - stimmt. Für Qualität und Kontinuität der Ar-
beit im Interesse der Betroffenen jetzt zu sorgen, ist 
deshalb nicht Aufgabe des Bundes, sondern der 
Länder und Kommunen. Sie müssen nun Farbe be-
kennen bei der Frage, in welchem Maße sie bereit 
sind, Soziale Dienste als eigene Aufgabe zu verste-
hen und die erforderlichen Mittel bereitzustellen. 
Diese Verantwortung kann ihnen der Bund nicht ab-
nehmen. 

Anlage 7 

Zu Protokoll gegebene Reden 
zu Tagesordnungspunkt 8 

(Anträge: Für eine wirtschaftliche und ökologische 
Alternative in den neuen Bundesländern 

Regelung von Ansprüchen und Anwartschaften 
aus zusätzlichen Versorgungen der DDR 
in einem spezifischen Versorgungssystem 

Regelung von Ansprüchen und Anwartschaften aus 
den Systemen der Altersversorgung der Deutschen 

Reichsbahn und der Deutschen Post der DDR 
Regelung von Ansprüchen und Anwartschaften auf 
Renten für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 

Gesundheits- und Sozialwesens der DDR 
Regelung von Ansprüchen und Anwartschaften 

auf berufsbezogene Zuwendungen 
von Ballettmitgliedern aus der DDR) 

Dr. Hermann Pohler (CDU/CSU): In einer beispiel-
losen Anstrengung wurde seit der deutschen Einheit 
die ostdeutsche Volkswirtschaft zur sozialen Markt-
wirtschaft umstrukturiert und dabei den Bürgern 
ohne Zweifel viel zugemutet. Bei all den damit ver-
bundenen Schwierigkeiten wurden beachtliche Er-
folge erzielt. So fanden Hunderttausende Bürger in 
den neuen Bundesländern den Mut zum Schritt in 
die Selbständigkeit. Dies führte zum Aufbau eines 
breiten Mittelstandes mit jetzt über 510000 Unter-
nehmen, davon rund 18 000 im industriellen Mittel-
stand, mit zirka 3,2 Millionen Arbeitsplätzen. Zahlrei-
che in- und ausländische Investoren und Unterneh-
men haben sich mit großem Engagement in diesen 
Prozeß eingebracht. 

Die Förderpolitik der Bundesregierung hat diese 
Entwicklung maßgeblich beeinflußt. Zur Überwin-
dung der teilungsbedingten Standortnachteile und 
zur Begleitung des Transformationsprozesses waren 
die umfangreichen Hilfen unerläßlich. Trotz dieser 
gemeinsamen finanziellen und personellen Anstren-
gungen muß festgestellt werden, daß das wirtschafts-
politische Ziel, eine leistungsfähige ostdeutsche Wi rt

-schaft aufzubauen, die aus eigener Kraft am Markt 
bestehen kann, noch nicht erreicht ist. 
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Vielmehr befindet sich der Aufbau- und Nachhol-
prozeß derzeit in einer schwierigen Lage. Die Ursa-
che dafür ist vor allem darin zu suchen, daß die Auf-
tragslage für das in den ersten Jahren des Aufbaues 
überproportional entwickelte Baugewerbe spürbar 
zurückgegangen ist und das produzierende Ge-
werbe, insbesondere der indust rielle Mittelstand, 
noch nicht in der Lage ist, die dadurch entstandene 
Lücke zu schließen. Es kann jedoch festgestellt wer-
den, daß das verarbeitende Gewerbe, das vordring-
lich in der ersten Etappe der Neuorientierung und 
des Umbaues einen schweren Stand hatte, seit 1993 
eine gute Entwicklung genommen hat. So konnte 
1997 die Produktion um knapp 9 Prozent gesteigert 
und ein Exportanteil von 15 Prozent erreicht werden. 

Auf Grund der schwachen Ausgangslage ist das 
Ergebnis dieser Entwicklung allerdings noch nicht 
ausreichend, aber es bestätigt die Richtigkeit der 
Wirtschafts- und Förderpolitik der Bundesregierung. 

Die bisherigen Instrumente der Wirtschaftsförde-
rung haben an den spezifischen Schwachpunkten 
der ostdeutschen Wirtschaft angesetzt und wurden 
wiederholt der Entwicklung angepaßt. 

Bereits 1995 hat die Bundesregierung die Förde-
rung effizienter gestaltet. So wurden zum Beispiel In-
vestitionszulagen und Sonderabschreibungen auf 
das verarbeitende Gewerbe konzentriert. Die For-
schungsförderung konnte durch bessere Koordinie-
rung zwischen Bund und Ländern sowie durch Straf-
fung der Programme effizienter gestaltet werden, 
und bei der Absatzförderung erfolgte eine schritt-
weise Konzentration auf den Expo rt . 

Im Mai 1997 wurde das Fördersystem weiter an die 
Entwicklungsfortschritte angepaßt und dabei auf 
Schlüsselbereiche, vor allem auf das produzierende 
Gewerbe und die produktionsnahen Dienstleistun-
gen, als wichtigste Wachstumsträger konzentriert. 
Wichtige Bedingung bei der Weiterentwicklung des 
Fördersystems ist, daß Kontinuität und Verläßlichkeit 
für Unternehmen und Existenzgründer gewährleistet 
werden. 

Der vorliegende Antrag der PDS zur Umgestaltung 
der Förderung wird dieser Gesamtforderung nicht ge-
recht. Hier ist vielmehr ein Rückfall in staatlichen Diri-
gismus festzustellen. Wohin das führt, wissen wir alle. 

Der Antrag wird von uns daher entsprechend der 
Empfehlung des Wirtschaftsausschusses abgelehnt. 

Renate Rennebach (SPD): Die heutige Debatte 
dreht sich um einige typische Schaufensteranträge 
der PDS. 

Sie greifen zwar mit Ihren Anträgen einige tatsäch-
liche Probleme auf, die aus der Schaffung der gesamt-
deutschen Rentenversicherung entstanden sind. Die 
Lösungsvorschläge sind jedoch in bekannter Weise 
untauglich, da Sie an die Finanzierung und Umset-
zung keine weiteren Gedanken verschwendet haben. 
Bezahlen soll im Zweifel immer der Bund, obwohl er 
nach der Finanzverfassung des Grundgesetzes gar 
nicht in allen hier diskutierten Fällen zuständig ist. 

Sie verlangen die Einrichtung eines neuen, befri-
steten Sonderversorgungssystems „eigener A rt " für 
die ehemaligen „Angehörigen der Intelligenz" - also 
unter anderem für Professoren, Ärzte, Ingenieure - 
sowie für die Begünstigten der anderen Sonder- und 
Zusatzversorgungssysteme in der DDR. Damit sollen 
frühere Versorgungszusagen bedient werden, die 
über die Beitragsbemessungsgrenze hinausgingen 
und daher durch die Rentenversicherung prinzipiell 
nicht geleistet werden können. Es soll vom Bund un-
ter Mitwirkung der neuen Länder finanziert werden. 

Die SPD hat großes Verständnis für die Unzufrie-
denheit dieser Personengruppen, die mit Recht die 
Ungleichheit zur wesentlich besseren Altersversor-
gung vergleichbarer Gruppen im Westen kritisieren. 
Dennoch müssen wir den PDS-Antrag ablehnen. 
Nach dem Einigungsvertrag und dem Renten-Über-
leitungsgesetz (RÜG) wurden diese Altersversor-
gungsansprüche auf die Systematik der gesetzlichen 
Rentenversicherung übertragen, finanziert vom 
Bund und den neuen Ländern. 

Das ist eine für die Finanzlage der neuen Länder 
sehr günstige Regelung. Nach dieser Grundsatzent-
scheidung des Einigungsprozesses kann die Begren-
zung der versicherbaren Einkommenshöhe nicht au-
ßer acht bleiben. Soweit dadurch eine Versorgung 
auf der früher zugesagten Höhe nicht möglich ist, 
wäre es Aufgabe der neuen Länder, alte Zusagen des 
bankrotten DDR-Staates zum Beispiel im Rahmen 
der Beamtenversorgung oder in einem speziellen 
Versorgungswerk zu bedienen. Es ist grundsätzlich 
auch Aufgabe der Länder, etwas für die ehemaligen 
Ballettänzerinnen und -tänzer zu tun. Das alles liegt 
außerhalb der Bundeskompetenz. 

Sie fordern ferner die Schaffung bef risteter Versor-
gungssysteme für ehemalige Beschäftigte der Reichs-
bahn und der Deutschen Post der DDR. Damit sollen 
die früheren besonderen Versorgungszusagen für 
diese Gruppen eingehalten werden. Sie wollen aber 
auch den um 50 % höheren Rentenanspruch dieser 
Beschäftigungsgruppen - auch der des Gesundheits-
wesens - bei gleicher Beitragsleistung dauerhaft wie-
derherstellen. An dieser Stelle sei daran erinnert, daß 
diese alte DDR-Regelung für Neuanträge noch bis 
Ende 1996 galt, wenn sie für die Rentenhöhe günsti-
ger war. Das aber dauerhaft zu verlängern ist nicht 
vertretbar. 

Im übrigen möchte ich die PDS fragen: Wenn Sie 
die höheren Rentensteigerungssätze bei Bahn und 
Post und im Gesundheitswesen wiederherstellen 
möchten, warum vergessen Sie dann die vierte 
Gruppe, die Beschäftigten der Rüstungsbetriebe? Die 
Werktätigen in diesen speziellen Bet rieben hatten 
doch ebenfalls den höheren Anspruch. 

Auch die SPD vertritt die berechtigten Anliegen 
der Beschäftigten der Reichsbahn und Post. In unse-
rem Gesetzentwurf vom Mai 1995 zur Novellierung 
der Rentenüberleitung haben wir rentenrechtliche 
Berücksichtigung des vollen Arbeitsentgelts im Zeit-
raum vom 1. März 1971 bis 30. Juni 1990 verlangt, 
weil Reichsbahner und Postbeschäftigte - mit weni-
gen Ausnahmen - angesichts der zugesagten Versor-
gungsansprüche keine Beiträge zur FZR gezahlt ha- 
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ben. Mit unserem Vorschlag würde das volle dama-
lige Entgelt in der Sozialversicherung berücksichtigt. 
Diese tragfähige Lösung hat die Koalitionsmehrheit 
abgelehnt. 

Dagegen sind Verfassungsklagen anhängig, die 
jetzt abgewartet werden müssen. 

Wir sind gern bereit, zu prüfen, inwieweit der Vor-
schlag der Eisenbahnergewerkschaft umsetzbar ist, der 
letztlich auf eine Finanzierung der alten Zusagen aus 
dem Verkehrshaushalt hinausläuft. Ich fürchte nur, daß 
angesichts der heruntergewirtschafteten öffentlichen 
Kassen und der nach wie vor nicht rosigen Lage der 
Bahn die Hoffnungen nicht sehr groß sein sollten. 

Die Schaufensteranträge der PDS sollten uns nicht 
ablenken von zwei Fakten: 

Erstens. Die große Mehrzahl der älteren Bürgerin-
nen und Bürger in den neuen Ländern ist mit ihren 
heutigen Renten durchaus zufrieden. In der von der 
CSU bereits kritisierten Höhe dieser Renten - vor 
allem bei den Frauen - spiegelt sich die hohe Er-
werbsquote und die Abwesenheit von Arbeitslosig-
keit zu früheren Zeiten wider. 

Zweitens. Um so mehr fürchten viele Mitbürger um 
die Zukunft ihrer Altersversorgung, wenn sie die Ren-
tengesetze und Pläne der Koalition verfolgen. Das 
Bundesarbeitsministerium verniedlicht Rentenkür-
zungen mit dem Hinweis, die Haushalte verfügten ja 
in erheblichem Umfang über andere Einkommens-
quellen . Genannt werden Betriebsrenten, Einkünfte 
aus Mieten oder auch p rivate Lebensversicherungen. 

Dies alles findet jedoch nur in den alten Ländern 
statt: 99 Prozent aller Männer und Frauen über 65 in 
den neuen Bundesländern haben als einzige Einkom-
mensquelle die gesetzliche Rentenversicherung, und 
sind daher zu Recht besorgt, wenn hier gekürzt wird. 

Es ist empörend, wenn Teile der Koalition, insbe-
sondere die CSU, immer wieder die Abkoppelung 
der Renten von der Lohnentwicklung in Ostdeutsch-
land verlangen. Für uns bleibt es dabei: Die Renten 
folgen den Nettolöhnen. Solange der Anpassungs-
prozeß bei den Löhnen in Ostdeutschland noch nicht 
abgeschlossen ist, müssen die Renten der ostdeut-
schen Lohnentwicklung folgen. 

Ein Weiteres: Heutige Rentenhöhen beruhen auf 
den Lebensläufen der Vergangenheit. Was ist eigent-
lich mit den heute über 50jährigen Frauen in Ost-
deutschland, die in den letzten acht Jahren ihre Arbeit 
verloren haben und keine Chance mehr sehen, wieder 
einen Job zu bekommen? Was ist mit deren Rentenan-
sprüchen? Diese Generation hat, wenn sie in fünf, 
zehn oder fünfzehn Jahren in Rente geht, keine ge-
schlossenen Beitragsbiographien mehr vorzuweisen. 

Deshalb brauchen wir Verbesserungen und nicht 
Verschlechterungen im Rentenrecht für die Frauen, vor 
allem bei der Berücksichtigung der Arbeitslosigkeit. 

Die Koalition hat die Probleme durch ihr Kürzungs-
paket von 1996 und durch die sogenannte Rentenre-
form des letzten Jahres erheblich verschärft. Sie be-
strafen Zeiten der Arbeitslosigkeit und belasten da-
mit vor allem die Frauen. Wir treten dagegen ein für 

Verbesserungen, die für ostdeutsche Frauen ge-
radezu existentiell wichtig sein werden. 

Wir haben zum Beispiel ein finanzierbares Modell 
einer bedarfsabhängigen sozialen Grundsicherung 
im Alter vorgelegt, damit die Menschen mit niedri-
gen Renten im Alter nicht den oft entwürdigenden 
Gang zum Sozialamt gehen müssen. 

Wir haben eine finanzierbare Entfristung der Rente 
nach Mindesteinkommen vorgelegt. Sie soll auch für 
Zeiten nach 1991 gelten. Dies ist ein gutes Angebot 
gerade für die Frauen in Ostdeutschland, die nach 
1990 sehr oft mit schlechtbezahlten Teilzeitjobs vor-
lieb nehmen mußten, damit sie überhaupt Arbeit hat-
ten. Im übrigen sind dies häufig 520-Mark-Jobs ohne 
Sozialversicherungsschutz. Auch hierzu haben wir 
wieder und wieder Initiativen vorgelegt, diese Arbeit 
endlich zu versichern. 

Diese Vorschläge liegen im vorrangigen Interesse 
der Menschen in den neuen Ländern. Darauf müssen 
die finanziellen Mittel konzentriert werden und nicht 
auf die von der PDS ständig aufgewärmten Forde-
rungen nach Wiederherstellung alter Privilegien des 
DDR-Rentenrechts. 

Jürgen Türk (F.D.P.): Ich werde mich in meinem De-
battenbeitrag auf die Anträge zu den Ansprüchen 
und Anwartschaften aus Zusatz- und Sonderversor-
gungssystemen der ehemaligen DDR konzentrieren, 
da ich diese Problematik für besonders wichtig halte. 

Nach sehr schwierigen Verhandlungen zwischen 
der Bundesregierung, den im Deutschen Bundestag 
vertretenden Koalitionsfraktionen und insbesondere 
den Landesregierungen der neuen Bundesländer ha-
ben der Deutsche Bundestag und der Bundesrat den 
Gesetzentwurf zur Änderung und Ergänzung des 
Anspruchs- und Anwartschaftsüberführungsgesetzes 
verabschiedet. 

Die insbesondere auf Druck durch die F.D.P. zu-
stande gekommene Koalitionsvereinbarung für die 
13. Legislaturpe riode, nach der Vorschläge zur Neu-
ordnung der Begrenzungsregelungen in Zusammen-
arbeit mit den neuen Ländern geprüft werden sollen, 
ist damit erfolgreich umgesetzt worden. Die F.D.P. 
hat sich zu jedem Zeitpunkt dafür eingesetzt, die 
Rentenabsenkungen getreu der Wertneutralität des 
Rentenrechts soweit als möglich zurückzuführen. 

Das jetzt Erreichte ist ein mühsam ausgehandelter 
Kompromiß, der bis an die Grenze dessen geht, was 
mit dem Koalitionspartner und den neuen Bundes-
ländern politisch und finanziell machbar war. Die 
F.D.P. wäre zu einer weitergehenden Aufhebung der 
Rentenabsenkung bereit gewesen. Dies ist aber nicht 
zuletzt auch an der harten Haltung der neuen Bun-
desländer gescheitert, die zur Übernahme weiterer 
finanzieller Lasten nicht bereit gewesen waren. 

Die Kosten für die Verbesserung des Renten-Überlei-
tungsgesetzes trägt im übrigen nicht die Rentenversi-
cherung, der sonst eine versicherungsfremde Leistung 
aufgebürdet worden wäre. Die Lasten werden vielmehr 
zwischen Bund und Ländern aufgeteilt. Die vorgenom-
mene Novellierung des Anspruchs- und Anwartschafts-
überführungsgesetzes in finanziell äußerst schwierigen 
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Zeiten ist ein beachtlicher Erfolg, den insbesondere die 
F.D.P. sich auf die Fahnen schreiben kann. 

Für unbefriedigend halten wir jedoch die Regelun-
gen für die Reichsbahner, hier wollen wir eine wei-
tere Überprüfung durchsetzen. 

Die jetzt zur Debatte stehenden Anträge der PDS 
sind in allen Ausschüssen abgelehnt worden. Mit 
Ausnahme im Ausschuß für Verkehr sind sie auch 
mit den Stimmen der SPD abgelehnt worden. Die 
Grünen kümmerten sich meist überhaupt nicht um 
die Thematik, sie fehlten. Über die PDS im Deut-
schen Bundestag wird es also nie gelingen, die For-
derungen nach Überprüfung durchzusetzen. Damit 
bleibt bei diesem Thema die F.D.P. weiterhin der bes-
sere und wichtigere Ansprechpartner, um weitere 
Überprüfungen umzusetzen. 

Dr. Heinrich L. Kolb, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Wirtschaft: Die Beschlußempfehlung 
des Ausschusses für Wi rtschaft, die nicht nur mit der 
Mehrheit der Koalition, sondern mit der Mehrheit 
von Koalition und SPD gefaßt wurde, empfiehlt zu 
Recht die Ablehnung des Antrages der PDS. Denn in 
diesem Antrag wird nicht für eine echte und diskus-
sionfähige wirtschaftliche und ökologische Alterna-
tive in den neuen Bundesländern eingetreten. Er ist 
vielmehr Zeugnis eines falschen Verständnisses wirt-
schaftlicher Zusammenhänge. Er belegt, daß auch 
nach fast acht Jahren wi rtschaftlicher Einheit der Be-
griff Marktwirtschaft für manche offenbar immer 
noch ein Fremdwort ist. 

Dabei wäre es nicht schlimm, wenn er nur ein 
Zeugnis der Unfähigkeit zur Erkenntnis und Selbst-
kritik bei der PDS wäre. Schlimm dabei ist, daß mit 
diesem Antrag versucht wird, Legenden zu st ricken 
und unerfüllbare Illusionen zu wecken. 

Legende 1: Nicht durch die Vereinigung wurde der 
Kapitalstock der Unternehmen in der ehemaligen 
DDR vernichtet, sondern umgekehrt: Weil der Kapi-
talstock der Unternehmen in der ehemaligen DDR 
aufgezehrt und verbraucht und die Infrastruktur ver-
schlissen war, hatten die Menschen die damaligen 
Verhältnisse satt und bereiteten dem unfähigen Sy-
stem ein Ende. 

Legende 2: Sie behaupten, daß die Unternehmen 
in der ehemaligen DDR eine Binnenmarktposition 
gehabt hätten. Das war ein Ergebnis der Mangelwirt-
schaft, keine echte Marktposition. 

Legende 3: Sie behaupten, daß die Osthandelsbe-
ziehungen zum großen Teil durch Lieferungen aus 
Unternehmen in den alten Ländern ersetzt wurden. 
Das ist falsch. Mit dem Zusammenbruch des RGW 
gingen alle Osthandelsbeziehungen stark zurück, 
auch für die Unternehmen in Westdeutschland. Mit 
der langsamen Erholung nimmt der Osthandel wie-
der zu, im übrigen besonders stark für Unternehmen 
in den neuen Bundesländern. So hat beispielsweise 
1997 der Export  nach Rußland mit 46,5 Prozent eine 
überproportionale Steigerung erfahren. 

Legende 4: Sie behaupten, daß ein Großteil der 
Förderung nach Westdeutschland zurückgeflossen 
sei. Das ist falsch. Denn die 510000 mittelständi

-

schen Unternehmen, die mehr als 3,2 Millionen Men-
schen Lohn und Brot in den neuen Bundesländern 
geben, sind doch dort  und nicht in Westdeutschland 
entstanden. Auch die enormen Investitionen vor al-
lem in die Infrastruktur wurden in den neuen Län-
dern getätigt. Hier befindet sich heute zum Beispiel 
das weltweit modernste Telekommunikationsnetz 
und nicht in Westdeutschland. 

Das zeigt, daß Sie ökonomische Zusammenhänge 
nicht verstehen. Das Geld für die Wirtschaftsförde-
rung ist in Ostdeutschland angekommen. Die nach 
wie vor enorm hohe Investitionsquote - 50 Prozent 
höher als im Westen - ist ein klarer Beweis dafür. 
Daß auch Investoren aus dem Westen Deutschlands 
und aus dem Ausland von der intensiven Förderung 
profitieren, ist gut so und ist auch so gewollt. Schließ-
lich kommt es auf die geschaffenen Werte und Ar-
beitsplätze an und nicht darauf, woher die investiven 
Mittel fließen. 

Wie diese wenigen Beispiele zeigen, versuchen Sie, 
den Menschen in den neuen Ländern ein falsches Bild 
der Wirklichkeit zu zeichnen. Das ist schändlich. Das 
ist insbesondere deshalb schändlich, weil es demoti-
viert, aber auch, weil es die Leistung der Menschen in 
den neuen Ländern nicht anerkennt. 

Auch die Behauptungen in Ihrem Antrag, daß je-
der zweite Bewerber um eine Lehrstelle 1997 leer 
ausgehen würde, ist falsch. Der rechnerische Aus-
gleich zwischen Bewerbern und angebotenen Aus-
bildungsstellen wurde nahezu erreicht. Übrigens 
eine große Leistung, gerade auch der neuen Unter-
nehmen in Ostdeutschland. 

Ihre Forderungen und Ihre Vorschläge sind ein 
Sammelsurium von Dingen, die einerseits notwendig 
und richtig sind und die andererseits den planwirt-
schaftlichen Muff der Vergangenheit verbreiten. 

Bei den Dingen, die notwendig und richtig sind, 
nehmen Sie nicht zur Kenntnis, daß die Bundesregie-
rung bereits gehandelt hat. So wurde, um Ihrer E rin-
nerung aufzuhelfen, das mittelfristige Förderkonzept 
für die neuen Länder vor fast einem Jahr, übrigens ge-
gen Ihre Stimmen, hier im Haus mit großer Mehrheit 
verabschiedet. Die Investitionszulage wird ab 1999 in 
der Grundförderung von 5 auf 10 Prozent erhöht, für 
kleine und mittlere Unternehmen - was mir beson-
ders am Herzen liegt - von 10 auf 20 Prozent. Damit 
werden Investitionen im verarbeitenden Gewerbe 
und in bestimmten produktionsnahen Dienstleistun-
gen bis 2004 nachhaltig unterstützt. Die Förderung 
des Handwerks und des kleinflächigen innerstädti-
schen Handels wird bis 2001 fortgeschrieben. 

Mit einem solchen Ansatz wird die Gesundung der 
Unternehmen in den neuen Ländern besser voran-
kommen als mit der Bindung von Fördermitteln an 
die Umsetzung der - und jetzt lassen Sie sich das 
Wort  bitte auf der Zunge zergehen - geplanten Wi rt

-schafts-, Sozial- und Umweltentwicklung. 

Im übrigen ist Ihr Antrag selbst in sich sehr wider-
sprüchlich. Denn zum einen fordern Sie die Beendi-
gung der kalten Enteignung von Grundstücksbesit-
zern über höhere Gebühren für Kanalisationsan-
schlüsse, Straßenbau usw. Zugleich forde rn  Sie zur 
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Finanzierung die anteilige Nutzung von Mitteln aus 
einer befristeten Abgabe auf große Geld- und Immo-
bilienvermögen der p rivaten Haushalte u. a. Was soll 
gelten? Keine Gebühren, damit Ihre Abgabe gut be-
zahlt werden kann. 

Abschließend kann man nur sagen, wenn Ihre Vor-
schläge umgesetzt würden, hätte dies allein ein Er-

gebnis, nämlich den Abbruch statt die Fortführung 
des Aufbaus Ost. Mit falschen Argumenten und wi-
dersprüchlichen Konzepten versuchen Sie, unerfüll-
bare Hoffnungen zu wecken. 

Dieses Spiel ist leicht zu durchschauen. Damit be-
stätigen Sie aber letztlich nur die Richtigkeit des von 
der Bundesregierung konsequent verfolgten Kurses. 
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